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19. Sitzung

Bonn, Donnerstag, den 28. Januar 1999

Beginn: 9.00 Uhr

Präsident Wolfgang Thierse: Ich eröffne die Sit-
zung.

(Die Abgeordneten erheben sich)

Mit Erschütterung haben wir die Nachricht von dem
äußerst schweren Erdbeben in Kolumbien aufgenom-
men, das am Montag weite Teile des Landes verheert
hat. Das ganze Ausmaß der Katastrophe ist bisher noch
nicht zu übersehen, jedoch sind nach neuesten Meldun-
gen wahrscheinlich mehr als 2 000 Menschen ums Le-
ben gekommen. Das schwere Erdbeben ließ zahlreiche
Häuser einstürzen. Unter den Trümmern werden noch
zahlreiche Opfer vermutet. Allein in der Stadt Armenia,
die in eine Ruinenlandschaft verwandelt wurde, sollen
rund drei Viertel aller Gebäude zerstört worden sein. In
mehreren Gegenden wurden Nachbeben registriert, die
die Rettungsarbeiten stark erschweren. Schwere Schä-
den an Straßen und Verkehrswegen behindern zusätzlich
den Einsatz von Rettungseinheiten. Die Europäische
Union hat bereits eine Soforthilfe von 2 Millionen DM
zugesagt.

Unser Mitgefühl gilt vor allem den Verletzten und
den Angehörigen der Opfer. Der Deutsche Bundestag
spricht dem kolumbianischen Volk, dem Parlament und
der Regierung Kolumbiens seine tiefempfundene An-
teilnahme aus. –

Nun möchte ich dem Kollegen Wieland Sorge, der
gestern seinen 60. Geburtstag feierte, im Namen des
Hauses sehr herzlich gratulieren.

(Beifall)

Die Fraktion der SPD teilt mit, daß der Kollege Rolf
Schwanitz auf seine Mitgliedschaft im Beirat beim Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen DDR verzichtet. Als Nach-
folger wird der Kollege Stephan Hilsberg vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? – Ich höre keinen
Widerspruch. Damit ist der Kollege Stephan Hilsberg
gemäß § 39 Abs. 1 des Stasi-Unterlagengesetzes in den
Beirat gewählt.

Weiterhin teilt die Fraktion der SPD mit, daß der
Kollege Günter Verheugen aus dem Rundfunkrat der

Deutschen Welle ausscheidet. Für den Rest der Amtszeit
des Rundfunkrates wird als Nachfolger der Kollege
Ludwig Stiegler vorgeschlagen. Sind Sie damit einver-
standen? – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist der
Kollege Ludwig Stiegler in den Rundfunkrat der Deut-
schen Welle gewählt.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbundene
Tagesordnung um die Ihnen in einer Zusatzpunktliste
vorliegenden Punkte zu erweitern:

         1. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der F.D.P.:
Haltung der Bundesregierung zum Notenwechsel mit
Frankreich und Großbritannien zur friedlichen Nutzung
der Kernenergie und seiner rechtlichen Bindungswir-
kung

         2. Weitere Wahl zu Gremien
Parlamentarischer Beirat der Stiftung für das sorbische
Volk – Drucksache 14/320 –

         3. Weitere Überweisung im vereinfachten Verfahren
(Ergänzung zu TOP 12)
Beratung des Antrags der Fraktionen SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Unterstützung der demokratischen
Entwicklung in Nigeria – Drucksache 14/315 –

        4. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der PDS: Sich
häufende Unfälle bei der Deutschen Bahn AG vor dem
Hintergrund unterschiedlicher Zwischenergebnisse der
Untersuchungen des Eschede-ICE-Unglücks

        5. Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. Heidi Knake-
Werner, Dr. Klaus Grehn, Monika Balt, Dr. Ruth Fuchs und
der Fraktion der PDS eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Wiederherstellung des Interessenausgleichs zwischen Ar-
beitslosen und Beitragszahlern – Interessenausgleichsgesetz
(IAG) – Drucksache 14/208 –

Des weiteren ist vereinbart worden, die Beratung des
Tagesordnungspunktes 11 – es handelt sich um die Än-
derung des Atomgesetzes – abzusetzen.

Außerdem weise ich auf nachträgliche Ausschuß-
überweisungen im Anhang zur Zusatzpunktliste hin:

Der unbehandelte Teil des Koalitionsentwurfs zum Steuer-
entlastungsgesetz (1. Beratung in der 6. Sitzung des Deut-
schen Bundestages) soll nachträglich dem Ausschuß für
Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung überwiesen
werden.
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(B)

(A) (C)

(D)

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zum Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002
– Drucksache 14/23 –
überwiesen:
Finanzausschuß (federführend)
Rechtsausschuß
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
Ausschuß für Bildung und Forschung
Ausschuß für Tourismus
Ausschuß für Kultur und Medien
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO

Die in der 17. Sitzung des Deutschen Bundestages überwie-
senen nachfolgenden Vorlagen sollen nachträglich dem Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mit-
beratung überwiesen werden.

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zur Neuregelung der geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse – Drucksache 14/280 –
überwiesen:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Innenausschuß
Sportausschuß
Rechtsausschuß
Finanzausschuß
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuß für Gesundheit
Ausschuß für Tourismus
Ausschuß für Kultur und Medien
Haushaltsausschuß

Antrag der Fraktion der CDU/CSU: Beschäftigung fördern
– soziale Sicherung verbessern – Flexibilisierung erhalten
– Drucksache 14/290 –
überwiesen:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Innenausschuß
Sportausschuß
Rechtsausschuß
Finanzauschuß
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuß für Gesundheit
Ausschuß für Tourismus
Ausschuß für Kultur und Medien
Haushaltsausschuß

Entsprechend einer interfraktionellen Vereinbarung
mache ich darauf aufmerksam, daß in der Haushaltswo-
che vom 22. Februar keine Regierungsbefragung, keine
Fragestunden und keine Aktuellen Stunden stattfinden
sollen. Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstan-
den? – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen.

Die F.D.P. hat fristgerecht beantragt, die Tagesord-
nung um die erste Beratung des von ihr eingebrachten
Entwurfs eines Integrationsförderungsgesetzes zu
erweitern. Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
Westerwelle.

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Namens der Freien Demokrati-
schen Fraktion im Deutschen Bundestag beantrage ich,
daß wir die Beratung des Integrationsförderungsgesetzes
auf Drucksache 14/296 auf die Tagesordnung setzen.

Die F.D.P. hat bereits in der letzten Woche einen Ge-
setzentwurf zur Modernisierung des Staatsangehörig-

keitsrechts zugunsten der in Deutschland geborenen
Kinder eingebracht. Wir sind der Meinung, daß der
Deutsche Bundestag diese Sitzung – es ist die letzte
Gelegenheit vor der hessischen Landtagswahl – nutzen
sollte, um auch über diesen Gesetzentwurf zu sprechen.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU – Lachen bei der SPD und
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Offengestanden bin ich ein wenig über Ihre Reaktio-
nen irritiert, aus einem einfachen Grunde: Sie von der
SPD und den Grünen kritisieren die Unterschriftenakti-
on der Union, indem Sie sagen: Das gehört nicht auf die
Straße; das gehört in das Parlament.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber hier verweigern Sie auf Grund Ihrer Mehrheit eine
Aussprache.

(Beifall bei der F.D.P.)

Die Landtage diskutieren; die Stadtparlamente disku-
tieren; an den Infoständen wird diskutiert. Die Bürgerin-
nen und Bürger berührt und bewegt dieses Thema. Auch
das erste Forum dieser Republik, der Deutsche Bundes-
tag, sollte über die Reform der Staatsangehörigkeit dis-
kutieren.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir sind deswegen der Auffassung, daß es der Öf-
fentlichkeit kaum zuzumuten und auch kaum erklärbar
ist, daß auf Grund eines Fehlers im Regierungsmanage-
ment der morgige Freitag jetzt für sitzungsfrei erklärt
wird, während in dieser Woche noch Arbeit anliegt. Das
kann man nicht erklären.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Es ist aus Sicht der Freien Demokraten falsch, daß die
Abgeordneten einen Tag früher nach Hause in ihre
Wahlkreise geschickt werden, obwohl hier Arbeit an-
liegt, obwohl ein wichtiger Gesetzentwurf vorliegt, über
den vor den Augen der deutschen Öffentlichkeit disku-
tiert werden muß.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Mit ein bißchen gutem Willen wäre es ohne weiteres
möglich, diese Debatte am heutigen Donnerstag zu füh-
ren. Dementsprechend waren die Initiativen unserer
parlamentarischen Geschäftsführung im Ältestenrat.
Dort konnte keine Einigung erzielt werden. Wir als
Minderheitsfraktion haben lediglich die Möglichkeit,
dies hier im Rahmen eines Geschäftsordnungsantrages
anzusprechen. Ein Erzwingungsrecht haben wir noch
nicht. Aber es ist im Hinblick auf die politische Kultur
kein gutes Zeichen, daß Sie eine solche Debatte im
Deutschen Bundestag verweigern.

Wir appellieren an Sie: Nehmen Sie Ihre Rolle als
Abgeordnete wahr! Diskutieren Sie vor den Augen der
Öffentlichkeit über etwas, was die Herzen und auch die
Köpfe der Menschen draußen wirklich berührt und be-
wegt! Jeder in Deutschland diskutiert mittlerweile über
das Thema doppelte Staatsangehörigkeit und über eine

Präsident Wolfgang Thierse
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Politik der Integration der in Deutschland geborenen
Kinder. Nur der Deutsche Bundestag verweigert mit sei-
ner Mehrheit eine Diskussion. Das ist nicht gut für die
politische Kultur. Deswegen ist der Antrag der Freien
Demokratischen Partei notwendig.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir werden zweifelsohne für eine Einigung mehr
Zeit brauchen als eine Debatte und eine Diskussion. Wir
werden zweifelsohne über die Parteigrenzen hinweg
noch manche Beratung brauchen. Dies kann, was Eini-
gungsmöglichkeiten angeht, sinnvollerweise erst nach
der Landtagswahl stattfinden. Aber es ist ein Fehler, den
Eindruck zu erwecken, als sei das hier irgendein ge-
schlossener Club. Der Deutsche Bundestag dient zu-
nächst einmal den Bürgerinnen und Bürgern. Die Bürge-
rinnen und Bürger wollen eine Diskussion über die Zu-
kunft der Ausländerintegration in Deutschland. Die
Mehrheit des Deutschen Bundestages sollte diese Dis-
kussion hier in diesem Hohen Hause nicht verweigern.

(Beifall bei der F.D.P.)

Präsident Wolfgang Thierse: Für die SPD-
Fraktion hat Kollege Wilhelm Schmidt das Wort.

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Westerwelle, um
es gleich vorweg zu sagen: Wir sind Ihnen dankbar da-
für, daß Sie selbst in Ihren Ausführungen sehr deutlich
darauf hingewiesen haben, daß Sie Ihren Gesetzentwurf
ausdrücklich vor der Hessen-Wahl debattieren wollten.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Wir disku-
tieren ihn ja auch!)

Damit erkennt man die Absicht und ist nicht verstimmt,
weil man von Ihnen nichts anderes erwartet hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im übrigen ist es schon sehr verwunderlich, daß uns
die Opposition in jeder Sitzungswoche neu ein Schau-
spiel dahin gehend bietet, was sie selbst als Regierungs-
fraktionen in den vergangenen 16 Jahren versäumt hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bei der heutigen Debatte über den Antrag zur Ge-
schäftsordnung betreffend das Integrationsförderungsge-
setz geht es um ein Thema, bei dem die Koalitionsfrak-
tionen der früheren Jahre es nicht nur nicht geschafft ha-
ben, sich zu einigen, sondern auch zielgerichtet ein mo-
dernes Staatsangehörigkeitsrecht zu produzieren. Sie
beharren immer noch darauf, ein Staatsangehörigkeits-
recht auf der Ebene der Gesetzgebung des Jahres 1913,
also aus der Kaiserzeit, zu setzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir sagen Ihnen dazu: Wir wollen ein anderes Staats-
angehörigkeitsrecht.

(Zurufe von der F.D.P.: Wir auch!)

Wir werden ein neues Staatsangehörigkeitsrecht zu prä-
sentieren wissen. Wir werden dies den modernen Erfor-
dernissen der heutigen Zeit und auch denen der Nach-
barländer anpassen. Wir werden diesbezüglich eine
wohlvorbereitete Debatte in diesem Hause zulassen,
Herr Westerwelle, die Sie nur nicht heute, übrigens auch
nicht morgen, sondern im Laufe des ersten Halbjahres
bekommen werden. Damit erhalten Sie ausreichend Ge-
legenheit, hier im Deutschen Bundestag über das Staats-
angehörigkeitsrecht zu sprechen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es handelt sich um den untauglichen Versuch der
F.D.P., in diesem außerordentlich sensiblen Feld Wahl-
kampf erneut auf die Spitze zu treiben und ihn hier ins
Haus zu holen, in das er zur Zeit jedenfalls nicht hinein-
gehört, um in einer Weise auf Wählerstimmenfang zu
gehen, die wir nicht mitmachen wollen und werden. Wir
meinen, gerade das Staatsangehörigkeitsrecht sollte an
der Stelle nicht in dieser Weise behandelt werden.

Ich nutze die Gelegenheit, die uns dankenswerterwei-
se gegeben ist, darauf hinzuweisen, daß wir auch die
Kampagne der CDU/CSU zum Thema der Staatsange-
hörigkeit auf das schärfste verurteilen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS – Zuruf von der CDU/CSU: Das gehört
nicht zu einem Beitrag der Geschäftsordnung!)

Wir werden – das ist Ihnen durch die öffentlichen
Ankündigungen bekanntgeworden – ein modernes
Staatsangehörigkeitsrecht schaffen, das den seit langer
Zeit hier lebenden und in Deutschland geborenen Aus-
ländern die deutsche Staatsangehörigkeit anbietet.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das ist doch nicht
zur Geschäftsordnung!)

Damit es klar ist: Auch wir fordern – wie Herr We-
sterwelle – die CDU/CSU auf, ihre Auseinandersetzung
zu dem Thema nicht auf der Straße, sondern hier im
Parlament zu führen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Zurufe von der CDU/CSU
und der F.D.P.)

Kehren Sie zurück auf Ihren Platz als parlamentarische
Opposition, und gehen Sie nicht auf die Straße!

(Beifall bei der F.D.P.)

– Das ist auch richtig. – Wir werden Ihnen dazu, wohl-
vorbereitet wie immer,

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Wie bei der
Kernenergie!)

die Gelegenheit bieten.

Um es auf den Punkt zu bringen – Sie brauchen sich
da auch gar nicht übermäßig zu echauffieren –: Wir be-
reiten den Gesetzentwurf in Ruhe vor. Wir werden ihn
hier vorlegen. Deswegen können und wollen wir heute
eine solche Debatte nicht führen. Ich füge im übrigen

Dr. Guido Westerwelle
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gleich hinzu, daß wir deswegen – das ist durchaus aus-
reichend diskutiert – am morgigen Freitag im Bundestag
keinen Sitzungstag durchführen werden. Daher bitten
wir darum, die Präsenz aufzuheben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort für die
CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Hans-Peter Repnik.

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die
Integration der auf Dauer rechtmäßig bei uns lebenden
ausländischen Mitbürger in unserer Gesellschaft ist eine
der wichtigen Fragen unserer Zeit. Die ausländischen
Mitbürgerinnen und Mitbürger sind eine Bereicherung
unserer Gesellschaft. Ihre Integration ist deshalb nicht
nur eine Notwendigkeit. Ihre Integration ist für unsere
Gesellschaft gleichzeitig auch Chance und Ziel. Was
liegt also deshalb näher, als diese Frage im Deutschen
Bundestag zu debattieren?

(Ernst Schwanhold [SPD]: Weiß das auch
Herr Stoiber?)

Doch, meine sehr verehrten Damen und Herren –
hierbei richte ich mich an die Kolleginnen und Kollegen
von der F.D.P. –, was wir brauchen, ist ein Integrations-
konzept, das nicht nur einzelne Facetten erfaßt, sondern
ein umfassendes Problemlösungsangebot macht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Regierung Schröder hat hierzu bisher nichts Sub-
stantielles beigetragen. Auch der vorliegende Entwurf –
das ist seine Schwäche, Herr Westerwelle – tut das
nicht. Die von seiten der SPD anvisierte doppelte
Staatsbürgerschaft schafft ebensowenig Integration wie
der vorgelegte Gesetzentwurf der F.D.P.

Wir haben eben vom Kollegen Schmidt gehört, daß
ein „wohlvorbereiteter“ – wie bei anderen Themen auch
– Entwurf der Regierung kommen soll.

(Zuruf von der CDU/CSU: Oje! Oje! Oje!)

Wer sich allein einmal den Sitzungsplan dieser Woche
vor Augen hält, wer berücksichtigt, daß wir den morgi-
gen Tag, wenn es nach Ihrem Antrag geht – darüber
werden wir nachher abstimmen –, sitzungsfrei stellen
müssen, weil Sie Ihren Entwurf über die Atomgesetzno-
velle nicht sorgfältig vorbereitet haben,

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Jetzt steigen
wir vorbereitet aus morgen!)

der weiß, wie diese Regierung in den letzten hundert
Tagen gearbeitet hat: schlampig auf allen Ebenen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Dies, verehrter Herr Kollege Schmidt, ist keine billi-
ge Oppositionspolemik.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Das ist die
schlichte Wahrheit!)

Wer heute einmal einen Blick in die Wochenzeitung
„Die Zeit“ wirft, in der diese hundert schlampigen Tage
der Regierung Schröder beschrieben werden, der kann
den Sachverhalt – dies ist ein Zitat aus der „Zeit“ – auf
folgende Worte bringen: „flockig reden, oberflächlich
planen und flüchtig arbeiten“. Bei all den Vorlagen von
Ihnen sind Sie bisher so verfahren, leider auch in dem
sensiblen Bereich des Ausländerrechts und der Integra-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Der Kollege Schmidt hat unsere öffentliche Aktion
angesprochen. Wir, die Union – dazu stehen wir –, ha-
ben die Themen „Integration unserer ausländischen Mit-
bürger“ und „regelmäßige Hinnahme der doppelten
Staatsangehörigkeit“ – das ist von Ihnen vorgeschlagen
worden – in die Öffentlichkeit getragen. Wir haben eine
öffentliche Diskussion in Gang gesetzt, die dort geführt
wird, wo sie hingehört, nämlich in die Mitte unserer Ge-
sellschaft.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Fragen
Sie einmal Herrn Geißler und Frau Schipanski!)

Wir müssen uns darüber im klaren sein: Wer auslän-
dische Mitbürgerinnen und Mitbürger integrieren will,
der braucht auch die Bereitschaft und Offenheit unserer
deutschen Mitbürgerinnen und Mitbürger, und deshalb
müssen wir diese Diskussion in der Gesellschaft führen
und für Integration werben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber wir müssen genauso deutlich machen, daß der
Weg, den die Koalition und die Schröder-Regierung an-
bieten, nämlich die regelmäßige Hinnahme der doppel-
ten Staatsangehörigkeit, integrationsschädlich ist. Auch
darüber müssen wir mit den Menschen reden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Unsinn!
Warten Sie doch mal ab!)

Lieber Kollege Schmidt, ich kann Ihre Sorge sehr
wohl verstehen. Es lohnt sich, einen Blick in das letzte
„Politbarometer“ zu werfen. Ich sage das, weil Sie von
ausländerfeindlichen Aktionen gesprochen haben. Zwei
Umfragedaten möchte ich Ihnen zur Kenntnis geben:
Immerhin sind im Januar 63 Prozent der Bevölkerung in
der Bundesrepublik Deutschland der Meinung, daß die
doppelte Staatsangehörigkeit ein Fehler sei, und sie leh-
nen sie deshalb ab. Das muß Ihnen doch zu denken ge-
ben.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Lassen
Sie das doch einmal unsere Sorge sein! –
Weitere Zurufe von der SPD)

– Das hat doch nichts mit „Kampagne“ zu tun.

(Widerspruch bei der SPD)

Vielmehr ist dadurch, daß wir das in die Öffentlichkeit
hineingetragen haben, den Bürgerinnen und Bürgern
überhaupt erst klargeworden, was Sie bei diesem Thema
vorhaben. Damit werden Sie natürlich konfrontiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilhelm Schmidt (Salzgitter)
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Die gleichen Befragten, von denen ja zwei Drittel die
doppelte Staatsangehörigkeit ablehnen, antworten auf
die Frage, ob die Kampagne ausländerfeindlich sei
– dies tun 75 Prozent –, die Kampagne der Union sei
nicht ausländerfeindlich. Auch dies ist doch ein Befund,
mit dem Sie leben müssen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir brau-
chen ein Integrationskonzept. Wir werden in den näch-
sten Wochen Vorlagen zur Integration und zur doppelten
Staatsangehörigkeit in das Parlament einbringen. Der
heute von der F.D.P. vorgelegte Gesetzentwurf ist zur
Lösung dieser gesamten Probleme nicht geeignet. Kein
Wort zum Thema Sprachausbildung, Schule, berufliche
Integration, Wohnumfeld, Kultur und Religion, genau-
sowenig wie von der Regierungsseite!

Deshalb halten wir das Thema heute nicht für bera-
tungsfähig. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen von
der F.D.P. um Verständnis, daß wir ihrem Antrag heute
nicht zustimmen können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: Für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hat nun Kollege Cem Özdemir
das Wort.

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der An-
trag der F.D.P. findet nicht unsere Zustimmung, weil er
zu kurz gesprungen ist. Das Optionsmodell, das die
F.D.P. vorschlägt, vergißt die entscheidende Gruppe, um
die es bei der Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes
geht:

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Darüber
können wir diskutieren!)

Zur ersten Generation sagen Sie gar nichts. Nach 30, 40
Jahren Migration, nachdem diese Generation zum Wohl-
stand dieser Republik beigetragen hat, zu ihr nichts zu
sagen, das ist nicht nur zuwenig, das ist einfach auch ei-
ne Ungerechtigkeit gegenüber Menschen, die zum
Wohlstand dieses Landes beigetragen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Wolfgang Gerhardt
[F.D.P.]: Darüber könnte man doch beraten!)

Aber mein entscheidender Kritikpunkt ist ein ganz
anderer. Das von Ihnen vorgeschlagene Optionsmodell
ist insgesamt nicht schlüssig,

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Das sei Ih-
nen ja zugestanden!)

weil es dem Anliegen – ich vermute, dem gemeinsamen
Anliegen – an einer Stelle nicht gerecht wird.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das ist nicht zur
Geschäftsordnung!)

– Sie sollten einmal zuhören; dann lernen Sie meine Ar-
gumente kennen. – Wir sind der Meinung, daß Kinder,
die bei uns geboren werden, Teil dieser Gesellschaft sein
sollen. Die CDU sagt, sie seien Ausländer und sollten

Ausländer bleiben. Sie macht sie zu Ausländern auf Le-
benszeit.

(Zustimmung beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Widerspruch bei der CDU/CSU)

Die F.D.P. sagt, Ausländer bis zum 18. Lebensjahr. Dar-
um, liebe Kolleginnen und Kollegen, bin ich der Mei-
nung, daß dieser Antrag unserer Sache nicht weiterhilft.

Sie haben klar gesagt, warum Sie den Antrag vor der
Hessen-Wahl stellen: weil es Ihnen um Wahlkampf
geht. Ich glaube, daß es der Sache auch nicht weiterhilft,
hier eine Wahlkampfshow zu machen.

Lassen Sie mich noch etwas zur Unterschriftenaktion
der Union sagen.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Nein! – Zuruf des
Abg. Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.])

– Doch, das paßt zu diesem Thema. Das paßt auch zur Ge-
schäftsordnung; keine Sorge, Herr Kollege Westerwelle.

Ich halte es für ein jämmerliches Bild, daß eine Partei
wie die Volkspartei Union es zuläßt, daß Menschen bei
dieser Unterschriftenaktion unterschreiben, denen es
nicht um die Debatte über das Staatsangehörigkeitsrecht
geht, denen es nicht um den besseren Vorschlag geht,
sondern die mit ihrer Unterschrift ausdrücken wollen,
daß es ohnehin schon zu viele Ausländer gebe; Auslän-
der gehörten raus. Diese Unterschriften sammeln Sie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der PDS – Zurufe von der
CDU/CSU)

Auf unseren Informationsständen informieren wir die
Menschen über das, was wir vorhaben. Dort fragen uns
Menschen, wo man hier gegen Ausländer, gegen Türken
unterschreiben könne. Diese Unterschriften sammeln
Sie. Sie sollten sich schämen, daß Sie dafür ein Forum
bieten. Das ist eine Schande!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der PDS)

Ich möchte ausdrücklich all diejenigen, die sich mit
uns um den besseren Vorschlag streiten, davon ausneh-
men. Die F.D.P. hat ein eigenes Konzept. Ich weiß, daß
auch manche in der Union mit dem Vorgehen ihrer Par-
teien nicht einverstanden sind. Auch die möchte ich aus-
drücklich ausnehmen. Es ist ein Streit der Gerechten,
daß man sich um eine bessere Lösung bemüht. Aber mit
Unterschriften, die gegen jede Reform des Staatsangehö-
rigkeitsrechtes gerichtet sind, fügen Sie nicht nur sich
selber Schaden zu, sondern auch unserem gemeinsamen
Land. Sie fügen dem Zusammenleben von Deutschen
und Nichtdeutschen Schaden zu: einen Schaden, den wir
wiedergutmachen müssen;

(Sigfried Hornung [CDU/CSU]: Sie? – Lachen
bei der CDU/CSU)

denn wir werden uns jetzt darum kümmern müssen, daß
die Ängste, die jetzt bei Nichtdeutschen entstanden sind,
wieder eingefangen werden.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Das ist alles nicht
zur Geschäftsordnung!)

Hans-Peter Repnik
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Wir bekommen viele Anrufe von Nichtdeutschen, die
vor dem Angst haben, was jetzt wieder passieren wird,
und auch von vielen Deutschen, die verunsichert sind.

Zum Schluß möchte ich Sie bitten, liebe Kolleginnen
und Kollegen, auch in Wahlkampfzeiten, in denen wir
uns streiten, nicht so weit zu gehen, daß wir mit Un-
wahrheiten und Teilwahrheiten arbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
PDS – Widerspruch bei der CDU/CSU)

In dieser Diskussion wird wie in kaum einer anderen mit
Unwahrheiten gearbeitet. Es wird gesagt, wer die deut-
sche Staatsangehörigkeit nach dem rotgrünen Gesetz-
entwurf bekomme, dürfe sich aussuchen, wo er Steuern
zahlt, dürfe sich jederzeit der Wehrpflicht entziehen. Es
wird auch gesagt, wer über die Grenze komme, bekom-
me sofort einen deutschen Paß.

Dies alles ist nicht richtig. Unser Gesetzentwurf
schafft bei der Einbürgerung Hürden, die zum Teil höher
als das sind, was Sie gemacht haben. Wir werden von
den Leuten das verlangen, was Sie abgeschafft haben:
Sie haben abgeschafft, daß man sich zu dieser Gesell-
schaft bekennen muß; Sie haben es abgeschafft, daß man
Deutsch können muß. Das werden wir wieder einführen.
Wir entwerfen ein Gesetz, das ausgewogen ist und das
die Ängste der Menschen ernst nimmt.

Darüber hinaus unterscheiden wir uns in einem von
Ihnen: Wir entwerfen ein Gesetz, das aus Ausländern
Inländer macht. Sie wollen Ausländer, wir wollen Inlän-
der. Das ist der Hauptunterschied zwischen uns. Ich for-
dere Sie von der F.D.P. auf: Machen Sie bei unserem
Gesetzentwurf mit!

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Lassen Sie
uns jetzt in die Sachdebatte eintreten!)

Kommen Sie zu unserer ursprünglichen Position zu-
rück!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man sollte es viel-
leicht noch einmal sagen, weil viele es nicht mehr wis-
sen: Die ursprüngliche Position der F.D.P. war ein Ge-
setzentwurf von Frau Schmalz-Jacobsen, mit dem die
Hinnahme der doppelten Staatsbürgerschaft zugelassen
werden sollte. Genau das haben wir umgesetzt. Bitte,
machen Sie mit! Helfen Sie uns, die Mehrheit der Be-
völkerung von der Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts zu überzeugen!

Danke sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort für die
PDS-Fraktion hat Kollege Roland Claus.

Roland Claus (PDS): Herr Präsident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir können es uns nicht
so leicht wie meine Vorredner machen. Wenn es einen
Beweis dafür gibt, wie notwendig diese Diskussion ist,

dann war es das, was meine Vorredner abgeliefert ha-
ben,

(Beifall bei Abgeordneten der PDS sowie bei
der F.D.P.)

weil sie – zumindest nach meinem Empfinden – aus-
drücklich in der Sache argumentiert haben.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.)

Meine Damen und Herren von der F.D.P.-Fraktion,
wir lehnen Ihren Gesetzentwurf grundsätzlich ab. Ich
darf Ihnen aber in der Geschäftsordnungsdebatte nicht
sagen, warum wir das tun.

(Beifall des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS])

Aber: Trotz dieser erheblichen Differenzen in der Sache
– darum geht es dem Kollegen Westerwelle zunächst
nicht.

An die Adresse der F.D.P. will ich aber auch sagen:
Unser Wohlwollen wäre bedeutend größer gewesen,
wenn Sie diesen Antrag eine klitzekleine Wahlperiode
früher gestellt hätten.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Lassen Sie uns doch nun einmal überlegen, was für
den F.D.P.-Antrag sprechen könnte. Bei aller inhaltli-
chen Differenz meine ich: Darüber reden müßten wir
schon.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der F.D.P.)

Die Koalition hat als erstes die Gesellschaft wirklich
berührendes, weil veränderndes Projekt die Reform des
Staatsbürgerschaftsrechtes angekündigt. Daraufhin und,
wie gesagt, noch bevor ein Gesetzentwurf vorliegt, hat
sich die CDU unter dem Druck der CSU zu dieser unse-
ligen Unterschriftenaktion entschlossen und hat überall
etwas trotzig gesagt: Die Straße ist unser.

Ich will Ihnen eines sagen: Nicht dieser F.D.P.-
Antrag spaltet das Parlament, sondern die in ihrer gesell-
schaftlichen Wirkung verheerende CDU/CSU-Aktion.

(Beifall bei der PDS)

Darüber zu reden – mehr nicht – wird durch den Ge-
schäftsordnungsantrag der F.D.P. verlangt.

Was macht die Bundesregierung in dieser Situation?
Sie sagt, sie „hätte bald fertig“. Sie „hat“ schon alles
Mögliche „fertig“, nur nicht dieses Gesetz. Obwohl in
der Sache vieles gegen den F.D.P.-Antrag spricht, haben
wir uns entschlossen, einer Aufsetzung auf die Tages-
ordnung zuzustimmen. Es hat der Regierungsarbeit noch
immer genützt, es hat sie auch beschleunigt und mei-
stens auch qualifiziert, wenn vor dem Einbringen eines
Gesetzentwurfs der Regierung bereits ein Entwurf der
Opposition das parlamentarische Gesetzgebungsverfah-
ren passiert hat.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der PDS)

Cem Özdemir
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Präsident Wolfgang Thierse: Wir kommen zur
Abstimmung. Wer stimmt für den Aufsetzungsantrag
der F.D.P.? – Wer stimmt dagegen? – Der Antrag ist mit
den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU/CSU und
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von F.D.P. und PDS abgelehnt.

Die F.D.P.-Fraktion hat eine Unterbrechung der Sit-
zung und eine Sitzung des Ältestenrates beantragt. Ich
unterbreche damit die Sitzung für 15 Minuten.

(Unterbrechung von 9.29 bis 9.49 Uhr)

Präsident Wolfgang Thierse: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, die Sitzung wird fortgesetzt.

Durch die Absetzung des Tagesordnungspunktes 11,
die Behandlung der Atomrechtsnovelle, sieht die Tages-
ordnung für morgen keine Beratungspunkte vor.

Die F.D.P.-Fraktion möchte eine förmliche Abstim-
mung zu der Frage, ob die Präsenzpflicht für morgen
aufgehoben werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag der
F.D.P. zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich der
Stimme? – Der Antrag der F.D.P., die Präsenzpflicht
nicht aufzuheben, ist gegen die Stimmen von SPD-
Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen bei mehrheitlicher
Stimmenthaltung der CDU/CSU-Fraktion und Stimm-
enthaltung der PDS-Fraktion abgelehnt worden.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 3:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Bericht der Bundesregierung über die Be-
schäftigung Schwerbehinderter im öffentli-
chen Dienst
– Drucksache 14/232 –

 Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Innenausschuß
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. – Ich höre keinen
Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Kollege
Karl-Hermann Haack, SPD-Fraktion, Behindertenbe-
auftragter der Bundesregierung.

Karl-Hermann Haack (Extertal) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist
das erste Mal, daß wir in der 14. Legislaturperiode ein
solches Thema in diesem Hause behandeln: die Be-
schäftigungssituation Schwerbehinderter in unserer Ge-
sellschaft. Es liegt der Bericht der alten Bundesregie-
rung zur Beschäftigung Schwerbehinderter im öffentli-
chen Dienst vor. Dies ist gewissermaßen ein Teilaus-
schnitt aus der Gesamtsituation der Beschäftigten in un-
serer Gesellschaft.

Dieser Bericht gibt uns eine Menge statistischer Infor-
mationen zum Stand der Beschäftigung, aber auch zu den
Bemühungen zur Integration Behinderter in unserer Ge-
sellschaft. Dieser Bericht ist auch ein Abbild der Integra-
tionsfähigkeit des Sozialstaates Bundesrepublik Deutsch-
land. Auch zeigt er die Defizite auf, die in diesem Bereich
durch politisches Handeln noch aufzulösen sind.

Ich möchte in diesem Zusammenhang, wenn wir sol-
che Berichte als Abbild der Integrationsfähigkeit von Be-
hinderten in unserer Gesellschaft sehen, darauf hinweisen,
daß wir in diesem Jahr am 24. Mai im Rahmen eines
Staatsaktes unserer Staatsgründung vor 50 Jahren und der
Tatsache gedenken, daß in der verfassunggebenden Ver-
sammlung von 1949 die Aufnahme des Sozialstaatsgebo-
tes in das Grundgesetz beschlossen wurde. Dieses Sozial-
staatsgebot ist 1993 durch eine Erweiterung des Art. 3 un-
seres Grundgesetzes ergänzt worden, daß niemand wegen
seiner Behinderung in unserer Gesellschaft benachteiligt
werden darf. Damit hat dieses Parlament für die 14. Le-
gislaturperiode den Auftrag, die Integration behinderter
Menschen, behinderter Frauen und Männer, Jugendlicher
und Kinder, weiter voranzutreiben.

Zunächst einmal ist festzuhalten – hier wende ich
mich an den früheren Bundesarbeitsminister Norbert
Blüm –, daß dieser Bericht ausweist, daß die Bundesbe-
hörden, besonders das Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung, in hervorragender Weise die
Pflichtquote erfüllt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Das will ich hier ausdrücklich sagen, weil wir in den
vorangegangenen Debatten immer feststellen und den
Satz des früheren Bundesarbeitsministers unterstreichen
konnten, daß die öffentliche Hand in dieser Hinsicht
eine Vorbildfunktion zu erfüllen hat.

Wenn ich dieses Lob ausspreche, dann will ich aber
auch nicht verschweigen, daß es in der letzten Legisla-
turperiode zu gravierenden Verschlechterungen der ma-
teriellen Situation der Behinderten gekommen ist und
daß wir uns vorgenommen haben, in dieser Legislatur-
periode hierzu etwas Neues zu machen, das heißt, diesen
Trend umzukehren.

(Beifall bei der SPD)

Ich widme mich nun den Einzelheiten des Berichtes.
Nachdem ich den früheren Bundesarbeitsminister gelobt
habe, will ich generell feststellen, daß der Bericht aus-
weist, daß wir in einer unbefriedigenden Situation leben.

Präsident Wolfgang Thierse: Herr Kollege Haack,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Ilja Sei-
fert, PDS-Fraktion?

Karl-Hermann Haack (Extertal) (SPD): Ja. Nur zu!

Dr. Ilja Seifert (PDS): Herr Kollege Haack, mit
Freude höre ich, daß Sie beabsichtigen, die Situation
von Menschen mit Behinderungen in dieser Legislatur-
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periode entscheidend zu verbessern. Heißt das, daß Sie
wirklich Nachteilsausgleiche einführen wollen, die sub-
stantiellen Charakter in Richtung selbstbestimmtes Le-
ben haben? Dann würde ich mich freuen, wenn Sie hier
einige Eckpunkte nennen könnten.

Karl-Hermann Haack (Extertal) (SPD): Wir haben
in unserer Koalitionsvereinbarung vier Punkte definiert,
die wir abarbeiten wollen.

Der erste Punkt bezieht sich auf das Sozialgesetz-
buch IX. Hierbei werden wir die Frage zu diskutieren
haben, inwieweit es ein Entweder-Oder oder ein So-
wohl-Als-Auch geben soll. Sie wissen, daß es in der De-
batte um die zukünftige Situation von Behinderten zwei
unterschiedliche Auffassungen gibt, die zur Zeit sehr
energisch und intensiv diskutiert werden. Die eine Seite
hat sich mit der Tatsache auseinanderzusetzen, daß sie,
gebunden an ihre traditionellen Werke wie Caritas und
Diakonie, zu hören bekommt: Behinderte sind in diesen
Einrichtungen mehr Objekt als Subjekt. Zum anderen
sagt die Arbeitsgemeinschaft „Selbstbestimmtes Leben“,
der Sie ja zuneigen: Der Behinderte muß von seiner ge-
sellschaftlichen Situation, Objekt von Betreuung zu sein,
„erlöst“ werden, und man muß eine emanzipatorische
Behindertenpolitik betreiben, das heißt Formen selbstbe-
stimmten Lebens entwickeln.

In Vorbereitung der Änderung des Sozialgesetzbu-
ches IX haben wir vor einigen Tagen mit dem Vorstand
der „Lebenshilfe“ die Frage diskutiert, ob dort Wahl-
freiheiten mit hineingenommen werden könnten. Damit
könnte beispielsweise ein benachteiligter Mensch selbst
oder in partnerschaftlicher Beratung entscheiden, ob er
in eine Werkstätte für Behinderte geht oder ob er die
Assistenz von Integrationsfachdiensten und von Integra-
tionsfirmen in Anspruch nimmt und in der Arbeitswelt
ein selbstbestimmtes Leben führt.

Wir werden also gewissermaßen eine Brücke bauen
zwischen früheren traditionellen Einrichtungen be-
schützten Arbeitens und dem ersten Arbeitsmarkt, so
daß der benachteiligte Mensch seine Situation selbst be-
stimmen kann. Wir sind auf dem Weg hierzu und wer-
den uns bei der Konzipierung des Sozialgesetzbuches IX
intensiv darauf einzurichten haben.

Des weiteren – um den zweiten Punkt zu sagen, der
mich sehr beeindruckt hat – hat die „Lebenshilfe“ vor-
geschlagen, eine Wahlfreiheit dahingehend zu schaffen,
daß ein Mensch mit Benachteiligungen im Leistungsge-
schehen entweder die traditionelle Sozialbürokratie in
Anspruch nimmt oder, nach Prüfung dem holländischen
Modell folgend, gewissermaßen über ein Budget verfügt
und selbst die Leistungen „einkaufen“ kann, die er für
nötig hält.

Sie sehen also, daß wir auf dem Wege sind, einen
Kompromiß zwischen den unterschiedlichen Auffassun-
gen zu finden. In meiner Position als Beauftragter der
Bundesregierung für die Belange der Behinderten sage
ich: Ich will einen Beitrag zur Integration leisten. Ich
will keine Situation des Entweder-Oder, sondern eine
Situation des Sowohl-Als-Auch befördern. – Dies ist
meine Antwort auf Ihre Frage.

Präsident Wolfgang Thierse: Der Kollege Seifert
möchte eine Nachfrage stellen.

Karl-Hermann Haack (Extertal) (SPD): Bitte sehr.

Dr. Ilja Seifert (PDS): Herr Kollege Haack, es war
sehr interessant zu hören, daß Sie mit den Behinderten-
verbänden und insbesondere mit der „Lebenshilfe“ re-
den. Vielleicht reden Sie mit den anderen Verbänden
auch noch etwas öfter.

Konkrete Nachfrage: Haben Sie eine zeitliche Vor-
stellung, wann Sie das, was Sie jetzt gesagt haben, als
Antrag oder Gesetzentwurf vorlegen, über den wir dann
wirklich reden können und über den auch in der Öffent-
lichkeit geredet werden kann?

Karl-Hermann Haack (Extertal) (SPD): Am 3. De-
zember letzten Jahres habe ich anläßlich des Weltbehin-
dertentages folgendes gesagt:

Im Koalitionsvertrag stehen vier Punkte. Das erste ist
die medizinische, soziale und berufliche Rehabilitati-
on unter dem Stichwort Eingliederung von Menschen
mit Benachteiligungen in unserer Gesellschaft. Zweitens
müssen wir uns in dieser Legislaturperiode über die Ar-
beitsplatzsituation dieser gesellschaftlich benachteilig-
ten Gruppe unterhalten. Insoweit haben wir zum Bei-
spiel darauf hingewirkt, daß in dem 100 000-Plätze-
Programm für Jugendliche insbesondere Jugendliche mit
Benachteiligungen berücksichtigt werden. Dies ist eine
ganz konkrete Aufgabenstellung, die die örtlichen Ar-
beitsämter abzuarbeiten haben. Ich kann die Kolleginnen
und Kollegen des Hauses nur bitten, zu kontrollieren, ob
die Arbeitsämter das auch tun.

Der dritte Punkt, über den wir uns zu unterhalten ha-
ben, betrifft ein Gleichstellungsgesetz. Hier nehme ich
zunächst einmal zur Kenntnis, daß die Kollegin Stolter-
foht in Hessen mit ihrem Gesetzesentwurf gescheitert
ist, und zwar im eigenen Kabinett. Man muß prüfen,
woran das gelegen hat.

Der vierte Punkt ist die Gebärdensprachprüfung.
Diesem Hause hat im letzten Jahr ein Antrag vorgele-
gen, der dann abschlägig beschieden worden ist. Auch
da werden wir auf der Basis dessen, was dieses Parla-
ment wollte, weiterarbeiten müssen. Ich habe versucht,
für diese Debatte eine Gebärdendolmetscherin zu enga-
gieren. Das ist aber unter Hinweis auf die Beschlußlage
des vergangenen Jahres abgelehnt worden. Wir müssen
uns überlegen, wie wir dieses Problem im Berliner Par-
lament lösen. Ich halte das für wichtig.

Sie sehen: Wir sind auf einem guten Wege. Sie sind
herzlich eingeladen, uns mit Ihrer Fachkompetenz kri-
tisch zu begleiten. Ich glaube, daß wir dann noch etwas
von Ihnen lernen können.

Ich fahre fort in dem Bericht. Die Quote der Beschäf-
tigung von Behinderten ist im öffentlichen Dienst ins-
gesamt sehr schlecht. Im öffentlichen Dienst der Bun-
desländer sind wir bei 5,2 Prozent angelangt; bei den
privaten Arbeitgebern sind es 3,4 Prozent. Es gibt aber

Dr. Ilja Seifert
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gewaltige Ausreißer. Ich möchte hier feststellen, daß
man über den früheren Ministerpräsidenten des Saarlan-
des und heutigen Bundesfinanzminister eine positive
Aussage machen kann: Das Saarland hat eine vorbildli-
che Beschäftigungsquote von 7,3 Prozent.

(Beifall bei der SPD)

Das Schlußlicht bilden Bayern mit 4,8 Prozent

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)

und Sachsen mit 3,8 Prozent. Ich habe die Bitte an die
Kolleginnen und Kollegen aus Sachsen und Bayern, daß
sie mit ihren Landesregierungen da entsprechend nach-
arbeiten.

(Susanne Kastner [SPD]: Sehr richtig!)

Das bedeutet: Wir dürfen die Arbeitsmarktsituation
dieser Bevölkerungsgruppe nicht aus dem Auge verlie-
ren. Ich betone ausdrücklich, daß – quer durch die Frak-
tionen – die Feststellung gilt: Die Pflichtquote ist eine
Mindestquote; sie ist der unterste Level und nicht das
Optimum. Um das zu erreichen, was wir uns vorstellen,
muß noch mehr getan werden.

Bedauerlicherweise ist, wenn man die Einstellungs-
quoten und die Abgangsquoten betrachtet, festzustellen,
daß beim Ausscheiden älterer Mitarbeiter in den Firmen
oder in den öffentlichen Einrichtungen nicht die Chance
genutzt wird, Behinderte einzustellen. Da steht das Ko-
stenargument im Vordergrund. Es wird gesagt, die Be-
hinderten seien zu teuer und man könne das nicht ma-
chen. Das Ganze müßte flexibler gehandhabt werden.

Die Antwort auf diese Argumentation findet sich in
dem vierten Bericht der Bundesregierung. Dort wird
dargestellt, was durch die Integrationsfachdienste, die
angeboten werden, durch die finanziellen Leistungen,
die von den Hauptfürsorgestellen erbracht werden, und
die Beratungsdienste der Hauptfürsorgestellen erreicht
wird. Das zeigt, daß die Argumentation unzutreffend ist.
Da, wo Hauptfürsorgestellen angesprochen werden, sind
meistens sehr gute Einstellungsquoten nachzuweisen.

Die Beschäftigungsquote wird in den nächsten Jah-
ren erhöht werden müssen. Wir werden dem vierten
Bericht der Bundesregierung folgen. Wir wollen die
Integrationsfachdienste ausbauen, um zu erreichen, daß
gewissermaßen eine spezielle Arbeitsvermittlung für
diesen Teil der benachteiligten Bevölkerungsgruppen
eingerichtet wird. Insofern meine ich, daß es nur eine
zynische und faule Ausrede ist, wenn man sich darauf
zurückzieht, daß die Vermittlung und die Beschäfti-
gung von behinderten Menschen in unserer Gesell-
schaft zu bürokratisch organisiert und zu teuer sei. Man
muß sich da nur um die entsprechenden Fachdienste
kümmern. Dann wird man feststellen, daß dies nicht
der Fall ist.

Wir leben darüber hinaus in einer Umbruchsituation,
die eben durch die Nachfrage des Kollegen Seifert noch
einmal deutlich gemacht worden ist. Viele behinderte
Menschen in unserer Gesellschaft möchten nicht mehr in
Werkstätten für Behinderte, die klassische Form der Be-
schäftigung, gehen, sondern einen Weg finden, in den
ersten Arbeitsmarkt zu gelangen. Hier werden wir auch

die Integrationsfachdienste auffordern müssen, diesem
Rechnung zu tragen. Dazu gibt es eine Menge Modell-
versuche.

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Die in
unserer Regierung begonnen wurden!)

Ich führe gerade Gespräche darüber, diese Modellversu-
che – weil jetzt erkennbar wird, daß sie positiv sind –
vorzeitig zu beenden mit der Zielsetzung, im Jahre 2000
auf der Basis dieser Modellversuche einen Akzent zu
setzen und die Erfahrungen umzusetzen.

Ich möchte noch einmal auf die vier wichtigen Punkte
hinweisen, die für die Arbeit dieser Koalition und der
neuen Bundesregierung bedeutsam sind. Erstens. Wir
werden auf der Basis von Art. 3 des Grundgesetzes –
Benachteiligungsverbot für behinderte Menschen in un-
serer Gesellschaft – ein Gleichstellungsgesetz vorlegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dieses Gleichstellungsgesetz wird mit 16 Bundesländern
abzustimmen sein. Da wird ein gewaltiges Stück Arbeit
auf uns zukommen. Als Beauftragter der Bundesregie-
rung für die Belange der Behinderten verschaffe ich mir
zur Zeit eine Übersicht über die Rechtslage auf diesem
Gebiet. Die neuen Bundesländer erarbeiten bereits ent-
sprechende Gesetzentwürfe. Ich will versuchen, die Zu-
sammenarbeit in diesem Bereich so zu organisieren, daß
wir noch in dieser Legislaturperiode ein Gleichstel-
lungsgesetz verabschieden können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zweitens. Im Rahmen des SGB IX, also der Neuord-
nung des Schwerbehindertenrechts und des Rehabilitati-
onsrechts, wollen wir erreichen, daß auch emanzipato-
rische Ansätze, wie sie zur Zeit von Behindertenorgani-
sationen vorgetragen werden, ihren Niederschlag finden.
Ich habe das eben an zwei Beispielen erläutert.

Zum einen möchte ich eine Wahlfreiheit für behin-
derte Menschen sicherstellen. Das heißt, daß sie sich
entscheiden können, entweder in eine geschützte Werk-
statt zu gehen oder über eine Brücke in den ersten Ar-
beitsmarkt zu gehen und unter Inanspruchnahme von
Assistenz selbstbestimmt zu leben und zu arbeiten. Das
ist ein großer Wunsch, der mir auch gestern wieder von
einer Besuchergruppe aus Bethel vorgetragen worden
ist. Sie hat gesagt: Wir möchten nicht mehr in den ge-
schützten Werkstätten sein, sondern mit entsprechenden
Hilfen der Hauptfürsorgestelle in Bielefeld arbeiten. An
dem Punkt müssen wir ein Wahlrecht schaffen.

Zum anderen muß im Rahmen dieses Gesetzes fol-
gende Frage erörtert und entschieden werden: Können
wir Menschen mit Behinderungen die Wahlfreiheit ge-
ben, entweder direkt Fachdienste und andere Hilfen in
Anspruch zu nehmen oder – nach dem holländischen
Modell – ein Budget zu erhalten, mit dem sie selbst ent-
scheiden können, welche Art von Hilfe sie in Anspruch
nehmen wollen? In Holland läuft das sehr gut. Ich werde
mir das dort ansehen und dann die Kolleginnen und
Kollegen hier bitten, sich mit dieser Frage auseinander-
zusetzen.

Karl-Hermann Haack (Extertal)
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Drittens. Die Frage der Arbeitslosigkeit in diesem Be-
reich habe ich bereits hinreichend erörtert.

Viertens. Bei der Einführung der Gebärdensprache
gibt es unterschiedliche Konzeptionen. Ich war vor An-
tritt meines Amtes der Auffassung – in einer etwas ober-
flächlichen Befassung mit diesem Problem; das will ich
hier gerne sagen –, Gebärdensprache sei international.
Ich mußte feststellen: Gebärdensprache ist national.

In dem Zusammenhang gibt es einen zweiten Kon-
flikt. Einem Kind sollte man, wenn es dazu in der Lage
ist, sehr früh die Lautsprache beibringen und nicht die
Gebärdensprache. Eventuell muß es beide erlernen. In
Frankreich gibt es Formen der bilingualen Erziehung,
das heißt, die Kinder erlernen sowohl die Laut- als auch
die Gebärdensprache.

Wir haben zu diesem Punkt in der letzten Legislatur-
periode unterschiedliche Anträge vorgelegt. Ich möchte
Sie bitten, zu akzeptieren, daß zunächst eine fachwissen-
schaftliche Erörterung stattfinden muß, bevor wir be-
sondere Gesetze machen. Ich bin nämlich fest davon
überzeugt, daß wir die fachwissenschaftliche Auseinan-
dersetzung nicht führen können.

Die Ministerpräsidentenkonferenz der Länder hat an-
gekündigt, im Sommer 1999 einen umfassenden Bericht
zu diesem Thema vorzulegen. Auf der Basis dieses Be-
richtes werden wir dann versuchen, ein Gesetz auf den
Weg zu bringen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wün-
sche mir, daß wir in dieser Legislaturperiode vor dem
Hintergrund des Sozialstaatsgebots Art. 3 konkretisieren
und die Benachteiligung von behinderten Menschen in
unserer Gesellschaft nicht länger zulassen. Die Tatsache,
daß die Bundesrepublik Deutschland dieses Jahr 50 Jah-
re alt wird, sollten wir zum Anlaß nehmen, etwas für die
Benachteiligten in unserer Gesellschaft zu tun.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun die
Kollegin Claudia Nolte, CDU/CSU-Fraktion.

Claudia Nolte (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir können
feststellen, daß der diesjährige Bericht über die Be-
schäftigung Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst in
der Kontinuität der letzten Jahre steht und eine im Ver-
gleich zu den Vorjahren fast unveränderte Situation wi-
derspiegelt.

Der Bund erfüllt die gesetzliche Vorgabe mit deutlich
über 6 Prozent. Beim Bund, also bei allen obersten Bun-
desbehörden und nachgeordneten Dienststellen, liegt die
Beschäftigung Schwerbehinderter bei 6,7 Prozent. Ich
finde schon, das ist eine erfreuliche Tatsache; denn das
ist keine Selbstverständlichkeit. So etwas kommt nicht
von alleine, sondern es sind viele Bemühungen unter-
nommen worden, um diesen Stand zu erreichen.

Dann kommt aber auch schon das Aber; dieses Aber
wird durch diesen Bericht auch deutlich. Keine Frage,
wir hatten im öffentlichen Dienst in den letzten Jahren
einen erheblichen Stellenabbau, also weniger Arbeits-
plätze im öffentlichen Dienst und damit sicherlich auch
weniger mit Behinderten zu besetzende Arbeitsplätze.
Die Zahl der Arbeitsplätze aber, die tatsächlich mit
Schwerbehinderten besetzt worden sind, ist deutlicher
zurückgegangen als die Zahl der zu besetzenden Ar-
beitsplätze.

Die Ursache dafür ist vor allen Dingen in der gerin-
gen Neueinstellung zu suchen. Wir haben bei den Neu-
einstellungen eine Schwerbehindertenquote von nur 3
Prozent. Daraus ergibt sich dann natürlich auch ein ne-
gatives Verhältnis von Neueinstellungen bzw. neu in
den Grad der Schwerbehinderten aufgenommenen Be-
schäftigten zu den Abgängen von Schwerbehinderten im
öffentlichen Dienst. Das ist ein krasses Mißverhältnis,
was über die Zeit ganz zwangsläufig zum Abbau der
Schwerbehindertenquote beitragen wird. Das heißt, wir
haben eine Neueinstellungsquote von Behinderten, die
weit unter der liegt, die zur Erfüllung der Beschäfti-
gungsquote langfristig notwendig ist.

(Zuruf von der SPD: Woran liegt das wohl?)

Man darf ja auch nicht vergessen, daß der Hauptteil
an Neuzugängen im öffentlichen Dienst bei Schwerbe-
hinderten diejenigen sind, die schon Beschäftigte sind
und neu eingestuft werden, nicht aber direkt Neuein-
stellungen. Das heißt, daß Außenstehende kaum eine
Chance haben, in ein Beschäftigungsverhältnis zu ge-
langen. Das bedeutet, daß trotz der guten Bilanz An-
strengungen unternommen werden müssen, um die Ab-
gänge von Schwerbehinderten durch ausreichende Neu-
einstellungen zu kompensieren.

Ich hätte mich gefreut, Herr Haack, wenn wir über Ih-
re Vorstellungen, wie das geschehen soll, etwas mehr
gehört hätten. Mein Kollege Franz Romer wird darauf
eingehen.

(Peter Dreßen [SPD]: Was haben Sie denn
getan?)

Sie wissen doch: Wir haben in den Jahren 1991, 1992
und 1993 viele Beschlüsse gefaßt, damit wir heute über-
haupt diese Beschäftigungsquote von 6,7 Prozent errei-
chen, Herr Kollege. Sie sind natürlich jetzt in der
Pflicht, diesen Stand zu halten. Deswegen wäre es inter-
essant zu erfahren, welche konkreten Vorstellungen Sie
haben, wie Sie das sicherstellen wollen.

(Karl-Hermann Haack [Extertal] [SPD]:
Schön, daß wir welche haben, nicht?)

– Ich habe Sie gefragt. Sie haben da wenig genannt.

Meine Damen und Herren, wenn sich beim Bund
schon ein ungünstiger Trend zeigt, so ist es noch unbe-
friedigender, daß sich die Situation in den Ländern und
Kommunen doch noch deutlich schlechter darstellt. Ei-
ne Behindertenquote von 5,2 Prozent bei den öffentli-
chen Arbeitgebern von Bund, Ländern und Kommunen
zusammen und von nur 4,6 Prozent bei den obersten
Landesbehörden bleibt ganz klar hinter den gesetzlichen
Vorgaben zurück.

Karl-Hermann Haack (Extertal)
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Herr Haack, da nützt es nichts, wenn Sie hier eine
selektive Betrachtungsweise praktizieren. Wenn Bran-
denburg eine Beschäftigungsquote von 3,1 Prozent und
Niedersachsen von 4,5 Prozent zu verzeichnen hat, dann
ist das auch nicht so berauschend; vielmehr sind sie
gleichermaßen gefordert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Regina Schmidt-
Zadel [SPD]: Die Länder sind fast alle schlecht,
nur die Bayern sind am schlechtesten!)

Ich denke, wir sind uns darüber einig, daß auf diese
Weise die Vorbildfunktion des öffentlichen Dienstes
nicht wahrgenommen werden kann. Diese ist aber drin-
gender denn je, denn wenn man sich die Beschäftigten-
quote von Schwerbehinderten in der privaten Wirt-
schaft anschaut, erweist sich, daß es absolut inakzepta-
bel ist, was wir dort erleben.

Wie seit Jahren schon ist die Beschäftigungsquote
von Schwerbehinderten in der privaten Wirtschaft auf
einem äußerst niedrigen Niveau und mit 3,5 Prozent
wiederum niedriger als im letzten Jahr.

Präsident Wolfgang Thierse: Kollegin Nolte, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Seifert?

Claudia Nolte (CDU/CSU): Nein.

Keine Frage, die schwierige Arbeitsmarktlage wirkt
sich auf bestimmte Gruppen besonders gravierend aus.
Hierzu gehören die Schwerbehinderten, zumal wir alle
wissen, daß sie in der Regel mehrere Merkmale auf sich
vereinen, die einer Einstellung oft entgegenstehen, wie
zum Beispiel Langzeitarbeitslosigkeit oder ein höheres
Alter. Im Durchschnitt des Jahres 1998 waren fast
195 000 Schwerbehinderte arbeitslos. Auch wenn wir
gegenüber 1997 einen Rückgang von etwa 0,4 Prozent
zu verzeichnen haben, muß man feststellen, daß dieser
Stand eindeutig zu hoch ist. Die Situation stellt sich
regelrecht kraß dar, wenn man die 520 000 unbesetzten
Pflichtarbeitsplätze betrachtet.

Drei Viertel aller Arbeitgeber kommen ihrer Be-
schäftigungspflicht nicht oder nicht in vollem Umfang
nach. Verständlicherweise ist die Situation bei kleine-
ren Betrieben schlechter. Mit diesem Zustand dürfen
wir uns einfach nicht abfinden. Es ist ein Zeichen von
Menschlichkeit unserer Gesellschaft, inwieweit wir
Ausgrenzung verhindern und inwieweit wir jedem die
Chance geben, am Arbeitsleben gleichberechtigt teil-
haben zu können; denn Arbeit ist mehr als nur Geld-
verdienen, weil sich auch aus ihr das Selbstbewußtsein
entwickelt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sind uns darüber einig, daß die gesetzlichen
Grundlagen ausreichend sind. Wir brauchen aber eine
veränderte Einstellung. Wir werden das Problem nur lö-
sen können, wenn Arbeitgeber die Einstellung von Be-
hinderten zu ihrem eigenen Anliegen machen. Deshalb
ist es so wichtig, daß der öffentliche Dienst in diesem
Bereich voranschreitet. Er hat die Chance, mit Hilfe von
verschiedenen Maßnahmen, die zu einer höheren Be-

schäftigung von Schwerbehinderten führen, Ideengeber
für die private Wirtschaft zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist schon angedeutet worden, daß wir heute zum
erstenmal die Gelegenheit zu einer Debatte haben, in der
behinderte Bürger im Mittelpunkt stehen. Daraus ergibt
sich zwangsläufig die Erwartung, daß die jetzige Regie-
rungskoalition etwas Grundsätzliches über ihre Behin-
dertenpolitik sagt. Auch für diesen Bereich war im
Wahlkampf das Motto „Wir werden nicht alles anders,
aber vieles besser machen“ zu hören. Nur, wie das im
Detail geschehen soll, wird sicherlich die Diskussion in
den nächsten Monaten zeigen. Einige Punkte wurden
von Ihnen ja schon angesprochen.

Für die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe
ist das Vorhandensein eines Arbeitsplatzes entschei-
dend. Das Bemühen um die Integration Behinderter al-
lein auf dem Arbeitsmarkt reicht aber natürlich nicht
aus. Ich bin deshalb dankbar, daß Sie einen etwas weite-
ren Bogen geschlagen haben.

Wir müssen in vielen Bereichen Barrieren und Be-
nachteiligungen abbauen. Hierzu gehören die schulische
und berufliche Ausbildung als Grundlage für die berufli-
che Eingliederung. Hierzu gehören Fragen hinsichtlich
der Alltagsbewältigung – wie ist das Wohnumfeld, wie
sehen die Wohnungen aus, wie können öffentliche Ge-
bäude und Einrichtungen erreicht werden, wie sieht die
Situation im öffentlichen Nahverkehr aus, wie stellt sich
die Unterstützung von Familienangehörigen dar? – und
auch Fragen hinsichtlich der Beratung und Pflege.

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich ein be-
achtliches und differenziertes System von Leistungen
und sonstigen Hilfen entwickelt. Mir wird dieses umfas-
sende Leistungsspektrum vor allem immer dann bewußt,
wenn ich mich an die Situation der Behinderten vor
1990 in der ehemaligen DDR erinnere. Wenn man sich
anschaut, welche Entwicklungen dort in den letzten
neun Jahren möglich gewesen sind, dann kann man fest-
stellen, daß die durch unsere Hilfen ermöglichte Ent-
wicklung beispiellos war.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Das differenzierte Hilfe- und Leistungssystem
schlägt sich nieder im Rehabilitations- und Schwerbe-
hindertengesetz, im Bundessozialhilfegesetz und in einer
Vielzahl von Einzelvorschriften anderer Gesetze und
Verordnungen. Diese Vielzahl führte allerdings dazu,
daß Rechtsauslegung, -anwendung und -nutzung dieser
Vorschriften immer komplizierter wurden, gerade auch
für die Betroffenen selbst. Aber auch für die Fachkräfte
ist die Arbeit dadurch beeinträchtigt, daß immer kom-
plexere und in Teilen nicht miteinander kompatible Re-
gelungen zu beachten und zu prüfen sind. Deshalb be-
steht die Notwendigkeit, vorhandene Leistungen zielge-
richteter einzusetzen und vor allem eine Harmonisierung
und Koordinierung von Leistungen zu gewährleisten.

Dies gilt um so mehr, als wir inzwischen einen Per-
spektivwechsel im Behindertenbereich, wie in vielen
anderen Bereichen der Sozialpolitik, vollzogen haben:
weg von dem trägerbezogenen und konfektionierten

Claudia Nolte
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Maßnahmenkatalog, dem im Zweifelsfall der Behin-
derte sozusagen angepaßt worden ist, hin zu einer indi-
viduellen Betrachtungsweise, also zu individuellen Hil-
femaßnahmen, um Hilfe zur Selbsthilfe zu ermög-
lichen.

Dieser Perspektivwechsel ist durch die Aufnahme des
Benachteiligungsverbotes in das Grundgesetz seit 1994
ausdrücklich befördert worden. An diese Verfas-
sungsänderung knüpfen sich natürlicherweise Erwartun-
gen. Das ist die Ausgangsposition für jede Behinderten-
politik in der Zukunft.

Ein Blick in die Koalitionsvereinbarung, die ja die
Grundlage für die Vorhaben in dieser Legislaturperiode
darstellt, zeigt, daß versäumt wurde, den Belangen von
Behinderten in den verschiedenen Politikbereichen ge-
recht zu werden. Dies ist ein Versäumnis, dem wir zu-
gegebenermaßen wohl alle häufig unterliegen, das aber
eben dazu führt, daß die Behindertenpolitik oft sehr iso-
liert betrachtet wird. Sie haben dafür in Ihre Koalitions-
vereinbarung einen eigenen Abschnitt eingefügt, in dem
Sie eine Reihe von Gesetzesinitiativen ankündigen. Ver-
ständlicherweise bleibt manches davon sehr unbestimmt,
wenn es zum Beispiel heißt:

… die Schwerbehindertenabgabe und die Integrati-
onsfachdienste werden verbessert und weiterent-
wickelt.

Wir warten darauf, was darunter konkret zu verstehen
sein wird.

Sie haben mit der Absicht, ein Sozialgesetzbuch IX
zu verfassen, ein wichtiges Vorhaben in Ihre Koalitions-
vereinbarung aufgenommen. Gerade weil wir so viele
verschiedene gesetzliche Grundlagen haben, kommt der
Weiterentwicklung des Rechts hinsichtlich der Einglie-
derung Behinderter, der Einordnung des Rehabilitations-
und Schwerbehindertenrechts in die Sozialgesetzgebung
eine besondere Bedeutung zu.

Ich danke Ihnen für Ihre grobe Skizzierung dessen,
was Sie sich in diesem Bereich vorstellen können. Sie
wissen, wir hatten dies in der letzten Legislaturperiode
ja selbst geplant. Bei Gesprächen mit den Verbänden
und den Vertretern der Länder haben wir, wie das oft der
Fall ist, sehr schnell grundsätzliche Übereinstimmung
dahin gehend gefunden, daß die Einführung eines SGB
IX ein geeigneter Weg sei. Nur, wenn es dann ganz
konkret werden sollte, mußten wir feststellen, daß so-
wohl die Erwartungen auf der einen Seite als auch die
eingeschränkten Möglichkeiten auf der anderen Seite
nicht zusammenzubringen waren. Wir sind aber von der
Richtigkeit eines solchen Vorhabens überzeugt. Deshalb
können Sie davon ausgehen, daß wir Sie in Ihren Bemü-
hungen unterstützen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben des weiteren vereinbart – ich zitiere –:
Der grundgesetzliche Gleichstellungsauftrag wird
in einem Gesetz umgesetzt.

Was sich dahinter verbirgt, wird in der Koalitionsver-
einbarung erst einmal offengelassen. Aber es ist zu ver-
muten, daß Sie den Entwurf des Gleichstellungsgeset-

zes der letzten Legislaturperiode im Hinterkopf haben.
Es bleibt abzuwarten, was in einem neu eingebrachten
Gesetzentwurf letztendlich konkret stehen wird. Sicher
ist, daß sich an ein solches Gleichstellungsgesetz hohe
Erwartungen, vor allen Dingen hinsichtlich Leistungs-
verbesserungen, knüpfen.

Grundsätzlich möchte ich deshalb schon jetzt zu be-
denken geben, daß zum einen neben dem allgemeinen
Benachteiligungsverbot des Grundgesetzes und den spe-
ziellen einzelgesetzlichen Leistungsregelungen kaum
noch Raum für ergänzende Gleichstellungsregelungen
besteht und daß zum anderen ein gesondertes Leistungs-
gesetz für Behinderte mit schon bestehenden Leistungen
– vor allem mit der Eingliederungshilfe im Bundessozi-
alhilfegesetz – kollidiert. Ich vermute zudem, daß Ihr
genereller Finanzierungsvorbehalt auch hier seine Wir-
kung entfalten wird.

Meine Damen und Herren, wir sind gespannt, was Sie
von der Koalition uns in den nächsten Monaten im Be-
reich der Behindertenpolitik vorlegen werden.

(Konrad Gilges [SPD]: Da können Sie auch
gespannt sein!)

Wir werden Sie dort unterstützen, wo Sie geeignete In-
itiativen zugunsten Behinderter ergreifen. Sie dürfen da-
von ausgehen, daß uns Ihre Initiativen der letzten Jahre
noch gut in Erinnerung sind. Das, was wir in der Koali-
tion der vergangenen Jahre geleistet haben,

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Das war ein Abbau!)

und das, was Sie gefordert haben, ist die Meßlatte, an
der wir Sie messen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun
Kollege Volker Beck, Bündnis 90/Die Grünen.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In solchen
Debatten sollte man sagen: Jeder bestellt das eigene
Haus. Sie haben hier die Länder miteinander verglichen.
Es ist schon bemerkenswert, daß unter den alten Bun-
desländern ausgerechnet Bayern und Baden-
Württemberg im Hinblick auf die Beschäftigung von
Behinderten die Schlußlichter im Rahmen der Beschäf-
tigungsquote öffentlicher Arbeitgeber sind. Daß es in
Ostdeutschland Probleme gibt, ist nicht anders zu ver-
muten. Diese Länder haben sehr viele schwierige Auf-
gaben zu lösen. Aber auch in diesem Bereich gibt im
Ländervergleich insbesondere Sachsen kein gutes Bild
ab. Wir haben vorhin über Hessen gesprochen. Das
Land Hessen hat zum Beispiel als Arbeitgeber eine Be-
schäftigungsquote von 6,3 Prozent,

(Claudia Nolte [CDU/CSU]: Oberste Landes-
behörden in Niedersachsen 4,5 Prozent!)

Claudia Nolte
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während Bayern mit 4,8 und Baden-Württemberg mit
5,1 Prozent nicht gut dastehen.

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Auch
da, wo die Grünen mitregieren, ist es nicht
besser geworden!)

– Wir bemühen uns. Ich denke, wir sollten feststellen,
daß wir hier alle etwas zu leisten haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es gibt keinen Grund, sich auszuruhen. In den Berei-
chen des öffentlichen Dienstes, wo wir als öffentliche
Arbeitgeber keine Ausgleichsabgaben zahlen müssen,
können wir nicht sagen: Da es sich nicht auf die Kasse
auswirkt, legen wir die Hände in den Schoß. Es bedarf
vielmehr immer wieder – in jeder Behörde, in jedem
Ministerium, in jeder öffentlichen Einrichtung, da, wo
wir als Politiker direkt Verantwortung tragen –, An-
strengungen. Wir müssen überlegen, wie wir Arbeits-
plätze für Behinderte bzw. solche Arbeitsbedingungen
schaffen können, daß Behinderte überhaupt eingestellt
werden können, woran es klemmt,

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Bei euch
klemmt es!)

und wie man in den Köpfen und vor Ort die Situation
entsprechend verbessern kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, der uns heute vorliegende
Bericht enthält für den Bund eine gute und eine
schlechte Nachricht. Zunächst die gute Nachricht: Der
Bund erfüllt die Schwerbehindertenquote, ja er überer-
füllt sie.

(Beifall der Abg. Claudia Nolte [CDU/CSU]
und der Abg. Birgit Schnieber-Jastram
[CDU/CSU])

Die schlechte Nachricht, Frau Schnieber-Jastram: Allein
im letzten Jahr hat sich die Quote um 0,3 Prozent redu-
ziert. Es geht also in die falsche Richtung. Hier muß
man Entscheidendes verändern.

Wenn wir uns die Gesamtsituation von Behinderten
am Arbeitsmarkt anschauen und nicht nur, weil es das
Thema des Berichts ist, die öffentliche Hand betrachten,
so muß man sagen – da ist Ihre Bilanz wirklich desaströs
zu nennen –: Von 1982 bis 1996 hat sich der Anteil von
Behinderten auf dem normalen Arbeitsmarkt drastisch
verringert. Hatten wir 1982 noch eine Quote von 5,9
Prozent, so waren es 1996 gerade noch 3,9 Prozent. Das
sollte Anlaß dafür sein, tatsächlich über die Instrumente
nachzudenken und zu fragen: Wie können wir es Ar-
beitgebern erleichtern, wie können wir sie motivieren,
Behinderte einzustellen? Wie können wir den Druck er-
höhen, damit Arbeitgeber diese Aufgabe als ihre eigene
begreifen?

Ich finde es schon bemerkenswert, daß 37,5 Prozent
der Unternehmen keinen einzigen Schwerbehinderten be-
schäftigen, 38,5 Prozent ihrer Quote nicht in vollem Um-
fang genügen und nur 13 Prozent aller beschäftigungs-

pflichtigen Arbeitgeber auf dem privaten Arbeitsmarkt die
Quote voll erfüllen. Das kann nicht so bleiben, wenn wir
die Situation von Behinderten auf dem Arbeitsmarkt ver-
bessern wollen. Die Situation ist wirklich dramatisch. So
beträgt die Arbeitslosigkeit unter den Behinderten im We-
sten 17 Prozent und im Osten 24,5 Prozent.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Skandalös!)
Das sollte Ansporn für uns sein, die Punkte, die wir in
der Koalitionsvereinbarung festgehalten haben, einmal
ernsthaft zu prüfen.

Frau Nolte, was eine Verbesserung des Instruments
der Schwerbehindertenabgabe bedeutet, ist klar: Wir
müssen darüber nachdenken, ob sie weiterhin aus der
Portokasse zu bezahlen sein soll oder ob wir mehr erhe-
ben und dieses Geld investieren, um den Arbeitgebern,
die sich besonders engagieren wollen, finanziell zu helfen.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Richtig!)
Aber es wird nicht ausreichen, alleine über die Schwer-
behindertenabgabe zu reden. Ich bin sehr dankbar, Herr
Haack, daß Sie schon einmal angekündigt haben, was
die Bundesregierung im Zusammenhang mit der Behin-
dertenpolitik insgesamt plant; denn ich meine, auch die
übrigen Maßnahmen, die wir in der Koalitionsvereinba-
rung festgelegt haben, sind wichtige Elemente, um die
Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von Behin-
derten zu verbessern.

Entscheidend ist zum Beispiel, daß Arbeitgeber, die
Behinderte einstellen wollen, Arbeitsplätze in Gebäu-
den haben, die barrierefrei sind. In meinem Wahlkreis
wollte ein Arbeitgeber einen Rollstuhlfahrer beschäfti-
gen. Es handelt sich aber um ein Gebäude, in dem zehn
Treppen zum Aufzug führen. Es ist für willige Arbeitge-
ber, die finanziell nicht so potent sind – es gibt kleine
Unternehmen und Sozialeinrichtungen, die mit jedem
Pfennig und mit jeder Mark rechnen müssen –, unge-
heuer schwierig, die entsprechenden Zugangsvorausset-
zungen zu erfüllen.

(Dr. Andreas Schockenhoff  [CDU/CSU]: Was
lehrt uns das?)

Wir stellen fest, daß wir bezüglich der Standards des
barrierefreien Bauens und des barrierefreien Nutzens
von Verkehrsmitteln in den letzten Jahren insgesamt viel
zuwenig gemacht haben, um dafür zu sorgen, daß sich
die Situation verbessert.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Richtig!)
Deshalb werden wir es in Angriff nehmen – wir haben
es in der Koalitionsvereinbarung niedergeschrieben –,
die Änderung des Art. 3 GG in einem einfachen Gesetz
auszuprägen.

Das bedeutet für mich ein Antidiskriminierungs- und
Gleichstellungsgesetz, wie es beide Koalitionsfraktionen
zu Zeiten der Opposition vorgelegt haben.

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Warum haben Sie es
jetzt noch nicht vorgelegt?)

– Herr van Essen, wir arbeiten einfach sorgfältiger als
Sie.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der F.D.P.
und der CDU/CSU)

Volker Beck (Köln)
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Wir arbeiten nicht so, daß wir jeden Tag irgendein Ge-
setz durchs Haus jagen, dessen Änderungen wir dann
gleich mit beschließen müssen. Sie haben uns als Oppo-
sition in den letzten Wochen in der Rechtspolitik ja eine
Reihe von Anträgen vorgelegt, die nur die Behebung
von Flickschusterei aus der letzten Wahlperiode bein-
halten. Wir arbeiten sorgfältiger und gründlicher, und
wir werden uns jetzt die Zeit nehmen, um die Dinge
gründlich vorzubereiten

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Da sagen Sie doch,
daß Ihr alter Entwurf nicht gründlich war!)

und sie mit den Ländern und den Verbänden abzustim-
men. An dieses Tempo und auch an diese Gründlichkeit
werden Sie sich noch gewöhnen müssen. Das ist eine
neue Qualität von Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Herr van Essen, vielleicht lassen Sie mich einfach zur
Sache sprechen, damit ich konturieren kann, was wir
vorhaben. Wir werden ein Antidiskriminierungsgesetz
auf den Weg bringen, das regeln soll, daß alle Minder-
heiten, die Behinderten, die Migranten, die Homosexu-
ellen, bei Diskriminierungen im privaten Rechtsverkehr
das Recht stärker auf ihrer Seite wissen, als das bis heute
der Fall ist.

Es hat gerade für den Bereich der Behinderten in den
letzten Jahren zwei betrübliche Urteile gegeben. Das
darf sich nicht wiederholen. Ich meine zum einen das
Flensburger Urteil zum Reiseverkehrsrecht, in dem fest-
gestellt wurde: Wenn Behinderte in einem Raum ge-
meinsam mit anderen Urlaubern essen, dann haben die
anderen einen Anspruch auf Preisnachlaß. Das, finde
ich, ist ein Skandal; das ist eine Herabwürdigung der
Behinderten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU, der F.D.P. und der PDS)

Es muß gesetzlich klargestellt werden, daß sich so etwas
nicht wiederholt.

Es gab in meiner Heimatstadt eine rechtliche Ausein-
andersetzung und ein Urteil, das ich ebenfalls skandalös
finde. Es geht um ein OLG-Urteil aus Köln. Der Sach-
verhalt war, daß in einer Behinderteneinrichtung sich
tagsüber im Garten geistig und seelisch behinderte Men-
schen aufhielten; sie unterhielten sich auf ihre Art und
Weise und in ihrer Sprache. Der Nachbar hat dagegen
geklagt und gefordert, daß sich die Behinderten zu be-
stimmten Zeiten nicht mehr im Garten aufhalten dürften.
Er hat recht bekommen.

Das Skandalöse – wie ich finde – ist nicht, daß das
Gericht etwa gesagt hat: Die sind zu laut. Über Lautstär-
ke kann man objektiv streiten; Behinderte und Nichtbe-
hinderte müssen sich an bestimmte Normen halten, und
da muß man auch bestimmte Zeiten einhalten. Vielmehr
hat das Gericht festgestellt, die „Art der Geräusche“ der
Behinderten sei unzumutbar, und deswegen wurde ihnen
der Aufenthalt im Garten zu bestimmten Zeiten unter-

sagt. So etwas müssen wir durch ein Antidiskriminie-
rungsgesetz abstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD, der F.D.P.
und der PDS)

Herr Haack, lassen Sie mich zum Schluß noch einen
letzten Punkt ansprechen. Wir wollen die Anerkennung
der deutschen Gebärdensprache gesetzlich regeln. Der
Deutsche Bundestag hat das am Ende der letzten Wahl-
periode beschlossen. Die Streitfragen unter den Pädago-
gen, die Sie angesprochen haben, nämlich was der rich-
tige Weg ist, können und werden wir hier politisch nicht
entscheiden.

(Zuruf von der SPD: Richtig!)

Unsere Aufgabe als Gesetzgeber ist es, die gesetzli-
che Voraussetzung für die Menschen, die sich der deut-
schen Gebärdensprache bedienen wollen, zu schaffen
und dafür zu sorgen, daß sie gesetzlich anerkannt ist und
daß Gebärdendolmetscher zur Verfügung stehen. Auf
Grund meiner Konversation und Kommunikation mit
Gehörlosen kann ich nur sagen, daß es für die Persön-
lichkeitsentwicklung gerade der gehörlosen Kinder ganz
entscheidend ist, daß sie die Möglichkeit der Gebärden-
sprache haben, weil sie sich nur mit ihrer Hilfe emotio-
nal und kommunikativ voll ausleben können. Dies ist für
sie allein mit der Lautsprache, die sie gleichzeitig durch-
aus lernen können und sollen – das hilft ihnen bei der
Integration –, nicht möglich.

Auf einem Kongreß, wo Gehörlose miteinander nur
über die Gebärdensprache kommunizieren, fühle ich
mich als jemand, der die deutsche Gebärdensprache
ebenfalls nicht beherrscht manchmal selber behindert,
weil ich der Kommunikation nicht folgen kann. Das
sollten wir Nichtbehinderte alle einmal erleben.

Ich meine, wir dürfen beim Implantieren der deut-
schen Gebärdensprache in unser Recht nicht zurückhal-
tend sein.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD sowie bei Abgeordneten der PDS)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat Kolle-
gin Irmgard Schwaetzer, F.D.P.-Fraktion.

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Herr Präsident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Be-
richt ist ein Ausweis der erfolgreichen Anstrengungen
der alten Bundesregierung von CDU/CSU und F.D.P.,

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

die Integration Behinderter in ihrem Verantwortungsbe-
reich voranzutreiben. Die Zahl 6,7 Prozent ist ja auch
von dem Kollegen Haack entsprechend gewürdigt wor-
den. Ich finde es gut, daß Sie das Arbeitsministerium be-
sonders hervorgehoben haben.

(Karl-Hermann Haack [Extertal] [SPD]: Nor-
bert ist mein Freund!)

Volker Beck (Köln)
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– Gut, ich kann ebenfalls nachvollziehen, daß Sie das
getan haben, weil Norbert Blüm Ihr Freund ist.

Festzuhalten bleibt, daß im gesamten Bereich der
Bundesbehörden – Ministerien, nachgeordnete Behör-
den, Bundespräsidialamt und alle Gerichte, die dazu ge-
hören – die Schwerbehindertenquote nicht nur einge-
halten wird, sondern daß mehr Schwerbehinderte be-
schäftigt werden. Damit haben wir einen guten Status
quo übergeben.

Ist das eine Selbstverständlichkeit? Der Blick auf die
Länder und Gemeinden zeigt, daß es das nicht ist. Die
Länderquoten sind hier schon genannt worden; sie
schwanken in der Tat zwischen 3,5 Prozent in Mecklen-
burg-Vorpommern und 7,3 Prozent im Saarland, und all
das auf derselben gesetzlichen Grundlage.

Meine Damen und Herren, ich möchte auf eines hin-
weisen: In den ostdeutschen Bundesländern, die allesamt
keine sehr hohen Quoten vorweisen können, ist wegen
des großen Nachholbedarfs und wegen der völligen
Umorientierung, der dort auch die öffentliche Verwal-
tung ausgesetzt war, vieles nachvollziehbar. Aber nicht
nachzuvollziehen ist, daß bei den Ländern die Vorgabe
von 6 Prozent überwiegend nicht erreicht wird.

Daß es auf derselben gesetzlichen Grundlage so un-
terschiedliche Quoten gibt, zeigt doch, daß hier noch
etwas Zusätzliches zu bedenken ist. Da muß es doch
wohl eine Rolle spielen, ob der Wille da ist, Schwerbe-
hinderte tatsächlich auch zu beschäftigen. In meiner ei-
genen Erfahrung als Behördenleiterin war das ein ganz
entscheidender Punkt. Man wird in der privaten Wirt-
schaft genauso wie im öffentlichen Dienst einen Perso-
nalleiter nicht dazu bringen können, einen Schwerbehin-
derten einzustellen, wenn er nicht davon überzeugt ist,
daß die erforderliche Leistung gebracht wird.

Hier müssen wir ansetzen, meine Damen und Herren:
an den Vorurteilen, was die Leistungsfähigkeit von
Schwerbehinderten insgesamt anbetrifft. Es gibt unge-
heuer viele behinderte Menschen, die eine höhere Diszi-
plin, eine höhere Leistungsbereitschaft, eine höhere
Qualifikation als Millionen nicht behinderter Menschen
in Deutschland aufweisen. Es geht darum, ihnen die
Chance zu geben, ihre Leistungsfähigkeit und Lei-
stungsbereitschaft nachzuweisen, und diesbezügliche
Vorurteile abzubauen.

(Beifall bei der F.D.P.)
Vorurteilsabbau ist die eine Sache. Die andere Sache

ist aber, daß zum Ausgleich der vorhandenen Ein-
schränkungen – im wesentlichen körperlicher Art – auch
die notwendigen Arbeitshilfen gewährt werden. Da ist
einiges geschehen. Aber wir haben guten Grund, darüber
nachzudenken, wie diese Entwicklung weitergetrieben
werden kann. Es sind hier in der Debatte auch schon ei-
nige Beispiele gebracht worden. Es ist eine eminent
wichtige öffentliche Aufgabe, und man muß auch dar-
über nachdenken, in welcher Art und Weise die Bundes-
anstalt für Arbeit ihre Eingliederungshilfen für Behin-
derte weiter umgestalten kann. Chancen für Behinderte
zu fördern bleibt auch weiterhin Aufgabe.

Meine Damen und Herren, es ist völlig klar, daß in
regelmäßigen Abständen die Diskussion über die Aus-

gleichsabgabe auf den Tisch kommt. Wer sich aber
einmal konkret in den Betrieben oder auch in der öffent-
lichen Verwaltung umsieht, wird feststellen, daß eine
Ausgleichsabgabe, wie auch immer sie gestaltet ist und
in welcher Höhe sie auch immer erhoben wird, eher als
Einstellungshindernis denn als Einstellungsförderung
wirkt.

(Beifall bei der F.D.P.)

Deswegen, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, sagen wir Ihnen zu, daß wir sehr sorg-
fältig und ohne Vorbehalte prüfen werden, was Sie als
Formulierung eines Sozialgesetzbuches IX vorlegen
werden. Sicherlich gibt es vieles, über das man sich in
diesem Bereich noch unterhalten muß. Richtig ist, daß
wir darüber diskutieren müssen, ob nicht durch eine spe-
zielle Rechtsnorm die Diskriminierung Behinderter, die
in einigen Urteilen oberster Gerichte in den vergangenen
Jahren zum Ausdruck gekommen ist, abgebaut werden
muß. Wir unterstützen voll und ganz die Überlegungen,
die dazu von dem Kollegen Volker Beck von den Grü-
nen eben vorgetragen worden sind.

Lassen Sie mich zum Bericht zurückkommen: Die
alte Regierung hat Ihnen von der Regierungskoalition
mit einer Beschäftigungsquote von 6,7 Prozent eine gute
Vorlage gegeben.

Der Umzug nach Berlin steht vor uns. Wir wissen,
daß gerade für Behinderte, die nach Berlin umziehen
müssen, einige spezielle Probleme anstehen. Deswegen
möchte ich nachdrücklich darauf hinweisen, daß alles
getan werden muß, daß diese gute Beschäftigungslage
Behinderter im öffentlichen Dienst des Bundes beim
Umzug nach Berlin nicht abbröckelt.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.)

Dies ist eine Aufgabe, die von den jetzt Verantwortli-
chen aktiv angegangen werden muß. Ich wünsche mir,
daß Bundeskanzler Schröder mit allem Nachdruck auf
seine Minister einwirkt und die entsprechenden Vorga-
ben macht, damit wir in der ersten Debatte in Berlin
über diesen Themenbereich sagen können: Den Belan-
gen der Behinderten im Verantwortungsbereich des
Bundes ist auch nach dem Regierungswechsel Rechnung
getragen worden.

Danke schön.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun
Kollege Ilja Seifert, PDS-Fraktion.

Dr. Ilja Seifert (PDS): Herr Präsident! Meine Damen
und Herren! Ich bin wirklich beeindruckt, was die Ver-
treterinnen der abgewählten Regierungskoalition hier
sagen – insbesondere was die psychologische Seite an-
geht, Frau Schwaetzer. Nur, es reicht nicht aus, zu sa-
gen, daß Arbeit mehr als Broterwerb ist; vielmehr müs-
sen wir dafür auch die entsprechenden Voraussetzungen
schaffen. Wenn Sie sagen, daß Sie die Ausgleichsab-
gabe nicht einfach erhöhen wollen, dann entgegne ich

Dr. Irmgard Schwaetzer
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dem: Ich wäre schon zufrieden, wenn sie wenigstens ei-
ne Strafe wäre. Bis jetzt kann man die Ausgleichsabgabe
sogar von der Steuer absetzen. Das ist doch wohl ein
Witz!

Führen Sie bitte ein Bonus-Malus-System ein: Die-
jenigen, die mehr Behinderte beschäftigen, als sie müs-
sen, bekommen etwas dazu, und diejenigen, die weniger
beschäftigen, müssen mehr bezahlen. Das wäre zum
Beispiel eine Variante.

Ihre positive Bilanz, Frau Schwaetzer, besagt vor al-
lem: Es gibt nur 3 Prozent Einstellungen, wo 6 Prozent
erforderlich sind. Der Rückgang ist ein bißchen drama-
tisch. Ich weiß gar nicht, wie das so leicht aufgeholt
werden soll. Es reicht nicht aus, zu sagen, daß Menschen
mit Behinderungen durchaus in der Lage sind, genauso-
gut und manchmal besser als andere zu arbeiten. Man
muß ihnen vielmehr die Chance geben, die entsprechen-
den Berufserfahrungen überhaupt zu sammeln. Aus-
bildungsmöglichkeiten sind insofern nicht hinreichend;
wir brauchen darüber hinaus auch Beschäftigungsmög-
lichkeiten.

Ich freue mich wirklich, Frau Nolte, wie Sie die Si-
tuation der Schwerbehinderten in der DDR beschreiben.
Sie kennen sie wahrscheinlich aus eigener Erfahrung.
Ich weiß jedenfalls, daß dort tatsächlich staatlicher
Zwang – zum Beispiel auf die Betriebe – ausgeübt wur-
de, beschützte Abteilungen bzw. beschützte Einzelar-
beitsplätze einzuführen. Das hatte die Konsequenz, daß
fast alle Menschen mit den unterschiedlichsten Behinde-
rungen einen richtigen Arbeitsvertrag besaßen. Sie ge-
hörten wirklich zum Betrieb.

(Birgit Schnieber-Jastram [CDU/CSU]: Das ist
eine Glorifizierung der Vergangenheit, wie sie
schlimmer nicht stattfinden könnte!)

– Sie können Ihre Einwände nachher vortragen.

Ich weiß, daß dort viele Menschen – viel mehr als
jetzt – eine Arbeit hatten, und – das ist nicht unwichtig –
sie hatten einen Arbeitsvertrag und waren nicht, wie in
den Werkstätten für Behinderte, nur Taschengeldemp-
fänger. Das muß man zumindest einmal sagen.

Das einzige Positive an der Unterrichtung 14/232,
was ich feststellen kann, ist, daß die Einstellung von
schwerbehinderten Frauen ein bißchen weniger schlecht
als die Einstellung von schwerbehinderten Männern ist.
Das möchte ich positiv erwähnen. Ich bin durchaus be-
reit, Ihre Aussagen richtig zu lesen. Ich fordere die neue
Regierung auf, in diesem Bereich so weiterzumachen,
aber mit viel mehr Tempo.

Das Entscheidende ist, daß nicht nur in den obersten
Bundesbehörden, sondern überall die Schwerbehinder-
tenquote erfüllt wird. Insofern ist es schon ziemlich ver-
heerend, daß der Bund genauso wie viele Kommunen al-
lein schon dann mit schlechtem Beispiel vorangeht, wenn
es um die Besetzung des Postens des oder der Behinder-
tenbeauftragten geht. Es wäre schon ein ziemlich deut-
liches Zeichen, wenn wir die Selbstvertretung tatsächlich
ermöglichen, wenn wir Menschen mit Behinderungen
ermöglichen, auch Leitungsfunktionen innerhalb der
Verwaltung überhaupt erst einmal auszuüben.

Leider ist es so, daß meistens nur irgendwelche Be-
amten aus dem Überhang übernommen werden, die sich
mit Behinderten vorher nie beschäftigt haben, selbst
nicht behindert sind und sich sozusagen erst in das Ge-
schäft einarbeiten müssen. Ich unterstelle durchaus, daß
es welche gibt, die das sehr gut machen, aber die Vor-
bildwirkung, die möglich wäre, fehlt.

Insofern muß ich sagen: Es ist zwar schön, daß der
Bund keine Ausgleichsabgabe zahlen muß, wenn aber
alleine in so einem „weit abgelegenen“ Oberlausitzer
Landkreis wie Löbau-Zittau, unmittelbar am Dreilän-
dereck zu Polen und der Tschechischen Republik,
35 000 DM eingeplant werden müssen, um die Aus-
gleichsabgabe zu zahlen, dann ist das für den dortigen
Haushalt ein richtig großer Posten. Menschen mit Be-
hinderungen wird damit nicht geholfen.

Selbstverständlich müßte die Funktion der Werkstätten
für Behinderte neu definiert werden, wenn wir wirklich
erreichen wollen, daß viel, viel mehr Menschen mit den
unterschiedlichsten Behinderungen die entsprechenden
Nachteilsausgleiche bekommen, damit sie auf dem ersten
Arbeitsmarkt tatsächlich Fuß fassen können. Dann würden
die Werkstätten wieder denen offenstehen, die unter den
heutigen Verhältnissen keine andere Chance haben zu ar-
beiten. Momentan haben wir einen Verdrängungswettbe-
werb zwischen weniger Behinderten und schwerer Behin-
derten aus den Werkstätten heraus. Es kann nicht sein, daß
dort am Ende auch Akkord gearbeitet wird.

Ich finde auch ziemlich verheerend, daß die Auf-
tragsvergabe von öffentlicher Hand an die Werkstätten
für Behinderte und für Blinde um über 20 Prozent zu-
rückgegangen ist. Ich denke, dieser Trend muß umge-
kehrt werden. Ich fordere Sie alle auf, das zu tun.

Ein letzter Satz. Wenn hier Gleichstellungs- und
Antidiskriminierungsgesetze von der Regierung vorgelegt
werden, dann hoffe ich, daß die entsprechenden Nach-
teilsausgleiche gleich mitgeplant werden. Wir jedenfalls
werden etwas Derartiges vorschlagen. Ich hoffe, daß es
tatsächlich darum geht, das zum Ziel von Behindertenpo-
litik zu machen, was die Standard Rules der Vereinten
Nationen vorschreiben. Es geht nämlich um volle Teilha-
be am Leben der Gemeinschaft und nicht um Almosen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun
Kollegin Erika Lotz, SPD-Fraktion.

Erika Lotz (SPD): Herr Präsident! Werte Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Schwaetzer, Sie haben vorhin
die gute Vorlage der alten Bundesregierung angespro-
chen, aber dann gleichzeitig auch Forderungen für den
Umzug nach Berlin erhoben. Ich denke, es wäre gut ge-
wesen, wenn die alte Bundesregierung in dieser Hinsicht
schon Vorarbeit geleistet hätte. Dann wäre die ganze Sa-
che sicherlich einfacher gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Ilja Seifert
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Ich kenne die Situation, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der behinderten Menschen aus beruflicher Erfah-
rung. Aus langjähriger Tätigkeit als Betriebsratsvorsit-
zende und beim hessischen Gewerkschaftsbund weiß
ich, was eigentlich inzwischen jedem klar sein sollte: Es
sind Kollegen und Kolleginnen, die ihre Arbeit genauso
gut oder ebenso schlecht machen wie jeder und jede an-
dere auch. Angesichts ihrer Behinderung sind sie meiner
Erfahrung nach oft sogar ganz besonders motiviert. Sie
wollen beweisen, was sie können und wie belastbar sie
sind. Und sie sind es!

Deshalb ist es für mich besonders unverständlich und
alarmierend, daß in den vergangenen Jahren immer we-
niger private Arbeitgeber bereit waren, behinderte Be-
werber einzustellen und ihre Beschäftigungspflicht zu
erfüllen. Die Arbeitslosenquote ist mit 17,8 Prozent bei
den Schwerbehinderten erschreckend hoch. Dement-
sprechend hat die Beschäftigungsquote in der Privat-
wirtschaft 1997 mit 3,4 Prozent ihren tiefsten Stand seit
Jahren erreicht.

Insgesamt waren rund 190  000 Arbeitgeber beschäf-
tigungspflichtig. Von ihnen haben nur 13 Prozent – in
absoluten Zahlen sind das 24 100 – ihre Beschäfti-
gungspflicht in vollem Umfang erfüllt. 71 200 beschäf-
tigungspflichtige Arbeitgeber – gleich 37,5 Prozent –
haben überhaupt keine Schwerbehinderten beschäftigt –
nicht einen einzigen! Erfreulicherweise stehen dieser
Zahl auch 125 300 Schwerbehinderte gegenüber, deren
Arbeitgeber sie eingestellt haben, obwohl sie laut Gesetz
nicht dazu verpflichtet gewesen wären.

Daß ich das hier extra erwähnen muß, obwohl es in
meinen Augen eine Selbstverständlichkeit ist, sich auch
in dieser Beziehung solidarisch zu verhalten, zeigt, daß
die Beschäftigungssituation Behinderter noch weit von
unseren Wunschvorstellungen entfernt ist. Der Trend,
zunehmend weniger Behinderte einzustellen, darf nicht
so bleiben. Wir müssen und werden ihn umkehren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Dafür steht uns heute schon eine ganze Reihe von In-
strumenten zur Verfügung. Ein Beispiel dafür ist das
Sonderprogramm, das das Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung gerade erst aufgelegt hat. Die neue
rotgrüne Bundesregierung stellt darin 100 Millionen DM
bereit, mit denen zum erstenmal Einstellungen Schwer-
behinderter in befristete Arbeitsverhältnisse gefördert
werden. Wir werden das sorgfältig beobachten.

Behinderte Jugendliche werden aus dem Sofortpro-
gramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, für
das allein in diesem Jahr 2 Milliarden DM zur Verfü-
gung stehen, besonders gefördert. Die Frage des Geldes
kann es für die Arbeitsgeber jedenfalls nicht sein, nach
der sie entscheiden, ob sie behinderte Bewerberinnen
und Bewerber einstellen oder nicht.

Den Arbeitsämtern, den Hauptfürsorgestellen und
den anderen Trägern beruflicher Rehabilitation steht
ein ganzes Bündel finanzieller Hilfen für die berufliche
Eingliederung und die begleitenden Hilfen zur Verfü-
gung. In vielen Fällen werden nicht nur die Kosten da-

für getragen, behindertengerechte Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze neu zu schaffen, sondern auch dafür,
schon vorhandene Arbeitsplätze entsprechend umzuge-
stalten. Ebenso werden Personalkosten übernommen,
wenn behinderte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
auf besondere Betreuung angewiesen sind. Daneben
fördern die Arbeitsämter die Einstellung und Beschäf-
tigung Schwerbehinderter mit Lohnkostenzuschüssen
aus Haushaltsmitteln und Mitteln der Ausgleichsab-
gabe.

Sicher können und müssen wir das Instrumentarium
zur Förderung der Einstellung und Vermittlung Schwer-
behinderter noch weiter verbessern. Insgesamt kommt es
jetzt darauf an, daß die Politik zusammen mit der Bun-
desanstalt für Arbeit und den Arbeitgebern nach Mitteln
und Wegen sucht, die Beschäftigungssituation von be-
hinderten Mitbürgerinnen und Mitbürgern nachhaltig zu
verbessern.

Ich sage noch einmal deutlich: Ohne die Solidarität,
ohne die Verantwortung der Arbeitgeber läßt sich eine
Verbesserung nicht erreichen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deshalb fordere ich die Arbeitgeber eindringlich auf,
sich dieser Verantwortung bewußt zu werden. Die Be-
schäftigungsquote von 6 Prozent ist eine Mindestquote –
der Kollege Haack hat schon darauf hingewiesen –, und
sie wird derzeit in der privaten Wirtschaft um fast 50
Prozent unterschritten. Die Ausgleichsabgabe ist nicht
als Möglichkeit gedacht, sich dieser Verpflichtung zu
entziehen. Wir werden die Arbeitgeber nicht aus ihrer
Verantwortung entlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Leistungsbereiten und leistungswilligen Menschen
darf die Teilnahme am Arbeitsleben nicht verweigert
werden. Das Problem der Arbeitslosigkeit Schwerbehin-
derter wäre schon wesentlich kleiner, wenn jeder von
den 71 200 Arbeitgebern, die heute überhaupt keine
Schwerbehinderten beschäftigen, auch nur einen einzi-
gen oder eine einzige einstellen würde. Würde sogar je-
der beschäftigungspflichtige Arbeitgeber zusätzlich ei-
nen Schwerbehinderten einstellen, hätten wir bei den
Behinderten eine sensationell niedrige Arbeitslosen-
quote.

Werte Kolleginnen und Kollegen, als hessische Ab-
geordnete möchte ich kurz etwas zur Beschäftigungssi-
tuation der Behinderten in meinem Bundesland sagen.
Es ist bereits darauf hingewiesen worden, daß neben
dem Saarland Hessen mit 6,3 Prozent als einziges weite-
res Bundesland die Beschäftigungsquote von 6 Prozent
erfüllt.

Insgesamt sind in Hessen 9  120 Arbeitsplätze im öf-
fentlichen Dienst mit Schwerbehinderten besetzt. In ei-
nem Sonderprogramm zur Einführung jüngerer Schwer-
behinderter in den Landesdienst stellt das Land 250
Dauerarbeitsplätze zur Verfügung. Im Rahmen der
Maßnahmen für ältere Schwerbehinderte stehen im Lan-
desdienst weitere 132 Dauerarbeitsplätze bereit.

Erika Lotz
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Bis 1998 wurden in Hessen im Rahmen des ersten
Sonderprogramms zur besonderen Förderung und Ein-
stellung Schwerbehinderter 2  800 Dauerarbeitsplätze
vermittelt. Das Land hat dafür insgesamt 95 Millionen
DM ausgegeben. Für die Neuauflage des Sonderpro-
gramms stehen in diesem und im nächsten Jahr noch
einmal 15 Millionen DM bereit; damit können die Ein-
stellung und Beschäftigung von rund 800 schwerbehin-
derten Menschen gefördert werden.

Darüber hinaus gab es in Hessen 1998 bereits vier In-
tegrationsfachdienste. Zum Vergleich: Der Freistaat
Bayern hatte – zumindest im vergangenen Jahr – noch
nicht einen einzigen Integrationsfachdienst. Diese Maß-
nahmen sind – im gesamten gesehen – sicher einige
wichtige Gründe dafür, weshalb in Hessen die Beschäf-
tigungsquote von Behinderten – auch bei den privaten
Arbeitgebern – mit 3,7 Prozent leicht über dem Bundes-
durchschnitt liegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle
möchte ich auf die besondere Situation behinderter
Frauen eingehen. Sie werden doppelt diskriminiert: als
Behinderte und als Frauen. Das gilt – ich muß das si-
cherlich nicht betonen – auch auf dem Arbeitsmarkt.
Durch eine Zahl wird die doppelte Diskriminierung be-
sonders eindringlich deutlich: Nur 16 Prozent der behin-
derten Frauen nehmen am Erwerbsleben teil. Das ist ein
viel kleinerer Anteil als bei den behinderten Männern.
Auch bei der beruflichen Rehabilitation, in den meisten
Fällen der Schritt in ein selbstbestimmtes Leben, stellen
Frauen nur ein Drittel der Teilnehmer. Der Grund dafür
ist Ihnen sicher genauso bekannt wie mir: Die Angebote
zur Rehabilitation sind ebenso wie leider auch der Ar-
beitsmarkt immer noch an einer männlichen Norm aus-
gerichtet; den weiblichen Bedürfnissen entsprechen sie
im Regelfall nicht.

Zu Zeiten der alten Bundesregierung war die struktu-
relle Ausgrenzung von Frauen in allen Lebensbereichen
Bestandteil der Regierungspolitik. Mit dem Ergebnis
dieser Politik müssen wir uns nun herumschlagen. Des-
halb sind wir jetzt dringend gefordert, auf die doppelte
Diskriminierung von Frauen mit Behinderung zu reagie-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der
Abg. Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir müssen dafür sorgen – und wir werden dies tun –,
daß Frauen bei der Umsetzung der vorhandenen Instru-
mente, mit denen die Einstellung Schwerbehinderter ge-
fördert wird, nicht weiterhin zu kurz kommen. Bei den
Instrumenten, die wir in Zukunft neu einführen, werden
wir darauf achten, daß sie sich auch und besonders an
der Lebenssituation behinderter Frauen orientieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

Wir alle wissen, daß die meisten Menschen in unse-
rer Gesellschaft ihr persönliches Selbstwertgefühl in
erster Linie aus ihrer Erwerbstätigkeit ziehen. Das gilt
für Behinderte und speziell für behinderte Frauen in
ganz besonderem Maße. Die Teilnahme am Erwerbsle-

ben bedeutet für sie nicht nur Existenzsicherung und
Unabhängigkeit, sondern auch gesellschaftliche Teil-
habe, Kommunikation und Integration. Behinderte
Frauen müssen ebenso vollständig am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben können wie jeder andere. Dazu
gehört selbstverständlich auch, sie ins Erwerbsleben
einzubeziehen.

Auch in diesem Bereich können wir uns an Hessen
orientieren: Weil die Benachteiligung behinderter Frau-
en am Arbeitsplatz besonders kraß ist, gibt es dort ein
Netzwerk für behinderte Frauen. Hessen hat als erstes
Bundesland ein Koordinationsbüro eingerichtet, das
die Integration ins Erwerbsleben erleichtert und fördert.
Mobile Beratungsstellen und Orientierungskurse helfen
den behinderten Frauen in Hessen darüber hinaus noch
bei der Suche nach einem Arbeitsplatz und bei der Wie-
dereingliederung.

Den Appell, den Zugang zum Erwerbsleben auch und
gerade für behinderte Frauen zu erleichtern, richte ich
nicht nur an die Arbeitgeber in der Privatwirtschaft;
auch der Bund muß sein Augenmerk besonders darauf
richten, daß bei Neueinstellungen behinderte Frauen an-
gemessen berücksichtigt werden. Ich bin überzeugt, die
neue Bundesregierung wird dieses tun.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Es gibt einen leichten Aufwärtstrend, aber insgesamt
sind nur ein knappes Drittel der Schwerbehinderten im
öffentlichen Dienst des Bundes Frauen. Ebenso liegt der
Frauenanteil bei der Neueinstellung Schwerbehinderter
nur bei 32,4 Prozent. Ich bin davon überzeugt, daß sich
diese Quote ändern wird. Wir sind nicht damit zufrie-
den, daß der Bund die Beschäftigungsquote insgesamt
erfüllt. Der öffentliche Dienst – das ist schon gesagt
worden – muß eine Vorreiterfunktion wahrnehmen und
wird dieses auch bei der Beschäftigung von Frauen tun.
Ich bin überzeugt, die neue Bundesregierung wird dies
leisten.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat der
Kollege Franz Romer, CDU/CSU-Fraktion.

Franz Romer (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir
diskutieren den Bericht der Bundesregierung über die
Beschäftigung Schwerbehinderter im öffentlichen
Dienst.

(V o r s i t z : Vizepräsident Rudolf Seiters)

Der Bericht behandelt das Jahr 1997 und bezieht sich
auf den Stichmonat Oktober.

Es ist wichtig, daß ein solcher Bericht alljährlich von
der Bundesregierung vorzulegen ist; denn Beschäfti-

Erika Lotz
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gung ist der entscheidende Faktor für die Integration
behinderter Menschen in das gesellschaftliche Leben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das Gefühl, den Lebensunterhalt selbst zu verdienen,
stellt behinderte Beschäftigte ebenso zufrieden wie ihre
nichtbehinderten Kolleginnen und Kollegen. Es geht um
mehr als nur darum, Geld zu verdienen. Ein Arbeitsplatz
ist eine Herausforderung, bietet Abwechslung, sichert
Kontakte zum Kollegenkreis und schafft Erfolgserleb-
nisse.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Bericht wurde von der alten Bundesregierung in
den vergangenen Jahren immer weiter fortentwickelt
und um mehrere Details ergänzt, bis er die heutige Ge-
stalt annahm. So enthält er genaue Angaben über Neu-
einstellungen und ausgeschiedene Schwerbehinderte,
und er weist den Anteil an beschäftigten schwerbehin-
derten Frauen aus. Er legt die Beschäftigungssituation
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst offen. Es ist
von großer Bedeutung, daß diese Daten öffentlich dis-
kutiert werden. Die Schwerbehinderten bekommen ei-
nen genauen Einblick in die aktuelle Lage und können
an Hand der Daten konkret Einfluß auf zukünftige Ent-
wicklungen nehmen. Auch private Arbeitgeber müssen
sich an diesen Vorgaben messen lassen. An dieser Stel-
le, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist auch je-
der einzelne von uns in der Pflicht.

(Zuruf von der SPD: Ja!)

1997 waren 6,7 Prozent der Beschäftigten beim Bund
Schwerbehinderte oder diesen gleichgestellt. Als Sozial-
politiker freue ich mich, daß damit auch im vergangenen
Jahr die im Schwerbehindertengesetz vorgeschriebene
Mindestquote von 6 Prozent deutlich überschritten
wurde.

Gegenüber 1996 ist die Beschäftigungsquote aber be-
dauerlicherweise um 0,2 Prozent zurückgegangen. Es
wird deutlich, daß sich der allgemeine Abbau von Ar-
beitsplätzen und die angespannte Situation auf dem
Arbeitsmarkt besonders auf die Beschäftigung von
Schwerbehinderten auswirken. Der Rückgang um 0,2
Prozent ist zwar nicht dramatisch, sollte aber Anlaß ge-
nug sein, frühzeitig geeignete Gegenmaßnahmen zu er-
greifen. Dieser Trend darf sich nicht fortsetzen.

Um so erfreulicher ist, daß sich trotz der insgesamt
rückläufigen Gesamtzahl der schwerbehinderten Be-
schäftigten der Anteil der Frauen um 1,6 Prozent er-
höht hat. Er beträgt nunmehr 30,9 Prozent der beschäf-
tigten Schwerbehinderten.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Das ist aber immer
noch viel zuwenig!)

Die Kabinettsbeschlüsse der alten Bundesregierung
aus den Jahren 1991, 1992 und 1993 haben Wirkung ge-
zeigt. Die darin beschlossenen Maßnahmen wurden er-
folgreich umgesetzt, so daß seit 1994 jedes Jahr die vor-
geschriebene Mindestquote erreicht wurde. Unter ande-
rem hat die regelmäßige Befragung der Ressorts das
Einstellungsverhalten beim Bund nachweislich verbes-
sert.

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Kollege Ro-
mer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen
Büttner?

Franz Romer (CDU/CSU): Nein, danke.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Trotz der insgesamt positiven Bilanz muß zur dauer-
haften Erfüllung der Beschäftigungsquote der Anteil
Schwerbehinderter bei Neueinstellungen deutlich erhöht
werden.

Der Bericht zeigt auf, daß mittel- und langfristig eine
Quote von 3 Prozent nicht ausreicht, um die Zu- und Ab-
gänge von Schwerbehinderten auszugleichen. Hier sehe
ich die neue Bundesregierung und insbesondere Sie, Herr
Haack, als den neuen Beauftragten der Regierung für
Schwerbehinderte besonders in der Pflicht. Ziel muß es
sein, die erreichte Beschäftigungsquote langfristig zu si-
chern oder – noch besser – sie weiter auszubauen.

Die Chancen der Schwerbehinderten im Wettbewerb
um einen Arbeitsplatz sind zwar durch das Benachteili-
gungsverbot in Art. 3 Abs. 3 des Grundgesetzes verbes-
sert worden; dennoch liegt beim Bund eine große Ver-
antwortung.

Wir verlangen, daß die rotgrüne Regierungskoalition
ebenso wie die alte Bundesregierung auf die Behinder-
ten zugeht, um sie zur Einreichung ihrer Bewerbungs-
unterlagen zu ermuntern. Die personalführenden Stellen
der Ressorts sind entsprechend zu schulen. Weiterhin ist
eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Behindertenor-
ganisationen, den Arbeitsämtern und den Hauptfürsor-
gestellen notwendig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Bund muß seiner Vorbildfunktion gegenüber den
privaten Arbeitgebern gerecht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Arbeitslosenquote unter den Schwerbehinderten
ist, verglichen mit der Arbeitslosenquote insgesamt,
immer noch überdurchschnittlich hoch. Dies können wir
so nicht hinnehmen. Deshalb sind Qualifizierungs-
maßnahmen, Fort- und Weiterbildung der Behinderten
notwendig, um die Chancen auf Einstellungen auch bei
höher qualifizierten und besser bezahlten Tätigkeiten zu
vergrößern. Es müssen mehr behindertengerechte Ar-
beitsplätze geschaffen werden.

Nicht zu ändern ist, daß einige Arbeitsplätze für
Schwerbehinderte ungeeignet sind. Dazu zählen bei-
spielsweise die Arbeitsplätze, die Polizeidiensttauglich-
keit voraussetzen. Bei den Polizeivollzugsbeamten wird
daher die Mindestquote nicht erfüllt. Erwähnenswert
aber ist, daß diese strukturellen Schwierigkeiten durch
einen überdurchschnittlich hohen Anteil an Schwerbe-
hinderten in anderen Bereichen des BMI und seinen
nachgeordneten Dienststellen ausgeglichen werden. Oh-
ne die Polizeivollzugsbeamten in die Rechnung mit ein-
zubeziehen, wird hier die Quote von erfreulichen 8,7
Prozent erreicht.

Franz Romer
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Bei anderen Ministerien und Behörden zeigt sich bei
Quoten von weit unter 5 oder sogar unter 4 Prozent al-
lerdings noch erheblicher Nachholbedarf. Dort – dies ist
mein Appell an die Bundesregierung – ist die Suche
nach den Ursachen angesagt.

Der Bericht behandelt ferner die Vergabe von Auf-
trägen an Werkstätten für Behinderte und Blinden-
werkstätten. Ein erzieltes Auftragsvolumen von über
2,5 Millionen DM ist schon eine stattliche Summe. Es
ist aber gegenüber dem Vorjahr leider erheblich gesun-
ken.

(Zuruf von der SPD: Unter der alten Regie-
rung!)

Ich erwarte von der neuen Bundesregierung eine
Analyse dieses Rückgangs.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Es muß geprüft werden, wie das Auftragsvolumen wie-
der an die Beträge früherer Jahre anknüpfen kann. Mög-
lichkeiten dafür gibt es genug. Ich denke hier nur an das
Beispiel der Aufträge zur Landschaftspflege usw.

Eine große Herausforderung bedeutet der anstehende
Regierungsumzug. Schon jetzt bewirkt der Wechsel
nach Berlin eine hohe Fluktuation unter den Beschäf-
tigten beim Bund. Schwerbehinderte werden durch den
Umzug sicherlich vor noch größere Probleme als ihre
nichtbehinderten Kolleginnen und Kollegen gestellt.
Daher sind besondere Anstrengungen erforderlich, zum
Beispiel bei der Wohnungsfürsorge, zum Beispiel bei
den Bedingungen am Arbeitsplatz, die behindertenge-
recht ausgestaltet werden müssen. Gerade die schwerbe-
hinderten Arbeitnehmer müssen bei dem für alle Betrof-
fenen schwierigen Umzug besonders unterstützt werden.

Die neue Bundesregierung sollte den durch den Um-
zug verursachten personellen Umbau aller Ressorts nut-
zen. Freie Stellen sind vorrangig mit schwerbehinderten
Arbeitnehmern zu besetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die

konsequente Umsetzung der Kabinettsbeschlüsse der
alten Bundesregierung dazu geführt hat, daß der Bund
im Berichtsjahr den Anforderungen gerecht geworden
ist. Die Bundesregierung fordere ich auf, das Bemühen
zur Förderung der Einstellung und Beschäftigung
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst des Bundes
unvermindert fortzusetzen und weiter auszubauen.

Ich betone am Ende meiner Rede, daß Schwerbehin-
derte sehr gute Eignungen mitbringen und hervorragen-
de Arbeit beim Bund leisten. Daher begrüßen wir jede
Neueinstellung – nicht um der Erfüllung der Quote wil-
len. Jeder Schwerbehinderte stellt eine Bereicherung für
das Ressort und den Kollegenkreis dar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich schließe die
Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 14/232 an die in der Tagesordnung aufge-

führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Bundeshaushalt 1999 umgehend vorlegen

– Drucksache 14/184 –

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. – Ich höre keinen
Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe für die
CDU/CSU-Fraktion dem Kollegen Dietrich Austermann
das Wort.

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Dies ist unser dritter Ver-
such, die Regierung im Parlament zu einem verfas-
sungsgemäßen Verhalten zu zwingen, nämlich zur
rechtzeitigen Vorlage des Haushaltsplanentwurfs für das
Jahr 1999, die nach der Verfassung eigentlich bis zum 1.
Januar dieses Jahres hätte erfolgen müssen.

Die CDU/CSU-Fraktion hat mehrere Anläufe ge-
nommen, um die Regierung zu zwingen, ihren Haushalt
und damit die ganze Wahrheit auf den Tisch zu legen,
und zwar vor der Wahl in Hessen. Herr Kollege Diller,
damals noch Sprecher der Opposition im Haushaltsaus-
schuß, hat gesagt, das einfachste wäre, den Entwurf von
Theo Waigel zu übernehmen

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Recht hat er!)

und ihn mit geringen Korrekturen zu versehen. Das ist
nicht gemacht worden, obwohl es ein guter Entwurf war.
Lafontaine hat dies abgelehnt.

Am 20. Januar hat das Kabinett nun endlich Eckdaten
beschlossen. Die sofortige Behandlung hat der Ältesten-
rat mit der rotgrünen Mehrheit abgelehnt, und zwar mit
dem Hinweis, der Haushalt sei noch nicht beratungsreif.
Das muß man sich einmal auf der Zunge zergehen las-
sen: Das Kabinett beschließt am 20. Januar den Haus-
haltsplanentwurf, und SPD und Grüne im Ältestenrat
sagen, er sei nicht beratungsreif. Gilt also die Kabi-
nettsentscheidung nicht mehr? Ist der vom Kabinett be-
schlossene Haushalt Makulatur oder Schotter?

Wir erkennen hierin eine Fortsetzung der Haushalts-
politik der 70er Jahre. Nie wurde ein Haushaltsplan-
entwurf rechtzeitig vorgelegt. Wir haben 1982 vorge-
macht, wie man es machen kann. Innerhalb von vier
Wochen war der Haushalt fertig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

1994 haben wir den Haushalt innerhalb von vier Wo-
chen vorgelegt. Dies wäre ja auch einfach. Aber wahr-
scheinlich scheut man die gute Anfangs- und Schluß-
bilanz der alten Regierung.

Wir haben die Regierung bei kräftigem Wirtschafts-
wachstum – dem stärksten seit der Wiedervereinigung:
2,8 Prozent –, bei sinkender Arbeitslosigkeit, stabilen

Franz Romer
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Bundesfinanzen und bei sinkender Staatsquote überge-
ben. Der Anteil des Bundes am BIP ist gesunken, ebenso
das Bundesdefizit.

Rotgrün hat nun versprochen, nicht alles anders, aber
manches besser zu machen.

(Zuruf von der SPD: Vieles!)

Nun erkennt man: Das, was Sie bisher anders machen,
ist schlechter. Das erkennt man auch an diesem Haus-
halt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Die neue Mitte der Bürger erwartet Sparsamkeit, Steu-
ersenkungen, mehr Investitionen, Fortführung des Ab-
baus der Arbeitslosigkeit, weniger Bürokratie, schnelles
Regierungshandeln. Die Bürger werden enttäuscht und
in den Hintern getreten. An die Stelle von Reformen, die
wir vorgelegt haben, an die Stelle von 16 Erfolgsjahren
mit wichtigen Reformen sind bisher 90 Chaostage ge-
treten.

(Zuruf von der SPD: 27. September!)

– 90 Chaostage. Sie brauchen doch bloß die Tageszei-
tungen aufzuschlagen. Wenn Sie die täglichen Headlines
lesen, dann werden Sie genau wissen, was gemeint ist.

Das, was beim Haushalt erkennbar ist, spricht ja
auch eine entsprechende Sprache. Sparsamkeit? – Die
Bundesausgaben steigen 1999 nach dem Willen der
Regierung um 6,8 Prozent, also mit der doppelten BIP-
Rate.

(Zuruf von der SPD: Das stimmt nicht!)

Das Wachstum schrumpft. Aber daran sind wahrschein-
lich wieder andere schuld. Die Arbeitslosigkeit wird si-
cherlich nicht sinken, auf jeden Fall aber sinkt die Be-
schäftigung. Der Anteil der Bundesausgaben an der
Staatsquote steigt. Die Investitionsquote sinkt.

Das ist eine erste Zwischenbilanz, die man dem
Haushalt entnehmen kann. Es ist nicht alles anders.
Nein, ich sage: Was Sie anders machen, ist schlechter.

Wir bewerten diesen Bundeshaushalt – den bisher
bekannten Entwurf; vielleicht gibt es ja bald einen ande-
ren – so, daß wir sagen: Das, was dort angesetzt ist, be-
wirkt schon deshalb Investitionsstaus, weil der Haushalt
so spät und so langfristig behandelt wird. Was Sie in 15
Einzelplänen an Änderungen vorhaben, ändert allenfalls
etwas hinter dem Komma. Lafontaine legt den größten
Haushalt aller Zeiten vor: 488 Milliarden DM, 31 Milli-
arden DM Ausgaben mehr als im letzten Jahr. Da helfen
keine Rechentricks und keine Nachweise, daß man
möglicherweise an anderer Stelle manches hätte anders
machen können.

Ich nehme als Beispiel einmal die Finanzen der Ren-
tenversicherung. Die Leistungen an die Rentenversi-
cherung sollen wegen einer Fehlentscheidung – Rück-
nahme der Reform – 1999 auf sage und schreibe 119
Milliarden DM ansteigen. Das sind 24,4 Prozent aller
Bundesausgaben, Tendenz weiter steigend. Damit ent-
fernt man sich von der beitragsfinanzierten Rente – eine
gefährliche Entwicklung. Im Jahr 2000 dürfte der Ren-
tenzuschuß auf 125 Milliarden DM ansteigen.

Der Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit ist
sehr üppig bemessen, obwohl wir bei der Arbeitslosig-
keit eine sinkende Tendenz hatten: 11 Milliarden DM
statt etwa 3 bis 4 Milliarden DM, die angemessen wären.
Offensichtlich möchte man den zweiten Arbeitsmarkt
zementieren. Das ist falsch. Wir fordern eine Senkung
des Arbeitslosenversicherungsbeitrags. Dies unterstützt
die Schaffung von Lehrstellen; es hilft den Betrieben
und der Wirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Anteil der Bundesausgaben am Bruttoinlands-
produkt steigt auf 12,5 Prozent. Das ist das Gegenteil
von sparsamer Haushaltspolitik. Die Investitionsquote
sinkt. Es wäre Ihnen nicht gelungen, bei den Investiti-
onsausgaben unter der Grenze der Nettoneuverschul-
dung zu bleiben, wenn Sie nicht einige buchmäßige
Tricks angewendet hätten. Deshalb sagt der Sachver-
ständigenrat: Die Aufgaben zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen und zur Konsolidierung sind nur zu lö-
sen, wenn gleichzeitig die Staatsausgaben und die
Staatsquote abgesenkt werden.

Diese Regierung tut dies offensichtlich nicht. Sie hel-
fen sich mit Tricks, zum Beispiel durch die Einbezie-
hung der sogenannten Sonderhaushalte. Der Erblasten-
tilgungsfonds, der eigentlich da ist, um den Wiederauf-
bau in den neuen Bundesländern zu finanzieren, wird
um 9 Milliarden DM geplündert. Nur so bleiben Sie un-
terhalb der Grenze der Nettokreditaufnahme, die Sie
nach der Verfassung nicht überschreiten dürfen – und
das, obwohl durchaus die Möglichkeit besteht, weiter zu
tilgen, weiter die Schulden und die rote Erblast abzu-
bauen.

(Lachen bei der SPD)

– Ja, die sozialistische Erblast, Frau Matthäus-Maier. Sie
können Sie meinetwegen auch lila nennen.

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nach 16 Jah-
ren rote Erblast? Wie soll das denn gehen?)

– Ich glaube, ich habe mich deutlich ausgedrückt. Ich
habe vom Erblastentilgungsfonds, von den Schulden der
SED gesprochen.

(Lachen bei der PDS)

– Wenn ich nach Mecklenburg-Vorpommern schaue und
sehe, wer da inzwischen alles regiert, kann ich die Ab-
kürzung PDS nun anders übersetzen: Partei der Spitzbu-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei der
PDS)

Das wochenlange rotgrüne Gerede von angeblichen
Haushaltslöchern ist zusammengebrochen. Oswald
Metzger hat gestern mit Recht in der Zeitung gesagt, er
könne das Gerede von der Erblast der alten Regierung
nicht mehr hören. Es ist völlig richtig: 10 Milliarden
DM Privatisierungserlöse konnten als Mitgift von Theo
Waigel in das Jahr 1999 übernommen werden, obwohl
es sicher besser gewesen wäre, damit im letzten Jahr die
Neuverschuldung noch geringer zu halten.

(Dr. Konstanze Wegner [SPD]: Strukturelles
Defizit!)

Dietrich Austermann
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Zu den Zinslasten könnte man ähnliches sagen. Die-
jenigen, die beklagen, daß die Zinslasten im Bundes-
haushalt so hoch sind, sind diejenigen, die beklagen, daß
wir den Wiederaufbau in den neuen Bundesländern fi-
nanzieren müssen. Es sind diejenigen, die es mit der
Wiedervereinigung nie gut gemeint haben und die mög-
licherweise auch übersehen, welche Situationen im
Saarland, bezogen auf die Zinsnot, und in anderen Län-
dern, in denen die SPD regiert, tatsächlich vorzufinden
sind.

Auf der Einnahmeseite haben wir eine ähnliche Ent-
wicklung, obwohl es Steuereinnahmen in Rekordhöhe
gibt. Die Steuereinnahmen in 1999 liegen um 30 Mil-
liarden DM über denen des Vorjahres. Diese Last müs-
sen Bürger und Betriebe schultern. Das ist klar. Profes-
sor Hax sagt, das, was Sie dort tun, behindere Investitio-
nen und führe zum Rückgang der Beschäftigung. Wir
sagen: Sie müssen in diesem Bereich eine Kurskorrektur
vornehmen. Der Kollege Jacoby wird gleich noch darauf
eingehen.

Aber man kann sich das ganz einfach ausrechnen.
Wenn man den Bürgern auf der einen Seite 5,7 Mil-
liarden DM mehr in der Tasche beläßt, indem man die
Steuern über höheres Kindergeld reduziert, und auf der
anderen Seite Steuermehreinnahmen von 31 Milliarden
DM verzeichnet, ist doch klar, daß die Belastung der
Bürger und der Betriebe netto ansteigen muß. Das zeigt
doch ganz deutlich, daß die Wirtschaft und die Men-
schen im Lande stärker unter der Steuerlast leiden
müssen, und das zeigt, daß diese Politik falsch ist. Wir
müssen zu niedrigeren, nicht zu höheren Steuern kom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Die Politik der sogenannten neuen Mitte schafft bis-
her nur Irritationen. Industrie und Mittelstand sind ver-
unsichert. Die Rücknahme einer Vielzahl von Reformen
der christlich-liberalen Koalition und die Verwirkli-
chung der Koalitionsvereinbarung werden sich verhee-
rend auf den Standort Deutschland auswirken. Das kann
jeder Abgeordnete schon jetzt in seinem Wahlkreis spü-
ren, egal ob er beim Handwerk, beim Einzelhandel, in
der chemischen Industrie, im Kraftwerk, in seiner Ge-
meinde oder bei den öffentlichen Verkehrsbetrieben
nachfragt.

Ich bin der Meinung, daß selbstverständlich auch
der Bundeskanzler die Pflicht hat, die Wahrheit zu sa-
gen, wenn er über Steuern, wenn er über Einnahmen,
wenn er über den Haushalt redet. Ich erinnere mich an
ein Interview im „Focus“ der letzten Woche und an ein
Interview im deutschen Fernsehen am letzten Sonntag.
Da hat der Bundeskanzler wieder einmal gesagt: Diese
Regierung hat einen guten Einstieg. Sie hat die Steu-
erlast gesenkt. – Er erwähnt dabei zum Beispiel die
Anhebung des Grundfreibetrages. Ich weise darauf
hin, daß die Entscheidung, den Grundfreibetrag zu er-
höhen, schon im Jahre 1996 getroffen worden ist. Die
Anhebung des Grundfreibetrages ist die wesentliche
Steuerentlastung in diesem Jahr. Ich bitte darum, daß
weder das Bundespresseamt noch der Bundeskanzler,
noch der Bundesfinanzminister den Menschen die Un-

wahrheit zumutet. Wir haben diese Steuersenkung be-
wirkt, niemand anders.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Meine Damen und Herren, soweit im Haushalt bisher
erkennbar, herrscht auch in der Personalpolitik rotgrü-
ner Filz: Nicht nur, daß 61 Spitzenbeamte der alten Re-
gierung gegen Genossen ausgetauscht wurden; es kamen
noch neue Spitzenstellungen hinzu. Insgesamt dürfte es
sich um etwa 100 Spitzenstellungen handeln. Das ist ein
kräftiger Schluck aus der Pulle: etwa 100 neue Beamte
an neuen Stellen. Das ist keine Politik für die neue Mit-
te, das ist Politik für neue Sozis.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Diese Zahl muß man sich einmal vorstellen: Innerhalb
von drei Monaten gibt es 100 zusätzliche Spitzen-
beamte.

„Loyalität gegen Loyalität“ hatte der Kanzler ver-
sprochen. Es folgte sein dankbarer Fußtritt. Es begann
mit dem teuren Koch in der saarländischen Landesver-
tretung, ging weiter mit fünf Staatssekretären bei Herrn
Lafontaine. Spitzenbeamte an allen Orten! Wer bezahlt
das alles? Schauen wir uns einmal die Kürzungen im
Haushalt an: Kürzung bei der Landwirtschaft, Kürzung
beim Straßenbau, Kürzung bei Verteidigungsausgaben,
Kürzung beim Wohngeld, Kürzung beim sozialen Woh-
nungsbau; das Hochschulprogramm erhält angeblich
200 Millionen DM mehr, an anderer Stelle werden aber
200 Millionen DM kassiert; Frau Bulmahn, die For-
schungsministerin, hat weniger Geld zur Verfügung, als
Herr Rüttgers gehabt hätte. – Die einzige Stelle im
Haushalt, an der Sie die Ausgaben kräftig erhöhen, ist
die Steinkohle, die höhere Subventionen erhält. – Ich
höre immer das Gerede, wir müßten uns neuen Techno-
logien zuwenden. Die gibt es sicher auch im Bereich der
Kohle.

(Hans Georg Wagner [SPD]: Sie haben keine
Ahnung! Sie sind ein ahnungsloser Mensch!
Ich bemitleide Sie in Ihrer Unkenntnis!)

– Kollege Wagner, 713 Millionen DM mehr im neuen
Haushalt für Steinkohle, das ist, glaube ich, nicht das,
was man sich unter Subventionsabbau vorstellt.

Rotgrüne Politik verunsichert allenthalben. Das gilt
auch für die Energiepolitik. Da sagt man mit großer
Bravour ein Programm von 1,1 Milliarden DM an: Die
Solarenergie werde in Deutschland jetzt eingesetzt; die
habe es vorher gar nicht gegeben. – Schaut man in den
Haushaltsentwurf, stellt man fest, daß dort für 1999 eine
Million DM für Studien im Bereich der Solarenergie
und Zinszuschüsse für spätere Jahre vorgesehen sind.
Vorgesehen waren 1,1 Milliarden DM.

Wir haben in den letzten Jahren eine Spitzenstellung
im Bereich der erneuerbaren Energien erreicht: bei der
Windenergie, bei der Solarzellenproduktion und in vie-
len anderen Bereichen. Sie sind jetzt dabei, vorhandene
gute Strukturen im Energiebereich kaputtzumachen.

Dietrich Austermann
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Das gilt auch für das Thema Kernenergie. In mei-
nem Wahlkreis befinden sich zwei Kernkraftwerke.

(Hans Georg Wagner [SPD]: Sie strahlen auch
so!)

Sie machen vorhandene intakte Strukturen kaputt.

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

Der Bundeskanzler hat am letzten Sonntag auf die
Frage „Ist der Fahrplan für den Atomausstieg wirklich
einzuhalten?“ gesagt: Das ist einzuhalten; ich sehe da
gar keine Schwierigkeiten. – Auf die Frage nach der
Entschädigung sagt er: Der Umweltminister hat in dieser
Frage recht. Er bewegt sich auf dem Boden der Koaliti-
onsvereinbarung, auf dem Boden dessen, was wir ins
Werk setzen wollen. – Wie paßt das zu der drei Tage
später abgegebenen Erklärung, was man in der Energie-
politik jetzt anders machen will? Energiepolitik ist ja
wichtig. In Schleswig-Holstein hängt das wirtschaftliche
Wachstum einzig und allein davon ab, ob das eine oder
andere Kernkraftwerk läuft oder nicht.

Auf die Frage „Können Sie sich vorstellen, Herr
Schröder, daß wir dadurch, daß wir dann Strom im
Ausland kaufen müssen, möglicherweise Hunderttau-
sende werden entlassen müssen?“ antwortet er: Niemand
kann das ausschließen. – So leichtfertig geht er mit die-
sem Problem um. Ich sage: Jetzt läßt Schröder Trittin
fallen wie eine heiße Kartoffel, oder besser: wie eine
grüne Gurke.

Sehen wir uns das in anderen Bundesländern an. Ich
glaube, es ist notwendig, daß im Bereich der Haushalts-
politik eine Umkehr stattfindet. Wir fordern mit der
Mehrheit der Ökonomen und der internationalen Institu-
tionen die Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung,
durchgreifende Steuerreformen, mehr Investitionen,
mehr Politik für Arbeitsplätze. Nur wenn dies geschieht,
kann das Chaosorchester endlich aufhören zu spielen.
Der ganze Haushalt, die ganze Wahrheit muß auf den
Tisch – im Interesse der Menschen in diesem Land.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich gebe zur Ge-
schäftsordnung dem Kollegen Dr. Peter Ramsauer das
Wort.

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident!
Ich möchte namens der CDU/CSU-Fraktion beantragen,
daß der Bundesminister der Finanzen jetzt sofort herbei-
gerufen wird.

Ich begründe dies damit, daß bereits der Beginn dieser
Debatte zeigt, wie viele offene Fragen es zum Bundes-
haushalt 1999 gibt, was die Anwesenheit des Bundesfi-
nanzministers im Bundestag erforderlich erscheinen läßt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich gebe das Wort
der Kollegin Susanne Kastner für die SPD-Fraktion.

Susanne Kastner (SPD): Herr Präsident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir werden dem Antrag der
CDU/CSU-Fraktion nicht zustimmen, weil wir der Mei-
nung sind, daß der Finanzminister in der Befragung der
Bundesregierung zu diesem Thema gestern ausführlich
Stellung genommen hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt nicht!)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen, oder möchten Sie noch ergänzen,
Frau Kastner?

(Susanne Kastner [SPD]: Nein! – Hartmut
Schauerte [CDU/CSU]: Das war aber eine tö-
richte Einlassung! – Unruhe – Zurufe von der
CDU/CSU: Abstimmen lassen!)

Von der CDU/CSU-Fraktion ist der Antrag zur Ge-
schäftsordnung gestellt worden. Die SPD-Fraktion be-
antragt Unterbrechung der Sitzung, aber ich muß über
den ersten Antrag zunächst abstimmen lassen, es sei
denn, es gibt eine Vereinbarung zwischen den Fraktio-
nen. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob das der Fall ist.

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein! – Abstim-
men! – Zuruf von der SPD: Hammelsprung!)

Wenn das nicht der Fall ist, dann lasse ich abstimmen.

Es ist der Antrag gestellt worden, nach § 42 der Ge-
schäftsordnung den Bundesfinanzminister herbeizuzitie-
ren. Ich stelle die Frage, wer für diesen Antrag stimmt.

(Zurufe von der CDU/CSU: Ganz klare Mehr-
heit!)

Gegenprobe!

(Zuruf von der CDU/CSU: Zuwenig!)

Es gibt im Präsidium keine übereinstimmende Mei-
nung

(Lachen bei der CDU/CSU)

über die Mehrheit.

(Zuruf von der CDU/CSU: Kaufen Sie sich
eine neue Brille!)

– Es gibt im Präsidium keine Übereinstimmung hin-
sichtlich der Mehrheitsverhältnisse, und die Geschäfts-
ordnung des Bundestages sieht vor, daß in einem sol-
chen Falle ein Hammelsprung stattfindet. Ich bitte also
die Kolleginnen und Kollegen, den Saal zu verlassen.
Ich bitte die Mitarbeiter des Hauses, die entsprechenden
Vorkehrungen zu treffen und zu gegebener Zeit die Tü-
ren für den Hammelsprung zu öffnen.

Darf ich die anwesenden Kolleginnen und Kollegen
bitten, den Saal zu verlassen, damit wir gleich mit der
Abstimmung beginnen können? Solange Sie im Saal
anwesend sind, können wir das Verfahren nicht weiter
fortführen.

Ich richte die Frage an die Schriftführer, ob alle Tü-
ren mit Schriftführern besetzt sind. Ich bitte um eine
Mitteilung, ob die ordnungsgemäße Durchführung des
Hammelsprungs jetzt möglich ist. Das ist der Fall.

Dietrich Austermann
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Dann eröffne ich die Abstimmung und bitte, mit dem
Durchgang durch die jeweiligen Türen für Ja, Nein und
Enthaltung zu beginnen.

Ich darf die Gelegenheit nutzen, unsere Gäste auf der
Tribüne zu begrüßen. Ich bitte Sie um ein bißchen Ge-
duld. Aber auch ein solcher Hammelsprung gehört zum
parlamentarischen Leben. Wir werden in einigen Minu-
ten mit der Debatte fortfahren können, wenn das Ergeb-
nis der Abstimmung feststeht.

Ich bitte um einen Hinweis von den Schriftführern,
ob die Abstimmung beendet ist. –

Meine Damen und Herren, ich bitte, die Plätze einzu-
nehmen, die Türen zu schließen und mir das Ergebnis
der Abstimmung mitzuteilen. –

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der
Abstimmung bekannt. Für den Antrag, den Bundesfi-
nanzminister herbeizurufen, haben 291 Abgeordnete,
gegen diesen Antrag 331 Abgeordnete gestimmt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Damit ist der Antrag abgelehnt.
Wir fahren in der Aussprache fort. Eine Kurzinter-

vention hat die Kollegin Antje Hermenau vom Bündnis
90/Die Grünen angemeldet.

Antje Hermenau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich beziehe mich auf den Redebeitrag des Kollegen
Austermann von der CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege
Austermann hat entgegen seiner Ankündigung, er werde
hier eine redliche Haushaltsbilanz ziehen, dargestellt,
daß nach seiner Auffassung der Haushaltsansatz für die
Steinkohle übermäßig angehoben werde, was politisch
unklug sei. Um der Redlichkeit der Debatte Genüge zu
tun, stelle ich hiermit fest, Herr Kollege Austermann,
daß diese Aufwüchse aus Zahlungen resultieren, die der
Minister Rexrodt über Jahre hinweg immer wieder hin-
ausgeschoben hat, um Konsolidierungsbemühungen in
seinem Einzelplan zu vermeiden. Es handelt sich hier im
Prinzip also nur darum, daß wir etwas bereinigen, was
Sie jahrelang versäumt haben.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Zur Erwiderung ge-
be ich Herrn Kollegen Austermann das Wort.

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Bevor ich zu
dem Stellung nehme, was die Kollegin Hermenau eben
gesagt hat, möchte ich meinem Befremden darüber Aus-
druck geben, daß der Finanzminister an der Abstimmung
über unseren Antrag, ihn herbeizuzitieren, teilgenommen
hat, jetzt aber nicht auf der Regierungsbank Platz nimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Unanstän-
dig! Empörend! – Zurufe von der CDU/CSU:
Pfui! Unglaublich!)

Ich halte das für ein unglaubliches parlamentarisches
Verfahren und für eine Mißachtung des Parlaments ins-
gesamt, nicht nur der Opposition.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Ungezoge-
ner Lümmel, der Lafontaine!)

Zu der angeblichen Klarstellung der Kollegin von den
Grünen möchte ich feststellen: Sie hat bestätigt, daß,
statt Subventionsabbau vorzunehmen, im Haushalt des
Bundeswirtschaftsministers an vielen Stellen eine Kür-
zung erfolgt ist und lediglich bei den Subventionen für
die Kohle ein Aufwuchs um 713 Millionen DM vorge-
sehen ist.

Ich bedanke mich für die Bestätigung. Ihre Aussage
bestätigt mir, daß die Anlage des Etats für das Wirt-
schaftsministeriums und des Etats für die Bundesrepu-
blik insgesamt völlig falsch ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Zu einer weiteren
Kurzintervention gebe ich das Wort dem Kollegen
Schmidt.

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen, nur damit das hier klar ist: Wenn Sie bei
Showanträgen der Art, wie Sie sie stellen, das Herbeizi-
tieren eines Ministers auf die Spitze treiben – wie Sie es
hier versucht haben –, dann werden wir auch künftig un-
sere Mehrheit nutzen und das Verfahren entsprechend
bestimmen.

Der Minister hatte einen Termin mit einem interna-
tionalen Gast und wird in Kürze wieder an der Sitzung
teilnehmen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der
F.D.P.)

Betrachten Sie das einmal ganz entspannt!

Vizepräsident Rudolf Seiters: Wir befinden uns
im Augenblick in einer Grauzone der Geschäftsordnung.
Das gilt aber für beide Seiten. Ich denke, das Vorgehen
dient der Lebendigkeit der Debatte.

Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege
Repnik.

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident,
ich verwahre mich mit Nachdruck gegen die Behaup-
tung des Kollegen Schmidt, daß es sich hier um einen
„Showantrag“ handelt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich will das begründen. Wir haben bereits im vergan-
genen Jahr, im Dezember, diesen Antrag eingebracht.
Zwischenzeitlich – dies wurde bereits von unseren Spre-
chern begründet – hat das Kabinett den Haushalt 1999
verabschiedet. Da dieser Haushalt im Kabinett verab-
schiedet worden ist, ist er eigentlich beratungsreif. Des-

Vizepräsident Rudolf Seiters
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halb haben wir darum gebeten, daß dieser Haushalt
heute bzw. in diesen Tagen auf die Tagesordnung
kommt.

Wir halten es für einen Skandal und für eine eklatante
Verletzung der Rechte des Parlaments, daß sich der Fi-
nanzminister, obgleich er hier ist, dieser Debatte ent-
zieht, weil er offensichtlich ein schlechtes Gewissen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich gebe für die
Bundesregierung dem Parlamentarischen Staatssekretär
im Finanzministerium, Karl Diller, das Wort.

Karl Diller, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister
der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Seit der Bildung der neuen Bundesre-
gierung vor drei Monaten streuen CDU und CSU in im-
mer neuen Variationen haltlose Verdächtigungen.

Die allererste war, wir würden den Haushalt nicht am
20. Januar, sondern erst nach dem 7. Februar im Kabi-
nett beraten. Wir haben dies stets als unzutreffend zu-
rückgewiesen und, wie angekündigt, am 20. Januar im
Kabinett den Regierungsentwurf verabschiedet. Unmit-
telbar danach hat Minister Lafontaine dem Parlament
Rede und Antwort gestanden und, wie seit Wochen ab-
gesprochen, dem Haushaltsausschuß die Eckdaten des
Regierungsentwurfs erläutert.

Wir haben in der Sitzung den Obleuten aller Fraktio-
nen erstens die Kabinettsvorlage mit dem Entwurf des
Haushaltsgesetzes 1999 samt Begründung, zweitens den
Entwurf des Bundeshaushaltsplans, drittens einen Be-
richt über den Stand und die voraussichtliche Entwick-
lung der Finanzwirtschaft nach § 31 Bundeshaushalts-
ordnung, also die Erläuterung aller wichtigen Eckdaten
und wesentlichen Veränderungen, und viertens die Per-
sonallisten, die Personalveränderungslisten und den
engzeilig beschriebenen Computerausdruck aller Ein-
zelpläne, insgesamt ein Werk von 7 Zentimeter Höhe,
überreicht.

Als früherer Obmann der SPD-Fraktion im Haus-
haltsausschuß kann ich mich nicht erinnern, daß uns die
Regierung Kohl jemals so frühzeitig die Kabinettsvorla-
ge überreicht hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich stelle also fest: Die Bundesregierung Schröder hat
ihre Ankündigung, am 20. Januar im Kabinett den Re-
gierungsentwurf zu beschließen, eingehalten

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Ihr Büro war
schlecht organisiert!)

und sich gegenüber dem Parlament informationsfreudi-
ger gezeigt, als die Regierung Kohl es je getan hat.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Staatssekretär,
einen Moment! Ich möchte Ihnen die notwendige Ruhe

verschaffen. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen,
die im hinteren Teil des Plenarsaales Gespräche führen,
diese doch bitte nach draußen zu verlagern.

Sie haben das Wort.

Karl Diller, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister
der Finanzen: Nun arbeitet die Druckerei mit Hochdruck
daran, den Haushalt in gedruckter Form allen Abgeord-
neten vorzulegen.

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein
Werk, das 14 cm dick sein wird, weil es zusätzlich alle
Erläuterungen zu den vielen tausend Titeln enthält. Für
Freunde großer Zahlen in Ihren Reihen: Wissen Sie ei-
gentlich, wieviel Blatt Papier dafür bedruckt werden
müssen? 44,5 Millionen Seiten müssen für den Druck
des Bundeshaushalts bedruckt werden. Das schafft auch
die beste Druckerei nur in 13 Arbeitstagen. Deswegen
wird das Kanzleramt dem Deutschen Bundestag und
dem Bundesrat den Haushaltsentwurf erst am 5. Februar
1999 zuleiten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Oswald
Metzger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben dann Zeit, sich vertieft mit dem Zahlenwerk
zu beschäftigen und sich auf die seit langem vereinbarte
erste Lesung in der letzten Sitzungswoche im Februar
vorzubereiten.

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, vor einem so
großen Kreis von Kolleginnen und Kollegen die Eckda-
ten und besonderen Akzente des Regierungsentwurfs zu
erläutern:

Dies ist der erste Haushalt der neuen Bundesregie-
rung. Der alte Regierungsentwurf mußte grundlegend
überarbeitet und in wichtigen Politikbereichen neu aus-
gerichtet werden. Wir haben von Herrn Bundeskanzler
Kohl und von Herrn Waigel eine extrem schwierige Fi-
nanzlage geerbt.

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Komm,
komm!)

Im letzten Jahr mußte jede vierte Mark, die wir an
Steuern eingenommen haben, für das Zahlen von Zinsen
ausgegeben werden. Das heißt, wir haben einen Bundes-
haushalt mit Haushaltsnotlage übernommen.

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Sie geben
ja noch mehr aus, als wir vorgesehen hatten!)

Angesichts dieser Situation können wir sagen: Der neue
Bundeshaushalt ist ein guter Haushalt, ein Haushalt für
neue Arbeitsplätze und für finanzpolitische Stabilität.

(Beifall bei der SPD)
Der Haushalt 1999 setzt ein Stabilitätssignal. Die

Neuverschuldung sinkt auf 56,2 Milliarden DM und
liegt 2 Milliarden DM unter der verfassungsrechtlichen
Verschuldungsgrenze. Der Anstieg der Ausgaben wird
– Sonderfaktoren herausgerechnet – auf 1,7 vom Hun-
dert begrenzt.

Mit dem Haushalt vollziehen wir in wichtigen Berei-
chen den politischen Neuanfang, den wir vor der Wahl

Hans-Peter Repnik
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versprochen haben: Wir erhöhen die Mittel für Zu-
kunftsinvestitionen, für Forschung, Bildung und Wis-
senschaft gegenüber 1998 um 1 000 Millionen DM. So
gibt es 200 Millionen DM mehr für den Hochschulbau,
und die BAföG-Mittel steigen um 6 Prozent, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wir stellen deutlich mehr Geld bereit für die For-
schungsförderung kleiner und mittlerer Unternehmen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

für die Förderung moderner Schlüsseltechnologien, für
die Förderung von Begabten und des wissenschaftlichen
Nachwuchses, für ein Sonderprogramm für den Ausbau
der Forschungslandschaft in den neuen Ländern, und wir
starten das 100 000-Dächer-Programm zur Förderung
der Solarenergie. Es ist geradezu ein Armutszeugnis für
den Kollegen Austermann, daß er in diesem Haushalt
schon nennenswerte Millionenbeträge einfordert für ein
Programm, das ein Zinszuschußprogramm sein wird, für
das logischerweise die ersten richtig großen Beträge frü-
hestens in einem Jahr bereitgestellt werden müssen.

(Beifall bei der SPD)

Aber wir haben in der mittelfristigen Finanzplanung und
im Verpflichtungsrahmen die notwendigen Mittel aus-
gewiesen.

Mit dem Haushalt 1999 setzt die neue Bundesregie-
rung kräftige Akzente zugunsten Ostdeutschlands:
Wir führen die Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit“
vorrangig weiter. Wir sorgen dafür, daß im Rahmen der
regionalen Wirtschaftsförderung neue Bewilligungen in
der Größenordnung von 6 Milliarden DM eingegangen
werden können. Wir erhöhen die Forschungs- und Ent-
wicklungssonderprogramme für Mittelstand und Hand-
werk in den neuen Bundesländern auf 325 Millionen
DM. Wir stellen zur Sicherung wettbewerbsfähiger Ar-
beitsplätze bei ehemaligen Treuhandunternehmen ge-
genüber dem Regierungsentwurf Kohl 500 Millionen
DM zusätzlich zur Verfügung. Wir unterstützen mit
einer weiteren Milliarde DM für die anderen Treuhand-
nachfolgeeinrichtungen zum Beispiel die Umstrukturie-
rung der ostdeutschen Wirtschaft und die Sanierung der
dortigen Braunkohlereviere.

(Beifall bei der SPD)

Bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze setzt die Re-
gierung vor allem auf Mittelstand und Handwerk. Wir
erhöhen die Förderung des Mittelstandes auf 2,2 Mil-
liarden DM. Wir kürzen nicht – wie es die Regierung
Kohl vorhatte – die Forschungsförderung für kleine und
mittlere Unternehmen, sondern wir stocken die Mittel
um rund 100 Millionen DM auf.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir starten ein neues Programm zur Verbesserung der
Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen
mit 20 Millionen DM.

Die Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik wird die
neue Bundesregierung um 6 Milliarden DM erhöhen,

damit die Jugendarbeitslosigkeit mit einem Sofortpro-
gramm, das 100 000 arbeitslose Jugendliche in Ausbil-
dung und Beruf bringen soll, bekämpft werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir verlängern das Programm zur Bekämpfung der
Langzeitarbeitslosigkeit bis zum Jahre 2002 mit weite-
ren 2,25 Milliarden DM, mit denen wir Lohnkostenzu-
schüsse an Arbeitgeber finanzieren, die Langzeitar-
beitslose einstellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Zuschüsse des Bundes an die gesetzliche Renten-
versicherung steigen auf 119 Milliarden DM, damit wir
den Beitragssatz auf 19,5 Prozent senken können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Für Investitionen in Schiene, Straße, Wasserwege,
Städtebau und sozialen Wohnungsbau stehen 1,5
Milliarden DM mehr zur Verfügung. So gibt es erstmals
– das ist ein uraltes Anliegen der SPD und der Grünen –
100 Millionen DM für die Lärmsanierung an bestehen-
den Schienenwegen. Im Städtebau starten wir ein Pro-
gramm zur Förderung von Stadtteilen mit besonderem
Entwicklungsbedarf.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Kommen Sie noch
auf das Wohngeld?)

Mit dem Haushalt 1999 stellt die neue Bundesregie-
rung sicher, daß die Bundeswehr ihren Auftrag erfüllen
kann; der Plafond des Einzelplans steigt um fast 400
Millionen DM.

Im Bereich der internationalen Zusammenarbeit er-
höhen wir die Mittel gegenüber dem alten Regierungs-
entwurf um 124 Millionen DM. Auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel im Sommer in Köln wird die Bundesregie-
rung zusammen mit den anderen Ländern der G 7 eine
internationale Entschuldungsinitiative zugunsten der
ärmsten Entwicklungsländer auf den Weg bringen.

Meine Damen und Herren, mit dem neuen Haushalt
stellt die Bundesregierung die Weichen zur Konsolidie-
rung der Bundesfinanzen. Die Ressorts haben einen
Konsolidierungsbeitrag in Höhe von 0,5 Prozent ihres
Ausgabenvolumens erbracht, neue Ausgaben durch Ein-
sparungen in ihrem Einzelplan gegenfinanziert und da-
mit die Voraussetzung geschaffen, daß das von der Vor-
gängerregierung übernommene Erblastproblem in den
nächsten Jahren abgebaut werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Mit dem neuen Etat schaffen wir mehr Haushalts-
wahrheit und -klarheit, weil wir die angeblichen
„Sondervermögen“ wie Erblastentilgungsfonds – in dem
Wort steckt schon eine Täuschung der Öffentlichkeit –,
Verstromungsfonds und Bundeseisenbahnvermögen auf
den Bund übernehmen und den Schuldendienst im
Haushalt offen ausweisen. – Sie werden sich wundern,
wieso man einen Schuldendienst für Vermögen auswei-
sen muß. Ich will es gleich erklären. – Mit dieser Über-
nahme ist eine Entlastung des Haushalts 1999 nicht ver-
bunden.

Parl. Staatssekretär Karl Diller
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In diesen „Sondervermögen“ hatte die alte Regierung
Schulden in Höhe von 390 000 Millionen DM versteckt.
Eine echte Tilgung dieser Schulden aus dem Bundes-
haushalt fand – abgesehen von der Sondertilgung durch
den 7 Milliarden DM übersteigenden Bundesbankge-
winn – nicht statt. Für ihre angebliche Tilgung hat die
Regierung Kohl zusätzliche Kredite aufgenommen; es
fand also keine Schuldentilgung, sondern eine Umschul-
dung auf den Bund statt.

Bundesbankgewinne, die 7 Milliarden DM überstei-
gen, werden wir auch künftig voll und ganz zur Tilgung
im Erblastentilgungsfonds einsetzen. Die Zahlungen der
neuen Länder für kommunale Altschulden in Höhe von
jährlich 300 Millionen DM werden wir nur noch zur
Tilgung verwenden.

Die Erlöse aus Privatisierungsmaßnahmen liegen mit
rund 12 Milliarden DM deutlich niedriger als im Vor-
jahr. Weitere 7 Milliarden DM aus Privatisierungserlö-
sen werden – den gesetzlichen Bestimmungen entspre-
chend – eingesetzt, um die Deckungslücke der Post-
unterstützungskasse zu schließen.

Die Bundesregierung verfolgt einen mittelfristig an-
gelegten Kurs der Konsolidierung, der den konjunktu-
rellen Erfordernissen Rechnung trägt. Den Finanzplan
für den Zeitraum bis 2003 werden wir turnusgemäß zu-
sammen mit dem Haushaltsentwurf 2000, im Sommer,
auf der Basis der im Frühjahr stattfindenden Aktualisie-
rung der gesamtwirtschaftlichen Prognosen und Steuer-
schätzungen aufstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nachdem es
uns gelungen ist, für 1999 einen soliden und zukunfts-
weisenden Haushaltsentwurf vorzulegen, bin ich sicher,
daß uns dies im Sommer auch für die Folgejahre gelin-
gen wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Jürgen Koppelin [F.D.P.]:
Selten so etwas Peinliches gehört!)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Das Wort hat der
Kollege Dr. Günter Rexrodt für die F.D.P.-Fraktion.

Dr. Günter Rexrodt (F.D.P.): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Der Haushalt ist das Schicksalsbuch
der Nation.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sie ha-
ben uns viel Schicksal hinterlassen!)

Deshalb sieht unsere Verfassung vor, daß die Menschen
noch vor Ablauf des alten Jahres Kenntnis von ihrem
Schicksal im neuen Jahr bekommen. Nun akzeptieren
wir – ich habe das schon an anderer Stelle gesagt –, daß
durch die Bundestagswahl und den Regierungswechsel
eine Verschiebung in das neue Jahr stattfand. Wir ak-
zeptieren aber nicht die Verschiebung der ersten Lesung
auf Ende Februar.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Der Haushalt ist beratungsreif. Wenn der Kollege
Diller hier sagt, die Drucker schafften es nicht eher, ist

das ein Armutszeugnis. Sie sind doch für die Organisa-
tion verantwortlich.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Da stimmt doch irgend etwas nicht. Dann bemühen Sie
sich doch, den Haushaltsentwurf mit Hilfe privater
Druckereien rechtzeitig fertigstellen zu lassen. Das Par-
lament und die Bürger haben einen Anspruch darauf,
daß hier zur rechten Zeit die erste Lesung stattfindet.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, in Wirklichkeit sind Sie
mit Ihrem Haushalt nicht klargekommen, weil Ihre ge-
samte Politik in nie dagewesener Weise unkoordiniert
und unprofessionell angelegt ist; dementsprechend ha-
ben Sie auch begonnen. Sie haben einfach nicht nachge-
dacht. So haben wir denn auch von einem Haus-
haltsentwurf Kenntnis zu nehmen, der in den Eckwerten
zwar stimmt, bei näherem Hinsehen aber von außeror-
dentlicher Einfallsarmut zeugt und ein Langweiler par
excellence ist.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Das Ganze begann seitens des neuen Finanzministers
mit dem Verwirrspiel um den sogenannten Kassensturz.
Als ob die ehemalige Opposition nicht jeden Posten und
jedes Detail des alten Waigelschen Haushaltsentwurfs
gekannt hätte! Alles hat sie gekannt.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Hat ihn doch gar
nicht gelesen!)

Sie hat mit diesem Popanz ein Verwirrspiel begonnen
und die Dinge nicht richtig diskutiert und betrachtet.
Ansonsten hätten wir schon eher Klarheit über Ihren
neuen Entwurf gehabt und ihn zur rechten Zeit diskutie-
ren können.

Nun redet die Regierung auch nicht mehr von
Deckungslücken im alten Haushalt.

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Das ist
wahr!)

Jetzt spricht der Bundesfinanzminister davon, daß die
Zinslastquote seit 1980 auf 25 Prozent gestiegen sei.
– Nun ja, das ist richtig. Aber, meine Damen und Her-
ren – das sage ich mit aller Deutlichkeit –: Wer wüßte
denn nicht, daß dies das Ergebnis der Investitionen ist,
die wir für die Wiedervereinigung Deutschlands tätigen
mußten? Nichts anderes steckt dahinter.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Noch eines sage ich an die Adresse der Regierung,
Herr Diller: Die Koalition kann nicht auf der einen Seite
Klage darüber führen, daß Leistungen für die neuen
Länder durch das Versicherungssystem und nicht durch
Steuern finanziert wurden, und auf der anderen Seite
über die hohe Zinslastquote klagen. Das verträgt sich
nicht. Wenn man nicht auf die Versicherungssysteme
zurückgegriffen hätte, hätte die Verschuldung noch
weiter  steigen müssen und wäre die  Zinslastquote  noch

Parl. Staatssekretär Karl Diller
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höher gewesen. Solche Forderungen sind nichts als reine
Semantik.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der
CDU/CSU)

Ich möchte noch einmal festhalten, daß der Bundes-
finanzminister aus dem alten Haushalt 1998 von Theo
Waigel eine Vorlage in Höhe von fast 10 Milliarden DM
aus der veranlagten Einkommensteuer bekommen hat.
Das erlaubt es ihm, Privatisierungen in einer vergleich-
baren Größenordnung auf 1999 zu verschieben. Dazu
kommen noch die günstigen Entwicklungen auf dem
Arbeitsmarkt im vergangenen Jahr. Das alles verschaffte
Luft.

Der Haushalt ist ein Langweiler – ein Langweiler
gemessen an dem, was Sie hier vor der Bundestagswahl
angekündigt haben, und gemessen an dem sogenannten
Reformbedarf, den Sie sich selbst als Maßstab gewählt
haben. Der Haushalt enthält Unwägbarkeiten par excel-
lence und Risiken, für die keine Deckung herbeigeführt
worden ist. Es werden keinerlei politische Akzente und
keine Schwerpunkte gesetzt.

(Zuruf von der SPD: Haben Sie denn eben gar
nicht zugehört?)

– Das ist so. Darauf gehe ich der Reihe nach ein. Der
Gestaltungswille, der von Ihnen immer zur Schau getra-
gen worden ist und den Sie für sich selbst zum Maßstab
gemacht haben, ist jedenfalls in diesem Haushalt nicht
erkennbar.

Da wird von der Steigerung des Haushalts für For-
schung und Entwicklung um 1 Milliarde DM gespro-
chen. Man kann allenfalls – bei großzügiger Betrachtung
– von 430 Millionen DM sprechen. Das ist eine geringe-
re Steigerung, als sie im Haushalt von Herrn Waigel
vorgesehen war. Bei dieser Steigerungsrate frage ich
mich, wie Sie Ihr Versprechen wahr machen wollen, in-
nerhalb einer Legislaturperiode die Ausgaben für For-
schung und Wissenschaft zu verdoppeln. Davon ist
nichts, aber auch gar nichts erkennbar.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Da wird von einer kräftigen Steigerung beim Aufbau
Ost von 91 Milliarden DM auf 99 Milliarden DM ge-
sprochen. Das ist eine Luftblase! Richtig ist, daß die
Subventionierung von Arbeitsplätzen generell aufge-
stockt wird. Richtig ist in diesem Zusammenhang auch,
daß der größere Teil den Menschen in den neuen Bun-
desländern zugute kommt. Aber Sie – auch das sage ich
mit Nachdruck – waren doch diejenigen, die diese Art
der Zurechnung bei sogenannten Osttransfers immer
wieder kritisiert haben. Ich habe gesagt, daß es dazu eine
gewisse Berechtigung gibt. Jetzt aber haben Sie die Re-
gierungsverantwortung übernommen und rechnen sich
normale Steigerungen auf Grund des Ausfüllens ganz
normaler Programme als eine Steigerung beim Aufbau
Ost zu. Das ist eine Luftblase. Da wird den Menschen
ein X für ein U vorgemacht.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Das gilt gleichermaßen für das Sonderprogramm Ju-
gendarbeitslosigkeit. Das gilt für das Programm Innova-

tionskompetenz im Mittelstand. Und was die BvS an-
geht, so wurde schon bisher jedes Projekt, das irgendwie
sinnvoll erschien, finanziert.

Ihnen ist anzulasten, daß es Risiken gibt, die auf
Grund Ihrer dilettantischen, bürokratischen und weitge-
hend unberechenbaren Regelungen zu den 630-DM-Jobs
entstehen. Ihnen ist das Risiko bei der Energiesteuer und
vieles andere mehr anzulasten. Ich könnte das, wenn die
Zeit dazu vorhanden wäre, im einzelnen mit ganz kon-
kreten Zahlen darlegen.

Aber alles, was hier vorgetragen bzw. vorgelegt wird,
ist nur ein Teil dessen, was Sie uns mit Ihrer Politik ins-
gesamt zumuten, nämlich ein unkoordiniertes Verwirr-
spiel. Die Menschen wissen nicht, wo es langgeht.
Schauen Sie in den Zeitungen nach, was da jeden Tag
geschrieben wird. Es ist zwar nicht alles richtig, was in
der Zeitung steht, aber daß Ihre Regierung an ein so
wichtiges Werk, wie es der Bundeshaushalt nun einmal
ist, dilettantisch herangeht, ist ein Faktum. Das ist ein
weiterer Beweis dafür, daß Sie schlecht gestartet sind.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Ich gebe das Wort
dem Kollegen Oswald Metzger für Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Der verkündet jetzt
die wahre Lehre!)

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man
von der Sache etwas versteht, ist man gehalten, einen
Strich unter die Debatte, wie sie bis dato lief, zu ziehen
und das Ganze einmal von der Sache her anzugehen.
Das vordergründige Gerede von der Erblast, daß man
sozusagen alle Übeltaten dieser Welt bei der alten Re-
gierung ablädt und die Wohltaten dieser Welt ans Re-
vers der neuen Regierung heftet, mache ich einfach nicht
mit. Das wäre zu banal.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

– Sie klatschen zu früh.

Zu berücksichtigen ist aber auch dies: Die Privatisie-
rungserlöse aus dem letzten Jahr, die die neue Regierung
in ihren Etat herübergerettet hat –

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Gerettet?)

weil die Steuereingänge besser waren –, haben wir ge-
braucht, um Unterdeckung und Nichtveranschlagung im
Entwurf von Theo Waigel auszugleichen. Auch das ist
die Wahrheit! Denken Sie an die Ergänzungszuweisun-
gen an Bremen, denken Sie an die Überveranschlagun-
gen im Verkehrshaushalt. Das alles sind Dinge, die sich
zu einer Summe in der Größenordnung von 10 Milliar-
den DM addieren. Damit sind wir bei einer fairen Ge-
schäftsgrundlage.

Wie würden Sie heute, Kollege Austermann, vor der
Hessen-Wahl dastehen, wenn das eingetreten wäre, was
Sie sich politisch-taktisch gewünscht haben: daß wir die

Dr. Günter Rexrodt
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Verschuldungsgrenze überschreiten? Wir haben sie nicht
nur eingehalten, wir haben sogar noch Reserven einge-
baut. Sie, Herr Kollege Austermann, hatten inzwischen
Gelegenheit, als Obmann der CDU in den Haus-
haltsentwurf 1999 hineinzuschauen, während Sie uns
früher, als ich Obmann einer Oppositionsfraktion war,
erst mit der Übersendung der Drucksache des Haus-
haltsentwurfs die Einzelpläne haben zukommen lassen.
Sie haben sie am Tag der Kabinettsentscheidung mittags
im Haushaltsausschuß auf den Tisch bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD – Zurufe von der CDU/CSU)

– Was wahr ist, muß wahr bleiben.

Der Finanzminister muß im Parlament nicht noch
einmal den Entwurf der Regierung vorstellen, den er am
Mittwoch der letzten Woche im Haushaltsausschuß und
hier in der Fragestunde vertreten hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der SPD)

Jetzt sind wir als Parlament Herr des Verfahrens. Jetzt
wird im Haushaltsausschuß in der ersten Lesung im
Februar darüber geredet.

Die zwei Wochen Übersendungs- und Druckfrist,
Kolleginnen und Kollegen von der F.D.P., gab es zur
Zeit der alten Regierung natürlich auch. Das ist ein übli-
ches Verfahren, im Ältestenrat im Dezember mit allen
Fraktionen und im Obleutegespräch der Haushälter ab-
gestimmt, was den Fahrplan betrifft. Auf dieser Ebene
haben wir uns wirklich nichts vorzuwerfen.

Jetzt aber zur Sachdiskussion: Niemand in diesem
Land sollte sich hinstellen und die Ressourcenknappheit
der öffentlichen Haushalte kleinreden. Wir machen eine
faire Eröffnungsbilanz, die ich einmal an einigen Zah-
len vergleichend darstellen möchte, die die letzte Legis-
laturperiode der alten Koalition betreffen: 18 Prozent
aller Ausgaben sind im letzten Jahr in Zinsen für alte
Schulden geflossen. Noch 1994, zu Beginn Ihrer letzten
Legislaturperiode, hatten Sie 14 Prozent aller Ausgaben
für Zinsen aufzuwenden. 1994 haben Sie 17 Prozent für
Pensionen und Bundeszuschüsse an die Renten aufge-
wendet. Letztes Jahr waren es 26 Prozent aller Ausgaben
im Bundeshaushalt.

Dies ist eine gigantische Finanzsumme. Das sind über
60 Milliarden DM an Ausgaben, die durch diese zwei
Kostenblöcke gebunden sind. Wenn man glaubt, diese
Kosten mit einfachen, billigen Wahrheiten loszuwerden,
dann täuscht man sich. Dies muß man so nüchtern fest-
halten, weil das, was in der Oppositionszeit richtig war,
auch jetzt in der Regierungszeit richtig ist.

Eine Fehlfinanzierung der deutschen Einheit, die die
Arbeit verteuert hat, hat Arbeitslosigkeit provoziert, hat
damit Sozialversicherungsbeitragseinnahmen und Steu-
ereinnahmen verhindert und die Ausgaben für den Ar-
beitsmarkt nach oben getrieben. Das ist ein Riesenpro-
blem. Denken Sie an den Eiertanz – da Herr Rexrodt ge-
rade geredet hat –, den

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

die F.D.P. seinerzeit in Sachen Solidarzuschlag aufge-
führt hat. Rein in die Kartoffeln, raus aus den Kartof-
feln. In der Anfangsphase hat man sich geweigert, die
gigantische Erblast der alten DDR mit Steuererhöhun-
gen als Sonderopfer zu finanzieren mit dem Ergebnis,
daß man damals sowohl die Sozialkassen belastet als
auch Arbeit verteuert hat und damit die Konsequenzen
bekam, die ich eben beschrieben habe. Dadurch hat man
auch die Neuverschuldung nach oben katapultiert mit
der Folge, daß die Zinslasten gestiegen sind.

Das sind die objektiven Ursachen, die den Sachver-
ständigenrat – im Gutachten 1997 – zu der Feststellung
bewogen haben: Es gibt im Bundeshaushalt ein struk-
turelles Defizit in der Größenordnung von etwa 40 Mil-
liarden DM. – Das sind objektivierbare Daten, die wir
vor Augen haben müssen, wenn wir die finanzpoliti-
schen Notwendigkeiten in Angriff nehmen. Diese wer-
den wir im Sommer angehen – Staatssekretär Diller hat
es formuliert –, und zwar mit der Finanzplanung, die die
neue Regierung jetzt auf den Weg bringen muß. Mit
dem Haushalt 2000 werden wir das auszufüllen haben,
was Oskar Lafontaine der EU-Kommission vorletzte
Woche als Stabilitätsprogramm übermittelt hat.

Wir haben eine Strategie, die darauf abzielt, die Neu-
verschuldung aller staatlichen Ebenen bis zum Ende die-
ser Legislaturperiode auf einen Satz von maximal 1 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts zu reduzieren. Das ist
ein hehres Ziel, das aus heutiger Sicht bedeuten würde,
daß sich die Neuverschuldung des Bundes innerhalb von
vier Jahren halbierte, und zwar auf noch 30 Milliarden
DM im Jahre 2002. – Der Kollege Waigel sitzt im
Raum: In der letzten Legislaturperiode mußte der Bund
im Durchschnitt jährlich 60 Milliarden DM neue Schul-
den machen. – Das ist ein ehrgeiziges Ziel, das wir nur
durch ein intelligentes Doppelpaßspiel erreichen kön-
nen:

Erstens muß im konsumtiven Bereich konsolidiert
werden. Es ist richtig, daß die investiven Ausgaben im
Bundeshaushalt zu niedrig sind. Aber auch hier, Kollege
Rexrodt, schaffen wir es – nicht nur als Placebo, sondern
ernsthaft –, den Investitionsanteil im Haushalt 1999 et-
was zu erhöhen. Die Investitionsquote steigt – das gebe
ich zu – nur marginal, aber angesichts Ihrer Erblast
durchaus beachtlich.

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Die Inve-
stitionsquote sinkt doch! – Dietrich Auster-
mann [CDU/CSU]: Die Investitionsquote
sinkt! – Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Hört doch
mit dem Unsinn von der Erblast auf!)

Sie hätten die Investitionsquote in den letzten vier
Jahren deutlich erhöhen können. Faktisch haben Sie sie
aber heruntergefahren.

Zum zweiten brauchen wir natürlich ein internatio-
nal konkurrenzfähiges Steuerrecht, das auch den Un-
ternehmenssektor einschließt

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Wo ist das
denn?)

und das dazu führt, daß wir den Trend bei der volkswirt-
schaftlichen Steuerquote brechen. Die Steuerquote ist in

Oswald Metzger
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den letzten vier Jahren Ihrer Regierung eingebrochen,
was zu den gigantischen Problemen der Staatshaushalte
geführt hat.

Wenn wir uns im Steuerrecht und in der Konsolidie-
rung einig sind, dann werden wir auch die Schwierig-
keiten im Zusammenhang mit dem jüngsten Verfas-
sungsgerichtsurteil schultern.

(Zuruf von der CDU/CSU: Und mehr Steuern
kassieren!)

Dies werden wir gemeinsam zu leisten haben. Hierbei
sitzen die Länder – auch die von der Union regierten –
ebenfalls mit im Boot. Sie wissen genau, was Steueraus-
fälle dieser Größenordnung durch die gerichtlichen Vor-
gaben bedeuten. Man muß eine Lösung finden, die unter
dem Strich nicht neue Löcher in die öffentlichen Haus-
halte reißt, sondern die Mittel in erster Linie durch Ein-
sparungen erwirtschaftet und in zweiter Linie durch
Umschichtungen von den bisher privilegierten Steuer-
zahlern ohne Kinder hin zu den Steuerzahlern mit Kin-
dern.

Außerdem müssen wir klar sagen: Haushaltslöcher
durch Neuverschuldung zu schließen ist der schlechteste
und falscheste Weg. Er verbietet sich von selbst, und in
Konsequenz verbietet sich eigentlich auch eine vor-
schnelle Debatte über Steuererhöhungen. Wir müssen
also – wir alle gemeinsam in diesem Haus – mühsam ei-
nen Wertewandel herbeiführen. Denn die öffentlichen
Haushalte – Bund, Länder und Gemeinden – haben bis-
her über ihre Verhältnisse gelebt.

Einschnitte im konsumtiven Bereich sind in Sonn-
tagsreden leicht eingefordert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Anspruch und
Wirklichkeit!)

Aber wenn es konkret wird, verteidigt jede Gruppe und
jede politische Partei ihren Besitzstand. So werden wir
das ehrgeizige Ziel, das sich im Stabilitätsprogramm von
Oskar Lafontaine widerspiegelt, nicht erreichen. Aber
wir sind guten Mutes, daß im Bereich der Finanz-, Steu-
er- und Haushaltspolitik eine Linie fortgesetzt wird, die
immerhin dazu geführt hat, daß wir trotz aller Unkenrufe
unter der Verschuldungsobergrenze des Grundgeset-
zes geblieben sind. Wir haben im Dezember unser Wort
gegeben, wir haben es vor der hessischen Landtagswahl
gehalten, und wir gedenken es auch weiterhin einzuhal-
ten.

Unsere Fraktion wird dieses angestrebte Ziel jeden-
falls massiv unterstützen. Wir treten für eine nachhaltige
Finanzpolitik ein, die auch den nachwachsenden Gene-
rationen noch politischen Gestaltungsspielraum läßt und
sie nicht mit einer überbordenden Zinsbelastung und
Kostenlast der sozialen Sicherungssysteme erdrückt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Jürgen Koppelin [F.D.P.]:
In der Praxis macht ihr es anders! Blanke
Theorie!)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Für die PDS-
Fraktion hat Frau Dr. Christa Luft das Wort.

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Präsident! Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Meine Fraktion hält es
durchaus nicht für unproblematisch, daß wir den Haus-
haltsplan für dieses Jahr erst Mitte des Jahres abschlie-
ßend bestätigt haben werden. Aber, Kollege Auster-
mann, Kollege Rexrodt, ich denke, daß auch eine Oppo-
sitionspartei redlicherweise nicht das Faktum außer acht
lassen kann, daß ein Regierungswechsel stattgefunden
hat – von dem wir immer noch hoffen, daß er zu einem
Politikwechsel führt – und daß es insoweit dauert, bis
das Zahlenwerk für den Haushalt vorgelegt werden
kann.

(Beifall bei der PDS)

Im übrigen – auch das darf ich Herrn Kollegen
Austermann sagen – haben wir als Oppositionspartei die
Zeit, die bis zur Vorlage und Beratung des Haus-
haltsentwurfes vergangen ist, nicht einfach verstreichen
lassen. Wir haben konstruktive Anträge gestellt, und wir
haben Gesetzentwürfe vorgelegt, die noch Haushaltsre-
levanz haben könnten. Das habe ich bei Ihnen von der
größten Oppositionspartei wirklich vermißt.

(Beifall bei der PDS)

Schauen Sie sich einmal an, was in den letzten Plenar-
sitzungen von der größten Oppositionsfraktion, der
CDU/CSU, gekommen ist. Das war unter dem Strich
wirklich blamabel.

Ich darf daran erinnern, daß wir als kleine Oppositi-
onspartei hier eine Wohngeldnovelle beantragt haben.
Wir haben die Wiedererhebung der Vermögensteuer be-
antragt. Wir haben den Stopp des Transrapid beantragt.
Dies alles sind haushaltsrelevante Vorschläge. Von Ih-
nen fehlt so etwas. Von daher ist der Antrag, den Sie
hier eingebracht haben, in der Tat ein Schaufensterma-
növer. Es ist eine folgenlose Shownummer.

Wenn Sie etwas hätten bewirken wollen, dann hätten
Sie heute morgen die sofortige Aufsetzung des Themas
„Einbringung des Bundeshaushalts 1999“ auf die Ta-
gesordnung verlangen können. Sie hätten auch verlan-
gen können, daß der morgige Tag, der nun plötzlich frei
geworden ist – unser Geschmack ist das auch nicht, daß
wir so mit unserer Zeit umgehen –, für diese Debatte ge-
nutzt wird. Dann hätte man in Ihrem Antrag eine gewis-
se Ernsthaftigkeit erkennen können.

(Beifall bei der PDS)

Herr Kollege Austermann hat darauf hingewiesen,
daß aller guten Dinge drei seien und er deshalb heute
zum drittenmal den Antrag gestellt habe. Ich glaube, es
geht nicht darum, irgendwelchen Slogans zu folgen und
dreimal etwas zu verlangen. Ich habe in der Aktuellen
Stunde, die wir Anfang Dezember zu ebendiesem auch
von Ihrer Fraktion beantragten Thema hatten, für die
vorläufige Haushaltsführung ein paar aus unserer Sicht
ganz konkrete Forderungen gestellt. Wir werden in
den nächsten Wochen und Monaten prüfen, ob die Bun-
desregierung solchen Mindestanforderungen an die vor-
läufige Haushaltsführung entsprechen wird.

Ich nenne sie noch einmal: Bei der Bewilligung ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen darf es keine Rei-
bungsverluste geben. Die vorgesehenen Infrastruktur-

Oswald Metzger
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maßnahmen und Projekte der Wirtschaftsförderung
müssen beschäftigungsorientiert anlaufen oder weiter-
laufen. Kommunen dürfen durch Haushaltsentscheidun-
gen des Bundes nicht zusätzlich belastet werden. Über-
lebensfähige Unternehmen, die wegen schlechter Zah-
lungsmoral ihrer Kunden in Liquiditätsengpässe kom-
men, müssen vor dem Konkurs gerettet werden. – Das
sind für uns Mindestanforderungen, und wir werden
aufmerksam verfolgen, wie sie in der Praxis umgesetzt
werden.

Aber, Kolleginnen und Kollegen von den Regie-
rungsfraktionen und auch von der Bundesregierung, Sie
müssen sich schon noch einige unangenehme Dinge ins
Stammbuch schreiben lassen. Sie haben während des
Wahlkampfes bei der Bevölkerung große Erwartungen
geweckt, größere, als Sie mit den jetzt bekannten Eck-
punkten des Haushaltes erfüllen werden. Darüber müs-
sen Sie natürlich noch Rechenschaft geben.

Ich nenne beispielsweise das Wohngeld. Es hieß von
Bundeskanzler Schröder, daß die Anhebung des Wohn-
geldes bei einer von ihm geführten Bundesregierung
ganz oben auf der Agenda stehen würde.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war heiße
Luft!)

Bisher können wir davon nichts erkennen. Ich muß aber
auch sagen: Wenn Frau Rönsch in der heutigen Debatte
einen CDU/CSU-Antrag zur Wohngeldnovellierung
stellen will, dann kommt dieser ziemlich spät und viel
zu spät für den Haushalt 1999, wenn Sie das am 1. Sep-
tember umsetzen wollen. Ich glaube, auch das, was
heute von der CDU/CSU zum Wohngeldprojekt veran-
staltet werden wird, ist ein durchsichtiges Manöver;
denn Sie hatten 16 Jahre Zeit, das zu verändern, was
dort zu verändern ist.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Der Hinweis seitens der neuen Regierung auf die von
der Vorgängerregierung übernommene Erblast – ich
darf einmal anmerken: nur ein Teil der Erblast der Vor-
gängerregierung speist sich aus dem, was aus der DDR
mitgebracht worden ist; die Art und Weise, wie die
deutsche Einheit vollzogen worden ist, hat selbstver-
ständlich zur Anhäufung der Erblast beigetragen –

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Dr. Kon-
stanze Wegner [SPD])

ist zwar berechtigt, aber er rechtfertigt nicht jede Verzö-
gerung bei der Vorlage eines verläßlichen Zahlenwer-
kes. Wenn ich daran denke, was Sie mit dem Vorschalt-
gesetz und mit dem Steuerentlastungsgesetz gemacht
haben und was Sie mit den 630-Mark-Jobs sowie hin-
sichtlich des Atomausstiegs machen, stelle ich fest: Das
alles ist ein Tohuwabohu.

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist ja nicht
wahr! Lesen Sie einmal im Alten Testament
nach, was Tohuwabohu heißt!)

Man kommt nicht zu einem Zahlenwerk, auf das man
sich wirklich stützen kann. Es ist statt einer geraden Li-
nie in der Regel ein Zickzackkurs.

Wir erwarten mehr von der neuen Regierung: mehr
Solidität, mehr Verläßlichkeit. Wir erwarten, daß bald
Grund in das Zahlenwerk gebracht wird.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Das Wort für die
CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Peter Jacoby.

Peter Jacoby (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Ein Widerspruch fällt mir bei dieser
Debatte nachhaltig auf: Wer in der Vergangenheit die
Vorgängerregierung ob ihrer Haushaltspolitik so mit Fun-
damentalopposition überzogen hat, wie es der Fall gewe-
sen ist, wer auch noch nach dem Regierungswechsel nicht
müde geworden ist, mit falschen Behauptungen in der Öf-
fentlichkeit einen falschen Eindruck von der Haushaltsla-
ge des Landes zu erwecken, der müßte doch ein Interesse
daran haben, daß sein eigener Haushaltsplanentwurf für
dieses Jahr im Parlament schnellstmöglich diskutiert und
verabschiedet wird. Aber das Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der F.D.P. – Widerspruch bei der SPD)

Sie spielen auf Zeit. Sie verschleppen die Dinge. Sie
versäumen zum verfassungsgemäß gebotenen Zeitpunkt,
die von Ihnen vorgesehenen Weichenstellungen in allen
Teilen der Politik vorzunehmen, und zwar nicht nur un-
ter dem Gesichtspunkt der Verteilung der Wohltaten;
das haben wir vor Weihnachten erlebt. Jetzt geht es um
das Gesamtkonzept und um die Frage der Finanzie-
rung. Da wollen wir ebenfalls Klarheit haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Ich will darauf hinweisen, daß man zum Beispiel auf
Grund der Zahlen, die Staatssekretär Diller eben mehr
oder weniger zusammenhanglos genannt hat, eine Gene-
raldebatte zum Haushalt hätte führen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Wir fragen uns: Warum kneifen Sie in dieser Situation?

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Weil sie die Wahr-
heit scheuen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Kollege
Metzger, der eben gesprochen hat, hat es fertiggebracht,
einige Tage nach der Vorlage des Haushaltsplanent-
wurfs in der Öffentlichkeit und im Haushaltsausschuß
seinerseits Maßstäbe im Blick auf eine seriöse Haus-
haltspolitik zu formulieren. Wir stellen aber fest: Die
Maßstäbe, die er formuliert hat, haben mit allem Mögli-
chen zu tun, jedoch nichts mit dem Haushaltsplanent-
wurf, der von der rotgrünen Bundesregierung vorgelegt
worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Kollege Metzger, um eine Sache kommen Sie einfach
nicht herum:

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Darum ist
er Staatssekretär geworden!)

Dr. Christa Luft
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Es ist eine Frage der Glaubwürdigkeit, sich eine Woche
nach der Präsentation eines Haushaltsplanentwurfs in
der Öffentlichkeit unter der Überschrift „Die Grünen
verlangen für den Haushalt ein Konsolidierungspro-
gramm“ zu äußern, wenn ein solches Konsolidierungs-
programm trotz besserer Voraussetzungen, als die Vor-
gängerregierung sie hatte, an keiner Ecke zu erkennen
ist. Das ist schon ein bemerkenswerter Widerspruch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Zur Haushaltslage 1999: Die Steuererosion ist offen-
sichtlich beendet. Wir haben eine bessere Arbeitsmarkt-
situation als in der Vergangenheit. Und die Privatisie-
rungserlöse, die 1998 zur Tilgung hätten genutzt werden
können, haben Sie in das Jahr 1999 gebucht. Früher hieß
so etwas kreative Buchführung. Früher hieß so etwas
Verschiebebahnhof. Früher wurde mit unmäßigen Wor-
ten Finanzminister Waigel kritisiert für ein Verhalten,
das Sie selbst heute schamlos an den Tag legen. Da ist,
denke ich, die Glaubwürdigkeit auf der rotgrünen Seite
in Frage zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Meine Damen und Herren, da ich gerade beim Thema
Glaubwürdigkeit und Widersprüchlichkeit in der Haus-
haltspolitik bin, will ich auf folgendes hinweisen. Kolle-
ge Metzger wird mit der Aussage zitiert: „Die konsum-
tiven Ausgaben müßten zurückgedrängt … werden.“ In
Wirklichkeit werden sie 1999 um zweistellige Milliar-
denbeträge nach oben gefahren, wie es noch niemals zu-
vor der Fall gewesen ist. Der Kollege Metzger wird
weiter zitiert mit der Aussage:

Um dies zu erreichen, sei zum Beispiel eine Struk-
turreform der Rentenversicherung notwendig.

Jetzt frage ich mich, meine Damen und Herren: Wer hat
denn als erste Maßnahme das, was wir mit der Renten-
strukturreform veranlaßten, aus wirtschaftspolitischen
und aus arbeitsmarktpolitischen Gründen zurückgedreht
und ist jetzt mit der nicht gesicherten Finanzierung einer
nur scheinbaren Wohltat konfrontiert, als die sie sich
ganz offensichtlich erweist?

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Herr Kollege Metzger, abschließend muß ich sagen:
Wenn Sie in den überregionalen Medien mit dem Satz
zitiert werden: „Einer rot-grünen Regierung werde man
es eher abnehmen, daß Einsparungen im Sozialbereich
notwendig seien, um den Sozialstaat auf Dauer funkti-
onsfähig zu halten“,

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja richtig!)

dann offenbart diese Aussage nichts anderes als einen
gnadenlosen Zynismus. Es offenbart, daß Ihr Verhalten
in der Vergangenheit, als Sie bei keiner Strukturreform
der Vorgängerregierung mit von der Partie waren, son-
dern alles blockiert haben, nur aus der parteipolitischen
Perspektive heraus motiviert war, und das ist schädlich
für unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind beeindruckt!)

Also, meine Damen und Herren, wir haben keine
Strukturreformen festzustellen, wir haben keine Konso-
lidierung festzustellen, wir haben keine strukturellen
Weichenstellungen festzustellen, insbesondere gibt es
Probleme auch auf der Einnahmenseite des Haushalts
1999 – darüber wollen wir in aller Umfänglichkeit dis-
kutieren –, und darum steht der Haushalt auf tönernen
Füßen.

Die Finanzierung des Kindergeldes im Bund-Länder-
Verhältnis ist nicht geklärt, ebenso nicht die Finanzie-
rung der 630-DM-Jobs. Die erste Stufe der Steuer-
reform, die für dieses Jahr geplant ist, ist nicht geklärt,
schon gar nicht die Frage, wie wir letztendlich die Öko-
steuerreform finanzieren. Und am heutigen Tag werden
wir mit der Aussage konfrontiert, 1 Milliarde DM fehle
zusätzlich.

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Kollege Jaco-
by, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Koppelin?

Peter Jacoby (CDU/CSU): Jawohl.

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Kollege Jacoby, habe ich
es richtig in Erinnerung, daß der Bundesfinanzminister
noch im Haushaltsausschuß gesagt hat, es gebe da wohl
ein Loch von 700 Millionen DM, was ich vorhin bei
Staatssekretär Diller überhaupt nicht gehört habe? – Sie
sprechen jetzt von den neuesten Zahlen und einem Fehl-
betrag von 1 Milliarde DM.

Heißt nicht die Konsequenz aus dem Fehlen von 1
Milliarde DM für die Ökosteuerreform, daß die rotgrü-
ne Regierung die Autofahrer auffordert, möglichst viel
Auto zu fahren, und diejenigen, die zu Hause eine Hei-
zung haben, die Heizung möglichst kräftig aufzudrehen,
damit die Lücke bei Finanzminister Lafontaine ge-
schlossen wird?

(Hans Georg Wagner [SPD]: Ein konstruktiver
Vorschlag!)

Peter Jacoby (CDU/CSU): In Beantwortung Ihrer
Frage, Herr Kollege Koppelin, möchte ich zunächst
einmal auf folgendes hinweisen: Wir haben bis zur
Stunde festzustellen, daß uns im Grunde genommen in
jeder Woche eine neue Ausprägung dieser Ökosteuerre-
form – auch mit jeweils unterschiedlichen finanziellen
Auswirkungen auf den Haushalt insgesamt – geboten
wird.

Wir haben gestern gehört, es bestehe eine Deckungs-
lücke von 1 Milliarde DM. Obwohl man jetzt alle Be-
triebe des gewerblichen Bereichs einer Besteuerung un-
terziehen will – das ist ja bereits problematisch genug –,
besteht trotzdem eine Deckungslücke von 1 Milliarde
DM. Heute morgen erklärte die Staatssekretärin im Fi-
nanzministerium, darauf angesprochen, das könne sie so
nicht bestätigen. Zur Zeit jedenfalls ginge sie nicht da-
von aus. Über eine eventuelle Anhebung der Ökosteuern

Peter Jacoby
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einschließlich der Mineralölsteuer auf Kraftstoffe wür-
den die Entscheidungen rechtzeitig getroffen.

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!)

Das, meine Damen und Herren, ist eben der Beleg da-
für, daß man politische Wege eingeschlagen hat, um
Begriffe zu besetzen, die in ihrer Auswirkung höchst
problematisch sind. Insbesondere hat man nicht bedacht,
welche Rückwirkungen sich auf den Haushalt ergeben.
Man verschanzt sich hinter der Formulierung „Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit“, man redet von
Durchlaufposten. In Wirklichkeit sind damit Risiken
verbunden, die in ihrer Summe möglicherweise nicht
mehr beherrschbar sind.

Deshalb haben wir den Antrag gestellt, daß
schnellstmöglich über diesen Haushaltsplanentwurf dis-
kutiert werden muß, und zwar nicht nur in den Aus-
schüssen und in den Kungelrunden von SPD-
Finanzministern und den Vertretern des Bundesfinanz-
ministeriums, sondern im Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Das Wort zu einer
Kurzintervention hat der Kollege Metzger, Bündnis 90/
Die Grünen.

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kollege Jacoby, ich finde es immer gut, wenn man sich
in einer Debatte im Parlament auf Kollegen beziehen
kann. Das Rollenspiel auf allen Seiten des Hauses, das
man immer dann beobachten kann, wenn eine Seite neu
in die Opposition oder in die Regierung gewählt wurde,
ist bekannt. Einen entsprechenden Reflex Ihrer Fraktion
habe ich vorhin erlebt. Er widerspricht Ihren alten Aus-
sagen zum Thema konsumtive Ausgaben. Wenn es um
die von der PDS geforderte Erhöhung des Wohngeldes,
einer konsumtiven Ausgabe, geht, dann erlebt man, daß
Ihre große Volkspartei plötzlich reflexartig Beifall
klatscht. Das Fordern von Wohltaten fällt der Opposi-
tion natürlich immer leichter als der Regierung, die für
die entsprechenden Regelungen in der Verantwortung
steht.

Jetzt zur Sache. Es ist eine Tatsache – sie ergibt sich
aus einer entsprechenden Analyse –, daß die öffentli-
chen Haushalte über ihre Verhältnisse gelebt haben, daß
wir zuviel für die Tilgung von Zinsen ausgeben und daß
sich wegen der Altersstruktur unserer Gesellschaft –
Stichwort: Pensionslasten, Stichwort: Lasten durch die
Rentenversicherung, die teilweise steuerfinanziert wer-
den – eine immer größere Beschränkung unseres Ge-
staltungsspielraumes ergibt. Dies ist eine Hiobsbot-
schaft, die die Opposition wie auch die Regierung elek-
trisieren muß.

Wenn man an der Struktur etwas ändern will, dann
muß man den mühsamen Weg gehen und sozial gerecht,
ohne Schieflage und unter Einbeziehung aller Bevölke-
rungsgruppen sparen. Im Steuerrecht müssen wir auch
dort für Gerechtigkeit sorgen, wo Sie jahrelang zugese-
hen haben. Beispielsweise haben Großbetriebe unser al-

tes, immer noch bestehendes Steuersystem für die Steu-
ergestaltung nutzen können, während der Mittelstand
geblutet hat, weil er sich diesem Steuersystem nicht ent-
ziehen konnte.

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Warum
haben Sie die Steuerreform nicht mitge-
macht?)

– Einen Moment, Herr Kollege Waigel!

Wir werden eine machbare Steuergesetzgebung auf
den Weg bringen, die die Gerechtigkeit im System bein-
haltet. Wir wollen dies aber nicht über eine Nettoentla-
stung erreichen. Diese Art von Schlaraffia-Steuerpolitik
wollten Sie im Rahmen der alten Koalition durchsetzen.
Jetzt werfen Sie uns vor, wir würden quasi nur knapp an
der vom Grundgesetz festgelegten Verschuldungsgrenze
vorbeischrammen. Ihre geplanten Steuergesetze hätten
zig Milliarden DM Steuerausfälle schon für das laufende
Jahr produziert.

Es gilt der alte Spruch: Wer selber im Glashaus sitzt –
Sie sitzen erst seit drei Monaten in der Opposition –, der
sollte nicht mit Steinen werfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Das Wort zu einer
weiteren Kurzintervention hat der Kollege Austermann.

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident!
Ich begrüße zunächst einmal, daß der Bundesfinanzmi-
nister zum Ende der Debatte anwesend ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Offenbar hat er seinen internationalen Einsatz überra-
schend abgebrochen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Rezzo
Schlauch [Bündnis 90/Die Grünen]: Termine
sind auch einmal vorbei!)

– Mir ist klar, daß es nur ein besonders kurzer Einsatz
war. Er reichte nur aus, um der Debatte für eine Stunde
fernzubleiben. Man könnte die Situation mit dem Satz
zusammenfassen: Warum soll man den Kellner reden
lassen, wenn der Chefkoch anwesend ist? Den Kellner
haben wir uns schon angehört.

(Hans Georg Wagner [SPD]: Das ist eine Kurz-
intervention, Herr Präsident!)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Kollege
Austermann, ich muß Sie darauf hinweisen, daß Sie das
Recht haben, sich im Rahmen einer Kurzintervention zu
den Ausführungen des Kollegen Jacoby, sofern Sie sel-
ber angesprochen worden sind, zu äußern. Eine Ausein-
andersetzung mit dem Kollegen Metzger können Sie
nach der Geschäftsordnung jetzt leider nicht führen.

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident,
ich wollte zu diesem Punkt gerade fortfahren. Der Kol-

Peter Jacoby
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lege Metzger hat auf die Rede des Kollegen Jacoby Be-
zug genommen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Er hat dabei mit einem Hinweis auf einen Artikel von
gestern in der Zeitung deutlich gemacht, daß es uns an
der Bereitschaft gefehlt habe, Kürzungen im sozialen
Bereich vorzunehmen.

In diesem Zusammenhang stelle ich fest, daß genau
diese von uns im letzten Jahr durchgeführten Maßnah-
men für ihn und seine Freunde unter der Überschrift
„Soziale Kälte, soziale Härte, Ellbogengesellschaft“ als
Wahlkampfmunition gedient haben. Das trifft auch auf
seine Ausführungen zur Steuerpolitik zu.

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Kollege
Austermann, Sie sollten dem Präsidenten das Geschäft
nicht erschweren. Es geht nicht. Sie können die Ausein-
andersetzung mit dem Kollegen Metzger jetzt leider
nicht im Rahmen einer Kurzintervention führen. Ich
bitte um Verständnis.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen fahren wir jetzt in der Aussprache fort. Ich
gebe dem Kollegen Hans Georg Wagner von der SPD-
Fraktion das Wort.

Hans Georg Wagner (SPD): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Ich verstehe die Aufregung der Op-
position nicht.

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die können nichts besser, als sich auf-
zuregen!)

Herr Austermann, Sie sind ja schon längst im Besitz des
Haushalts für 1999. Herr Koppelin, er liegt dem Haus
längst vor. Sie kennen die Einzelheiten des geplanten
Haushaltes. Angesichts dessen stellen Sie den Antrag,
die Bundesregierung solle den Haushalt 1999 vorlegen.
Er liegt ja längst vor.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es war ein ungewöhnliches Verfahren, daß der Fi-
nanzminister selber diesen im Rahmen der Unterrich-
tung des Haushaltsausschusses auf den Tisch der Ob-
leute und dann in die jeweiligen Büros legen ließ. Zum
ersten Male, seit ich dem Parlament angehöre, seit 1990,
hat ein Bundesfinanzminister an dem Tag, als das Bun-
deskabinett den Haushaltsentwurf beschlossen hat, das
Parlament bzw. den Haushaltsausschuß informiert. Das
hat es bisher nicht gegeben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf
des Abg. Walter Hirche [F.D.P.])

– Sie waren ja gar nicht dabei. Seien Sie einmal ruhig!

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Wo sind
wir denn?)

Ich verstehe Ihre Aufregung nicht. Herr Kollege
Austermann, Herr Kollege Koppelin, Sie haben im

Haushaltsausschuß den Ablaufplan der gesamten Haus-
haltsdebatte gebilligt, und zwar schon vor Wochen. So
war das nun einmal.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Herr Lafontaine war am gleichen Tag, als der Haus-
haltsentwurf vom Bundeskabinett beschlossen worden
ist, hier im Parlament in der Regierungsbefragung anwe-
send und hat 55 Minuten, also 20 Minuten länger als
üblicherweise vorgesehen, Rede und Antwort gestanden.
Er hat in der vergangenen Woche, weil Sie die Vorlage
des Wirtschaftsberichtes zu einer Haushaltsdebatte um-
funktioniert haben, und gestern noch einmal vor Ihnen
gestanden und Ihnen Antwort gegeben. Er hat Ihnen im
Haushaltsausschuß ausreichend Gelegenheit dazu gege-
ben, mit ihm über alles Unklare zu sprechen. Das haben
Sie nicht getan.

Wir von der Koalition haben eine weitere Beratungs-
woche vorgeschlagen. Die zehnte Woche dieses Jahres
sollte nach den Vorstellungen der Koalition eine weitere
Beratungswoche im Hinblick auf den Haushalt 1999
sein, damit Ihnen als Opposition die Gelegenheit gege-
ben wird, sich ganz intensiv mit jedem einzelnen Haus-
haltspunkt zu befassen und Vorschläge in bezug auf
Einsparungen zu machen. Sie haben gesagt, daß sei
nicht notwendig.

(Zurufe von der SPD: Aha!)

Da haben wir gesagt: Der Haushalt ist gut; es ist wirk-
lich nicht notwendig. Sie wollten also gar keine intensi-
ve Beratung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben, als wir in der letzten Woche zusammensa-
ßen, gefragt: Gibt es eigentlich am 10. Februar 1999 Be-
ratungsbedarf? Wir, die Opposition, haben keinen Be-
ratungsbedarf.

(Dr. Peter Struck [SPD]: Hört! Hört!)

Da haben wir als Koalition gesagt: Wenn Sie keinen Be-
ratungsbedarf haben, haben auch wir keinen. Machen
wir also keine Sitzung! – Eine Sitzung, die vorgesehen
war und die hätte abgehalten werden können, haben Sie
einfach abgesagt. Insofern sollten Sie schon Konsequenz
in Ihre Haltung hineinbringen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Rudolf Seiters: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Koppelin?

Hans Georg Wagner (SPD): Nein, ich gestatte
keine Frage.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben das alles
abgelehnt. Ich frage daher: Wie ist dann die Ernsthaftig-
keit Ihres heutigen Antrags zu verstehen? Sie beantragen
etwas, dem wir nicht zustimmen können. Denn die Bun-
desregierung hat ja den Haushalt 1999 vorgelegt. Sie
fordern, die Bundesregierung solle den Bundeshaushalt

Dietrich Austermann
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umgehend vorlegen. Die Vorlage des Haushaltes ist ja
schon eine Woche alt. Ich weiß nicht, was sie mit die-
sem Antrag überhaupt noch wollen. Wahrscheinlich
wollen Sie damit kurz vor der Wahl in Hessen eine
Schau abziehen und Behauptungen aufstellen, die durch
überhaupt nichts belegt sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

Herr Kollege Rexrodt – das hat mich schon verwun-
dert –, Sie hätten es als Wirtschaftsminister niemals fer-
tiggebracht, von Herrn Waigel im Haushaltsplan 100
Millionen DM mehr für Ihren Bereich zu bekommen.
Sie waren dazu unfähig. Aber heute reklamieren Sie
Dinge für sich; das ist unfair.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Bri-
gitte Baumeister [CDU/CSU]: Schreien Sie
doch nicht so! Wir sind doch nicht schwerhö-
rig!)

Wenn davon gesprochen wird, daß der Haushalt zu-
rückgefahren werde, so ist festzustellen: Der Haus-
haltsansatz wird um 1 Milliarde DM erhöht, und zwar
um 900 Millionen DM für das Forschungsministerium
und um 100 Millionen DM für das Wirtschaftsministeri-
um. Das ist eine Steigerung, die auch Sie zur Kenntnis
nehmen müssen und zu der Sie unfähig waren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Sieg-
fried Hornung [CDU/CSU]: Schulden!)

Im übrigen, Herr Kollege Jacoby, Sie tun mir furcht-
bar leid. Das sage ich einmal von Saarländer zu Saarlän-
der. Sie haben gegen die Interessen des Saarlandes dem
Haushaltsentwurf von Theo Waigel zugestimmt, der
beinhaltete, die Teilentschuldung hinsichtlich des
Saarlandes und Bremens finanziell nicht aufzunehmen.

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Falsch!)

Sie haben nicht widersprochen, als Herr Waigel die Hil-
fen für die Steinkohle in Höhe von 700 Millionen DM,
deren Gewährung vereinbart worden war, nicht in den
Bundeshaushalt eingestellt hat. Da haben Sie gegen die
Interessen des Saarlandes gestimmt. Ich frage mich, wie
es angehen kann, daß Sie heute hier herkommen und sa-
gen, diese Bundesregierung tauge überhaupt nichts.

Ich bin dankbar, daß Lafontaine die 3 Milliarden DM
an Teilentschuldung für das Saarland und Bremen in den
Bundeshaushalt eingestellt und damit diesen beiden
Ländern Perspektiven eröffnet hat, die notwendig sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Bri-
gitte Baumeister [CDU/CSU]: Das glaube
ich!)

Ich danke Oskar Lafontaine auch dafür, daß er 700 Mil-
lionen DM für die Steinkohlenhilfe in den Haushalt ein-
gestellt hat. Damit wird ein von der alten Bundesregie-
rung zusammen mit dem Saarland und Nordrhein-
Westfalen gefaßter Beschluß eingehalten. Wir halten uns

an die vorhandenen Gegebenheiten und an die Beschlüs-
se, die gefaßt worden sind. Sie haben diese Ebene
schmählichst verlassen und wollten einen Haushalt ohne
diese beiden Zahlen vorlegen, um ihn noch in der Ver-
fassungslinie des Art. 115 GG zu halten.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie dem Grundsatz der Haushaltswahrheit und
-klarheit entsprochen hätten, Herr Kollege Waigel, und
die 3 Milliarden DM für die Teilentschuldung und die
700 Millionen DM aufgenommen hätten – das wären 3,7
Milliarden DM mehr gewesen, als Ihr Haushaltsansatz
vorsah –, dann hätte der Haushalt über der Grenze gele-
gen, die der Art. 115 GG vorsieht. Sie hätten einen ver-
fassungswidrigen Haushalt vorlegen müssen. Das war
Ihr Haushalt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias
Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Daß dieser Haushalt von den Zahlen her ausgeglichen
ist, hat auch den großen Vorteil, daß Bundesfinanzmini-
ster Lafontaine bzw. die Bundesregierung es geschafft
hat, das strukturelle Defizit von 10 Milliarden DM auf-
zufangen, das nach wie vor vorhanden ist. Es ist ja nur
durch die Mehreinnahmen bei der Privatisierung getilgt.
Man muß sagen, das strukturelle Defizit bleibt bestehen.
Bei Beibehaltung der Waigelschen Haushaltspolitik
würde es sich im Jahre 2002 auf 20 Milliarden DM stei-
gern. Deshalb wird es – da hat der Kollege Metzger
recht – beim Haushalt für das Haushaltsjahr 2000 Blut
und Tränen geben müssen; denn das Tafelsilber ist
schon verscherbelt. Man kann das nicht drei- oder vier-
mal verkaufen.

Der vorliegende Haushaltsplanentwurf – das sollte
man noch einmal in Erinnerung rufen – sieht vor, kleine
und mittlere Betriebe stärker zu fördern, als es vorher
der Fall gewesen ist. Es ist eine Förderung moderner
Schlüsseltechnologien, die Förderung von Begabten und
von wissenschaftlichem Nachwuchs vorgesehen. Die
Forschungslandschaft in den neuen Ländern wird ge-
stärkt. Wir haben ein Milliardenprogramm zur Solare-
nergie aufgelegt, um weg von der Kernenergie hin zu
alternativen Energiearten zu kommen. Daß das in die-
sem Haushalt drinsteht, ist eine Bombensache.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir wissen, daß die 200 Millionen DM mehr, die
die Bundesregierung für die Forschungseinrichtungen
und für den Hochschulbau ausgeben will, nicht aus-
reichen. Wie Sie wissen, haben Sie, was den Hoch-
schulbau angeht, bei den Ländern ein Defizit von mehr
als 1 Milliarde DM verursacht. Der Bund steht bei den
Ländern mit mehr als 1 Milliarde DM in der Kreide,
weil Sie zu keiner Finanzierung fähig waren. Daran
muß man einmal erinnern. Es wird jetzt versucht, das
abzubauen, wobei der erste Schritt 200 Millionen DM
umfaßt.

(Walter Hirche [F.D.P.]: Denken Sie an Ihre
Gesundheit!)

– Die ist bestens, Herr Hirche.

Hans Georg Wagner
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Mit dem Programm zur Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit und der Jugendarbeitslosigkeit, das –
wie wir der Presse entnehmen können – bestens anläuft,
setzen wir ein Zeichen für Ostdeutschland. Das alles
sind Dinge, die genannt werden müssen.

Ich nenne jetzt einen kleinen Ansatz aus dem Bun-
deshaushalt, zu dem Sie sich nie durchringen konnten.
Diese Bundesregierung hat in dem Haushaltsplanent-
wurf erstmals Mittel für Lärmschutzmaßnahmen an
bestehenden Schienenwegen eingestellt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das ist eine Sache, für die wir jahrelang gekämpft
haben. Sie haben es immer wieder abgelehnt, obwohl
Ihre Leute, etwa Staatssekretär Carstens, der gleichen
Auffassung waren wie wir. Das ist also gelungen. Ich
freue mich darüber, daß die Bundesregierung das ge-
macht hat.

Auch im Bereich Städtebau, für den Sie die Mittel in
den westlichen Bundesländern von 1 Milliarde  DM ra-
dikal auf 80 Millionen DM zurückgeführt haben, haben
wir ein Programm aufgelegt, um im sozialen Umfeld der
Städte, in denen ein besonderer Entwicklungsbedarf ent-
steht, helfen zu können. Auch das ist ein Einstieg in ein
notwendiges Vorhaben. Ich bin sehr dankbar dafür, daß
die Bundesregierung diesen Einstieg gemacht hat.

(Beifall bei der SPD – Siegfried Hornung
[CDU/CSU]: Schuldenfinanziert!)

Was Sie gern vergessen oder nicht sagen wollen – ich
habe Verständnis dafür, daß Sie das nicht sagen –, ist,
daß Herr Müntefering im Investitionsbereich 1,5 Milli-
arden DM mehr bekommt, als im Haushaltsplanentwurf
von Herrn Waigel vorgesehen war. Ich meine, das ist
eine ganz tolle Sache; denn die Steigerung von Investi-
tionen bedeutet mehr Wachstum und mehr Beschäfti-
gung. Es ist das Ziel dieser Bundesregierung, dafür in
Deutschland zu sorgen. Dafür ist dieser Haushaltsplan-
entwurf genau der richtige Schritt.

(Beifall bei der SPD – Siegfried Hornung
[CDU/CSU]: Woher haben Sie das viele
Geld?)

Es ist draußen herumerzählt worden, wir würden bei
der Bundeswehr etwas abknapsen. Aber es ist das ein-
gehalten worden, was der Bundesverteidigungsminister
gesagt hat. Es ist keine Einschränkung im Bereich der
Bundeswehr vorgenommen worden. Das einzige, was
der Bundesverteidigungsminister mitgemacht hat, ist der
allgemeine Solidarbeitrag von 0,5 Prozent, den die ein-
zelnen Ressorts leisten. Aber ansonsten ist alles so ge-
blieben, wie es war. Alle Investitionen können getätigt
werden. Ihre Unkenrufe von früher sind ins Gegenteil
verkehrt worden.

(Beifall bei der SPD)

Die Mittel für die Förderung des Mittelstandes –
ich komme noch einmal auf den Einzelplan des Mini-
sters für Wirtschaft und Technologie zu sprechen – wer-
den gegenüber dem Entwurf der alten Regierung auf
2,2 Milliarden DM erhöht. Das müßte Herrn Rexrodt ja

sehr freuen, daß er im nachhinein die Mittel, die er da-
mals immer vergeblich gefordert hat, im Haushalt des
Wirtschaftsministers finden kann. Das heißt also, es gibt
auch mehr Mittel für die Förderung des Mittelstandes,
die Sie über Jahre hinweg gröblichst vernachlässigt ha-
ben.

(Beifall bei der SPD – Siegfried Hornung [CDU/
CSU]: Die Steuern werden erhöht!)

Ich kann Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, verstehen – ich war ja lange genug in der Op-
position – , daß Sie es furchtbar ärgert, daß wir das Kin-
dergeld erhöht haben.

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sehr gut!)

Sie waren dagegen, und Sie sind heute auch noch dage-
gen. Von daher erklärt sich diese Verärgerung.

Sie sind auch darüber verärgert, daß wir den Ein-
gangssteuersatz um 2 Punkte gesenkt haben, daß wir das
steuerfrei zu stellende Mindesteinkommen erhöht haben,
daß wir Ihre Maßnahmen zur Einschränkung des Kündi-
gungsschutzes zurückgenommen haben, daß wir die al-
ten Regelungen zur Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
und zum Schlechtwettergeld wiederhergestellt haben.
Alles das, was Sie an Verderbnis über die Bevölkerung
gebracht haben, haben wir in kürzester Zeit wieder zu-
rückgenommen – zum Wohle der Bevölkerung und im
Einvernehmen mit der Bevölkerung.

(Beifall bei der SPD)

Sie müssen sich vorhalten lassen, daß Sie vieles von
dem nicht umgesetzt haben, was Sie immer wieder an-
gekündigt haben. Ich sage Ihnen heute: Wir werden
den Haushaltsentwurf intensiv beraten. Der Haushalt
wird in der Art eingebracht werden, wie das im Älte-
stenrat und im Haushaltsausschuß – im Haushaltsaus-
schuß sogar einstimmig; das Ergebnis der Abstimmung
im Ältestenrat weiß ich nicht – vereinbart worden ist.
Es wird Ende Februar die erste Lesung geben, und
dann wird planmäßig weiter beraten werden, so daß
wir die zweite und dritte Lesung anschließen können.
Ich bin sicher, daß Sie dabei Ihre konstruktiven Vor-
schläge einbringen können, die Sie zweifellos haben.
Sie müssen ja welche haben, denn sonst hätten Sie hier
nicht dreimal hintereinander über den Haushalt reden
wollen. Sie wollen offenbar Ihre konstruktiven Vor-
schläge bei der Bundesregierung und der Regierungs-
koalition vorbringen. Wir helfen Ihnen dabei, wenn es
sich tatsächlich um vernünftige und konstruktive Vor-
schläge handeln sollte.

(V o r s i t z : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer)

Wir wären ja mit Blindheit geschlagen, wenn wir Ihre
Verbesserungsvorschläge, nach denen wir 16 Jahre lang
vergeblich gesucht haben, nicht aufgreifen würden,
wenn Sie sie jetzt endlich, im Jahre 17 nach der Regie-
rungsübernahme 1982, vorlegen.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Hans Georg Wagner
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurz-
intervention erteile ich jetzt dem Kollegen Koppelin das
Wort.

(Zuruf von der SPD: Das muß doch nicht
sein!)

– Das ist ein parlamentarisches Recht.

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Die Aufgeregtheit des
Kollegen Wagner bei seiner Rede ist durchaus zu ver-
stehen. Denn alles, was er dargestellt hat, auch in bezug
auf den Ablauf der Beratungen des Bundeshaushalts,
stimmt natürlich vorn und hinten nicht.

(Dr. Peter Struck [SPD]: Na! Na! Na! Was?)

Die Haushälter beginnen bereits in der nächsten Wo-
che – es ist eine plenarsitzungsfreie Woche – mit den
Beratungen des Haushalts. Das heißt, wir haben drei
Wochen Zeit, bevor überhaupt die erste Lesung stattfin-
det. Normalerweise findet zuerst die erste Lesung des
Haushalts statt, und daran schließen sich die Beratungen
der Berichterstatter im Haushaltsausschuß an. Diesmal
beraten die Berichterstatter viel früher, weil Sie sich
weigern, jetzt, in dieser Woche, die erste Lesung des
Haushalts auf die Tagesordnung zu setzen, und das erst
nach der Hessenwahl tun wollen. Das ist das Entschei-
dende.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Trotzdem tun wir Haushälter unsere Arbeit.

Ich habe sowohl beim Kollegen Diller als auch bei
Ihnen, Kollege Wagner, eines vermißt. Sie streuen
Wohltaten unters Volk; Sie benennen die Wohltaten. Sie
sagen aber nicht, wo das Geld herkommt. Halten Sie
sich denn neuerdings einen Dukatenesel? Sie haben im-
mer von einem Haushaltsloch von 20 Milliarden DM
gesprochen; Sie klären uns nicht darüber auf, was es
damit auf sich hat. Trotzdem verfügen Sie anscheinend
plötzlich über so viel Geld, daß Sie jetzt Wohltaten ver-
teilen können.

Sie haben eines vergessen – deswegen wollen Sie
keine Beratung vor der Hessenwahl –: Sie wollen den
Mittelstand noch stärker belasten, als er jetzt schon bela-
stet ist; Sie wollen bei ihm abkassieren, damit Sie Ihre
Wohltaten verteilen können.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Weil es mich allmählich nun doch nervt, möchte ich
jetzt auch Ihr Thema Kindergeld ansprechen. Natürlich
kann man über die Erhöhung des Kindergeldes spre-
chen, und es ist sicher eine gute Sache für den einen
oder anderen, der das Geld nötig hat. Wir hätten gern ei-
ne Diskussion darüber geführt, ob es nicht besser gewe-
sen wäre, das Geld, das jetzt für die Kindergelderhöhung
verwendet wird – ich habe ja nichts gegen eine Kinder-
gelderhöhung –, in die Bildung zu stecken, weil wir so
mehr für die Kinder tun könnten, als wenn wir das Kin-
dergeld erhöhen. Diese Diskussion verweigern Sie. Der
Etat des Bildungsministeriums zeigt, daß Sie in diesem

Bereich keine Erhöhung vorgenommen haben, obwohl
Sie es immer versprochen haben.

Wir, Herr Kollege Wagner, lassen uns nicht den
Vorwurf gefallen, wir seien nicht zur Beratung des
Haushalts bereit. Wir sind bereit; Sie weigern sich. Das
ist das Entscheidende.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte, Herr
Kollege Wagner.

Hans Georg Wagner (SPD): Der Sinn der Rede von
Herrn Koppelin ist mir nicht ganz aufgegangen, wie es
oftmals der Fall ist, wenn er spricht. Ich kenne ihn ja
schon lange und schätze ihn sehr.

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ab heute nicht
mehr!)

Daß er diesen Schauantrag noch zu verteidigen versucht,
ist mir unbegreiflich, nachdem er ja schon vor der
CDU/CSU Kooperationsbereitschaft uns gegenüber ge-
äußert hatte. Wenn das jetzt nicht mehr so der Fall sein
sollte, bedauere ich es außerordentlich.

Noch mehr bedauere ich, Herr Kollege, daß Sie den
Haushaltsplan, der Ihnen ja vom Finanzminister am 20.
Januar nachmittags um etwa 15 Uhr übergeben worden
ist, offenbar nicht gelesen haben. Andernfalls hätten Sie
feststellen müssen, daß der Haushaltsplan in sich finan-
ziert ist, wobei ich selbstverständlich konstruktive Vor-
schläge der Opposition, wie man noch etwas besser ma-
chen könnte, erbitte.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Warum
können wir den Haushalt nicht beraten, wenn
er fertig ist?)

Aber ich rufe noch einmal in Erinnerung: Die Ver-
kehrsprojekte „Deutsche Einheit“ werden zügig fortge-
setzt. Für die regionale Wirtschaftsförderung in den
neuen Ländern können 1999 neue Bewilligungen in ei-
ner Größenordnung von 6 Milliarden DM ausgespro-
chen werden. Das ist schon etwas, und das war in Wai-
gels Haushaltsplan nicht enthalten. Wenn Sie ihn gele-
sen hätten, hätten Sie es auch gemerkt.

Dann gibt es beim Aufbau Ost zur Förderung von
Mittelstand und Handwerk ein Sonderprogramm in
Höhe von 325 Millionen DM. Auch das ist etwas, was
zur Kenntnis genommen werden muß. Herr Schwanitz
hat sich in dieser Frage durchgesetzt.

Des weiteren sind 1 Milliarde DM für die anderen
Treuhand-Nachfolgeeinrichtungen im Haushalt ent-
halten, Herr Koppelin. Man sollte auch einmal in Erin-
nerung rufen, daß die Förderung des Mittelstandes im
Einzelplan des Wirtschaftsministers auf 2,2 Milliarden
DM erhöht wird. Herr Rexrodt ist vor lauter Freude
hinausgelaufen, als ich das eben gesagt habe; er hätte
das in seinen Gesprächen mit Herrn Waigel nie er-
reicht.
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Die Forschungsförderung für kleine und mittlere
Unternehmen wird gegenüber 1998 um 100 Millionen
DM erhöht. Auch das ist eine ganz tolle Sache und geht
in die Richtung, in die Sie ja auch gehen wollen. Wenn
Sie Gegenvorschläge haben, lade ich Sie ein, diese ein-
zubringen. Dann geben wir noch mehr dazu; es ist ja gar
kein Problem.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Gut! Wir stellen
einen Antrag!)

In dem Haushalt 1999 wird erstmals ein Programm
zur Verbesserung der Innovationsfähigkeit der kleinen
und mittleren Unternehmen aufgelegt. Die alte Bundes-
regierung war dazu nie willens und in der Lage.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Schäuble
[CDU/CSU])

– Ich will Herrn Kollegen Koppelin aus seiner Unwis-
senheit befreien, Herr Kollege Schäuble. Deswegen sage
ich das.

(Beifall der Abg. Ingrid Matthäus-Maier
[SPD])

Die Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik wer-
den um 6 Milliarden DM erhöht. Das ist auch ein ganz
wichtiger Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit. Das
haben wir uns auf die Fahnen geschrieben; das setzen
wir um.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe
damit die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktion der CDU/CSU zur umgehenden Vorlage des
Bundeshaushalts 1999, Drucksache 14/184. Wer stimmt
dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der
Antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
und der PDS gegen die Stimmen von CDU/CSU und
F.D.P. abgelehnt worden.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a bis 5 d sowie
Zusatzpunkt 2 auf:

       5. Wahlen zu Gremien
a) Richterwahlausschuß gemäß § 5 des Rich-

terwahlgesetzes
– Drucksachen 14/327, 14/328 –

b) Wahlausschuß gemäß § 6 Abs. 2 des Geset-
zes über das Bundesverfassungsgericht
– Drucksachen 14/329, 14/330 –

c) – Beratung des Antrags der Fraktionen SPD,
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und F.D.P.
Einsetzung des Vertrauensgremiums ge-
mäß § 10 a Abs. 2 der Bundeshaushalts-
ordnung

– Drucksache 14/325 –

– Wahl der Mitglieder des Vertrauensgre-
miums gemäß § 10 a Abs. 2 der Bundes-
haushaltsordnung
– Drucksachen 14/317, 14/318 –

d) Verwaltungsrat und Vergabekommission
der Filmförderungsanstalt gemäß §§ 6 und 8
des Filmförderungsgesetzes
– Drucksache 14/319 –

  ZP 2 Weitere Wahl zu Gremien

Parlamentarischer Beirat der Stiftung für das
sorbische Volk
– Drucksache 14/320 –

Dazu muß ich Ihnen einiges erklären. Wir führen zu-
nächst drei Wahlen mit Stimmkarten und Wahlauswei-
sen in getrennten Wahlgängen durch. Es handelt sich um
die Wahlen zu folgenden Gremien: Richterwahlaus-
schuß gemäß § 5 des Richterwahlgesetzes, Wahlaus-
schuß gemäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundes-
verfassungsgericht, Vertrauensgremium gemäß § 10a
Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung.

Diesen drei Wahlgängen werden sich die Wahlen
zum Verwaltungsrat und zur Vergabekommission der
Filmförderungsanstalt sowie die Wahl zum Parlamenta-
rischen Beirat der Stiftung für das sorbische Volk an-
schließen. Diese Wahlen werden mittels Handzeichen
durchgeführt.

Ich gebe Ihnen jetzt noch einige Hinweise zu den
schriftlich durchzuführenden Wahlen. Die drei Stimm-
karten in den Farben Orange, Grün und Weiß für die
Wahlen haben Sie im Eingangsbereich bzw. im Saal er-
halten. Sollten Sie noch keine Stimmkarten haben, kön-
nen Sie diese jetzt noch bei den Plenarsekretären be-
kommen.

Außer den Stimmkarten benötigen Sie drei Wahlaus-
weise, ebenfalls in den Farben Orange, Grün und Weiß.
Diese Wahlausweise können Sie, soweit noch nicht ge-
schehen, Ihrem Stimmkartenfach entnehmen. Bitte über-
prüfen Sie, ob die von Ihnen verwendeten Wahlausweise
Ihren Namen tragen, um Verwechslungen auszuschlie-
ßen. Die Wahlausweise sind bei den einzelnen Wahl-
gängen jeweils den Schriftführern an den Urnen zu
übergeben. Die Wahlausweise dienen als Nachweis der
Teilnahme an der Wahl.

Die Wahlen finden offen statt. Sie können die
Stimmkarten also an Ihrem Platz ankreuzen.

Wir kommen zunächst zur Wahl der Mitglieder des
Richterwahlausschusses. Dazu liegen Ihnen auf den
Drucksachen 14/327 und 14/328 Listen mit Wahlvor-
schlägen vor. Ich mache besonders darauf aufmerksam,
daß Sie auf der orangefarbigen Stimmkarte nur einen
Vorschlag ankreuzen dürfen. Ungültig sind Stimmkar-
ten, die mehr als ein Kreuz oder Zusätze enthalten. Wer
sich der Stimme enthalten will, macht keine Eintragung.

Bevor Sie die orangefarbige Stimmkarte in eine der
Wahlurnen werfen, übergeben Sie bitte den Schriftführe-

Hans Georg Wagner
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rinnen und Schriftführern Ihren orangefarbigen Wahl-
ausweis.

Ich bitte jetzt die Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle Ur-
nen besetzt? – Das ist der Fall.

Ich eröffne jetzt die erste Wahl, die Wahl zum Rich-
terwahlausschuß. Ist noch ein Mitglied des Hauses an-
wesend, das seine Stimme nicht abgegeben hat? – Das
ist nicht der Fall. Dann schließe ich jetzt die Wahl. Ich
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis wird Ihnen spä-
ter bekanntgegeben.*)

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Moment, Frau Prä-
sidentin!)

– Nein, die Wahl ist geschlossen. Ich bitte Sie, Herr
Kollege, es ist nicht möglich, vor den Augen der Präsi-
dentin noch hinter der Urne herzulaufen. Das geht nicht.
Sie können aber bei der nächsten Wahl Ihre Stimme ab-
geben. Es tut mir leid.

Bevor ich den nächsten Wahlgang eröffne, muß ich
kurz warten, bis die Urnen ausgeleert sind und wieder an
ihrem Platz stehen.

Wir kommen zur Wahl der Mitglieder des Wahlaus-
schusses für die Wahl der Richter des Bundesverfas-
sungsgerichtes. Dazu liegen Ihnen auf den Drucksachen
14/329 und 14/330 Listen mit Wahlvorschlägen vor. Ich
mache darauf aufmerksam, daß Sie auf der grünen
Stimmkarte wiederum nur einen Vorschlag ankreuzen
dürfen. Ungültig sind Stimmkarten, die mehr als ein
Kreuz oder Zusätze enthalten. Wer sich der Stimme ent-
halten möchte, macht keine Eintragung.

Bevor Sie die grüne Stimmkarte in eine der Wahlur-
nen werfen, übergeben Sie bitte den Schriftführerinnen
und Schriftführern an den Wahlurnen Ihren grünen
Wahlausweis.

Ich bitte wiederum die Schriftführerinnen und
Schriftführer, ihre Plätze einzunehmen. Sind alle Urnen
besetzt? – Das ist der Fall.

Ich eröffne die zweite Wahl, die Wahl zum Wahlaus-
schuß. Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das
seine grüne Stimmkarte nicht abgegeben hat? – Das ist
nicht der Fall. Ich schließe damit die Abstimmung.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit
der Auszählung zu beginnen. Auch dieses Ergebnis wird
Ihnen später mitgeteilt.**)

Jetzt folgen ein paar Abstimmungen mit einfacher
Mehrheit, deswegen muß ich Sie bitten, mir mehr Über-
sicht zu verschaffen.

Wir kommen jetzt zum Vertrauensgremium gemäß
§ 10a Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung.

Bevor wir die Mitglieder wählen, rufe ich den ge-
meinsamen Antrag der Fraktionen der SPD, CDU/CSU,
Bündnis 90/Die Grünen und  F.D.P. zur  Einsetzung die-

––––––––––
  *)  Seite 1304 A
**)  Seite 1310 A

ses Gremiums und zur Festlegung der Zahl der Mitglie-
der auf. Das ist die Drucksache 14/325. Wer stimmt für
diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Gibt es Ent-
haltungen? – Dieser Antrag ist mit den Stimmen von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU und F.D.P.
gegen die Stimmen der PDS angenommen; es gab keine
Enthaltungen.

Damit kommen wir jetzt zur Wahl der Mitglieder des
Vertrauensgremiums. Gewählt ist, wer die Stimmen der
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich ver-
eint, das heißt, wer mindestens 335 Stimmen erhält. Auf
der für diese Wahl vorgesehenen weißen Stimmkarte
dürfen Sie höchstens neun Namensvorschläge ankreu-
zen, da das Vertrauensgremium nach dem soeben ge-
faßten Beschluß neun Mitglieder haben soll. Ungültig
sind Stimmkarten, die mehr als neun Kreuze, andere
Namen oder Zusätze enthalten. Wer sich der Stimme
enthalten will, macht keine Eintragung.

Bevor Sie die weiße Stimmkarte in eine der Wahlur-
nen werfen, übergeben Sie bitte Ihren weißen Wahlaus-
weis den Schriftführerinnen und Schriftführern.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die
vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle Urnen wie-
der zurück und besetzt? – Das ist der Fall.

Ich eröffne jetzt die dritte Wahl, die Wahl zum Ver-
trauensgremium. Ist noch ein Mitglied des Hauses an-
wesend, das seine weiße Stimmkarte nicht abgegeben
hat? – Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich jetzt auch
diese Wahl und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen. Auch dieses
Ergebnis wird Ihnen später bekanntgegeben.*)

Wir kommen jetzt zu einfachen Wahlen. Ich bitte Sie,
sich jetzt hinzusetzen, damit ich einen Überblick habe.

Es handelt sich jetzt um die Wahl der Mitglieder
des Verwaltungsrates der Filmförderungsanstalt ge-
mäß § 6 des Filmförderungsgesetzes. Dazu liegt ein ge-
meinsamer Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und
der CDU/CSU auf Drucksache 14/319 vor. Wer stimmt
für diesen Wahlvorschlag? – Wer stimmt dagegen? –
Enthaltungen? – Der Wahlvorschlag ist einstimmig an-
genommen worden. Damit sind Björn Engholm, Rezzo
Schlauch und Bernd Neumann als Mitglieder des Ver-
waltungsrates sowie Gisela Schröter und Wolfgang
Börnsen als Stellvertreter gewählt.

Wir wählen jetzt ein Mitglied der Vergabekommis-
sion der Filmförderungsanstalt gemäß § 8 des Film-
förderungsgesetzes. Dazu liegt ebenfalls der Wahlvor-
schlag der Fraktionen der SPD und der CDU/CSU auf
Drucksache 14/319 vor. Wer stimmt für diesen Wahl-
vorschlag? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? –
Auch dieser Wahlvorschlag ist einstimmig angenommen
worden. Damit sind Gisela Schröter als Mitglied der
Vergabekommission und Wolfgang Börnsen als Stell-
vertreter gewählt.

Abschließend kommen wir zur Wahl der Mitglieder
des  Parlamentarischen  Beirats der  Stiftung  für das

––––––––––
*)  Seite 1310 B

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
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sorbische Volk; das ist Zusatzpunkt 2. Es liegt ein
Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und der
CDU/CSU auf Drucksache 14/320 vor. Wer stimmt für
diesen Wahlvorschlag? – Stimmt jemand dagegen? –
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der
Wahlvorschlag ist damit einstimmig angenommen wor-
den. Damit sind die Kollegen Barbara Wittig und Ulrich
Klinkert zu Mitgliedern und die Kollegen Werner
Labsch und Gottfried Haschke zu Stellvertretern im
Parlamentarischen Beirat der Stiftung für das sorbische
Volk gewählt worden.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12a bis 12c sowie
Zusatzpunkt 3 auf:

     12. Überweisungen im vereinfachten Verfahren

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Öffnung der Sozial- und Steuerverwaltung für
den Euro (Zweites Euro-Einführungsgesetz)
– Drucksache 14/229 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Rechtsausschuß
Finanzausschuß
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie
Ausschuß für Gesundheit
Ausschuß für Tourismus
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen
Union

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Erika
Reinhardt, Dr. Norbert Blüm, Klaus-Jürgen
Hedrich, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der CDU/CSU
Gegen den Mißbrauch von Kindern als Sol-
daten
– Drucksache 14/310 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (federführend)
Auswärtiger Ausschuß
Verteidigungsausschuß
Ausschuß für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

c) Beratung des Antrags des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Technologie
Rechnungslegung über das Sondervermö-
gen des Bundes „Ausgleichsfonds zur Si-
cherung des Steinkohleneinsatzes“ für das
Wirtschaftsjahr 1997
– Drucksache 14/258 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuß (federführend)
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie

ZP3 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren
Beratung des Antrags der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Unterstützung der demokratischen Entwick-
lung in Nigeria
– Drucksache 14/315 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (federführend)
Auswärtiger Ausschuß
Ausschuß für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu
überweisen. Sind Sie einverstanden? – Das ist der Fall.
Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 13a bis 13c auf. Es
handelt sich um die Beschlußfassung zu Vorlagen, zu
denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 13a:

Abschließende Beratungen ohne Aussprache

Beratung der Beschlußempfehlung des Rechts-
ausschusses(6. Ausschuß)

Übersicht 13
über die dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Streitsachen vor dem Bundesverfassungs-
gericht

– Drucksache 14/304 –

Berichterstattung:
Abgeordneter Dr. Rupert Scholz

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? – Gibt es
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Die Beschlußemp-
fehlung ist ebenfalls einstimmig angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 13b:

Beratung der Beschlußempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuß)

Sammelübersicht 13 zu Petitionen

– Drucksache 14/297 –

Wer stimmt dafür? – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen?

Sammelübersicht 13 ist mit den Stimmen von SPD,
Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. gegen die Stimmen
der CDU/CSU bei Enthaltung der PDS angenommen
worden.

Tagesordnungspunkt 13c:

Beratung der Beschlußempfehlung des Petitions-
ausschusses (2. Ausschuß)

Sammelübersicht 14 zu Petitionen

– Drucksache 14/298 –

Wer stimmt dafür? – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Sammelübersicht 14 ist mit den Stimmen von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, F.D.P. und PDS gegen
die Stimmen der CDU/CSU angenommen worden.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 6a und 6b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Horst
Friedrich (Bayreuth), Hildebrecht Braun

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
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(Augsburg), Ernst Burgbacher, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der F.D.P.
Wohngeld erhöhen, Zielgenauigkeit verbes-
sern und Bürokratie verringern
– Drucksache 14/169 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
(federführend)
Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder
Haushaltsausschuß

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.-
Ing. Dietmar Kansy, Dirk Fischer (Hamburg),
Eduard Oswald, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der CDU/CSU
Das Wohngeld jetzt und familiengerecht re-
formieren
– Drucksache 14/292 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
(federführend)
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Haushaltsausschuß

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. –
Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst
der Abgeordnete Goldmann.

Hans-Michael Goldmann (F.D.P.): Sehr ver-
ehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die F.D.P.-Bundestagsfraktion legt Ihnen heute
mit der Drucksache 14/169 einen Antrag vor, der drei
Ziele beinhaltet. Wir wollen erstens das Wohngeld er-
höhen.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir wollen zweitens die Zielgenauigkeit des erhöhten
Wohngeldes verbessern.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir wollen drittens die Bürokratie, die mit dem Geben
von Wohngeld an die, die es brauchen, verbunden ist,
deutlich verringern.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wenn wir uns gemeinsam fragen, wie es im Moment
um das Wohngeld steht, so stimmen wir, glaube ich, da-
hin gehend überein, daß es zumindest regierungsseitig
sehr schlecht aussieht. Dabei wissen wir alle: Es wird
allerhöchste Zeit, daß endlich das auf den Tisch kommt,
was von den Mieterinnen und Mietern und von der
Fachwirtschaft allgemein erwartet wird.

(Beifall bei der F.D.P. – Iris Gleicke [SPD]:
Was Sie zehn Jahre lang versäumt haben! Das
ist peinlich! – Gegenruf des Abg. Hildebrecht
Braun [Augsburg] [F.D.P.]: So ein Krampf! –
Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Melden Sie sich
doch zu Wort, Frau Gleicke!)

– Dazu kommen wir nachher noch; Sie können auch
gerne eine Zwischenfrage zu dem stellen, was versäumt
worden ist.

Der GdW sagt, angekündigte Wohngelderhöhungen
ohne Strukturnovelle seien wirkungslos. Man kann ihm
wohl nur zustimmen.

Weil Sie von Versäumnissen sprechen, muß man hier
allerdings auch feststellen: Wenn es nach CDU/CSU
und F.D.P. gegangen wäre, dann hätten die Mieterinnen
und Mieter seit dem 1. Januar 1999 ein höheres Wohn-
geld im Portemonnaie.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich kann hier zur Erinnerung nur wieder auf den GdW
verweisen: Er stellt fest:

Bei dem Vorstoß des früheren Bauministers Eduard
Oswald vor knapp zwölf Monaten, den Bundesan-
teil beim Wohngeld um 250 Millionen DM zu er-
höhen, hätte es immerhin eine geringe materielle
Verbesserung bei allen Beziehern von Tabellen-
wohngeld gegeben, weil auch die Einkommens-
grenzen im damaligen Entwurf leicht angehoben
werden sollten.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: So war
es!)

Doch, liebe Freunde von der Sozialdemokratischen Par-
tei und von den Grünen, diesen Zeitpunkt haben Sie nun
wirklich in mieterfeindlicher Weise verpaßt.

(Iris Gleicke [SPD]: Ach du großer Gott!)

Ich denke, wir brauchen uns darüber nicht zu streiten.
Es bleibt unser gesetzgeberischer Auftrag, unverzüglich
eine Wohngeldnovelle – ich meine eine Leistungs- und
Strukturnovelle – auf den Weg zu bringen, die diesen
Namen wirklich verdient.

(Beifall bei der F.D.P.)

Denn wir sind uns doch einig: Das Wohngeld in seiner
derzeitigen Ausgestaltung erfüllt weder seine soziale
noch seine wohnungswirtschaftliche Funktion. Es ist im
Moment kein zielgenaues und einkommenbezogenes
Förderinstrument.

(Angelika Mertens [SPD]: Wer hat das denn
gemacht?)

– Wir wollen doch nicht darüber diskutieren, was ir-
gendeiner gemacht hat.

(Lachen bei der SPD)

– Nein. Wir werden nachher über das diskutieren, was
Sie versprochen haben. Warten Sie in Ruhe ab!

(Beifall bei der F.D.P.)

Ich freue mich, daß Sie auch der Meinung sind, daß
die Lagebeschreibung und die Aufgabenstellung völlig
klar sind. Nun sind wir, das Parlament, gefordert. Der
Gesetzgeber muß der Bundesregierung und auch dem
Minister Beine machen. Ich plädiere für eine Wohn-
geldallianz hier im Parlament. Wir haben viele Gemein-
samkeiten. SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU,

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
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der Deutsche Mieterbund, sein Direktor Franz-Georg
Rips, die verehrte Frau Präsidentin Fuchs vom Deut-
schen Mieterbund, Ihr grüner Parteikollege Bauminister
Michael Vesper aus Nordrhein-Westfalen – Sie wissen,
es ist immer gut, wenn die Länder im wohnungspoliti-
schen Boot mitrudern –, der Bundesverband der Woh-
nungswirtschaft mit seinem Präsidenten Steinert, sie alle
stimmen darin überein: Beim Wohngeld muß sich Ent-
scheidendes tun.

Ich darf hier Ihre geschätzte Kollegin, die Präsidentin
des Deutschen Mieterbundes, zitieren:

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wo ist sie denn?)

Wir beharren darauf, daß es eine vernünftige,
finanziell gut ausgestattete Wohngeldreform geben
muß.

Seit 1990, meint sie, sei das Wohngeld im Westen
Deutschlands nicht mehr angepaßt worden. Das stimmt
nicht ganz, wie Sie selbst wissen. Da hat es durchaus
Veränderungen gegeben. Aber ich weiß, daß das nicht
reicht, und deswegen wollen wir es heute besser ma-
chen.

(Beifall bei der F.D.P.)

Ihre Kollegin sagt, angesichts knapper Kassen stehen
in diesem Jahr mit rund 4 Milliarden DM im Etatentwurf
nur 500 Millionen DM mehr zur Verfügung als im
Haushaltsansatz 1998. 750 Millionen DM waren einge-
stellt gewesen.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist
Schwindel!)

Wir stimmen auch mit dem Zitat in den „Wohnungs-
wirtschaftlichen Informationen“ überein:

Der GdW ist sich mit dem Mieterbund einig, daß
die Wohngeldnovelle oberste wohnungspolitische
Priorität genießen muß.

(Beifall des Abg. Hildebrecht Braun [Augs-
burg] [F.D.P.])

Auch wir sollten uns darin einig sein. Ich rufe Ihnen
also hier zu: Lassen Sie uns gemeinsam arbeiten. Ich
will Sie auch sehr nachdrücklich ermahnen: Sie müssen
wenigstens noch Restwort halten.

(Lachen bei der SPD)

Nehmen Sie doch Ihre Wahlkampfbotschaften ernst!
Machen Sie, wenn auch nicht alles anders, doch wenig-
stens einiges besser. Liebe Kolleginnen und Kollegen
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, es geht doch
wirklich nur noch um Restwort halten.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. – Zuruf
von der SPD)

– Das wissen Sie doch genauso gut wie ich, Frau Kolle-
gin, und deshalb reagieren Sie jetzt so aggressiv und
hektisch. Sie wissen doch, was Sie vor der Wahl ver-
sprochen haben. Ihr Parlamentarischer Staatssekretär
Achim Großmann hat doch damals, als es um die Erhö-
hungsvorstellung von CDU/CSU und F.D.P. ging, ge-
sagt: Lächerlich, viel zuwenig. 14 Tage vor der Wahl hat

er mit dem Mieterbund eine Kampagne gegen das akti-
viert, was damals auf den Weg gebracht worden ist.
Damals jubelte der Deutsche Mieterbund, und die Wäh-
ler haben Sie gewählt. Heute will es keiner mehr gewe-
sen sein, schon gar kein Wähler.

Aber ich denke, wir können das heute korrigieren. Ich
nehme Herrn Großmann da beim Wort. Ich habe Ver-
trauen in das, was Herr Großmann sagt. Ich zitiere ihn
aus dem Gastkommentar der „Bauindustrie“ 11–12/98:

Wir brauchen funktionsfähige Wohnungsmärkte,
die ein ausreichendes Angebot an Wohnungen si-
chern.

Völlig einverstanden. Er sagt dann:

Die wichtigsten wohnungspolitischen Instrumente
hierfür sind das Wohngeld und der soziale Woh-
nungsbau als Neubau und im Bestand.

Wenn ich mir das anschaue, was im Haushalt bisher
getan worden ist, wundere ich mich schon, wenn Herr
Minister Müntefering sagt: Wunsch und Wolke war das,
was früher einmal eingebracht worden ist. Er selbst
schlägt aber im neuen Haushalt weniger als das vor, was
er damals als „Wunsch und Wolke“ betitelt hat; er will
nur 4,02 Milliarden DM einsetzen. Sie wissen doch ganz
genau: Das reicht gerade für das, was gesetzlich absolut
notwendig ist. Das ist kein Schub im Wohnungsbau, das
ist noch nicht einmal Verharren im bisherigen Zustand,
sondern das ist sogar ein Abbruch, weil sich die Anfor-
derungen an Wohngeld verändert haben. Das bedeutet
keine Wohngelderhöhung, keine Verbesserung und
schon gar keine Novelle. Da helfen auch keine Rechen-
künste.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich halte das für unse-
riös, unaufrichtig und wohnungspolitisch grundverkehrt.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Wenn Herr Minister Müntefering sagt, das Alte sei
„Wunsch und Wolke“ gewesen, dann kann ich nur sa-
gen: Das, was Sie machen, ist Steinschlag und Hagel
gegen die Mieterinnen und Mieter. Sie lassen sie im Re-
gen stehen, und zwar in sehr kaltem Regen.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU – Angelika Mertens [SPD]:
Das ist selektive Wahrnehmung!)

Ich habe, glaube ich, ein ungestörtes Verhältnis zu
einer vernünftigen sozialdemokratischen Politik. Nach
meiner Meinung ist aber Ihre wohnungspolitische Arbeit
einer sozialen und demokratischen Partei unwürdig.

(Beifall bei der F.D.P.)

Und liebe Freunde von den Grünen: Das ist antigrün.

Wir wollen eine Wohngeldnovelle, und zwar sofort.
Wir wollen mit Ihnen kämpfen und mit Ihnen für den
Haushalt stimmen. Wir wollen dafür sorgen, daß ein
ganz normaler Verdiener in Deutschland wieder die
Möglichkeit hat, eine angemessene Wohnung, auch in
einem Ballungsraum, zu bekommen. Ich spreche mit
Polizistinnen und Polizisten, die heute nicht in den Bal-

Hans-Michael Goldmann
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lungsräumen wohnen können, weil sie die Miete nicht
bezahlen können. Ich spreche auch mit Sozialhilfeemp-
fängerinnen und -empfängern, die riesige Schwierigkei-
ten haben, das zu bekommen, was ihnen zusteht, obwohl
gerade im Bereich des Wohngeldes durchaus Dinge auf
den Weg gebracht worden sind, die diesen Menschen
helfen.

(Zuruf der Abg. Franziska Eichstädt-Bohlig
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Sie können gerne fragen, liebe Kollegin. Ich schätze
Ihre Fragen im Ausschuß immer sehr.

Wir wollen ein Leistungspaket für das Wohngeld ins-
gesamt. Wir wollen eine Wohngeldnovelle jetzt. Wir
wollen sie hier und heute und nicht erst in Berlin. Des-
wegen haben wir jetzt unseren Antrag eingebracht.

Sie haben doch sicher die Leistungsbilanz Ihrer Bun-
desregierung – wenigstens so, wie sie der „Stern“ ein-
schätzt – gelesen. Es gibt in vielen Bereichen einen
Kahlschlag. Es gibt riesige Probleme, wenn es darum
geht, Arbeitsplätze zu schaffen und Investitionen zu tä-
tigen. Sie haben Gesetze auf den Weg gebracht, die der
Wohnungswirtschaft schaden. Ihr Steuerentlastungsge-
setz ist ein Steuerbelastungsgesetz für die Wohnungs-
wirtschaft.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ihre ökologische Steuerreform ist ein Schlag ins Gesicht
all derjenigen, die durch die zweite Miete belastet sind.
Das ist doch durchaus auch Ihre Klientel. Das sind doch
auch Ihre Wählerinnen und Wähler. Das sind doch nicht
nur diejenigen, die sich – wie Sie uns vorwerfen – be-
sonders bei uns eingenistet haben sollen.

Sie müssen jetzt etwas tun. Wir geben Ihnen einige
Bausteine mit auf den Weg. Lassen Sie uns das gemein-
sam diskutieren. Lassen Sie uns architektonisch, fach-
lich etwas Gutes bringen. Wir wissen doch alle: Die
Höhe des Wohngeldes muß wieder stimmen. Wir brau-
chen in Ost und West ein einheitliches Wohngeld; we-
nigstens da sind wir uns hoffentlich einig. Das Verhält-
nis zwischen Tabellenwohngeld und pauschaliertem
Wohngeld muß wieder ins Lot kommen. Der bürokrati-
sche Aufwand für den Vollzug der Wohngeldzahlung
muß reduziert werden. Lebensgemeinschaften, Studen-
ten und Auszubildende müssen wohngeldrechtlich an-
ders und besser behandelt werden.

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dr.-Ing.
Dietmar Kansy [CDU/CSU])

Das sind Bausteine, die wir zusammenfügen können, um
ein vernünftiges wohnungsbaupolitisches Gebäude zu
errichten.

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Warum habt ihr
das noch nicht gemacht?)

– Wir schubsen Sie an. Wir helfen Ihnen.

Lassen Sie uns eine wohnungspolitische Allianz für
eine Wohngeldnovelle finden. Lassen Sie uns nicht bis
zum Ende dieses Jahres warten, sondern lassen Sie uns
jetzt gemeinsam an die Arbeit gehen. Ich freue mich auf
die Zusammenarbeit mit Ihnen in dieser Frage.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU – Reinhard Weis [Stendal]
[SPD]: Geschichtsklitterung ist das!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Wolfgang Spanier.

Wolfgang Spanier (SPD): Frau Präsidentin! Liebe
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Herr Goldmann, Ihr Eifer
im Zusammenhang mit dem Wohngeld ist mehr als löb-
lich.

(Beifall bei der F.D.P.)

Man kann Ihnen auch schlecht persönlich den Murks
vorwerfen, den wir in den Jahren seit 1994 in dieser
Frage von der damaligen Koalition in diesem Hause er-
lebt haben.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Dann
murksen Sie mal!)

Aber ich möchte Sie daran erinnern, daß das, was im
vorigen Jahr noch vorgelegt worden ist, dieses Mini-
reförmchen, mehr als kläglich gewesen ist.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Womit kommen
Sie denn jetzt?)

Über ein sogenanntes Eckwertepapier – das war eine
halbe DIN-A4-Seite, Herr Oswald, wenn wir uns beide
richtig erinnern –

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Na! Na!)

sind Sie damals nicht hinausgekommen.

Obwohl immerhin drei Bundesbauminister Ihrer
Seite an dieser Stelle immer wieder erklärt haben – so-
gar unter Nennung genauer Zeitpunkte –, wann sie
einen Gesetzentwurf vorlegen würden: Es ist nichts pas-
siert.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Franziska
Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Da wundert man sich schon, Herr Goldmann, daß Sie
hier jetzt Eile anmahnen. Ich hatte eben fast das Gefühl,
daß Sie uns eine Uhrzeit vorgeben: bis 14.15 Uhr müß-
ten wir alles unter Dach und Fach haben.

(Heiterkeit bei der F.D.P. – Hans-Michael
Goldmann [F.D.P.]: Das wäre natürlich das
Beste! – Hannelore Rönsch [Wiesbaden]
[CDU/CSU]: Wir erinnern Sie; mehr machen
wir nicht!)

Das paßt nicht zusammen.

Wir stimmen überein in der Beschreibung der Pro-
blemlage. Da haben wir im Ausschuß immer übereinge-
stimmt, spätestens seit 1994. Aber passiert ist nichts. Sie
tragen dafür ausschließlich die Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Hans-Michael Goldmann
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Seit 1994 haben Sie Zeit gehabt. Es ist nichts passiert.
Deswegen finde ich es ein bißchen billig, wenn Sie hier
jetzt zur Eile mahnen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Franziska
Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Fest steht – ich sage das hier ganz offen; vielleicht
haben die Mitglieder des Ausschusses für Verkehr-,
Bau- und Wohnungswesen alle gemeinsam die Aufgabe,
in ihren Fraktionen dafür zu werben –: Das Wohngeld-
gesetz erfüllt nicht mehr seine ursprüngliche Funktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr.-Ing.
Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sie müssen dafür
bei Ihrem Finanzminister werben!)

Einkommensschwache Haushalte sollen mit ausrei-
chendem Wohnraum versorgt werden. Die Mietbela-
stung soll in erträglichen Grenzen gehalten werden.

Ich will Ihnen ein Beispiel aus meinem Wahlkreis
nennen. Einer Rentnerin mit 1 250 DM monatlichem
Einkommen, zirka 620 DM Wohnkosten – das ist also
keine übertrieben teure Wohnung – und einem Kranken-
versicherungsbeitrag in Höhe von 80 DM bleiben zum
Leben noch 550 DM im Monat. Ich habe ihr geraten,
einen Wohngeldantrag zu stellen. Das habe ich hinterher
bedauert. Die Antwort lautete, der Wohngeldanspruch
betrage null Pfennig.

(Zuruf von der PDS: Das hätten Sie doch wis-
sen müssen!)

Wir denken, das ist nicht in Ordnung. Es zeigt, daß die
Regelung völlig unzureichend ist. Wenn es uns mit die-
sem sozialpolitischen Ziel ernst ist, dann müssen wir
eindeutig feststellen, daß Änderungen bereits seit Jahren
überfällig sind, das heißt, schon vor Jahren hätten Ände-
rungen vorgenommen werden müssen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum machen
Sie denn nichts?)

– Dazu kommen wir gleich noch. Ein bißchen Geduld,
es sind nur noch ein paar Minuten.

Es geht nicht darum – wie ich heute morgen in einer
anderen Diskussion im Bundestag gehört habe –, Wohl-
taten zu verteilen – mancher geht an diese Fragen mit
dem Gemüt nicht eines Fleischers, sondern offensicht-
lich eines Metzgerhundes heran –, sondern es geht in
erster Linie darum, Schwächen dieses Wohngeldgeset-
zes, strukturelle Probleme dieses Wohngeldgesetzes
endlich anzupacken.

(Beifall bei der SPD – Eduard Oswald [CDU/
CSU]: Keine Diffamierung der Hunde!)

Ich will Ihnen einige Beispiele nennen. Die jetzige
Wohngeldregelung Ost/West führt zu massiven sozia-
len Verwerfungen zwischen Ost und West. Ich sage das
auch ganz bewußt in Richtung PDS. Wieder ein Bei-
spiel: Die Rentnerin mit 1 190 DM Rente bekommt bei
gleichwertiger Wohnung im Osten unseres Landes 80
DM Wohngeld und im Westen 12 DM.

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Än-
dern Sie es doch!)

Sie haben das über Jahre hingenommen und nicht geän-
dert.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Daß die Miethöchstbeträge und die Einkommens-
grenzen nicht mehr angemessen sind, ist selbstver-
ständlich allen bekannt. Daß wir – so der Wohngeld-
und Mietenbericht Ihrer, der alten Bundesregierung –
eine Unterversorgung von Haushalten mit vier und mehr
Personen, das heißt von Haushalten mit Kindern haben,
ist ebenfalls seit Jahren als Problem bekannt.

Wir können die Präsidentin des Deutschen Mieter-
bundes nur voll und ganz unterstützen,

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Die ist
doch enttäuscht! Die tritt doch aus!)

wenn sie sagt: Wenn wir an dieser Stelle familienpoli-
tisch mehr Gerechtigkeit herstellen müssen, dann müs-
sen wir auch dieses strukturelle Problem lösen. Es geht
also nicht nur einfach um eine Anhebung der Einkom-
mens- und Mietobergrenzen, sondern wir müssen das
Wohngeld gezielter einsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Franziska
Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

So besteht auch nicht nur gemäß dem letzten Wohn-
geld- und Mietenbericht eine Benachteiligung der klei-
nen Haushalte. Es ist klar, die Quadratmetermieten für
kleine Wohnungen sind höher; also haben wir hier zum
Teil exorbitante Mietbelastungen. Auch das ist seit vie-
len Jahren bekannt. Auch dieses Problem haben Sie
nicht im geringsten angepackt.

Ein strukturelles Problem ist auch, daß wir dringend
die Baualtersklassen und die Mietenstufen überprüfen
müssen. Sie geben in Ihren Anträgen ähnliche Anregun-
gen. Ebenso ist richtig, daß wir die besonderen Schwie-
rigkeiten, die besondere Situation der Ballungsgebiete
stärker berücksichtigen müssen. Ein letzter Punkt, der
die strukturellen Schwächen und Probleme betrifft, be-
steht darin, daß wir auch einen Beitrag im Hinblick auf
eine Vereinfachung leisten sollten. Ich denke, auch das
ist unbestritten.

Das heißt, wir haben ähnliche inhaltliche Ansätze.
Aus diesem Grund werden wir sicherlich froh und
dankbar Ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bei der anste-
henden Beratung und Beschlußfassung in Anspruch
nehmen.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Fein!)

Lassen Sie mich aber auf einen Punkt noch eingehen,
der mir persönlich besonders wichtig ist. Im Antrag der
F.D.P. wird gefordert, Mietobergrenzen beim pauscha-
lierten Wohngeld, also beim Wohngeld für Sozialhil-
feempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger einzufüh-
ren. Was wäre die Folge einer solchen Begrenzung,
einer Deckelung, einer Kürzung oder auch nur des Weg-
falls der Pauschalierung?

(Angelika Mertens [SPD]: Bei gleichzeitiger
Freigabe aller Mieten!)

Wolfgang Spanier
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Es ist nämlich nicht so ganz klar geworden, welches In-
strument Sie da einsetzen wollen.

Die Folge wäre – das ist meine größte Sorge –, daß
wir glücklicherweise nicht die Ansprüche der Betroffe-
nen schmälern, sondern daß wir schlicht und einfach
Kosten weg vom Bund und den Ländern auf die Kom-
munen verlagern. Das muß aufgefangen werden. Das ist
ein ganz entscheidendes Problem, denke ich.

(Zuruf von der SPD: Das ist der Punkt!)

Das haben Sie natürlich in Ihrem Antrag, aber auch in
vielen Diskussionsbeiträgen in den letzten Jahren nie
beantwortet.

Wir haben hier natürlich festzustellen, daß 60 Prozent
der Bezieher von Wohngeld pauschaliertes Wohngeld
beziehen. 80 Prozent des Wohngeldaufkommens fließen
in dieses pauschalierte Wohngeld – so die Zahlen für das
Jahr 1996. Da aber von Ungleichgewicht oder gar von
Ungerechtigkeit zu reden ist meiner Meinung nach völ-
lig fehl am Platze.

Was sind die Gründe für diese Entwicklung? Die
Gründe werden von der letzten Sozialhilfestatistik un-
termauert: Wir hatten 1991 2,1 Millionen Sozialhilfe-
empfänger in Deutschland. Ende 1997 waren es 2,9 Mil-
lionen. Nach der Änderung von 1993 müssen Sie noch
etwa 480 000 Asylbewerber und Asylbewerberinnen mit
einrechnen. Aus diesen Zahlen wird klar, welche rasante
Entwicklung in diesem Bereich in den 90er Jahren statt-
gefunden hat.

Es ist selbstverständlich, daß bei jährlichen Steige-
rungsraten der Zahl der Sozialhilfebezieherinnen und
-bezieher zwischen 2,5 und 3 Prozent der Aufwand für
das pauschalierte Wohngeld steigt. Ebenso schlägt die
Mietsteigerung voll durch, die wir in den letzten 10 bis
15 Jahren hatten, weil das pauschalierte Wohngeld fak-
tisch ein dynamisiertes Wohngeld ist. Hier liegen die
Gründe für die Entwicklung und nicht in irgendwelchen
Ungerechtigkeiten oder irgendwelchen Ungleichbehand-
lungen.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Welchen
Schluß ziehen Sie daraus?)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Braun?

Wolfgang Spanier (SPD): Ja.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte.

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Herr Spa-
nier, würden Sie uns liebenswürdigerweise erklären,
warum der normale Mieter oder die Mieterin Mietober-
grenzen per Gesetz zu beachten hat, während Kommu-
nen bei der Unterbringung von Sozialhilfeempfängern
nach oben offen gefördert werden?

Wolfgang Spanier (SPD): Herr Braun, wenn Sie sich
einmal in Ihrer Heimatstadt erkundigen, dann werden Sie
sehen, daß es die Praxis der Sozialämter ist, Mietober-
grenzen anzusetzen und durchzusetzen. Die konkrete Um-
setzung ist allerdings schwieriger, als man denkt, wie ein
Blick in die Sozialhilfestatistik zeigt: Weit mehr als ein
Drittel der Sozialhilfeempfänger beziehen nämlich nur für
ein bis neun Monate, also zeitlich sehr begrenzt, Sozial-
hilfe. Man muß Nutzen und Kosten sorgfältig abwägen,
wenn man schon nach ein bis zwei Monaten Umzüge in
Gang setzen will, deren Kosten natürlich von den Sozial-
ämtern übernommen werden müssen.

München und andere Großstädte wie Köln unterhal-
ten seit Jahren eine Arbeitsgemeinschaft, in der sie ge-
meinsam Instrumente und Wege entwickelt haben, um
überzogene Mieten nicht fördern zu müssen. Ich denke,
das ist der richtige Weg.

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Darf
ich eine weitere Frage stellen?)

– Ja, gerne.

Hildebrecht Braun (Augsburg) (F.D.P.): Verstehe
ich Sie richtig, Herr Spanier, daß die Sozialdemokratie
im Rahmen der ja auch von Ihnen beabsichtigten Struk-
turreform nicht erwägt, Mietobergrenzen beim pau-
schalierten Wohngeld einzuführen?

Wolfgang Spanier (SPD): Ich bin ganz sicher – das
ist meine persönliche Meinung und meine Zuversicht –,
daß die Bundesregierung keine Lösung vorlegen wird,
die auf eine Verlagerung der Kosten auf die Kommunen
in Höhe von mehreren hundert Millionen DM hinaus-
läuft. Das kann nicht die Lösung sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der PDS)

Der Weg, den die alte Bundesregierung über Jahre
konsequent beschritten hat, nämlich immer mehr auf die
Kommunen zu übertragen – das ist der berühmt-
berüchtigte Verschiebebahnhof –, muß endlich ein Ende
finden. Ich bin daher sicher, daß die Bundesregierung
einen Vorschlag vorlegen wird, der finanziell vernünftig
ausgestaltet ist und bei dem vor allen Dingen die Inter-
essen der Kommunen hinsichtlich ihrer Belastung sorg-
sam beachtet werden. Es geht also nur darum, wer fi-
nanziert.

(Zuruf von der F.D.P.)

– Das wollen Sie ja wohl nicht. – Für die Betroffenen ist
diese Regelung, wie im BSHG geregelt, letztlich ohne
Konsequenzen.

Wir erwarten, daß die Bundesregierung endlich den
schon seit langem erwarteten, sorgfältig vorbereiteten
Gesetzentwurf vorlegt. Ein dürftiges Eckpunktepapier –
mehr haben Sie nicht zustande gebracht –, das Sie vor-
gelegt haben, reicht eben nicht aus. Wenn wir schon das
Wohngeldgesetz novellieren,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wollen
Sie nicht noch ein zusätzliches Gutachten vor-
her einholen?)

Wolfgang Spanier
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dann müssen wir eine gesamtdeutsche Lösung vorlegen,
die all die strukturellen Probleme, die wir nahezu über-
einstimmend sehen, endlich berücksichtigt.

Ich freue mich auf die gemeinsamen Beratungen.
Diese Vorfreude teilen wir mit Ihnen. Wir haben die kla-
re Aussage der Bundesregierung – Herr Großmann wird
noch zu diesem Thema sprechen –,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ist der
Minister gar nicht gekommen?)

daß die Gesetzesnovelle in diesem Jahr vorgelegt wird.
Wir werden sie in diesem Jahr beraten und verabschie-
den, um dieses unendliche Gewürge der letzten Jahre im
Interesse der Mieterinnen und Mieter zu beenden.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Hans-Michael Goldmann
[F.D.P.]: Wie lange müssen wir uns noch auf
den Termin freuen?)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bevor wir in
der Debatte fortfahren, gebe ich Ihnen das Ergebnis der
Wahl der Mitglieder des Richterwahlausschusses gemäß
§ 5 des Richterwahlgesetzes bekannt.*)

Abgegebene Stimmen 652. Davon gültig 650, Ent-
haltungen 2, ungültige Stimmen keine. Von den gültigen
Stimmen entfielen auf den Wahlvorschlag der Fraktio-
nen der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen 337
Stimmen, auf den Wahlvorschlag der Fraktionen der
CDU/CSU und der F.D.P. 280 Stimmen und auf den
Wahlvorschlag der Fraktion der PDS 33 Stimmen.

Nach dem Höchstzahlverfahren d'Hondt entfallen auf
den Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und des
Bündnisses 90/Die Grünen neun Mitglieder, auf den
Wahlvorschlag der Fraktionen der CDU/CSU und
F.D.P. sieben Mitglieder und auf den Wahlvorschlag der
PDS null Mitglieder.

Nach § 5 Abs. 2 des Richterwahlgesetzes sind die
Mitglieder und ihre Stellvertreter in der Reihenfolge
gewählt, in der ihr Name auf dem Wahlvorschlag er-
scheint. Die Namen der gewählten Mitglieder und Stell-
vertreter entnehmen Sie bitte der Drucksache 14/327.
Von den Wahlvorschlägen der Fraktion der PDS ist da-
mit kein Mitglied in den Richterwahlausschuß gewählt
worden.

Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Das Wort hat der
Kollege Kansy.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

– Applaus beim Auftritt, das ist aber selten.

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Ich habe eben
viele Fans hier, Frau Präsidentin.

––––––––––
*) Liste der Teilnehmer an der Wahl siehe Anlage 2

Herr Kollege Spanier, man hat in einem langen Poli-
tikerleben Reden zu halten gehabt, wo man am liebsten
sitzen geblieben wäre.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN – Dieter Maaß [Herne] [SPD]:
Guter Einstieg! – Angelika Mertens [SPD]:
Das müssen Sie gut kennen!)

– Das habe auch ich schon öfter kennengelernt. – Das ist
sicherlich bei Ihnen heute so gewesen.

Wie war es denn nun wirklich? Welchen Stellenwert
haben in dieser Regierung und in den Koalitionsfraktio-
nen, Frau Eichstädt-Bohlig, die Wohnungspolitik, die
Städtebaupolitik und das Wohngeld wirklich? Zum er-
stenmal in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land hat ein Bundeskanzler kein einziges Wort zum
Thema Wohnungs- und Städtebau gesagt. Dies war al-
lerdings nicht immer so, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen. In der „Mieter Zeitung“, herausgegeben vom
Deutschen Mieterbund, dessen Präsidentin Kollegin
Fuchs ist – Kollegin Fuchs ist ja zweifache Präsidentin,
und zwar des Deutschen Bundestages und des Mieter-
bundes –, erschien wenige Wochen vor der Bundes-
tagswahl eine Aussage des jetzigen Bundeskanzlers zum
Wohngeld. Da stand – ich zitiere –:

Die Wohngeldreform steht auf der Agenda einer
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung
ganz oben.

Dann geht es weiter:
Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Mini-
reform mit 250 Millionen DM hätte das Problem
nicht gelöst. Schon Ex-Minister Töpfer hatte einen
Bedarf von 1,8 Milliarden Mark ermittelt.

Wohlgemerkt, das waren Forderungen und Verspre-
chungen zusätzlicher Art zu den damaligen Wohngeld-
ansätzen.

Meine Damen und Herren, wie der Herr, so's Gescherr,
vom damaligen wohnungspolitischen Sprecher und heuti-
gen Staatssekretär Großmann über Frau Eichstädt-Bohlig,
über den Hamburger Senator Wagner, der hier an dieser
Stelle noch im Mai letzten Jahres fürchterlich gepoltert
hatte, bis zum Bauminister Vesper und vielen Mitgliedern
der Regierungsfraktionen. Sie überboten sich geradezu
mit Wohngeldforderungen. An der Spitze war Frau
Kollegin Fuchs. – Ich habe sie gerade noch gesehen. –
Die forderte in der letzten Ausgabe der „Mieter Zeitung“
– wohlgemerkt, noch vor der Bundestagswahl – eine Er-
höhung des Wohngeldes um 4,3 Milliarden DM, aller-
dings für Bund und Länder zusammen. Dies wären für
den Bund schlappe 2,15 Milliarden DM gewesen.

Sogar die Finanzierung, Herr Großmann, scheiterte
angeblich nur an dem bösen Willen von CDU/CSU und
F.D.P. Sie hatten alles parat. Sie kündigten noch im
Pressedienst Ihrer Fraktion am 10. September 1998, we-
nige Tage vor der Bundestagswahl, an – ich zitiere –:

Eine Finanzierung ist über die Begrenzung der
steuerlichen Abschreibung für Luxusbauten und
Modernisierung möglich.

(Heiterkeit bei der F.D.P.)

Wolfgang Spanier
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Da waren die von Frau Fuchs geforderten 2,15 Milliar-
den DM ein paar Tage später finanziert.

Nun haben Sie zwar tatsächlich vor, Milliarden im
freifinanzierten Wohnungsbau zu streichen, und zwar
nicht nur bei Luxusmodernisierungen. Unsere Frage
aber ist, ob das Geld, wie angekündigt, wirklich beim
Wohngeld ankommt.

(Angelika Mertens [SPD]: Warten Sie es doch
einmal ab!)

Frau Eichstädt-Bohlig von den Grünen gab uns eben-
falls ihre Finanzierungsvorschläge bekannt. Das geschah
auf eine etwas unübliche Art. Aus dem „Neuen
Deutschland“ habe ich mir das Zitat herausgesucht. Das
ist aber nicht schlimm; denn die anderen wohnungspoli-
tischen Sprecher waren da auch gefragt. Ich bin da aller-
dings nicht hingegangen.

(Zuruf von der PDS: Das ist aber schlecht!)

– Das war kein Verlust, Herr Kollege!

Nach unserer Einschätzung könnte man beim Ei-
genheimzulagengesetz das Geld für eine gesamt-
deutsche Wohngeldreform sparen. Wenn man nicht
massenhaft Menschen in die Sozialhilfe abdrängen
will, muß endlich ein vernünftiges Wohngeld ge-
zahlt werden.

O-Ton Eichstädt-Bohlig vor der Wahl.

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!)

Tatsächlich haben Sie auch bei der Eigentumsförde-
rung vor, jährlich 1,1 Milliarden DM abzukassieren.

(Zuruf von der PDS: Aber an einer anderen
Stelle!)

Nur, meine liebe Frau Kollegin, an dieser Stelle bleibt
natürlich auch an Sie die Frage, ob das beim Wohngeld
ankommt. Wenn man die Großmannschen Finanzie-
rungsvorschläge und Ihre zusammennehmen würde,
würden spielend die geforderten 2 Milliarden DM –
wohlgemerkt: das sind nur die Bundesausgaben – zur
Verfügung stehen, um das Wohngeld finanzieren zu
können.

Der Offenbarungseid der Ex-Wohngeldhelden kam
mit Lafontaines erstem Etat. Da blieb selbst hartgesotte-
nen Wohnungsbaupolitikern und Verbandsvertretern die
Spucke weg.

(Angelika Mertens [SPD]: Das haben Sie doch
jahrelang erlebt!)

Darin sind Ausgaben in Höhe von 4,02 Milliarden DM
für Wohngeld vorgesehen. Nach all den Versprechen,
schnell eine milliardenschwere Wohngeldreform zu
machen, und nach der Ankündigung des Bundeskanz-
lers, daß die Wohngeldreform auf der Agenda einer so-
zialdemokratischen Regierung ganz oben stehe, sind da-
für weniger Mittel als die 4,115 Milliarden DM ausge-
bracht, die im Etat von Theo Waigel für 1999 vorgese-
hen waren. Das ist das Ergebnis Ihrer ganzen Kampa-
gne.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Was tat nun unser neuer Superminister für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen? Er ließ seinen Sprecher Mi-
chael Donnermeyer

(Zuruf von der CDU/CSU: „Donnerwetter“
heißt der!)

– Donnermeyer – am 12. Januar dieses Jahres diese
glatte Wohngeldbauchlandung in einen Höhenflug um-
deuten. Er argumentierte vor der Presse, vorgesehen sei
eine Aufstockung um 500 Millionen DM.

Nun ist nicht jeder Journalist einer Tageszeitung bei
einer ersten Pressekonferenz im Detail informiert. Aber
das war selbst eingefleischten Freunden von der SPD –
vom Mieterbund bis zum Gesamtverband der deutschen
Wohnungswirtschaft – zuviel. Zu groß waren die Er-
wartungen, die Sie geweckt haben, und zwar nicht nur
bei Funktionären, sondern auch bei den Menschen in
diesem Lande.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der
CDU/CSU: Helles Entsetzen!)

Zu sichtbar ist, daß Sie maßlose Versprechungen ge-
macht haben, die Sie wenige Tage nach der Wahl beim
Thema Wohngeld glatt gebrochen haben.

(Zuruf von der F.D.P.: Traurig! – Iris Gleicke
[SPD]: Weil Sie ungedeckte Schecks im
Haushalt hatten, 1,3 Milliarden!)

Nun mußte man natürlich in irgendeiner Weise auf
dem Papier eine wundersame Wohngeldvermehrung
schaffen. Wie machte man das? Das machte man ganz
einfach: Man sagte, im letzten Etat wäre es ein Ansatz
von 3,5 Milliarden DM gewesen. Das stimmt. Und jetzt
bei Theo Waigel – nicht bei Theo Waigel, sondern bei
Oskar Lafontaine – –

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Angeli-
ka Mertens [SPD]: Ein wunderschöner Ver-
sprecher! – Iris Gleicke [SPD]: Sie verwech-
seln da einiges!)

– Bei Theo Waigel waren es 4,115 Milliarden DM, und
bei Oskar Lafontaine blieben noch 4,02 Milliarden DM
übrig. Man sähe also, das Volk würde mit neuem
Wohngeld in Höhe von 500 Millionen DM mehr be-
glückt.

Meine Damen und Herren, das ist ein Riesenbluff, ein
Bluff, der in diesem Umfang zu diesem Thema in die-
sem Parlament noch nie passiert ist. 3,5 Milliarden DM
waren vorgesehen. Alle Leute wußten, daß der Wohn-
geldhaushalt unterfinanziert war. Kollege Großmann hat
– wie es so seine Art ist – klar und hart schon im Juli im
Ausschuß und im Plenum vorgerechnet: Letztes Jahr
fehlten schon 300 Millionen DM, und wenn ihr nichts
macht, dann fehlen nächstes Jahr noch einmal 300 Mil-
lionen DM. – Recht so.

Deswegen waren 4,1 Milliarden DM bei Theo Waigel
im Ansatz, die bis auf den letzten Pfennig durchfinan-
ziert waren, ohne daß dabei eine Reform berücksichtigt
war.

(Zuruf von der F.D.P.: Richtig!)

Dr.-Ing. Dietmar Kansy
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Es war auch keine versprochen; denn Sie haben unsere
angebliche Minireform blockiert, und es war im Bundes-
rat und in diesem Parlament keine durchsetzbar.

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr richtig!)
Der damalige Bauminister Oswald hat das schon an-

gesprochene Schreiben am 2. April – rechtzeitig, um
noch vor der Sommerpause in bezug auf das Wohngeld
etwas zu machen – an alle Landesregierungen und Bun-
destagsfraktionen gesandt, und er schlug Ihnen vor, noch
vor der Sommerpause eine Novelle zu machen, die am
1. Januar dieses Jahres hätte in Kraft treten sollen und
die vorsehen sollte, daß Bund und Länder 250 Millionen
DM zusätzlich zu den 4,1 Milliarden DM des Bundes
zur Verfügung stellen sollten; das wären dann 4,35 Mil-
liarden insgesamt.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Was sag-
ten die Länder?)

Danach fand die Debatte im Bundestag statt. Herr
Wagner aus Hamburg kam in den Bundestag, sprach von
dieser Stelle und rief am Schluß mit großem Pathos uns
zu – lesen Sie das bitte in dem stenographischen Protokoll
nach –: Sie stellen sich hier hin mit Ihren 250 Millionen
DM. Das war für ihn quasi eine Peanuts-Diskussion, nach
dem Motto: Kansy, wo bleiben die Milliarden?

Der heutige Staatssekretär Großmann ergriff in dieser
Debatte ebenfalls das Wort. – Ich möchte folgendes vor-
ausschicken: Alle Parlamentarischen Staatssekretäre ha-
ben in den letzten Jahren darunter leiden müssen, daß
die Finanzminister sie hinsichtlich des Wohngeldes
nicht besonders gut bedient haben. Keiner ist – wie Herr
Großmann – mit einer Kürzung vom Finanzminister zu-
rückgekommen – und das nach der aufgeblasenen
Wohngeldkampagne der letzten Monate.

Herr Großmann sagte in jener Debatte:
An dieser Stelle möchte ich etwas zur Glaubwür-
digkeit sagen. Wer wie die Kolleginnen und Kolle-
gen von CDU/CSU und F.D.P. auf Fachtagungen
immer das große Wort führt, aber hier im Parla-
ment nicht überkommt, der macht sich auf die
Dauer unglaubwürdig.

Ferner sagte er in derselben Debatte:
Herr Kansy hat noch im März 400 Millionen DM
gefordert.

Das stimmt, Herr Großmann, und ich habe 250 Millio-
nen DM bekommen. Sie haben Milliarden gefordert und
kommen mit 100 Millionen DM weniger zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. – Hans-Michael Gold-
mann [F.D.P.]: Traurig! Tieftraurig!)

Hier ist jetzt die Stelle, um das zu bilanzieren. Nie ist
in einem zentralen Bereich der Wohnungspolitik der
Wähler so getäuscht worden wie beim Thema Wohngeld
von Ihnen, von den beiden Koalitionspartnern, von Rot
und Grün. Denn Sie beide tragen ja gemeinsam die Re-
gierung.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Betrug ist
das!)

Was tut nun die Koalition angesichts der Tatsache,
daß jetzt von allen Zeitungen und Verbänden diese
Wohngeldpolitik verrissen wird? Man besinnt sich auf
ein altes Instrument, das mir, ehrlich gesagt, auch ein
klein wenig bekannt vorkommt. Wir nannten das früher
„Erblast“. Damit war die angeblich entsetzliche Situa-
tion des Haushaltes gemeint, die überraschend vorge-
funden wurde. Dazu sage ich: Auch das ist falsch.

Obwohl der letzte Haushalt für Ihre Regierung ein ge-
ringeres Defizit – rund 10 Milliarden DM – zu verzeich-
nen hat, obwohl Sie in diesem Jahr 30 Milliarden DM
mehr Einnahmen auf Grund von höheren Steuereinnah-
men und von geplanten Steuererhöhungen haben, die
auch Mieter belasten – und das, obwohl weniger Mittel
für das Wohngeld zur Verfügung stehen –, versuchen
Sie, sich hier damit herauszuschwindeln, daß Sie sagen,
es gebe plötzlich völlig neue Bedingungen.

Nein, meine Damen und Herren: Der Finanzminister
hat im Bereich des Wohngeldes kurz, aber heftig gestri-
chen. Höhere Ausgaben der Mieter durch die Ökosteuer-
reform, Kürzung des bisherigen Wohngeldansatzes der
alten Bundesregierung – das ist das, was von Ihrer
Wohngeldkampagne des letzten Jahres übriggeblieben
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Ich möchte nicht so weit gehen wie die F.D.P. und
Ihnen eine Zusammenarbeit anbieten.

(Angelika Mertens [SPD]: Darauf habe ich
aber jetzt gerade gewartet!)

– Nein, nein. Es hörte sich plötzlich alles so wunderbar
an. Die Kürzung um 100 Millionen DM vertreten Sie
einmal alleine im Land. Besser wäre es allerdings, wenn
Sie noch heute abend bei Ihrem Finanzminister vorstel-
lig würden und ihm erzählen würden, was ich Ihnen
eben gesagt habe. Am 10. Februar ist die Kabinettssit-
zung; bis dahin haben Sie ja noch eine letzte Chance,
Ihre Versprechen einzulösen. Sonst, liebe Kolleginnen
und Kollegen, können Sie guten Gewissens vor keine
Mieterversammlung mehr hintreten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. – Zuruf von der
CDU/CSU: Nach der Hessenwahl sieht das
noch schlimmer aus!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Abgeordnete Franziska Eichstädt-Bohlig.

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Kollege Kansy, nachdem wir nun etwa
dreieinhalb Jahre lang in Sachen Wohngeld einen An-
kündigungsminister und eine Ankündigungskoalition
hatten, war das eben wirklich eine brillante Rede. Sie
müssen sich aber daran gewöhnen, daß die Baupolitiker
der neuen Koalition und der Verkehrs- und Bauminister
nach einer etwas anderen Methode herangehen als Sie:

Dr.-Ing. Dietmar Kansy
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erst arbeiten und die Sache unter Dach und Fach bringen
und dann reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Lachen des Abg. Hilde-
brecht Braun [Augsburg] [F.D.P.])

Insoweit sollten Sie nicht Ihre Methode von uns einfor-
dern. Die Zeiten, in denen man so an das Problem her-
angegangen ist, wie Sie es taten, sind nun wirklich vor-
bei.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Gilt das für die
gesamte neue Regierung? Erst handeln und
dann reden?)

– Sie verlangen von uns Hektik, um sie gleichzeitig zu
kritisieren. Lassen Sie uns Baupolitiker doch lieber nach
der von mir eben dargestellten Methode vorgehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Zur Sache: Daß wir die Wohngeldreform brauchen,
ist hier im Hause bei allen unstrittig. Das ist auch zwi-
schen der Eigentümer- und der Mieterseite unstrittig.
Von daher brauchen wir auch eine Wohngeldallianz.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Dann
bringen Sie doch etwas auf den Weg!)

– Wir bringen die Reform auch auf den Weg. Was haben
Sie überhaupt? Die Koalition hat im Oktober mit ihrer
Arbeit begonnen, und Sie wollen, daß praktisch schon
jetzt, Ende Januar, alles erledigt ist, was wir uns für vier
Jahre vorgenommen haben. Also bitte langsam: erst
brauchen wir die Knete, und dann wird Ihnen das Kon-
zept vorgelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Hans-Michael Goldmann
[F.D.P.]: Das hätten Sie vorher einmal sagen
können! Das ist ja ein tolles Ding!)

Sie hatten sich schon vor vier Jahren im Koalitions-
vertrag dazu verpflichtet, diese Aufgabe anzugehen.
Aber Sie haben es in den gesamten vier Jahren nicht ge-
schafft. Und jetzt meckern Sie, daß wir in vier Monaten
Ihnen die Dukaten noch nicht auf den Tisch gelegt ha-
ben.

(Iris Gleicke [SPD]: Ich kenne das Theater
noch vier Jahre länger!)

Sie sind an der Finanzierung gescheitert. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen aus der Opposition, Sie wissen es
selbst genau: Die 250 Millionen DM, die Sie, Herr
Oswald, seinerzeit jeweils für Bund und Länder von
Waigel kurz vor der Wahl bekommen haben, hätten bei
weitem nicht für eine Reform ausgereicht. Nur ein Jahr
vorher – Herr Kansy hat es eben bestätigt – hatte das
Bauministerium 1,6 bis 1,8 Milliarden DM Mehrausga-
ben jeweils von Bund und Ländern für notwendig ge-
halten, um das Leistungsniveau von 1990 wieder zu er-
reichen.

Sie haben uns im letzten Jahr keinen Gesetzentwurf
vorlegen können. Sie haben für diese 250 Millionen DM
noch nicht einmal einen Kabinettsbeschluß zuwege ge-

bracht. Wovon reden Sie jetzt? Wieso blasen Sie die
Backen so auf?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Da ist es nun wirklich ein bißchen dreist, wenn Sie be-
haupten, wir hätten uns seinerzeit einem soliden Re-
formvorschlag verweigert. Fakt ist, daß Sie es einfach
nicht hinbekommen haben.

Sie haben uns nicht nur ein Problem beim Wohngeld,
sondern auch sonst einen riesigen Berg von Problemen
hinterlassen; da sollten Sie endlich ehrlich sein. Wir sind
dabei, die Ärmel aufzukrempeln, um diesen Reformstau
zügig abzuarbeiten.

Wir werden gemeinsam mit den Kolleginnen und
Kollegen von der SPD und mit Minister Müntefering
diesem Haus in den nächsten Monaten einen Gesetzent-
wurf vorlegen. Die Wohngeldreform wird nach Mög-
lichkeit noch in diesem Jahr, spätestens aber zum 1. Ja-
nuar 2000, in Kraft treten.

(Hildebrecht Braun [Augsburg] [F.D.P.]: Ich
danke Ihnen! Das ist genau das, was ich vor-
ausgesagt habe!)

Diese Koalition wird im Unterschied zu Ihnen ihr
Wahlversprechen auch erfüllen. Deswegen ist es wirk-
lich ein bißchen kindisch, daß Sie meinen, jetzt das
Hemd wechseln und sich als völlig unschuldig hinstellen
zu können. Sie können jetzt nicht so tun, als hätten Sie
für die Probleme in den letzten Jahren keine Verant-
wortung gehabt.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme nun zu den konkreten Aufgaben. Bei den
wichtigsten Zielen sind wir uns, wie ich denke, einig;
deswegen will ich sie nur kurz anreißen.

Das Wohngeld für die Tabellenwohngeldempfänger
muß angehoben werden, um zu verhindern, daß ein-
kommensschwache Haushalte durch unzureichende Hil-
fen entweder an den Rand der Armut gedrängt werden
oder, was zur Zeit das große Problem ist, in die Sozial-
hilfe hineinkommen. Deswegen haben wir den Wider-
spruch, daß wir zum Teil mehr Wohngeld brauchen, als
notwendig wäre, wenn wir ein besseres, stabileres Ta-
bellenwohngeld hätten. Daher sind für uns gerade die
Entlastung von Haushalten an der Grenze zur Sozialhilfe
und von Familien mit Kindern sowie die Wohnkosten-
entlastung für alleinerziehende Eltern zentrale Aufgaben
bei der Wohngeldreform.

Die Miethöchstbeträge müssen nach der regionalen
Mietentwicklung differenziert werden. Auch in Ost-
deutschland muß der realen Mietentwicklung Rechnung
getragen werden. Wir wollen ein einheitliches Wohn-
geld in Ost und West, was das Leistungsniveau, die re-
gionale Differenzierung und die Ermittlung des Wohn-
geldanspruchs angeht. Allerdings – das sage ich in
Richtung PDS – bitten wir Sie, in Ostdeutschland nicht
falsche Hoffnungen zu wecken und dort besonders zu
trommeln, weil wir alle wissen – darüber bestand bereits
in der letzten Legislaturperiode Einigkeit –, daß die
Wohngeldreform im wesentlichen von dem Ziel ausgeht,

Franziska Eichstädt-Bohlig
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das Wohngeld West in Ostdeutschland durchzusetzen.
Man darf in Ostdeutschland keine Hoffnungen wecken,
die hier im Hause niemand erfüllen könnte, egal, zu
welcher Partei und Fraktion er gehört.

Vereinfachung des Bezugs von Wohngeld, mehr
Durchschaubarkeit, Verwaltungsvereinfachung – auch
das sind wichtige Ziele. Wir stimmen in einer Reihe von
Punkten dem zu, was im Antrag der CDU steht, bei-
spielsweise dem, daß die Einkommensermittlung den
Einkommensgrenzen nach § 25 des Wohnungsbaugeset-
zes entsprechen muß und daß der Verwaltungsaufwand
reduziert werden muß. Das sind alles Punkte, bei denen
weitgehend Einigkeit besteht.

Ein schwieriges Thema – Herr Spanier hat es ange-
sprochen – ist eindeutig der Umgang mit dem pauscha-
lierten Wohngeld. Sie haben sich in Ihren Anträgen da-
für ausgesprochen, das Wohngeld in Höhe des Tabel-
lenwohngeldanspruchs zu kappen. Ich muß sagen, daß
wir über diesen Punkt sicherlich noch sehr genau nach-
denken werden und prüfen müssen, wie wir damit um-
gehen.

Es ist richtig, daß die Ausgabendynamik beim pau-
schalierten Wohngeld die öffentlichen Haushalte wirk-
lich mehr und mehr überfordert. Die Zahlen dazu: Seit
1991 sind die Wohngeldausgaben von Bund und Län-
dern zusammen von 4,57 Milliarden DM auf ungefähr
7,7 Milliarden DM angewachsen; sie sind in diesem
Zeitraum also um mehr als 3 Milliarden DM angestie-
gen. In Westdeutschland fließen mittlerweile 80 Prozent
der Wohngeldausgaben in das pauschalierte Wohngeld;
insofern müssen wir uns dem Problem nähern.

Ich sage das mit aller Vorsicht, weil klar ist: Wir
müssen diese Ausgabendynamik auf der einen Seite
bremsen; wir können aber auf der anderen Seite den fi-
nanziell stark überlasteten Kommunen die Kosten der
steigenden Armut nicht einfach überbürden. Wir müssen
das Thema Sozialhilfe insgesamt behandeln. Deswegen
müssen wir gemeinsam mit den Städten und Gemeinden
Wege finden, wie in unserem Bereich preiswerter
Wohnraum verstärkt zur Verfügung gestellt werden
kann. Wir müssen auch in anderen Bereichen der stei-
genden Armut in den Städten begegnen. Allein über eine
Veränderung des Wohngeldrechts ist das nicht möglich.
So einfach werden wir das Problem nicht lösen.

Ich bitte, daß wir darum gemeinsam ringen und dar-
aus kein Hickhack machen. In diesem Sinne möchte ich
gern das Angebot von Ihrer Seite für eine Wohngeld-
allianz annehmen.

Wir sagen klar – wir wollen nicht mit falschen Karten
spielen –: Eine Wohngelderhöhung, die das Leistungs-
niveau von 1990 noch einmal wiederherstellt, können
auch wir nicht so einfach versprechen. Das wissen wir.
Sie sind daran gescheitert. Wir wollen es in dieser Form
gar nicht erst öffentlich versprechen, wir wollen nicht
mit den Hoffnungen der Bürger spielen und falsche An-
kündigungen machen.

Der Mieterbund hat – natürlich aus seiner Sicht – als
Zielzahl 1,5 Milliarden DM genannt; davon müßte die
Hälfte von Bund und Ländern getragen werden. Ich

denke, daß das Mehrausgaben in einer Größenordnung
sind, die wir anstreben. Ob uns das ganz gelingen wird,
können wir heute ehrlicherweise noch nicht sagen; aber
wir bemühen uns nach Kräften, diese Finanzierung zu
ermöglichen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Horst Friedrich
[Bayreuth] [F.D.P.]: Vorwärts Männer, wir
müssen zurück!)

– Nun machen Sie doch wirklich einmal halblang!

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind doch schon halblang!)

Ich wiederhole das, womit Herr Kansy mich schon
zitiert hat: Ich habe immer zu denjenigen gehört – auch
in der letzten Legislaturperiode –, die gesagt haben, es
gehe nicht einfach darum, im allgemeinen Haushalt
Geld zu suchen. Wir können die öffentlichen Haushalte
nicht uferlos strapazieren; vielmehr habe ich mich im-
mer dafür eingesetzt, die Prioritäten im Baubereich neu
zu setzen, so daß die sozialpolitisch wirklich entschei-
denden Pflichtaufgaben vor der Kür kommen. Dafür ha-
ben Sie mich immer ausgelacht.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ange-
lacht!)

– Danke, Herr Kansy. Das nehme ich gerne zur Kennt-
nis. – Ich wünschte, Sie hätten dem schon in der letzten
Legislaturperiode zugestimmt. Wenn das geschehen wä-
re, dann wären wir vielleicht ein Stück weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Ich habe mich immer für die Kappung der Einkom-
mensgrenzen bei der Eigenheimzulage ausgesprochen.
Dieses Thema ist bei Ihnen von der Opposition eine hei-
lige Kuh. Wir als Grüne sagen – wir wünschten uns, wir
würden in dieser Frage die Unterstützung der F.D.P. be-
kommen –: Das ist für uns ein Stück Subsidaritätsprin-
zip. Der Staat soll denjenigen helfen, die sich aus eige-
ner Kraft wirklich nicht helfen können.

(Beifall des Abg. Hans-Michael Goldmann
[F.D.P.])

– Danke für Ihren Applaus. – Für den Baubereich heißt
das, daß diejenigen, die ihr Haus aus eigenen Mitteln
bauen können, keine Subventionen vom Staat brauchen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Winfried
Wolf [PDS])

Von daher haben wir einen Finanzierungsvorschlag, und
wir arbeiten daran, ihn umzusetzen.

Lassen Sie mich noch eines sagen: Es liegen gewisse
Unterschiede zwischen Ihrer Wohngeldkonzeption und
dem, was wir von der Koalition durchzusetzen versu-
chen – Ziele, die mir als grüner Baupolitikerin besonders
wichtig sind. Es geht nicht einfach um mehr Geld, Herr
Kansy; so, wie Sie es sagen, ist es zu einfach. Es geht
darum, daß das Wohngeld eine andere Funktion in einer
neu austarierten Wohnungspolitik bekommt.

Franziska Eichstädt-Bohlig
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Ihre Strategie ist bisher das Setzen auf eine Wirt-
schaftswachstumspolitik gewesen, nach dem Motto:
Gönnen wir doch den Eigentümern ständig mehr Miet-
steigerungen; der Staat wird dann sozialpolitisch das ab-
federn, was nicht mehr sozial verträglich zu bezahlen ist.
Insofern ist es eine Spirale von steigenden Mieten und
von steigenden Ausgaben für das Wohngeld. Wir alle
wissen, daß wir so nicht weiter machen können. Deswe-
gen muß auch in diesem Bereich die Politik von
Wachstumspolitik auf Sparpolitik umsteigen.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Kansy?

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja.

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Frau Kollegin
Eichstädt-Bohlig, würden Sie bitte zur Kenntnis neh-
men, daß es auch uns nicht allein um mehr Geld geht?
Wir haben aber in Erinnerung behalten, daß Sie die
250 Millionen, die letztes Jahr eingestellt waren, höh-
nisch zurückgewiesen haben – nicht Sie persönlich, son-
dern insbesondere die Sozialdemokraten –, weil das viel
zuwenig sei. Denn sonst hätten wir in diesem Jahr nicht
allein 4,35 Milliarden DM auszugeben – die wären
schon längst unter den Leuten –, wir hätten vielmehr den
Ansatz einer Novelle durchgesetzt.

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Kansy, Sie haben uns einen Antrag
vorgelegt. Wenn Sie ihn mit ein paar Zahlen belegt hät-
ten, dann wären Sie dahin gekommen, daß Sie dafür die
1,6 Milliarden DM, die seinerzeit Herr Töpfer ausge-
rechnet hat, dringend brauchen. Zu den 250 Millionen
DM in diesem Antrag kann ich nur sagen: Das ist ein
Witz, das genau ist der Widerspruch in der Sache. Ich
habe tief durchgeatmet, als ich gesehen habe, daß Sie
jetzt auf die PDS-Methode umsteigen, nämlich Forde-
rungen, Forderungen, Forderungen stellen, und die Fi-
nanzierung nachher – null! Nicht einmal die 250 Millio-
nen DM haben Sie hineingeschrieben. Herr Kansy, so
sollten Sie nicht Opposition machen. Wir haben früher
immer gesagt, wie wir unsere Forderungen finanzieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei der SPD – Lachen bei der CDU/CSU)

Das ist einfach nur ein guter Rat von Kollegin zu Kolle-
ge; ich lache Sie dabei gerne an.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Herr Kansy, das müssen Sie
anerkennen: Das kann sie!)

Lassen Sie mich daran folgendes anschließen: Die
F.D.P. treibt es noch toller. Die Partei, die am meisten
Steuersenkungen verspricht, die den Abschied von sozial-
staatlichen Wohltaten predigt, legt uns einen Vorschlag
vor, bei dem Kollege Thiele eigentlich blaß werden müßte.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Der neue selbsternannte
Robin Hood der Mieter von der F.D.P.!)

Die Mietobergrenzen sollen an die Marktmieten ange-
paßt werden, sie wollen ein pauschaliertes Wohngeld für
Studenten neu einführen und der einzige Finanzierungs-
vorschlag, den Sie machen, ist die Einsparung von ein
paar Mark an Verwaltungskosten. Demnächst sollen wir
also irgendwelche Roboter hinstellen, die das Wohngeld
auszahlen.

(Zuruf von der F.D.P.: Das stimmt nicht!)

– Das stimmt. Lesen Sie sich Ihren Antrag durch, und
halten Sie den gegen die 30 Milliarden DM an Steuer-
senkungen, die Sie gleichzeitig versprechen. Bei der
Kombination, der Steuersenkung und der Wohngeldan-
hebung, sollten Sie einmal ins Grübeln kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Da bieten
wir Ihnen ein Alternativmodell an! Das stimmt
nicht, was Sie sagen!)

– Sie hoffen darauf, daß über die Steuersenkungen hier
auf einmal der Goldsegen wieder hereinkommt.

Es tut mir leid, ich habe das Gefühl, daß die schwarz-
gelbe Opposition zunehmend von der PDS lernt, näm-
lich maximale Forderungen bei minimalen Finanzie-
rungsvorschlägen. Da erwarte ich eine neue Form von
Opposition.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Barbara
Höll [PDS]: Das ist unerhört von Ihnen und
nicht wahrheitsgemäß!)

– Wir haben vor Weihnachten Ihren Antrag hier zur
Diskussion gehabt. Er entsprach dem, was die F.D.P.
jetzt vorgelegt hat: Enorme Forderungen, beim Wohn-
geld Ost noch weitere Steigerungen, das Ganze nur als
Inflationsausgleich praktisch im Vorgriff auf eine
Wohngeldreform. Das war sensationell. Als wir dann die
Finanzierung suchten, war wieder Null ouvert. Gucken
Sie sich also Ihren Antrag an. Deswegen haben wir ihn
vor Weihnachten schlichtweg ablehnen müssen. Es ist
doch albern, daß wir als Opposition vier Jahre um das
Geld ringen, und die heutige Opposition einfach sagt:
Macht alles, aber für keinen Groschen Geld. So darf
man keine Oppositionspolitik betreiben, das ist jeden-
falls unser Prinzip.

(Dr.-Ing.  Dietmar  Kansy  [CDU/CSU]:  Das
kommt Ihnen irgendwie bekannt vor, nicht?)

Lassen Sie mich zum Schluß kommen – wir bleiben
da unterschiedlicher Meinung. Für uns gilt der Grund-
satz: Die Sicherung bezahlbaren und menschenwürdigen
Wohnens zählt zu den Kernelementen des Sozialstaats.
Wir wollen, daß das so bleibt; gerade deswegen brau-
chen wir Reformen und setzen uns dafür als rotgrüne
Koalition ein.

Wir wollen eine soziale Wohnungspolitik, die über
das Jahr 2000 hinaus Bestand hat und auch bei knappen
Kassen funktioniert, die hilft und nicht darauf wartet,
daß sie ständig weiter wachsende Gelder vom Staat
braucht. Das heißt genau, daß wir uns nicht nur für das
Wohngeld einsetzen, sondern parallel dazu auch für die
Dämpfung der Mietpreisentwicklung. Sie kann nicht

Franziska Eichstädt-Bohlig
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ins Uferlose steigen, wenn die Einkommen nur wenig
steigen. Wir setzen uns dafür ein, preiswerte Wohnun-
gen zu erhalten, insbesondere dafür, daß die Kommunen
ihre Wohnungen nicht verkaufen müssen, sondern
preiswerte Wohnungen, speziell für Sozialhilfeempfän-
ger, zur Verfügung stellen können.

Insofern ist das Wohngeld ein Baustein einer Woh-
nungspolitik, die insgesamt in Richtung Erhaltung von
bezahlbaren Wohnungen umsteuert. In diesem Sinne
freuen wir uns, wenn Sie in diese Allianz einsteigen. Ich
hoffe daher auf die Unterstützung auch der Opposition.
Wir werden die Finanzen finden, aber in dem Maße, in
dem es verantwortbar ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr.-Ing. Dietmar Kansy
[CDU/CSU]: Im sozialen Wohnungsbau haben
Sie auch gekürzt!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bevor ich die
nächste Rednerin aufrufe, möchte ich Ihnen zwei Ergeb-
nisprotokolle der Wahlen mitteilen, zunächst von der
Wahl des Wahlausschusses gemäß § 6 Abs. 2 des Ge-
setzes über das Bundesverfassungsgericht.*)

Abgegebene Stimmen 654. Keine ungültigen Stim-
men; 1 Stimmenthaltung.

Von den gültigen Stimmen entfielen auf den Wahl-
vorschlag der Fraktionen der SPD und des Bündnisses
90/Die Grünen 339 Stimmen, auf den der Fraktionen
von CDU/CSU und F.D.P. 282 Stimmen und auf den der
Fraktion der PDS 32 Stimmen.

Nach dem Höchstzahlverfahren d'Hondt entfallen auf
den Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und des
Bündnisses 90/Die Grünen 7 Mitglieder, der Fraktionen
der CDU/CSU und der F.D.P. 5 Mitglieder und der
Fraktion der PDS kein Mitglied.

Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfas-
sungsgericht sind die Mitglieder in der Reihenfolge ge-
wählt, in der ihre Namen auf dem Wahlvorschlag er-
scheinen. Die Namen der gewählten Mitglieder entneh-
men Sie bitte der Drucksache 14/329; ich lese sie jetzt
nicht mehr vor.

Wir kommen jetzt zum Protokoll der Wahl der Mit-
glieder des Vertrauensgremiums gemäß § 10 a Abs. 2
der Bundeshaushaltsordnung. Mitgliederzahl 669.
Abgegebene Stimmen 655, davon gültig 654. Es gab al-
so eine ungültige Stimmkarte, aber keine Enthaltun-
gen.**)

Von den gültigen Stimmen entfielen auf den Abge-
ordneten Dietmar Schütz (Oldenburg) 571 Stimmen, auf
die Abgeordnete Uta Titze-Stecher 565 Stimmen, den
Abgeordneten Hans Georg Wagner 561 Stimmen, den
Abgeordneten Gunter Weißgerber 564 Stimmen, den
Abgeordneten Dietrich Austermann 558 Stimmen, den
Abgeordneten  Kurt  J.  Rossmanith  561  Stimmen,  den

––––––––––
  *) Liste der Teilnehmer an der Wahl siehe Anlage 3
**) Liste der Teilnahmer an der Wahl siehe Anlage 4

Abgeordneten Adolf Roth (Gießen) 572 Stimmen, den
Abgeordneten Oswald Metzger 572 Stimmen, den Ab-
geordneten Dr. Werner Hoyer 565 Stimmen und den
Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel 54 Stimmen.

Zur Wahl waren mindestens 335 Stimmen erforder-
lich. Die Abgeordneten Dietmar Schütz (Oldenburg),
Uta Titze-Stecher, Hans Georg Wagner, Gunter Weiß-
gerber, Dietrich Austermann, Kurt J. Rossmanith, Adolf
Roth (Gießen), Oswald Metzger und Dr. Werner Hoyer
haben damit die nach § 10 a Abs. 2 BHO in Verbindung
mit § 4 Abs. 3 des Gesetzes über die parlamentarische
Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes
erforderliche Mehrheit von 335 Stimmen erreicht. Sie
sind damit als Mitglieder des Vertrauensgremiums ge-
wählt. Herzlichen Glückwunsch!

Jetzt können wir in der Debatte fortfahren. Frau Kol-
legin Ostrowski, Sie haben das Wort.

Christine Ostrowski (PDS): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Wie ich festgestellt habe, habe
ich schon mindestens zwei Fans im Bundestag gewon-
nen, Herr Dr. Kansy. Na also!

Herr Dr. Kansy, meine Damen und Herren, was hier
gespielt wird, macht mich baff. Ich komme mir wie in
einer Komödie oder einem Drama vor; halten Sie es, wie
Sie wollen. Es ist derart verwunderlich, daß die alte Ko-
alition, kaum daß sie abgewählt ist, das fordert, was sie
über Jahre hinweg selbst nicht auf die Reihe bekommen
hat. Das ist doch wohl die Wahrheit.

Bei der nagelneuen Koalition passiert das gleiche: Sie
wehrt sich umgekehrt mit mehr oder weniger intelligen-
ten Sprüchen gegen genau jene Forderungen, die sie
selbst jahrelang erhoben hat.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Herr Spanier, Ihre Rede war vom Sachstand und von
der Analyse her vollkommen in Ordnung. Aber geben
Sie doch wenigstens zu, daß Sie um konkrete Aussagen
zur Finanzierung und zum Termin ganz schön herumge-
eiert sind. Ihr Fazit war, daß Sie darauf hoffen, daß die
Regierung zu einer Wohngeldnovelle kommt. Auch
das, was Frau Franziska Eichstädt-Bohlig in bezug auf
die konkreten Fragen Termin und Finanzierung gebo-
ten hat, war zwar ein bißchen mehr, aber es hielt sich
durchaus in Grenzen.

Meine Damen und Herren, rufen wir uns einmal ins
Gedächtnis: Es geht beim Wohngeld um weit über 2
Millionen Menschen in diesem Land. Da verbietet sich
ein politisches Schmierentheater, von welcher Seite auch
immer. Es verbieten sich auch – das sage ich an die
Adresse der neuen Regierung – irreführende Selbstlobe.
Herr Dr. Kansy hatte es angeführt, daß der Wohnhaus-
halt in Wirklichkeit niedriger liegt, als er von der alten
Koalition veranschlagt wurde. Es verbietet sich auch zu
behaupten, der Wohngeldetat sei um 500 Millionen DM
aufgestockt worden. Darüber wurde schon gesprochen;
jedes Kind weiß, daß durch diese 500 Millionen DM im
Endeffekt keine müde Mark mehr den Wohngeldemp-
fängern zur Verfügung steht, da hierdurch nur die nor-
male Kostensteigerung abgedeckt wird.

Franziska Eichstädt-Bohlig
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Nun gebe ich ja zu, daß es die PDS ein wenig leichter
hat. Sie ist weder in der Situation der ehemaligen noch
in der der neuen Regierung. Vielleicht kommen wir aber
im Jahre 2002 in eine Situation, die uns an einer Koaliti-
on teilhaben läßt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott bewahre!)

Die Frage wäre, wie wir uns dann verhalten würden. In
der Vergangenheit hatten wir jedenfalls solche Verren-
kungen nicht nötig. Diese würden auch bei uns nicht
auftreten, jedenfalls solange ich Einfluß in einer ent-
sprechenden Funktion in dieser Partei habe.

Um einmal aus unserem Innenleben zu plaudern: Bei
uns gab es durchaus Streit, ob wir fundamentalistisch
auf einer gesamtdeutschen Wohngeldregelung bestehen
sollten, von der wir wußten, daß sie unter der alten Re-
gierung weder durchsetzbar noch finanzierbar war, oder
ob wir nicht lieber, die sogenannten Sachzwänge
– schönen Gruß an die Grünen – berücksichtigend, eine
pragmatische Regelung wenigstens für den Osten favo-
risieren sollten. Wir haben, wenn Sie sich erinnern, uns
immer für eine gesamtdeutsche Regelung entschieden,
auch wenn Sie uns immer wieder eine einseitige, streng
populistisch ausgerichtete Ostvertretung angekreidet ha-
ben. Auch beim Wohngeld entspricht das nicht den Tat-
sachen.

Wie auch immer, ich komme jetzt zum Antrag und zu
den Forderungen der Union. Auf den ersten Blick er-
scheinen diese vernünftig. Die Vernunft besteht darin,
daß Sie im Kern genau das fordern, was auch wir über
Jahre immer wieder eingefordert haben – an dieser
Stelle müßte jetzt eigentlich „Langanhaltender stürmi-
scher Beifall“ stehen –,

(Renate Blank [CDU/CSU]: Für Sie gibt es
keinen Beifall!)

nämlich Anpassung von Einkommensgrenzen und
Miethöchstbeträgen an die Einkommens- und Mietent-
wicklung, familiengerechte Regelungen, Vereinheitli-
chung der Regelungen im gesamten Bundesgebiet, Ver-
einfachung und Harmonisierung der Gesetze und
Rechtsvorschriften usw.

Nun komme ich zu dem Scheinbaren; dabei sehe ich
darüber hinweg, daß Ihr Text recht lieblos zusammen-
gebastelt wurde. So fordern Sie in späteren Ausführun-
gen etwas, was Sie bereits zu Anfang abgearbeitet ha-
ben, so begründen Sie Ihre Initiative mit Fakten, die
Ergebnis Ihrer eigenen Politik sind, und Ihr Gejammer,
die SPD habe im Bundesrat ein wunderbares Reform-
projekt der alten Regierung verhindert, ist lachhaft und
unseriös. Nach den nun schon zum Ritual gewordenen
jährlichen Ankündigungen von Herrn Töpfer hatte Ihr
letzter Bauminister schließlich kurz vor Ultimo ein
Angebot unterbreitet, das in fast allen Punkten Ihren
heutigen Forderungen wirklich Hohn spricht. Da kann
ich, ob es nun den rotgrünen Kollegen paßt oder eher
peinlich ist, sie nur in Schutz nehmen. Denn nun, wo
Sie nicht mehr an der Regierung und damit außerstande
sind, Ihre Forderungen durchzusetzen, sind Sie so toll-
kühn – das ist der trügerische Schein, der hinter Ihrem
Antrag steht –, ein Paket anzumahnen, das vorzulegen

sich selbst die PDS – jedenfalls nicht in einem Schritt –
getraut hätte.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Das will
was heißen!)

Sie erinnern sich, wir hatten im Vorgriff auf eine ge-
samtdeutsche Wohngeldregelung gefordert, die Ein-
kommensgrenzen zu senken, und hatten dazu auch einen
Finanzierungsvorschlag gemacht. Sie, Frau Eichstädt-
Bohlig, sollten den Antrag wirklich noch einmal lesen,
denn Sie hatten ihn abgelehnt. Heute verstehe ich das:
Vielleicht wollten Sie uns in der Oppositionsarbeit
übertrumpfen.

Abgesehen davon, daß Sie uns immer die Situation
während der 40 Jahre der DDR vorgeworfen haben, ha-
ben Sie uns auch immer die Unfinanzierbarkeit unserer
Entwürfe vorgeworfen. Heute kommen Sie mit genau
den gleichen Forderungen, die Sie, wenn sie von uns
kamen, immer abgelehnt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Wenn man nämlich die Punkte in Ihrem Antrag wirklich
ernst nimmt, stellt man fest, daß das ein Finanzvolumen
von deutlich mehr als 1,5 Milliarden DM erfordern wür-
de. Das wissen Sie ganz genau. Sie wissen auch ganz
genau, daß Sie das nicht auf die Reihe bekommen hätten
und daß es unter den heutigen Bedingungen überhaupt
nicht zu verwirklichen ist.

Das ist der trügerische Schein. Sie können Ihre
Punkte in Wirklichkeit gar nicht ernst nehmen. Es ist
wirklich süß, wie Sie die schwierigen Klippen eines Fi-
nanzierungsvorschlags umgehen, indem Sie keinen ei-
genen Gesetzentwurf anbieten, sondern einen solchen
von der Regierung verlangen.

Wenn man hinter diesen Schein guckt, kommt man
auf den eigentlichen Hinterhalt. Das hat schon Herr
Spanier angeführt. Die F.D.P. schließt sich da an. Sie
wollen offensichtlich das pauschalierte Wohngeld kür-
zen. Das heißt, Sie wollen bei den Allerschwächsten
kürzen. Ich weiß auch, warum: weil in Ihrem Hinterkopf
immer die Sozialschmarotzerstory von Sozialhilfeemp-
fängern steckt, die sich en masse quasi in den teuersten
Luxuswohnungen aufhalten und sich das vom Staat be-
zahlen lassen. Völliger Unsinn! Völliger Schwachsinn!

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Da haben
Sie recht! Völliger Unsinn!)

Das entspricht nicht der realen Situation. Wir wollen
nicht vergessen: Daß es so viele Sozialhilfeempfänger
gibt und daß die Ausgabensteigerungen beim Wohngeld
fast ausschließlich auf das Pauschalwohngeld zurückge-
hen, hat doch wohl etwas mit Ihrer Politik zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS – Hans-
Michael Goldmann [F.D.P.]: Das ist in Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern
ganz anders, nicht?)

Wenn Sie denken, daß man das Problem bewältigen
kann, indem man einfach das pauschalierte Wohngeld
kürzt, damit die Ausgaben erträglich werden, so ist das
der falsche Weg. Sie haben versäumt, so Politik zu ma-

Christine Ostrowski
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chen, daß Arbeit geschaffen wird und die Zahl der So-
zialhilfeempfänger zurückgeht, damit das Wohnen wie-
der bezahlbar wird, und zwar nicht indem der Staat sub-
ventioniert, sondern weil der einzelne selbst in der Lage
ist, seine Wohnung zu bezahlen.

(Beifall bei der PDS)

Bei der Vorlage der Union lugt aus jedem Knopfloch,
daß Sie die neue Regierung mit Forderungen aus ihrer
Oppositionszeit vorführen wollen, um deren schwierige
Finanzierbarkeit Sie nach 16 Jahren Regierungszeit zu-
allererst wissen müßten. Sie buhlen populistisch um
Stimmen. Die Hessenwahl steht vor der Tür.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Was wol-
len Sie denn?)

Das haben Sie selber heute mehrmals angeführt. Dabei
setzen Sie auf die Vergeßlichkeit der Betroffenen. Aber
der Trick, einer neuen Regierung ihre alten Forderungen
vorzuhalten, ist ein alter Hut. Wir haben uns in der PDS-
Fraktion gerade verständigt, daß es nun mit solchen
Späßen genug sein muß.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Jawohl!)

Ich kann Ihnen das nur anempfehlen. Wir werden unsere
eigenen Vorstellungen erarbeiten und hier vorlegen, un-
abhängig davon, was andere Fraktionen bisher angebo-
ten haben oder aktuell anbieten. Sollten sich Gemein-
samkeiten ergeben: Um so besser! Das erhöht die
Chance, sie umzusetzen.

Zur F.D.P.-Vorlage nur eine Bemerkung. Zur Finan-
zierung hatte Frau Eichstädt-Bohlig schon etwas ange-
deutet. Da wundere ich mich bei der F.D.P. ganz beson-
ders. Denn Sie nehmen an, daß der Abbau bürokrati-
scher Regelungen, für den wir sehr sind, irgendeine
Auswirkung auf den Wohngeldetat hätte, der fast 8 Mil-
liarden DM beträgt. Das ergibt eine derart marginale
Größe, daß ich mich halb totlachen kann.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: O Gott,
nein! Wenn, dann ganz!)

Sie von der F.D.P. waren immer als die besten Rechner,
die besten Wirtschaftler angetreten. Das ist also wirklich
unter Niveau.

Wenn wir beim Wohngeld SPD und Grüne kritisie-
ren, dann mit der Absicht, ihnen den Rücken zu stärken,

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Jawohl!)

damit sie das anpacken, was erforderlich ist, was auch
von beiden immer wieder gefordert wurde und was von
diesen Parteien nun unter schwierigen Rahmenbedin-
gungen umgesetzt werden muß.

(Horst Friedrich [Bayreuth] [F.D.P.]: Es
kommt nicht darauf an, was man kritisiert,
sondern wen?)

Bei Ihnen spürt man diesen Willen gerade nicht.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin
Ostrowski, ich muß Sie auf die Zeit hinweisen. Sie reden
zwar ganz schnell, aber trotzdem ist die Zeit schon ab-
gelaufen.

Christine Ostrowski (PDS): Ich bin sofort am
Schluß. – Das hindert uns trotzdem nicht daran festzu-
stellen: Die Kernpunkte haben Sie richtig benannt, wenn
auch spät, egal aus welchem Motiv. Sie entsprechen un-
seren Vorstellungen. Wir können also versuchen, im
Ausschuß – vielleicht gelingt es – in einer großen Woh-
nungskoalition die Versäumnisse der letzten neun Jahre
möglichst schnell aufzuarbeiten.

Letzte Bemerkung.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nein, das war
doch schon ein schöner Schlußsatz.

Christine Ostrowski (PDS): Wohngeld ist nur ein
Punkt. Wir brauchen eine Reform im gesamten Woh-
nungs- und Bauwesen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Abgeordnete Renate Blank.

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Die Rede der Kollegin von der PDS
zeigt, daß sie aus der Kaderschmiede der SED kommt,
und berücksichtigt keinesfalls, daß wir die Folgelasten
der SED seit 1990 zu beseitigen haben. Ich bezeichne
ihre Rede als nahezu unverschämt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Es ist eindeutig festzustellen, Kollegen und Kollegin-
nen von der SPD, daß der Haushaltsansatz der Bundes-
regierung niedriger ist als der Haushaltsentwurf der alten
Bundesregierung vom vergangenen Jahr. Entgegen den
großspurigen SPD-Wahlkampfversprechungen kommt
es jetzt doch nicht zu grundlegenden Verbesserungen
beim Wohngeld.

Vier Monate nach der Bundestagswahl wird damit
eine weitere Wählertäuschung ganz klar sichtbar. Zur
Erinnerung: Im Frühjahr 1998 lehnte die SPD das An-
gebot unseres damaligen Wohnungsbauministers Eduard
Oswald

(Zuruf von der CDU/CSU: Guter Mann!)

für eine Wohngeldanpassung als unzureichend ab. Die-
ses Angebot von Eduard Oswald war gut und verdient
auch heute noch ein Dankeschön, insbesondere im Inter-
esse unserer Familien.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Nun aber verweigert sich der Finanzminister Oskar
Lafontaine der sozial geforderten Fortschreibung des
Wohngeldes ganz und gar.

(Zuruf: Dieser Hund!)

Hätte die SPD damals die von Eduard Oswald gereichte
Hand ergriffen, wäre eine Verbesserung des Wohngel-
des zugunsten von Mietern längst unter Dach und Fach.
So aber sind die einkommensschwächeren Mieter die
Geprellten.

Christine Ostrowski
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Ich bedaure es sehr, daß wir durch das Verhalten der
SPD und insbesondere der rotgrün regierten Bundeslän-
der bei der Wohngeldreform im letzten Jahr nicht wei-
tergekommen sind, obwohl die Notwendigkeit und die
Ziele dieses Reformvorhabens von niemandem bestritten
wurden, auch von Ihnen nicht.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Zei-
gen Sie doch einmal den Kabinettsbeschluß!)

Sie alle wissen, daß Eduard Oswald nach seinem
Amtsantritt im Januar 1998 alle notwendigen Maßnah-
men ergriffen hat, um die dringend erforderliche Wohn-
geldnovelle umzusetzen. Allein aus wahltaktischen
Gründen haben Sie dies damals verhindert und haben
damit zu Lasten der Wohngeldbezieher gehandelt. Dies
kann man Ihnen im übrigen nicht oft genug sagen; denn
Sie könnten ja besser handeln und Ihre Wahlverspre-
chungen einlösen.

Minister Müntefering, der leider nicht anwesend ist,
hat vor dem Ausschuß am 18. November erklärt – mit
Erlaubnis zitiere ich jetzt –:

Wohngeld ist das wohnungspolitische Instrument,
wenn es darum geht, einkommensschwächeren Haus-
halten ein bedarfgerechtes Wohnen zu ermöglichen.

Das wäre natürlich richtig.
(Zuruf von der SPD: Es ist richtig!)

Aber wo bleibt der entsprechende Gesetzentwurf, der
die Miet- und Einkommensentwicklung berücksichtigt,
die Familien treffsicherer unterstützt und ein gerechtes
Wohngeld für Ost und West schafft?

(Annette Faße [SPD]: Der keine zehn Jahre
braucht, Frau Kollegin!)

Dies sind ebenfalls seine Worte.
Substanzlose Ankündigungen oder geringe Wohn-

gelderhöhungen reichen nicht. Zehntausende betroffene
Mieter – allein in Bayern sind dies 240 000 Haushalte –
wollen endlich Sicherheit über Zeitpunkt und Volumen
der von Rot-grün im Wahlkampf wortreich versproche-
nen Wohngelderhöhungen. An diesen milliardenschwe-
ren Versprechungen müssen Sie sich jetzt messen las-
sen. Sie haben ja im Wahlkampf versprochen, die Haus-
haltsansätze in Bund und Ländern um insgesamt 1,5
Milliarden DM aufzustocken und dies mit einer Struk-
turnovelle des Wohngeldgesetzes zu verbinden.

Nochmals zur Erinnerung: Bei dem Vorstoß des frü-
heren Bauministers Eduard Oswald hätte es immerhin
eine materielle Verbesserung bei allen Beziehern von
Tabellenwohngeld gegeben, weil auch die Einkom-
mensgrenzen damals angehoben werden sollten. – Ich
sehe leider die Kollegin Anke Fuchs nicht, die Präsiden-
tin des Deutschen Mieterbundes ist.

(Annette Faße [SPD]: Sie ist im Ältestenrat,
Frau Blank! Das ist heute schon dreimal ge-
sagt worden!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich kann Ihnen
mitteilen: Die Frau Kollegin Fuchs ist im Ältestenrat.
Das ist wohl eine gute Begründung.

Renate Blank (CDU/CSU): Kein Problem, verehrte
Frau Präsidentin. – Der Deutsche Mieterbund müßte
sich eigentlich betrogen fühlen. Ich habe mich gefragt,
wo sein Aufschrei bleibt. Denn die Frau Kollegin Fuchs
hätte als dessen Präsidentin die Gelegenheit gehabt, in-
nerhalb der SPD-Bundestagsfraktion auf das Tempo zu
drücken und ihre Kollegen nochmals darauf hinzuwei-
sen, daß eine Wohngeldnovelle oberste wohnungspoliti-
sche Priorität genießen muß, und zwar ganz besonders
im Interesse unserer Familien und einkommensschwa-
chen Haushalte. Außerdem dient ein höheres Wohngeld
auch dazu, die infolge der geplanten Ökosteuer zu er-
wartenden höheren Wohnkosten abzufedern. Der Mie-
terbund spricht von zirka 150 bis 250 DM pro Jahr und
Wohneinheit.

Mit unserem Antrag fordern wir von der Bundesre-
gierung eine Anpassung der Einkommensgrenzen und
der Miethöchstbeträge, bis zu denen Wohngeld gewährt
werden kann. Außerdem – davon bin ich überzeugt – ist
das Wichtigste bei einer Wohngeldreformierung eine
familiengerechte Anpassung, in die auch die angemes-
sene Versorgung von Kindern mit Wohnraum durch eine
zusätzliche Kinderkomponente einzubeziehen ist.

Neben der Stärkung der Familienkomponente und ei-
ner Anhebung des Wohngeldes ist dringend auch eine
Vereinfachung des Wohngeldrechts erforderlich. Sie
könnten schnell handeln, denn die neue Bundesregie-
rung braucht in der Wohngeldfrage das Rad nicht neu zu
erfinden. Eine Wohngeldstrukturreform ist nämlich be-
reits im Frühjahr 1998 vom damaligen Bundesbaumi-
nister Oswald und der alten Regierungskoalition im
Entwurf vorgelegt worden.

(Christine Ostrowski [PDS]: Und von den
Ländern insgesamt abgelehnt worden!)

Dieser Entwurf war gut. Sie könnten ihn übernehmen
und, analog zu Ihrem Wahlversprechen, die Beträge
noch mehr erhöhen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Damals wäre eine spürbare Leistungsverbesserung
um durchschnittlich 40 DM gegenüber dem durch-
schnittlichen Tabellenwohngeld von gut 140 DM er-
reicht worden. Dagegen ist Ihre Kindergelderhöhung ei-
gentlich ziemlich wenig. Die 40 DM wären mehr gewe-
sen als der Anstieg der Lebenshaltungskosten seit 1990.

Die SPD hat dies damals, zum Nachteil der Wohn-
geldempfänger, verhindert, und die Koalition zeigt bis-
her keinerlei Neigung, ihre Wahlversprechen einzulösen.
Sie müssen sich den Vorwurf der Wählertäuschung ge-
fallen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt die Abgeordnete Angelika Mertens.

Angelika Mertens (SPD): Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Herr Kansy, ich kann verstehen,
daß Sie verbittert sind. Sie haben gefragt, wie der Stel-
lenwert des Baubereichs in der neuen Regierung ist. Ich

Renate Blank
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frage einmal zurück: Wie ist denn der Stellenwert Ihrer
Position in Ihrer Fraktion?

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut!)

Diese Verbitterung scheint Sie auf jeden Fall zum Heiß-
sporn gemacht zu haben. Wer weiß, wo das noch hin-
führt, wenn Sie Frau Eichstädt-Bohlig jetzt schon anla-
chen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Herr Goldmann, ich würde Ihnen – weil Sie hier noch
neu sind und sehr engagiert gesprochen haben – wirklich
raten: Überprüfen Sie immer das, was Ihre Altvorderen
Ihnen sagen. Es ist nicht immer alles richtig, was sie sa-
gen. Sie haben heute eine Menge Krokodilstränen ver-
gossen. Die F.D.P. hat hier eine ganz schlechte Rolle ge-
spielt, was das Wohngeld angeht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Hans-
Michael Goldmann [F.D.P.]: Aber das stimmt
doch nicht!)

Lassen Sie sich insofern von dem, was die Leute Ihnen
sagen, nicht beeindrucken.

Dann habe ich das Gefühl, daß eine Wette läuft, was
Herrn Oswald angeht, denn der Name ist so oft genannt
worden,

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das kann nie
schaden!)

daß das eigentlich nichts mit der Leistung zu tun haben
kann, sondern eher so aussieht, als sollten Sie 20mal im
Protokoll stehen.

Zu Frau Ostrowski: Sie könnten zur Geldquelle wer-
den, wenn man Sie beim Reden blitzen würde. In dieser
Geschwindigkeit habe ich wirklich noch keine Rede er-
lebt.

(Zuruf von der PDS: Was sagt das denn in-
haltlich?)

Wir haben heute ein ernstes Thema zu behandeln.
Nachdem die letzte Bundesregierung in den vergange-
nen Jahren eigentlich alles getan hat, um eine struktu-
relle Wohngeldnovelle zu verhindern, sind Sie plötzlich
ganz heiß darauf. Man wundert sich schon. Eines unter-
scheidet allerdings die heutige Situation fundamental
von der Situation in den vergangenen Jahren: Wir haben
uns mit unseren Anträgen zum Wohngeld jahrelang die
Zähne an der damaligen Bundesregierung ausgebissen,
während Sie mit einem Teil Ihrer Forderungen bei der
jetzigen Mehrheit offene Türen einrennen.

Es ist Recht und Pflicht der Opposition, die Regie-
rung und die sie tragenden Fraktionen an ihre Koali-
tionsvereinbarungen zu erinnern. Was Sie heute ma-
chen, ist aber wirklich ein dreistes Stück; das muß man
wirklich sagen. Es ist auch ein bißchen Zeichen für den
Niedergang politischer Kultur, wenn Sie nach 100 Ta-
gen von uns das fordern, was Sie in der gesamten ver-
gangenen Legislaturperiode nicht zuwege gebracht
haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir benötigen von Ihnen keine Belehrung und müssen
von Ihnen auch nicht zum Jagen getragen werden; das
möchte ich hier sehr deutlich sagen. Wir werden hier im
Plenum noch in diesem Jahr eine Wohngeldnovelle dis-
kutieren, mit der wir die Verwerfungen beim Wohngeld,
die Sie zu verantworten haben, in angemessener Weise
korrigieren werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es ist schon sehr erstaunlich, was Sie hier vorgelegt
haben. Der nicht Kundige kann den Eindruck gewinnen,
als seien die früheren Regierungsfraktionen schon im-
mer bemüht gewesen, die Situation der Wohngeldemp-
fänger zu verbessern. Daß das Gegenteil der Fall ist,
beweist ein Blick in die Protokolle der zahlreichen De-
batten, die wir hier in der vergangenen Legislaturperiode
geführt haben: Unsere Anträge sind immer abgelehnt
worden. Ich kann also nicht erkennen, daß Sie sich da
Beine ausgerissen haben.

Sie, lieber Dr. Kansy, sagen, die Bundesländer hätten
das Wohngeld gefordert. Ich kann Ihnen nur versichern:
Sie werden es auch jetzt fordern,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Haben
sie ja schon!)

allerdings mit dem Unterschied, daß wir diesmal zum
Erfolg kommen werden.

Bei dem, was Sie in der letzten Legislaturperiode
gemacht haben, muß man Dichtung und Wahrheit aus-
einanderhalten. Der damalige Bauminister hat außer ei-
nem schmalbrüstigen Vorschlag, einem sogenannten
Zwergenvorschlag, der ersichtlich eine Halbwertszeit
von wenigen Tagen hatte, eigentlich nichts vorgelegt. Es
hat sich weder um einen ausformulierten Gesetzentwurf
geschweige denn um eine im Kabinett gebilligte Vorlage
gehandelt.

Wir haben im Ausschuß deshalb immer ein bißchen
scherzhaft von einem „virtuellen Gesetzentwurf“ ge-
sprochen. Aber dieser „virtuelle Gesetzentwurf“ hat die
Druckerschwärze nicht erreicht. Insofern, denke ich,
sollten Sie da ein bißchen in sich gehen. So, wie Sie es
dargestellt haben, war es nicht.

Inhaltlich war der damalige Vorschlag schon deshalb
nicht diskutabel, weil er auf jegliche strukturelle Verän-
derung, die Sie heute verlangen, verzichtet hat und den
Problemen im Zusammenhang mit dem Wohngeldgesetz
überhaupt nicht gerecht geworden wäre.

Alles, was Sie in den heute vorliegenden Anträgen
fordern, geht meilenweit über den damaligen Vorschlag
hinaus, so beispielsweise eine Anpassung der Mietober-
grenzen und der Einkommensgrenzen des Wohngeldge-
setzes an die tatsächlichen Verhältnisse, wie die F.D.P.
sie fordert. Diese Anpassung wäre von dem Vorschlag,
den Sie immer zitieren, in keiner Weise gedeckt gewe-
sen.

Die Forderung der CDU/CSU, das Wohngeldrecht in
Ost und West zu vereinheitlichen, ohne das geltende
Leistungsniveau in den neuen Ländern zu mindern, ist

Angelika Mertens
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vor dem Hintergrund der damaligen Forderung ebenfalls
eine reine Farce.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Angelika Mertens (SPD): Bitte, Herr Dr. Meister.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU): Frau Kollegin
Mertens, der Kollege Spanier hat uns in seiner Rede
eben verkündet, daß wir noch in diesem Jahr über eine
Wohngeldnovelle diskutieren und eine solche auch ver-
abschieden können. Sie haben eben angekündigt, wir
könnten noch in diesem Jahr über eine Wohngeldnovelle
seitens der Bundesregierung diskutieren. Mich interes-
siert nun: Haben Sie tatsächlich die Absicht, hier ver-
bindlich kundzutun, daß die Bundesregierung vorhat, die
Novelle so zeitig vorzulegen, daß wir sie dieses Jahr
verabschieden können? Könnten Sie den Termin nen-
nen, zu dem diese Novelle in Kraft treten soll? Denn das
Spannende für die Mieter draußen im Lande ist ja weni-
ger, wann und wie lange wir hier diskutieren. Sie inter-
essiert vielmehr, zu welchem Zeitpunkt eine solche No-
velle in Kraft gesetzt wird. Können Sie uns und den Be-
troffenen draußen also einen konkreten Termin nennen,
zu dem ihnen endlich geholfen wird?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Angelika Mertens (SPD): Herr Dr. Meister, den
Unterton in Ihrer Frage, wann den Betroffenen endlich
geholfen werde, können Sie sich wirklich schenken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

In den vergangenen neun Jahren haben Sie nämlich eine
Menge Möglichkeiten gehabt, das Wohngeld auch im
Tabellenbereich zu dynamisieren.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Machen
Sie es doch endlich einmal anders!)

– Herr Goldmann, wir sind erst ein paar Monate im
Amt. Haben Sie etwas Geduld; ich werde in meiner Re-
de noch dazu kommen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn
das?)

Herr Dr. Meister, Ihre Oppositionsrolle ist sehr schön.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Die ist
intelligent!)

Sie haben das auch unheimlich schnell gelernt. Das steht
Ihnen auch zu. Aber es ist wirklich – das muß ich noch
einmal sagen – ein dreistes Stück, was Sie hier machen:
Sie haben es bis jetzt nicht fertiggebracht, eine Wohn-
geldnovelle auf den Weg zu bringen, erwarten aber von

uns, daß wir das innerhalb kurzer Zeit schaffen. So,
denke ich, geht es nicht.

(Beifall bei der SPD – Hans-Michael Gold-
mann [F.D.P.]: Was haben Sie vor der Wahl
versprochen? – Zurufe von der CDU/CSU:
Datum!)

(V o r s i t z: Vizepräsident Dr. Hermann Otto
Solms)

Ich will hier überhaupt nicht polemisieren, was die
Inhalte der Anträge angeht. Mir kommt auch unheimlich
vieles bekannt vor. Das müssen Sie uns schon zugeste-
hen. Sie haben letztlich ja auch gnadenlos bei uns abge-
schrieben.

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

– Das müssen Sie wirklich einmal kontrollieren. Wenn
Sie Oppositionsarbeit so verstehen, dann – –

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Jetzt wis-
sen Sie gar nicht mehr, was Sie sagen sollen! –
Gegenruf der Abg. Iris Gleicke [SPD]: Da
weiß man auch nichts zu sagen!)

Mir kommt jedenfalls vieles sehr bekannt vor.

Ich will in Ihre Richtung, Herr Goldmann, noch ein-
mal ganz deutlich sagen: Wenn Sie von der F.D.P. das
Ziel einer Wohngeldnovelle darin sehen, die Wohngeld-
ausgaben vom pauschalierten Wohngeld zum Tabellen-
wohngeld zu verschieben,

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Ja!)

dann werden Sie bei uns auf Granit beißen. Ein solcher
Vorschlag kann nur daraus resultieren, daß Sie über-
haupt nicht wissen, was in den Städten und Gemeinden
eigentlich los ist.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Das steht
weder im Antrag noch sonstwo!)

Sie haben mit Ihrer Wirtschaftspolitik dafür gesorgt,
daß die Zahl der Sozialhilfeempfänger stetig gestiegen
ist.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: In wel-
chem Kommunalparlament sind Sie denn? Das
stimmt doch überhaupt nicht!)

Ihre Forderung spricht übrigens auch Bände hinsichtlich
Ihrer Verantwortung und Verankerung in den Städten
und Gemeinden.

Jetzt möchte ich bitte zu Herrn Meister, wenn er mir
sein Ohr leihen würde, noch etwas zur zeitlichen Per-
spektive sagen.

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]:
Dann müßten Sie mal etwas sagen!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Frau
Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Goldmann?

Angelika Mertens (SPD): Ja.

Angelika Mertens
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr
Goldmann, bitte.

Hans-Michael Goldmann (F.D.P.): Liebe Frau
Kollegin, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß
ich zum Beispiel Mitglied im Kreistag Emsland bin, in
einer Region, die es ganz sicherlich nicht besonders
leicht hat, Arbeitsplätze zu schaffen, daß dort die Aus-
gaben im Bereich der Sozialhilfe in den letzten beiden
Jahren erheblich zurückgegangen sind, was – nebenbei
gesagt – auch für den Landkreis Osnabrück-Land, wo
Sie die Mehrheit haben, zutreffend ist?

Können Sie mir also bitte einmal erklären, was Sie
mit dem eben vorgebrachten Vorwurf meinten, den Sie
an die F.D.P. richteten, wir plädierten dafür, wieder ein
rechtes Lot zwischen pauschaliertem Wohngeld und Ta-
bellenwohngeld einzuführen?

Angelika Mertens (SPD): Das habe ich überhaupt
nicht kritisiert; da haben Sie mich falsch verstanden.

(Iris Gleicke [SPD]: Er hat nicht zugehört!)

Sie sollten genau hinhören. Es ist völlig klar, daß auch
wir meinen, das eine sei ausgerissen und das andere sei
nicht angehoben worden, aber wir kommen zu anderen
Beurteilungen. Wir kritisieren, daß auf Grund Ihrer
Politik die Zahl der Sozialhilfeempfänger gestiegen ist
und damit die Ausgaben für das pauschalierte Wohn-
geld.

Sie vermitteln den Eindruck, Sozialhilfeempfänger
wohnten in irgendwelchen Luxuswohnungen. Das ist
doch einfach nicht richtig.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt ganz eindeutig statistische Belege dafür, daß
Wohngeldempfänger – ob sie nun Wohngeld nach Ta-
belle oder pauschaliertes Wohngeld erhalten – eher in
kleineren Wohnungen wohnen, eher weniger Miete
zahlen. Sie sollten versuchen – ich denke auch, daß Sie
es können –, den Eindruck zu vermeiden, als wohnten
Sozialhilfeempfänger in irgendwelchen Luxuswohnun-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt möchte ich etwas zum zeitlichen Hintergrund
sagen, weil ich meine, wir müssen hier ehrlich mitein-
ander reden. Der Minister hat erklärt, daß er die Novelle
genauso für überfällig hält wie wir. Trotzdem plädiere
ich für etwas Geduld. Die Vorarbeiten für einen Gesetz-
entwurf werden einige Zeit in Anspruch nehmen. Meine
Erfahrungen aus der letzten Legislaturperiode – ich er-
innere nur einmal an das Und-/Oder-Desaster beim
Mietenüberleitungsgesetz – haben mich nicht nur gedul-
diger, sondern auch wachsamer gemacht.

Zum einen werden wir im Ausschuß also sorgfältig
beraten müssen. Zum anderen befinden wir uns zur Zeit
haushaltstechnisch und steuerpolitisch in einer Über-
gangssituation, die hier wohl kaum näher erläutert wer-
den muß und die für eine sachgerechte Diskussion über
das Wohngeld jedoch ausgesprochen schwierig ist. Auch
das wissen Sie natürlich. Deshalb reduziert sich die

Ernsthaftigkeit Ihrer Anträge enorm. Es geht Ihnen in
erster Linie eben nicht nur um eine gute Lösung des
Problems, sondern es geht Ihnen wohl eher um einen
Leistungsnachweis für Ihre Oppositionstätigkeit.

Sie sollten einmal in sich gehen und sollten darüber
nachdenken, was Sie in den letzten Jahren alles ver-
säumt haben. Sie haben es in den letzten 9 Jahren jeden-
falls nicht geschafft, das Wohngeld anzupassen. Sie er-
warten aber nun von uns eine Lösung innerhalb weniger
Wochen. Es ist zwar das Recht der Opposition, dies zu
fordern. Aber Ihre Forderungen sind ziemlich dreist.

Sie träumen davon, daß wir, wie Sie in den letzten
Jahren, es nicht schaffen, ein substantiell und strukturell
tragfähiges Wohngeldgesetz vorzulegen und zu verab-
schieden. Ich sage Ihnen: Sie werden sich täuschen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Hans-Michael Goldmann
[F.D.P.]: Hauptsache, Sie werden die Mieter
nicht täuschen!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächste Rednerin hat die Kollegin Hannelore Rönsch
von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! So
ist das nun, wenn man zur Sache nichts zu sagen hat.
Man rettet sich in persönliche Angriffe, die bis ins Pein-
liche gehen. Ich darf Ihnen, Frau Kollegin Mertens, ver-
sichern: Unser Kollege Dr. Kansy genießt den Respekt
der Fachleute, und darauf sind wir stolz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Angelika Mertens [SPD]: Meinen auch!)

Sie haben von dem Niedergang der politischen Kultur
gesprochen, weil wir von Ihnen schon nach 100 Tagen
fordern, eine konkrete Wohngeldnovelle vorzulegen.
Ich kann mich noch gut an das erinnern, was heute
schon vielfach zitiert worden ist. Unser Kollege Groß-
mann, der jetzt in einer anderen Funktion während der
Debatte sehr einsam auf der Regierungsbank saß,

(Zuruf von der SPD: Sitzt!)

hat im vergangenen Jahr in einem ersten Schritt eine
Wohngelderhöhung von 1 Milliarde DM und mit einem
weiteren Schritt insgesamt eine Wohngelderhöhung von
1,5 Milliarden DM gefordert.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Aha!)

Wenn Sie heute nicht in der Lage sind, nach der
Übernahme der Regierung die Zahlen zu berücksichti-
gen, die Sie damals eingefordert haben, dann muß ich
Sie fragen: Wie unvorbereitet sind Sie eigentlich in
diese Regierungsübernahme gestolpert? Haben Sie im
vergangenen Jahr immer Dinge eingefordert, ohne
überhaupt einmal 1 DM gegengerechnet zu haben? Das
kann doch wohl nicht sein! Ich habe angenommen, daß
das, was Sie im vergangenen Jahr wollten und den
Mietern versprochen haben, seriös gegengerechnet
war.
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Die von Herrn Oswald angekündigte Erhöhung von
250 Millionen DM war Ihnen zu wenig. Mit dieser Mei-
nung standen Sie nicht alleine da. Auch die sozialdemo-
kratischen Länderminister drückten sich, ihre Kofinan-
zierung in Höhe von 50 Prozent aufzubringen. Deshalb
war man eigentlich ganz dankbar, als die sozialdemo-
kratische Fraktion im Bundestag sagte: Diese Erhöhung
ist uns zu gering; wir wollen sie nicht.

Ich erwarte schon, daß vor einer Landtagswahl – ich
komme aus Hessen – anders gehandelt wird.

(Angelika Mertens [SPD]: Ach, deshalb reden
Sie! – Gegenruf des Abg. Hans-Michael
Goldmann [F.D.P.]: Nach Ihrer Rede würde
ich mich zurückhalten, Frau Kollegin!)

– Ich rede nicht deshalb, weil ich aus Hessen komme,
Frau Kollegin. Ich habe im Bereich des Wohnungsbaus
seit 16 Jahren ab und zu etwas sagen und tun können.
Ich fordere Sie auf, daß Sie vor der Landtagswahl nicht
so schändlich handeln wie vor der Bundestagswahl,
nämlich überall in den Wahlkreisen Wohngelderhöhun-
gen anzukündigen und dann nicht in der Lage zu sein,
einen Termin für die Verabschiedung dieser Novelle zu
nennen, Frau Kollegin.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Widerspruch bei der SPD)

Ich betrachte dieses Verhalten als einen Betrug am
Wähler. Ich erwarte von Ihnen, daß Sie noch vor der
Hessen-Wahl konkrete Zahlen vorlegen.

Der Wohnungsbauminister traut sich bei einer De-
batte über das Wohngeld schon gar nicht mehr ins Ple-
num. Der Herr Staatssekretär wird mit seinen Äußerun-
gen aus dem letzten Jahr jetzt gänzlich alleine gelassen.
Der Wohnungsbauminister hat in der „Mieter Zeitung“
6/1998 noch sehr großspurig angekündigt: Die Wohn-
geldreform packen wir jetzt an bei den Gesprächen zum
Haushaltsplan 1999.“ Der Minister ist jetzt total abge-
taucht und gibt seinen Wohnungshaushalt preis für die
Abrißbirne des Finanzministers.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Jawohl!)
Ich betrachte das als ausgesprochen empörend.

Ich möchte Sie auffordern, daß Sie all das, was Sie den
Mieterinnen und Mietern bzw. den Wählern vor der Bun-
destagswahl versprochen haben, jetzt endlich umsetzen.
Verstecken Sie sich nicht andauernd hinter der Schonfrist
von 100 Tagen! Ihre gesamten Aussagen im Wahlkampf
hinsichtlich der Wohnungspolitik waren wenig konkret,
und es gab vor der Bundestagswahl überhaupt keine Dis-
kussionsmöglichkeiten. Aber in dem einen oder anderen
Punkt waren Sie schon konkret. Ich kann mich sehr gut an
eine Veranstaltung in Wiesbaden erinnern. Da wurde ge-
fordert, das Wohngeld müsse erhöht werden.

(Angelika Mertens [SPD]: Es wird ja auch er-
höht!)

Wo bleibt denn die Erhöhung?
Deswegen sollten Sie jetzt zumindest ein paar Zahlen

bzw. ein paar Daten nennen.
(Iris Gleicke [SPD]: Das werden wir Ihnen zu

gegebener Zeit zukommen lassen!)

Der Wohnungsbauminister hat ja noch eine Chance.
Wir haben heute morgen von Herrn Diller Interessantes
gehört. Dessen Rat hätte man übrigens folgen sollen.
Man hätte den Waigelschen Haushalt übernehmen sol-
len. Dann wären die Mieterinnen und Mieter in bezug
auf das Wohngeld wesentlich besser gestellt als bei dem,
was Sie jetzt vorlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)
Heute morgen sagte uns Herr Diller, der Haushalt sei
noch nicht gedruckt. Also hat der Wohnungsbauminister
die Chance, mit dem Finanzminister, falls der sich nicht
wieder auf der Flucht befindet, doch noch einmal ernst-
haft über den Haushalt zu sprechen, weitere Mittel ein-
zufordern und darauf hinzuwirken, daß nicht in allen Be-
reichen gekürzt wird.

Der soziale Wohnungsbau – die Grünen möchten ihn
am liebsten total abschaffen – wird um 100 Millionen
DM gekürzt. Es fällt Ihnen jetzt nichts anderes mehr ein,
als die Eigenheimzulage einzuschränken, die Ihnen aus
ideologischer Sicht noch nie gepaßt hat, weil Eigentum
ja befreit. Daß sich junge Familien ein Häuschen bauen
und dann vom Staat ein Stück Unterstützung bekom-
men, damit sie im Bereich des sozialen Wohnungsbaus
eine Wohnung frei machen, hat Ihnen in der Vergangen-
heit offensichtlich nicht gepaßt.

(Iris Gleicke [SPD]: So viel Verdrängung fin-
de ich Klasse! – Weiterer Zuruf von der SPD:
Das kriegen sie doch weiterhin!)

Wir werden aufpassen, daß Sie diese Eigenheimzulage
nicht einschränken. Wir versichern Ihnen schon heute,
daß wir die Bauwirtschaft auf unserer Seite haben. Denn
die Eigenheimzulage ist immer noch ein Motor für die
Konjunktur.

Sie muten dem Mieterhaushalt mit Ihrer Energiesteu-
er, die Sie jetzt vorgelegt haben, weitere Belastungen zu.
Auch da werden wir aufpassen. Wenn man sich einmal
die Haushalte betrachtet, die Wohngeld in Anspruch
nehmen, so stellt man fest, daß dies zu einem Drittel
Rentner, zu einem Drittel Arbeitslose und nur noch zu
einem Drittel Menschen sind, die auf Grund ihrer Arbeit
die Miete bezahlen können.

Hier sind wir aufgefordert, etwas Seriöses vorzulegen.
Wir haben das mit unserem Haushaltsentwurf für 1999
getan. Ich möchte Sie ganz einfach bitten, daß Sie sich so
schnell wie möglich an Ihre Hausaufgaben setzen, damit
Sie uns in der Politik – da schließe ich uns ausdrücklich
mit ein – nicht total unglaubwürdig machen.

(Widerspruch bei der SPD)
Denn wer den Bürgern im Hinblick auf eine Wohngeld-
erhöhung derartige massive Zusagen gemacht hat, der
muß dann auch konkret werden und darf sich nicht ein
weiteres Jahr vor einer Entscheidung drücken.

Es wurde vorhin gefragt: Wo ist denn Frau Fuchs?
Die Präsidentin hatte vorhin Frau Fuchs dahin gehend
entschuldigt, daß sie durch die Terminverschiebungen
von heute morgen an der Sitzung hier nicht mehr teil-
nehmen könne.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ich bin ja
auch im Ältestenrat! Ich konnte teilnehmen!)

Hannelore Rönsch (Wiesbaden)
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– Die Entschuldigung bezüglich des Ältestenrates hatte
sie mir gegenüber nicht genannt. – Aber das entschuldigt
nicht die Tatsache, daß die Präsidentin des Deutschen
Mieterbundes ihre Klientel nicht mehr vertritt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich empfinde es als einen Skandal, daß man von dieser
Präsidentin überhaupt nichts mehr hört,

(Iris Gleicke [SPD]: Da müssen Sie einmal die
Zeitung lesen, Frau Rönsch! – Weiterer Zuruf
von der SPD: Zum Thema!)

daß sie sich hier aus Gefolgstreue in dieses Parlament
setzt, ein Amt annimmt, das ihr von der Partei übertra-
gen worden ist, und daß sie an keiner Stelle das Wort
ergreift, um die Mieterinnen und Mieter zu schützen und
ihnen endlich eine Wohngeldnovelle zu bescheren.

Ich fordere Frau Fuchs auf, daß sie sich so schnell
wie möglich dieses Amtes bedient. Ich möchte Sie bit-
ten, daß Sie das an Frau Fuchs, wenn sie denn heute
schon nicht hier ist, weitergeben und ihr sagen, daß sie
die Interessen derer vertreten sollte, die sie dorthin be-
stimmt und gewählt haben.

(Iris Gleicke [SPD]: Das macht Frau Fuchs
sehr gut!)

– Wenn Frau Fuchs das sehr gut machen würde, dann,
so muß ich sagen, hätte sie heute hier das Wort ergreifen
müssen. Auf alle Fälle müßte sie den Wohnungsbaumi-
nister treiben, daß er sich im Kabinett endlich durchsetzt
und sich nicht permanent vom Finanzminister abkassie-
ren läßt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich wünschte mir, Sie alle würden sich ein Stück weit
an das zurückerinnern, was Sie vor der Wahl gesagt ha-
ben. Ich glaube, dann könnten wir gemeinsam für die
Mieterinnen und Mieter noch etwas bewegen. Wenn Sie
bedenken, daß die 2,9 Millionen Haushalte, die jährlich
Wohngeld beziehen, durch Ihre Energiesteuer in der
Zukunft mit weiteren 600 Millionen DM belastet wer-
den, dann sehen Sie, daß das zwingend erforderlich ist.
Ich empfehle Ihnen die Lektüre unseres Antrags zum
Wohngeld.

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das haben wir sogar ge-
macht! Wir haben den gelesen!)

– Frau Eichstädt-Bohlig, bei Ihnen hätte ich mir beinahe
vorstellen können, daß Sie ihn gelesen haben. Für mich
war es schon faszinierend, Sie heute das erste Mal in der
Koalition reden zu hören, seit sie die Regierungsverant-
wortung trägt. Da klingt doch manches ganz anders, als
es früher der Fall war. Es gab so furchtbar viel Werben
um Gemeinsamkeit und um Verständnis. Das habe ich in
den vergangenen vier Jahren bei Ihnen immer ein biß-
chen vermißt.

(Franziska Eichstädt-Bohlig [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Was?)

Ich meine, daß der von uns vorgelegte Antrag eine
gute Grundlage für eine solide Regierungspolitik ist.

Schauen Sie sich davon einmal ein bißchen ab! Nehmen
Sie sich den Herrn Staatssekretär aus dem Finanzmi-
nisterium zum Vorbild! Schauen Sie noch einmal in den
alten Waigelschen Haushalt! Dann könnten wir für
Mieterinnen und Mieter einen großen Schritt tun, und es
würde nicht eine so erbärmliche Veranstaltung, wie wir
sie heute durch Sie erlebt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt hat das
Wort der Parlamentarische Staatssekretär Achim Groß-
mann.

Achim Großmann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Noch vor der
Sommerpause wird dem Parlament ein Gesetzentwurf
für eine Strukturnovelle zum Wohngeld vorliegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuru-
fe von der CDU/CSU und der F.D.P.: Oh!)

Es wird einer der ersten Gesetzentwürfe sein, die wir
noch in Bonn einbringen und in Berlin verabschieden
werden. Wir werden damit neun Jahre Stillstand beim
Wohngeld beenden. Wir werden die Zeit der Ankündi-
gungen und Finten beenden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Bauminister der alten Regierung haben viel verspro-
chen und nichts gehalten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich will die Gelegenheit nutzen, noch ein bißchen
mehr in die Historie zu gehen; denn das, was hier betrie-
ben worden ist, war teilweise nichts anderes als Ge-
schichtsklitterung.

Die alten Bauminister haben zugesehen, wie das
Wohngeld nach und nach seine soziale Wirkung verlo-
ren hat. Die drei letzten untauglichen Versuche sind uns
allen in schlechter Erinnerung geblieben. Den Kabi-
nettsauftrag vom 10. Juli 1996 – Strukturnovelle zum
1. Juli 1997 – hat der damalige Finanzminister – er hat
den Kabinettsauftrag bekommen – schlicht nicht erfüllt.
Davon zeugt eine Reihe von schriftlichen Unterlagen,
die man, wenn man in ein Ministerium kommt, natürlich
auch findet und nachliest, zum Beispiel das Erinne-
rungsschreiben der Staatssekretäre oder des Baumi-
nisters an den Finanzminister, warum er die Gespräche
mit den Länderfinanzministern noch nicht aufgenommen
hat.

(Zuruf von der SPD: Guck mal an!)

Fazit: Nach einem Jahr konnte man feststellen, daß
der Finanzminister diesen Kabinettsauftrag nicht erfüllt
hat. Deshalb hat der Bauminister – das war damals Mi-
nister Töpfer – den nächsten Anlauf gemacht. Der war
dann am 11. Juli 1997 im Kabinett. Bauminister Töp-

Hannelore Rönsch (Wiesbaden)
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fer erhielt damals den Auftrag, unverzüglich mit den
Ländern zu prüfen, ob eine Wohngeldnovelle verwirk-
licht werden könne. Ende November 1997, nach vier
Monaten, hatte er gerade einmal mit vier Bauministern
geredet. Bei dem Tempo hätte er also 16 Monate ge-
braucht, um mit 16 Länderbauministern zu sprechen.

(Zuruf von der F.D.P.: Beängstigende Logik!)

Was dann kam, wissen wir: Der Bauminister hat ziem-
lich entnervt das Handtuch geworfen.

Herr Oswald als dritter Minister hat es dann auch
noch einmal versucht. Er hat erst gar keinen Kabi-
nettsauftrag erhalten. Er wollte auch nicht mit den
Bauministern sprechen, sondern mit den Finanzmi-
nistern. Wir haben also alle drei Varianten: Der Finanz-
minister sollte mit den Finanzministern sprechen. Der
Bauminister sollte mit den Bauministern sprechen. Jetzt
sollte der Bauminister mit den Finanzministern spre-
chen. Alle drei Varianten haben nicht gefruchtet. Dabei
ist nichts herausgekommen.

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das ist nicht
wahr!)

In dem Brief vom 2. April 1998, in dem Herr Oswald
die Finanzministerinnen und die Finanzminister eingela-
den hat, steht:

Sehr geehrte Frau Kollegin! Sehr geehrter Kollege!
Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
F.D.P. haben Herrn Bundesminister Bohl und mich
beauftragt, mit den Ländern über eine Wohngeld-
strukturnovelle ... zu verhandeln.

Also war das ohne Kabinettsauftrag. Es gab auch kei-
nen Entwurf; das ist ja hier schon deutlich gemacht wor-
den. Es gab Eckwerte. Deshalb glaube ich, daß Sie, mei-
ne Damen und Herren von der Opposition, überhaupt
keinen Grund haben, sich hier mit erhobenem Zeigefin-
ger hinzustellen und von uns in drei Monaten etwas zu
verlangen, was Sie in den letzten Jahren nicht geschafft
haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihre Bilanz: drei gescheiterte Anläufe in drei Jahren.
Das ist schon etwas für das Guinness-Buch der Rekorde.
Dann ist es schon ein bißchen dreist – obwohl man das
ja politisch verstehen kann –, jetzt diese Hektik auf-
kommen zu lassen.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Sie ma-
chen doch genau das, was wir fordern!)

Lassen Sie uns also lieber über Inhalte sprechen!

Der Antrag der CDU/CSU zeigt, daß Sie sich von
dem Schmalspurkonzept der letzten Jahre verabschieden
wollen. Ich sage: Gut so! Sie haben von uns gelernt. Ihre
letzten Eckwerte sahen zum Beispiel keine Verbesse-
rung der Wohngeldtabellen vor, auch keine Verbesse-
rung bezüglich der Einkommensgrenzen, sondern nur
eine Anhebung der Freibeträge. Sie kennen Ihre eigenen
Eckwerte nicht. Sie sahen auch keine Angleichung der
Wohngeldleistungen in Ost und West vor. Das sieht jetzt
anders aus. Ihr neuer Antrag ist damit aber auch ein

deutliches Eingeständnis dafür, daß Ihre damaligen Vor-
schläge, die Sie ja heute noch einmal angepriesen haben,
völlig unzureichend waren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

Sie hätten ja sonst die Möglichkeit gehabt, das Eckwer-
tepapier noch einmal hervorzuziehen und zu sagen: Das
wäre es ja. – Nur, das, was Sie in dem heutigen Antrag
vorlegen, unterscheidet sich ja diametral von dem, was
Herr Oswald wollte. Das war einer der Gründe, warum
wir damals gesagt haben: Wir machen das nicht mit. –
wir hätten nämlich eine völlig unzureichende Wohn-
geldanpassung gehabt,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Jetzt
haben Sie nix!)

und wir hätten uns für die nächste Reform erst einmal
sehr viel Zeit nehmen müssen. Deshalb ist es richtig, zu-
erst einen guten Schritt zu versuchen und nicht eine
Wohngeldnovelle vorzulegen, die noch nicht einmal die
Angleichung des Wohngeldes in Ost und West bringen
würde.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Reden Sie
erst einmal mit dem Finanzminister von Nie-
dersachsen, Herrn Aller! Der wird Ihnen was
sagen!)

Eine wirkliche Strukturreform muß den Versuch
machen, einige wesentliche Probleme der heutigen Re-
gelung zu lösen und insgesamt zu einer Vereinfachung
und damit zu weniger Bürokratie zu kommen. Wir sind
daher dabei, zu prüfen – das wird auch in die Novelle
einfließen –, wie man die Angleichung des Wohngeldes
in West und Ost hinbekommt, wie man erstmals Mieten-
stufen in den neuen Ländern einführen kann; bis jetzt
gibt es ja überall nur die Mietenstufe 1. Wir prüfen ver-
schiedene Varianten der Anhebung von Miethöchstbe-
trägen – und zwar nicht linear, da wir eine Reduzierung
der Baualtersklassen wollen. Es verhält sich zur Zeit so,
daß für Wohnungen in zwei unterschiedlichen Wohn-
häusern, die verschiedenen Baualtersjahrgängen angehö-
ren, aber über den gleichen Standard verfügen, die Mie-
ten, Pi mal Daumen gerechnet, fast bis auf den Pfennig
genau gleich sind, und daß trotzdem ein unterschiedlich
hohes Wohngeld gezahlt wird. Das kann so nicht blei-
ben.

Wir prüfen die Anhebung der Werte in den Wohn-
geldtabellen mit dem Ziel einer Besserstellung für Fa-
milien; das wäre eine familienfreundliche Maßnahme.
Ferner müssen wir natürlich ein Konzept dafür finden,
wie wir das Ungleichgewicht zwischen Pauschal- und
Tabellenwohngeld beseitigen können.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: „Un-
gleichgewicht“! Genau das, was ich gesagt
habe!)

Darüber hat es heute schon einige Diskussionsbeiträge
gegeben. Wir wissen ja nicht genau, was die F.D.P. will;
es ist auch nicht ganz klargeworden. Es ist vielleicht
doch wieder der Versuch, das pauschalierte Wohngeld
tiefer unten zu kappen und den entsprechenden Betrag

Parl. Staatssekretär Achim Großmann
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herüberzuschieben, oder es ist eben eine Möglichkeit,
wie man den stetigen Aufwuchs vermeidet und trotzdem
zu einer Lösung kommt, die die Städte und Gemeinden
– zumindest nicht in der ersten Phase der Reform – nicht
belastet. Das wird sicherlich auch im Parlament disku-
tiert werden müssen.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Richtig!
Legen Sie einmal was vor!)

Natürlich brauchen wir eine Vereinfachung; auch in
bezug darauf gibt es ja wohl weitgehende Übereinstim-
mung hier im Hause. Wir brauchen ferner eine Harmo-
nisierung der Einkommensbegriffe; ich glaube nicht, daß
wir es schaffen können, sie völlig zu harmonisieren. Da-
für sind die Freibeträge im sozialen Wohnungsbau zu
hoch. Unsere Richtung muß sein: Wir brauchen eine ein-
fachere Wohngeldformel. So, wie sie jetzt ist, kann sie
kein Mensch begreifen. Das kann man sicherlich einmal
anpassen. Was außerdem sehr wichtig ist: Wir brauchen
im Hinblick auf das Jahr 2002 mit seiner Einführung des
Euro Euro-Tabellen, damit wir nicht im anderen Falle
mit Stellen hinter dem Komma arbeiten müssen. Wir
haben also sehr viel Arbeit, die sich auch auf eine Ver-
einfachung bezieht.

Das Wohngeld ist – das wissen wir – eines der treff-
sichersten Instrumente. Es kann auch wesentlich zum
Ausgleich von Belastungen, die sich aus anderen poli-
tisch gewollten und notwendigen Entscheidungen erge-
ben haben, beitragen. Das ist schon angesprochen wor-
den. Natürlich bietet das Wohngeld die Möglichkeit, in
einzelnen Bereichen, bei denen die Entlastung im Rah-
men der Ökosteuerreform nicht so hoch ausfällt, zu hel-
fen. Natürlich müssen wir damit rechnen, daß auch mo-
derate Mietsteigerungen zu erwarten sind, wenn es in
unserer Steuerreform zu Änderungen bei Abschreibun-
gen kommt.

Eines möchte ich allerdings klarstellen – es ist heute
morgen schon in der Haushaltsdebatte angedeutet wor-
den –: Das Wohngeld ist keine rein konsumtive Ausgabe
– das wird immer verkannt –, sondern es hat auch inve-
stive Wirkungen. Oftmals wird flott davon gesprochen,
es sei nur eine Konsumleistung. Deswegen möchte ich
Ihnen zu bedenken geben, was in der Drucksache 13/381
des Deutschen Bundestages in Zusammenhang mit ei-
nem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Exi-
stenzminimum steht:

Da auf dem Wohnungsmarkt gegenwärtig ein er-
hebliches Preisgefälle für existenznotwendige
Aufwendungen besteht, ist es dem Gesetzgeber
nach der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung
in diesem Sonderfall nicht verwehrt, sich bei der
Bemessung des steuerfrei zu stellenden Betrages
hinsichtlich der Wohnkosten an einem unteren
Wert zu orientieren, wenn er zugleich zur ergän-
zenden Deckung des Bedarfs nach dem Einzelfall
bemessene Sozialleistungen, wie etwa ein Wohn-
geld, zur Verfügung stellt ...

Wir diskutieren hier also auch in einem bestimmten
Rahmen, und es geht nicht um Wohltaten. Dieses Wort
weise ich ebenso zurück, wie es der Kollege Spanier
getan hat.

Wir müssen natürlich auch über die finanziellen
Rahmenbedingungen sprechen. Da hilft es überhaupt
nichts, daß Frau Rönsch hier wegen eines jungen Ehe-
paars Tränen vergießt, das dann nicht mehr bauen
könnte. Vielleicht nennen Sie mir einmal ein paar junge
Ehepaare, die ein zu versteuerndes Einkommen von ei-
ner Viertelmillion DM haben. Im Moment fördern wir
bei der Eigenheimzulage solche Ehepaare. Angesichts
dessen sollten Sie einmal mit Rentnerinnen und Rent-
nern sprechen. Mir hat zum Beispiel ein Rentner in ei-
nem Brief geschrieben, er bekomme eine Rente von mo-
natlich 1 370 DM, davon würden pauschal 170 DM ab-
gezogen. Übrig blieben 1 200 DM, die Miete betrage
monatlich 480 DM; seine Mietbelastung mache also 40
Prozent seiner Rente aus. Dieser Rentner erhält einen
Mietzuschuß von monatlich 18 DM, obwohl er mit sei-
nem Einkommen um 40 Prozent unter den Einkom-
mensgrenzen des sozialen Wohnungsbaus liegt.

Angesichts dessen wünsche ich Ihnen viel Spaß bei
der Diskussion, warum Sie Vielverdiener in diesem
Lande noch subventionieren wollen, bei der Wohngeld-
leistung für Rentner aber einen Schlußstrich ziehen
wollen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Spätestens bei dieser Frage – das ist die wirklich span-
nende Frage, die heute offengeblieben ist – müssen Sie
Farbe bekennen. Wir werden Sie nicht aus der Ver-
pflichtung entlassen, aufzuzeigen, wie Sie die Gegenfi-
nanzierung zu dem Antrag, den Sie heute vorgelegt ha-
ben, sicherstellen wollen.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Welches
Volumen ist es denn bei Ihnen?)

Wir werden eine Wohngeldnovelle vorlegen. Ich
verhalte mich nicht wie Staatssekretäre oder auch
Bauminister, die vorlaut über etwas reden, bevor alles in
trockenen Tüchern ist.

(Hans-Michael Goldmann [F.D.P.]: Also gilt
das, was Sie vor der Wahl gesagt haben, jetzt
nicht mehr?)

Wir arbeiten solide und seriös einen Entwurf aus. Ich
kann nur sagen: Warten Sie einmal geduldig ab! Dann
wird das, was Sie heute aufgeführt haben, lautlos in sich
zusammenfallen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Es liegt
noch der Wunsch nach einer Kurzintervention von der
Kollegin Iris Gleicke, SPD-Fraktion, vor.

Iris Gleicke (SPD): Sehr geehrte Frau Kollegin
Rönsch, ich beziehe mich auf Ihren Debattenbeitrag, in
dem Sie sehr unsachlich unsere Frau Kollegin Fuchs an-
gegriffen haben. Sie hatte sich wegen der zeitlichen Ver-
schiebungen in der heutigen Sitzung direkt an Sie ge-

Parl. Staatssekretär Achim Großmann
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wandt und sich bei Ihnen wegen mehrerer Termine am
heutigen Nachmittag entschuldigt. Sie haben ihr vorge-
worfen, als Präsidentin des Deutschen Mieterbundes set-
ze sie sich nicht genug für die Interessen der Mieterin-
nen und Mieter ein. Sie sprachen auch davon, daß man
sie selten in der Öffentlichkeit erlebe und daß sie selten
in Zeitungen auftauche.

Ich habe Ihnen schon in einem Zwischenruf eine Ent-
gegnung zugerufen. Gerade heute gab es wieder Tik-
kermeldungen über den Deutschen Mieterbund. Auch
gab es in den letzten Wochen immer wieder Veröffentli-
chungen, in denen es stets darum gegangen ist, daß der
Deutsche Mieterbund ganz klar die Bundesregierung
und den Bundestag auffordert, etwas für die Mieterinnen
und Mieter zu tun.

In Stil und Art ist das, was Sie gemacht haben, Frau
Rönsch, nicht sehr schön. Vielmehr ist es haarscharf am
Rande eine Diffamierung. Daher haben Sie guten Grund,
sich bei Frau Fuchs zu entschuldigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Frau
Kollegin Rönsch, ich erteile Ihnen zur Erwiderung das
Wort.

Hannelore Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): So
ist es nun einmal, wenn man bei Gesprächen nicht an-
wesend war: Ich habe mich mit Frau – Kollegin – Fuchs
darüber unterhalten, daß sie heute mittag den Termin im
Plenum wegen der zeitlichen Verschiebungen heute
morgen nicht wahrnehmen kann. Ich habe dies zu ak-
zeptieren. Gleichzeitig habe ich ihr aber auch gesagt,
daß ich sie in ihrer Funktion mit Sicherheit nicht ver-
schonen werde, nämlich in der Funktion der Präsidentin
des Deutschen Mieterbundes.

Es trifft durchaus zu: Der Deutsche Mieterbund – der
Verband, dessen Präsidentin Frau Fuchs ist – hat sich
eindeutig gegen diese Bundesregierung gestellt und
Wohngeldanhebungen von 1,5 bis 2 Milliarden DM ge-
fordert.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Rich-
tig! So war es!)

Die Ursache dafür ist, daß die durch Frau – Kollegin –
Fuchs mitbeschlossenen Energiesteuererhöhungen den
Mieter überproportional belasten. Sie werden mir schon
gestatten müssen, daß ich in der Diskussion mit der
Kollegin Fuchs die Präsidentin des Deutschen Mieter-
bundes an gar keiner Stelle schonen werde, wenn sie
hier die Interessen der Mieter verrät.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Peter Dreßen [SPD]: Nur Polemik!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Wir sind
am Ende dieses Tagesordnungspunktes.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen
auf den Drucksachen 14/169 und 14/292 an die in der
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann
sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der PDS

Sich häufende Unfälle bei der Deutschen Bahn
AG vor dem Hintergrund unterschiedlicher
Zwischenergebnisse der Untersuchungen des
Eschede-ICE-Unglücks

Als erster Redner spricht für die PDS-Fraktion zur
Begründung Dr. Winfried Wolf.

Dr. Winfried Wolf (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Es gibt zwei Aspekte, die einen aktuellen Anlaß
für diese Debatte darstellen: zum ersten der neue Zeit-
plan für einen Untersuchungsbericht zu dem Unglück in
Eschede. Direkt nach dem Unglück wurden dieser Be-
richt und eine Verkehrsausschußdebatte für 1998 ver-
sprochen. Im Dezember sagte der neue Minister Münte-
fering, Berichte würden erst im ersten Halbjahr 1999
fertiggestellt. Seit Mitte Januar wissen wir: Frühestens
Ende 1999 liegen die Berichte vor; Konsequenzen aus
dem Eschede-Unglück können also erst ab dem Jahr
2000 ff. gezogen werden – eineinhalb Jahre nach der
Katastrophe. Das ist meiner Ansicht nach untragbar,
weil die Gefahrenpotentiale damit erhöht werden könn-
ten.

(Beifall bei der PDS)

Der zweite neue Tatbestand: Es gab in der vergange-
nen Woche zwei neue Zugunfälle, die jeweils einen Be-
zug zu Eschede aufweisen: In Hannover entgleiste ein
ICE beim Tempo von 40 Kilometer pro Stunde; Ursache
dafür war eine durchgebrochene Weiche. In Minden
entgleiste ein Regionalexpress; Ursache war ein klaffen-
der Riß in einem Rad. Der Mindener Unfall wurde von
der Bahn als derart schwerwiegend eingeschätzt, daß
600 Reisezugwaggons zurückgerufen werden mußten.
Das hat in dieser Woche in den neuen Bundesländern zu
extremen Belastungen im Nahverkehr geführt. Zusätz-
lich wurde bekannt: Vor dem Unglück in Minden hat die
Bahn regelmäßig die Ultraschallprüfungen der entspre-
chenden Radsätze ausgesetzt – exakt wie im Vorfeld des
Eschede-Unglücks.Werte Kolleginnen, werte Kollegen,
nach unserer Auffassung liegen heute bereits ausrei-
chende Erkenntnisse für eine beschleunigte Aufarbei-
tung des bisher schwersten Bahnunglücks vor. Wenn
sich das Eisenbahn-Bundesamt und die Staatsanwalt-
schaft hier auf einer problematischen Zeitschiene bewe-
gen, dann muß das Parlament aktiv werden, zum Bei-
spiel durch einen parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuß.

Es liegen neue Erkenntnisse vor. Das Eisenbahn-
Bundesamt hat am 14. Dezember 1998 den Teilbericht
zum gebrochenen Radreifen beim Eschede-Unglück
vorgelegt.  Andere  Berichte  wurden  auszugsweise  be-

Iris Gleicke
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kannt, so derjenige des Fraunhofer Instituts Darmstadt
zur Weiche in Eschede.

Bereits auf dieser Grundlage lassen sich drei Er-
kenntnisse aus Eschede festhalten: Erstens. Das Bahn-
management hat Anfang der 90er Jahre die Radsätze
beim ICE-1 von sogenannten Monobloc-Rädern auf
Radreifen mit Gummieinlagen auswechseln lassen.
Nach dem Eschede-Unfall wurden von der Bahn alle
ICE-1 wieder auf Monobloc-Räder „zurückgerüstet“.
Implizit wird damit eingestanden: Die weltweit einmali-
ge Verwendung solcher „gummigefederter Räder“ im
Hochgeschwindigkeitsverkehr war zumindest ausge-
sprochen problematisch. Zu einem der 1994 neu in Ein-
satz gelangten gummigefederten Radsätze, dem Typ BA
065, heißt es im neuen EBA-Bericht:

Eine nachvollziehbare Zulassung mit entsprechenden
Prüfberichten (dieses Radtyps …) liegt nicht vor.

Im Klartext: Es gab einen problematischen Wechsel der
Radsätze. Und ein zum Einsatz gelangter bestimmter
Radtyp durchlief nicht einmal die erforderlichen Prü-
fungen.

Zweitens. Es kam im Vorfeld von Eschede und im
Vorfeld des Mindener Unglücks zu einem Abbau von
Sicherheitsstandards. Beim ICE-1 waren regelmäßige
Untersuchungen der Radsätze mit Ultraschall als erfor-
derlich erachtet worden. Dafür wurde die Anlage mit
dem Kürzel „ULM“ konstruiert. – Das „U“ steht für Ul-
traschall. – Der neue EBA-Bericht hält zu diesem Kom-
plex fest:

… zumindest in der Zeit vor dem Unfall wurden …
die in dieser Anlage vorgesehenen Ultraschallprü-
fungen überhaupt nicht durchgeführt.

Ein weiteres Zitat:

Dies war dem Eisenbahnbundesamt nicht bekannt.

Darüber hinaus heißt es in diesem Bericht:

Nur einen Tag vor dem Eschede-Unglück wurde
am fraglichen Rad, das dann brach, eine „Rundlauf-
abweichung von 1,1 mm gemessen“.

Weiter im Text:

Das Betriebsgrenzmaß, welches im Betrieb nicht
überschritten werden darf, ist generell auf 0,6 mm
festgelegt.

Im Klartext heißt das: Die entscheidende Prüfanlage war
nicht nur schlicht abgeschaltet, es wurde am Tag vor
dem Crash auch eine Rundlaufabweichung gemessen,
die fast doppelt so groß war wie maximal zulässig. Und
dennoch wurde der ICE auf die Reise geschickt – auf die
Reise in den 101fachen Tod.

Drittens. In Eschede und letzte Woche in Hannover
entgleiste ein Zug auf einer konventionellen Weiche. Im
Hochgeschwindigkeitsnetz gibt es ausschließlich die
Schnellfahrweichen mit höheren Sicherheitsstandards.
Zumindest bei dem konkreten Unfallablauf, wie ihn das
Eisenbahn-Bundesamt beschreibt, hätte in Eschede mit
einer Schnellfahrweiche dieses Unglück nicht passieren
können.

Bekanntgewordene Teile aus dem neuen Bericht des
Fraunhofer Institutes lenken den Blick noch stärker auf
diese Weichenkonstruktion. Dazu wird Staatsanwalt
Wigger von der ermittelnden Behörde zitiert, wonach

dieses Weichensystem auf allen Bahnstrecken

mit ICE-Verkehr

in Frage gestellt werden muß.

Unbestreitbar bei Punkt 3 ist: Schnellfahrweichen sind
sicherer als konventionelle Weichen. Schnellfahrwei-
chen setzt die Bahn auch im konventionellen Netz ein,
dort bei besonders beanspruchten Stellen.

Ich komme zum Schluß. Es stellen sich damit folgen-
de Fragen: Weshalb werden diese Weichen nicht über-
all, wo ICE verkehren, eingebaut? Weshalb wurde in
Eschede die zerstörte Weiche erneut durch eine konven-
tionelle Weiche ersetzt? – Diese Aspekte und andere
Fragen wären zu diskutieren. Die Aktuelle Stunde kann
hierfür nur ein Auftakt sein.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächster Redner hat das Wort der Kollege Peter
Danckert von der SPD-Fraktion.

Dr. Peter Danckert (SPD): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren Kollegen! Man kann in solchen Ak-
tuellen Stunden natürlich alle möglichen Sachen thema-
tisieren. In diesem Fall wäre aber, so denke ich, das ge-
eignete Instrumentarium eine Frage an die Regierung
gewesen und nicht eine Aktuelle Stunde, mit der man
nicht zur Aufklärung, sondern zur Verwirrung beiträgt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Wenn Sie, Herr Kollege Dr. Wolf, von sich häufen-
den Unfällen sprechen: Es ist in der Tat richtig, daß sich
am 14. und am 19. Januar zwei Ereignisse ganz unter-
schiedlicher Art abgespielt haben, die Sie – darauf wer-
de ich noch eingehen – im Zusammenhang mit der Kata-
strophe in Eschede ansprechen. Das halte ich für das
Problematische an dieser Sache.

Zum Bruch der Weiche – mir liegen keine Erkenntnis-
se vor, Ihnen offensichtlich auch nicht, jedenfalls keine
genaueren – ist folgendes festzustellen: Das Eisenbahn-
Bundesamt hat sofort mit den Prüfungen begonnen. Die
Staatsanwaltschaft hat diese Weiche beschlagnahmen las-
sen und das Ermittlungsverfahren angeschoben. Ich den-
ke, das ist der richtige Weg, daran gibt es überhaupt
nichts auszusetzen. Das ist die Situation.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Zum Radbruch eines Doppelstockwaggons muß man
sagen: Das passiert eben mal bei 600 Doppelstockwag-
gons. Was ist geschehen? Das Eisenbahn-Bundesamt hat
eine Werkstoffprüfung angeordnet und alle Züge sofort
aus dem Verkehr gezogen. Das Ergebnis lautet: Bei kei-
nem weiteren Zug ist etwas festgestellt worden.

Dr. Winfried Wolf
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Die Ursache für diesen Radbruch werden wir klären.
Die Behörden haben sofort alles getan, was an dieser
Stelle notwendig ist. Daher sehe ich jetzt keine Notwen-
digkeit, die letzten Vorfälle in den Zusammenhang mit
der Katastrophe von Eschede zu stellen. Ich finde das,
was Sie an dieser Stelle machen, wirklich unseriös.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
F.D.P.)

Nun zu den unterschiedlichen Zwischenergebnissen:
Ich finde es nicht hilfreich, daß Sie heute sozusagen
auszugsweise aus dem einen oder anderen Papier zitie-
ren. Ich habe gestern Herrn Oberstaatsanwalt Wigger,
den Sie gerade erwähnt haben, angerufen und mich nach
dem Stand der Ermittlungen erkundigt. – Das hätten
auch Sie machen können; dazu hätte er auch Ihnen Aus-
kunft gegeben. – Ich will Ihnen mitteilen, was er gesagt
hat. – Er hat mir gesagt: Es wurden drei Gutachten – Sie
haben sie angesprochen – in Auftrag gegeben. Erstens.
Das Darmstädter Fraunhofer-Institut untersucht die Ur-
sachen für den Radbruch und geht der Frage, die sicher-
lich wichtig ist, nach, ob ein solches Rad, das die Bahn
im Wege der eigenen Zulassung verwandt hat, hätte ge-
braucht werden dürfen.

(Zuruf des Abg. Dr. Winfried Wolf [PDS])

– Das sind die Fakten, jedenfalls hat mir das der Staats-
anwalt gesagt. Wenn Sie besser Bescheid wissen, ist es
ja gut.

Zweitens. Die TH Aachen untersucht den ersten Teil
des verunglückten ICE und wird das Ergebnis in die
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen einspeisen.

Drittens. Ein Sachverständiger der Uni Braunschweig
beschäftigt sich mit den Fragen, was es mit dem
Weichensystem und dem Signalsystem auf sich hat und
welche Merkmale an der Brücke Rückschlüsse auf den
Ablauf des Unfalls zulassen.

Das ist die Situation. Alle drei Gutachten werden von
dem Sachverständigen in Braunschweig koordiniert.

Wir werden die Ergebnisse der staatsanwaltschaftli-
chen Ermittlung abwarten. Die Auskunft, die ich gestern
erhalten habe – Herr Kollege Wolf, wenn Sie zuhören
würden, fände ich das besonders nett, weil Sie uns mit
der Aktuellen Stunde behelligt haben, so hätte ich fast
gesagt –,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

lautet, daß die Untersuchungsergebnisse von der Staats-
anwaltschaft in den nächsten drei Monaten erwartet
werden. Ich denke, bei dem, was dort passiert ist, kann
man nicht auf Eile drängen, sondern man muß warten,
bis von den Sachverständigen seriöse und verläßliche
Untersuchungsergebnisse vorgelegt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.)

Wenn Sie die beiden Unfälle am 14. und 19. Januar in
Hannover in Zusammenhang mit der Katastrophe in
Eschede stellen, dann, denke ich, wollen Sie die Öffent-
lichkeit nicht informieren, sondern beunruhigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F.D.P.)

Warten wir doch die korrekten staatsanwaltschaftlichen
Untersuchungen in Verbindung mit den Sachverständi-
gen ab. Lassen Sie uns die Ergebnisse des Eisenbahn-
Bundesamtes abwarten. Wenn diese Ergebnisse vorlie-
gen, haben wir die Möglichkeit, den Sachverhalt sorg-
fältig abzuwägen und dann unsere Empfehlungen auszu-
sprechen bzw. unsere Entscheidungen zu treffen. Mehr
ist an dieser Stelle nicht zu sagen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr
Kollege Danckert, das war nach meiner Information Ihre
erste Rede in diesem Haus. Ich beglückwünsche Sie
herzlich im Namen aller Kollegen.

(Beifall)

Als nächster Redner spricht der Kollege Eduard
Lintner, CDU/CSU.

Eduard Lintner (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist doch sicher
das Recht und auch die Pflicht von Abgeordneten, sich
einzuschalten, um zum Beispiel in solchen Fällen nach
Ursachen und Verantwortlichkeiten zu suchen. Aber die
Maxime muß sein – der Kollege Dr. Danckert hat das
recht deutlich herausgearbeitet –, daß Ursachen aufge-
klärt und eventuelle Verantwortlichkeiten aufgedeckt
werden. Die Voraussetzung dafür ist jedoch in der Tat,
Herr Dr. Wolf, daß die Ursachenerforschung einen
Stand erreicht hat, der zweifelsfreie Schlüsse erlaubt.
Dies ist hier nicht der Fall. Es gibt keinerlei Anhalts-
punkte dafür, daß sich beispielsweise die Beteiligten vor
einer ehrlichen Analyse der Ursachen und Verantwort-
lichkeiten drücken. Deshalb gibt es auch überhaupt
keinen Grund für diese Aktuelle Stunde.

Meine Damen und Herren, die Bahn – das ist auch
schon gesagt worden – hat unverzüglich alle in Betrieb
befindlichen Systeme mit solchen Rädern gründlich
überprüft; sie hat dabei deutlich sichtbar der Sicherheit
den Vorzug vor allen wirtschaftlichen Überlegungen
gegeben. Auch hier kann ich ein vorbildliches Verhalten
konstatieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Es liegt zur Zeit nur ein eigens und ausdrücklich so
bezeichneter Teilbericht des Eisenbahn-Bundesamtes
zum gebrochenen Radreifen ohne jede Schuldzuweisung
vor. Deshalb haben Sie, Herr Dr. Wolf, irreführend
zitiert, als Sie so getan haben, als sei schon alles aufge-
deckt, als seien die Folgerungen gezogen und als hätte
man längst handeln können. Diese Schlußfolgerung ist
vorschnell; sie wird durch den vorliegenden Bericht des
Eisenbahn-Bundesamtes nicht gedeckt. Im übrigen ste-
hen weitere Ergebnisse noch aus. Untersuchungen sollen
auch noch vom Fraunhofer-Institut in Darmstadt und
von anderen Drittgutachtern vorgenommen werden. Erst
danach kann doch wohl seriös über Fragen wie Schuld
und Konsequenzen endgültig geurteilt werden.

Dr. Peter Danckert
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Als seriös könnte man Ihre Initiative, diese Aktuelle
Stunde, zu diesem Zeitpunkt nur dann bezeichnen, wenn
irgendein gravierendes, beunruhigendes Ereignis die
Vermutung begründen würde, es sei bislang nicht genug
zur Aufklärung und Vorbeugung getan worden. Aber
weder die Bahn AG noch die beteiligten Staatsanwalt-
schaften haben den Vorwurf verdient, sie seien bei der
Aufklärung dieses Ereignisses säumig verfahren. Gera-
dezu abenteuerlich finde ich – das haben Sie hier so am
Rande bemerkt –, daß die PDS bei dieser Sachlage daran
denkt, möglicherweise einen Untersuchungsausschuß
dieses Parlaments zu fordern. Damit würde auf dem
Rücken von Opfern parteipolitische Propaganda betrie-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Ob sich Gründe zu Vorhaltungen ergeben werden, muß
sich erst noch zeigen. Die PDS aber setzt sich mit ihrer
Aktion dem Verdacht aus, dieses schreckliche Ereignis
von Eschede parteipolitisch mißbrauchen zu wollen.

(Widerspruch bei der PDS – Maritta Böttcher
[PDS]: Das ist ja wohl unglaublich! – Hans-
Michael Goldmann [F.D.P.]: Das weiß doch
der Wolf genau, daß wir abwarten wollten!)

Sie schaden damit einem Verkehrsträger, der nach wie
vor ein äußerst sicheres Verkehrssystem bietet. Zum
Beispiel ist die Bahn 26mal sicherer als das Auto. Man
sollte also weiterhin auf die Bahn setzen und die Men-
schen ermutigen, die Bahn zu benutzen, statt hier mit
solchen vorschnellen Aktivitäten unbegründete Ängste
zu wecken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In einem Punkt, meine Damen und Herren, möchte
aber auch ich sicher sein können: Man sollte zum
gegenwärtigen Zeitpunkt schon bei allen in Betrieb
befindlichen Systemen, zum Beispiel auch bei gummi-
gefederten Radsätzen, verläßlich davon ausgehen kön-
nen, daß alle Betreiber sofort davon erfahren, wenn sich
bei irgendeinem Kunden eine Panne oder gar ein Unfall
ereignet, der den Verdacht auf generelle technische
Mängel nahelegt. Daß eine für den sicheren Betrieb der
Eisenbahn so wichtige Institution wie das Eisenbahn-
Bundesamt erst nach dem Unglück davon erfährt, daß es
bei Stadtbahnen schon vorher Fälle von Radbrüchen bei
dieser Art von Radsätzen gegeben hat, darf sich nicht
wiederholen. Hersteller und Kunden müssen sich des-
halb – wie übrigens bei Flugzeugen üblich – gegenseitig
reihum, schnell und ehrlich informieren. Vielleicht kann
dadurch ein zusätzlicher Beitrag zu noch mehr Sicher-
heit geleistet werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat jetzt der Kollege Albert Schmidt vom Bündnis
90/Die Grünen.

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Kollege Dr. Wolf, es gibt viele Grün-
de, hier im Bundestag über die Deutsche Bahn AG zu
diskutieren.

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!)

Sie hätten mich jederzeit an Ihrer Seite, wenn es gälte,
zum Beispiel eine Debatte über die besorgniserregende
Entwicklung im Fernverkehr oder über den überzogenen
Personalabbau bei der Deutschen Bahn AG sowie über
eine ausreichende Ausstattung mit Haushaltsmitteln für
das Unternehmen Deutsche Bahn AG zu führen. Ich
halte es aber vor dem Hintergrund noch nicht abschlie-
ßend untersuchter Unfälle für hochspekulativ, wenn Sie
hier den Eindruck erwecken, als wäre ein Fahrgast
gleichsam seines Lebens nicht mehr sicher, wenn er ei-
nen Zug besteigt. Das ist nicht nur spekulativ, sondern in
hohem Maße gefährlich, unangemessen und schadet der
gemeinsamen Sache.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.)

Es ist natürlich so, daß die Bahn immer noch das mit
Abstand sicherste Verkehrsmittel ist, im Fernverkehr
wie im Nahverkehr, um Klassen sicherer als das Auto-
mobil, selbst als der Luftverkehr.

Wir im Deutschen Bundestag sollten die Gewalten-
teilung insoweit respektieren und einhalten, daß wir
nicht laufend den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
ins Handwerk pfuschen und nicht die Justiz, die in die-
sem Lande unabhängig ist, zu irgendeinem Handeln
drängen. Wir sollten ihr nicht unterstellen, daß da nicht
ordentlich ermittelt wird. Dazu finde jedenfalls ich mich
nicht bereit.

(Beifall bei der SPD)

Konkret haben Sie drei Unfälle angesprochen. Diese
verknüpfen Sie mit der Headline „sich häufende Unfälle“.

Nur soviel zum Unfall von Eschede: Daß dieser
Unfall eine Menge offener Fragen aufwirft, ist bekannt.
Es gibt auch eine Reihe widersprüchlicher Berichte da-
zu. Aber Sie haben selbst zu Recht darauf hingewiesen,
daß die zulässige Abweichung von der Rundläufigkeit
des Rads bei weitem überschritten war und daß dieser
Radreifen trotzdem eingesetzt wurde. Dies zeigt, daß,
hätte man die Ergebnisse der Untersuchungen befolgt,
der Unfall nach jetzigem Kenntnisstand vermeidbar ge-
wesen wäre. Dies ist aber nicht ein Grund für den Deut-
schen Bundestag, zu diskutieren, sondern ein Grund für
die Strafverfolgungsbehörden, zu ermitteln.

Ganz kurz zu den anderen Unfällen: Im Hauptbahn-
hof Minden ist am 13. Januar dieses Jahres der Regio-
nalexpreß Minden – Bielefeld entgleist. Auch hier wur-
de zunächst über einen Fehler an der Weiche spekuliert.
Dann hat sich aber herausgestellt, daß vermutlich ein
Bruch des Vollrades die Ursache ist. Es wurden
600 Waggons zur Untersuchung in die Werkstatt zu-
rückgerufen. Inzwischen wurde, wie ich höre, mehr als
die Hälfte dieser Waggons durchgecheckt. Bei einer be-
trächtlichen Anzahl von Fahrzeugen wurden die Radsät-
ze vorsorglich ausgetauscht. Die durchgecheckten Wag-

Eduard Lintner
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gons sind wieder in Betrieb. Es ist aber im Moment völ-
lig ungeklärt, ob es sich um einen Herstellungsfehler,
um Wartungsdefizite oder was auch immer handelt.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist auch nicht zu beant-
worten, ob der Unfall von Minden vermeidbar gewesen
wäre, wenn die Ultraschalluntersuchung 1996 nicht ab-
geschafft worden wäre. Es besteht aber die begründete
Vermutung, daß eine solche Ultraschalluntersuchung in
diesem Fall eine richtige Diagnose ermöglicht hätte.
Dies alles sind interessante Fragen, die aber, meine ich,
nicht in die Aktuelle Stunde gehören. Wir werden des-
halb unser Recht auf einen zweiten Redebeitrag nicht
nutzen, weil wir die Aktuelle Stunde nicht unnötig ver-
längern wollen.

Der dritte Unfall, der angesprochen worden ist, ist der
Unfall am 19. Januar, als der ICE 751 von Düsseldorf
nach Berlin Ostbahnhof bei der Ausfahrt in Hannover
Hauptbahnhof in einer Weiche mit je einem Drehgestell
des zweiten und dritten Waggons hinter dem Triebkopf
entgleiste. Auch bei diesem Unfall wurde, wie wir alle
wissen, glücklicherweise niemand verletzt. Die Ge-
schwindigkeit des Zuges betrug 40 Stundenkilometer.
Hier wurde sofort das Eisenbahn-Bundesamt einge-
schaltet. Die Staatsanwaltschaft Hannover hat die Er-
mittlungen aufgenommen. Die entsprechenden Teile
wurden beschlagnahmt. Es wurden in diesem Falle sie-
ben technische Gutachten in Auftrag gegeben. Die Un-
tersuchungen werden mindestens acht Wochen dauern.
Bei dieser Weiche läßt sich aber heute schon sagen, daß
sie 1987 eingebaut wurde, daß sie auf Grund ihres Bela-
stungsgrades einmal im Monat untersucht wurde,
letztmalig am 4. Januar, also wenige Tage vor dem Un-
fall, daß es zusätzlich halbjährliche Ultraschalluntersu-
chungen gab, die letzte im August 1998, und daß die
Prüfungen im Unfallbereich ohne Befund geblieben
sind. Das heißt, man kann jetzt nur darüber spekulieren,
was die Unfallursache gewesen sein könnte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich ab-
schließend sagen: Die Deutsche Bahn AG braucht kriti-
sche Aufmerksamkeit. Aber sie braucht auch ein Stück
Unterstützung. Ein Stück Unterstützung brauchen auch
die Beschäftigten. Denn die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter haben in schwierigen Situationen gezeigt, daß sie
bereit sind, Krisen zu managen. Das kurzfristige Aus-
wechseln von 600 Doppelstockwaggons mit über 10 000
Reiseplätzen war eine technische und logistische Mei-
sterleistung. Das sollte man anerkennend zur Kenntnis
nehmen und nicht falsche Schlagzeilen an der unrichti-
gen Stelle produzieren.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat jetzt der Kollege Horst Friedrich von der
F.D.P.-Fraktion.

Horst Friedrich (Bayreuth) (F.D.P.): Herr Präsident!
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Sicherlich ist

es ein probates Mittel der Opposition, durch Aktuelle
Stunden Aufmerksamkeit zu erheischen. Das, was durch
die PDS hier gemacht wird, ist nichts anderes als die
parteipolitische Instrumentalisierung eines Vorgangs,
die schlicht zum Gegenteil dessen führt, was erreicht
werden soll, nämlich zu weiterer Unsicherheit, losgelöst
von den eigentlichen Fakten.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich muß mich schon wundern, Herr Kollege Wolf.
Sie waren in der Sitzung des Verkehrsausschusses am
17. Juni letzten Jahres anwesend, als der Verkehrsaus-
schuß nach Entgegennahme des Berichtes ganz klar
festgelegt hat, in welcher Art und Weise wir uns über
den Sachverhalt unterhalten würden. Dies sollte gesche-
hen, wenn der staatsanwaltschaftliche Abschlußbericht
vorliegt. Wäre dies noch in der 13. Wahlperiode gesche-
hen, hätten wir sogar noch vor Ende dieser Legislaturpe-
riode eine Sondersitzung einberufen. Dazu ist es aber of-
fensichtlich nicht mehr gekommen.

Jetzt ist es allerdings zumindest fahrlässig, Halb-
wahrheiten, Gerüchte und aus Teilinformationen, die –
von wem auch immer – in die Welt gesetzt werden, zu
zitieren und Schlüsse daraus zu ziehen. An dieser Stelle
will ich mich nicht dazu äußern, was ich von der Infor-
mationspolitik der Staatsanwaltschaft halte. Entweder
gehe ich an die Öffentlichkeit; dann muß ich etwas vor-
weisen können. Oder der Abschlußbericht liegt noch
nicht vor; dann sollte ich als Staatsanwalt auch nicht an
die Öffentlichkeit gehen. Das ist aus meiner Sicht die
richtige Reihenfolge.

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und der
CDU/CSU)

Es ist schon bezeichnend, daß Sie, gewissermaßen
wie Kraut und Rüben, den einen Unfall mit dem ande-
ren vermischen. Der bisher bekannte Ablauf des tragi-
schen Unfalls in Eschede hat deutlich gemacht, daß
nicht die Weiche Unfallursache war, sondern der zer-
brochene Radreifen. Dieser hat nämlich die beiden auf-
einanderfolgenden Weichen zerstört und nur deswegen
in ihrer Funktion beeinträchtigt, während das in Han-
nover ganz anders war. Insofern ist es abermals fahr-
lässig – darauf haben die Kollegen Schmidt und Lint-
ner schon hingewiesen –, jetzt zu suggerieren, die Si-
cherheit der Bahn werde leiden. Umgekehrt ist es rich-
tig – da gebe ich Ihnen recht –, der Bahn zu signalisie-
ren, daß wir alles tun, damit sich dieser Eindruck nicht
verfestigt.

Ich darf den Lufthansa-Chef Jürgen Weber zitieren,
der die Unternehmung Lufthansa in einer finanziell sehr
schwierigen Situation übernommen, dabei aber sehr
deutlich gemacht hat: An der Sicherheit wird nicht ge-
spart. Dies muß auch von der Deutschen Bahn AG deut-
lich gemacht werden. Daß bisher alle Sorgfaltspflichten
eingehalten worden sind, ergibt sich aus den Untersu-
chungen.

Ich wehre mich auch gegen die Behauptung, daß das
Gummirad nicht den Sicherheitsanforderungen entspro-
chen hätte. Es liegt ein Testat des Eisenbahn-
Bundesamtes vor, daß dieses Rad bis zu einer Ge-

Albert Schmidt (Hitzhofen)
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schwindigkeit von 280 Stundenkilometern freigegeben
ist.

(Dr. Winfried Wolf [PDS]: Für den ersten
Typ, nicht für den zweiten!)

Im übrigen empfehle ich, den Kollegen Hasenfratz näher
zu befragen, in dessen Firma dieses Rad hergestellt wird
und der diese Situation ebenfalls dargestellt hat.

Wir sollten uns also – das ist auch Beschlußlage des
neuen Ausschusses – sowohl über den Unfall in Neu-
stadt in Hessen als auch über den Unfall in Eschede
dann unterhalten, wenn die jeweiligen staatsanwalt-
schaftlichen Abschlußberichte vorliegen, und – bitte erst
dann – gegebenenfalls notwendige gesetzgeberische
Konsequenzen ziehen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so-
wie des Abg. Albert Schmidt [Hitzhofen]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat jetzt die Kollegin Angelika Mertens von der
SPD-Fraktion.

Angelika Mertens (SPD): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Ich bin über diesen Antrag ziemlich
überrascht, weil die PDS – und insbesondere ihr Bahn-
experte, Dr. Wolf – in den Informationsfluß über die
Vorgänge bei der Bahn ebenso eingebunden ist wie die
Regierungskoalition, die CDU/CSU und die F.D.P. Die
Initiative erweckt jedenfalls den Eindruck, bei der Bahn
könne nicht alles mit rechten Dingen zugehen.

Die Bahn ist zur Zeit mit vielen Fragen und Problemen
konfrontiert. Sie setzt sich aktiv und konstruktiv damit
auseinander, und zwar auf allen Ebenen. Gerade in dieser
Situation ist die PDS-Initiative alles andere als hilfreich,
weil sie letztlich nur alte Fragen wiederholt, in der Sache
nichts Neues bringt und höchstens denen neue Nahrung
gibt, die sich berufsmäßig oder privat damit beschäftigen,
den Kopf so lange über dem Teller zu schütteln, bis das
Haar in die Suppe fällt. Letztlich schürt dies nur die Ver-
unsicherung und hat mit konstruktiver Kritik und kon-
struktiver Begleitung nichts zu tun.

Wir sind uns darüber einig, daß Eschede ein schick-
salhafter Schlag für die Bahn war, der einer gründlichen
Aufarbeitung bedarf. Die Bundesregierung, die Deut-
sche Bahn AG sowie das Eisenbahn-Bundesamt haben
uns über dieses Unglück informiert und weitere Bericht-
erstattung zugesichert, sobald neue Fakten vorliegen.

Vergangene Woche haben wir im Verkehrsausschuß
des Deutschen Bundestages darüber hinaus um Infor-
mationen über die Entgleisung eines Intercity-Express in
Hannover gebeten. Auch hierzu haben uns die Vertreter
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen in Aussicht gestellt, das Parlament einge-
hend zu unterrichten. Dasselbe gilt selbstverständlich für
andere Störungen und Unregelmäßigkeiten.

Für alle Fälle gilt, daß Informationen erst dann Sinn
machen, wenn sie gründlich zusammengetragen sind.
Schnellschüsse sind hier wenig hilfreich.

Jeder von uns nutzt die Eisenbahn; wer es nicht tut,
sollte es vielleicht tun. Wir machen da unsere Erfahrun-
gen, die zugegebenermaßen nicht immer positiv sind.
Groß ist der Ärger über Verspätungen, auch wenn sie im
Verhältnis zu Stauzeiten auf Autobahnen immer noch
geringfügig anmuten. Groß – das ist sicherlich sehr ernst
zu nehmen – ist die Sorge um die Sicherheit angesichts
komplizierter Technik und hoher Geschwindigkeiten.

Ich habe durchaus den Eindruck, daß die Deutsche
Bahn AG gerade jetzt mit allem Nachdruck Unregelmä-
ßigkeiten nachgeht und Unfälle mit allem Sachverstand
ihrer eigenen Experten und auch Dritter prüft. Die For-
mulierung „sich häufende Unfälle“, die die PDS in ih-
rem Antrag für die Aktuelle Stunde anführt, erweckt da-
her den falschen Eindruck. Suchen die PDS-Experten
damit den Anschluß an den populistischen Zeitgeist,
oder machen sie sich einfach einen Spaß daraus, uns hier
zu beschäftigen? Diejenigen, die so agieren, sagen, es
gehe ihnen um Sicherheit und Zuverlässigkeit; sie
meinten es nur gut mit der Bahn. Die PDS weiß, daß die
Bahn sowohl den Unfall von Eschede als auch weitere
Zwischenfälle aufklärt und uns darüber berichten wird.
Ich hielte es für zielführender, wenn die PDS der Bahn
die gebotene Zeit einräumen würde, um zunächst die
nötigen Klärungen durchzuführen, statt das Parlament
heute mit einer Thematik zu befassen, von der sie wis-
sen muß, daß die Zeit dafür nicht reif ist.

Wir werden die Fakten in aller Offenheit diskutieren,
wenn sie, solide aufgearbeitet, auf dem Tisch liegen.
Wir werden uns auch nicht scheuen, Konsequenzen zu
fordern, wenn Defizite erkennbar sind. Daran wird auch
die Opposition zu beteiligen sein. Aktionismus mag
populär sein und gut für eine schnelle Überschrift und
einen Leistungsnachweis für die PDS. Wir aber werden
uns an solchem Aktionismus nicht beteiligen, denn der
Bahn und ihren Nutzern ist damit nicht geholfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächste Rednerin hat das Wort die Kollegin Renate
Blank von der CDU/CSU-Fraktion.

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Die letzten Wochen und Monate
standen für die Deutsche Bahn AG wahrlich unter kei-
nem besonders guten Stern, denn nach dem Unfall von
Eschede kamen in der letzten Zeit Anschläge und Er-
pressungsversuche hinzu.

Eschede hat uns alle erschüttert. Dies darf allerdings
nicht dazu führen, als Gegenreaktion die seit Jahren und
in vielen Millionen Fahrten bewährten Bahntechniken
nun grundsätzlich in Frage zu stellen. Ohne Zweifel
müssen die Ursachen für diese und andere Unfälle sorg-
fältig aufgeklärt werden. Aber es gibt wohl keinen Ver-
kehrsträger, bei dem so wenig Unfälle passieren wie
beim Schienenverkehr.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir alles schon gehört!)

Horst Friedrich (Bayreuth)
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Es gilt, keine voreiligen Schlußfolgerungen zu zie-
hen, sondern den Abschlußbericht abzuwarten. Wenn
sich dann Folgerungen ergeben, müssen die notwendi-
gen Maßnahmen ergriffen werden. Wir müssen uns aber
im klaren sein, daß es bei allem technischen Fortschritt,
den wir brauchen und bejahen, eine hundertprozentige
Sicherheit nicht geben kann.

Da zum Betrieb der Bahn auch die Schiene gehört,
lassen Sie mich einige Anmerkungen zum Thema Si-
cherheit des Bahnverkehrs und zu den Bahnanschlägen
der letzten Monate machen. Die Deutsche Polizeige-
werkschaft bezeichnete diese Anschläge in einer Stel-
lungnahme als brutalen mörderischen Angriff auf die
Öffentlichkeit in Deutschland. Dem kann ich mich nur
voll und ganz anschließen.

Wie das sein Bewußtsein verändert, liebe Kollegen
von Bündnis 90/Die Grünen, macht die Äußerung von
Jürgen Trittin bei einem Einsatz der Polizei gegen Ge-
walttäter, die mit ihren Anschlägen auf Anlagen der
Deutschen Bahn AG auch Menschenopfer in Kauf nah-
men, deutlich. Diese Gewalttäter haben den Einsatz da-
mals als Bürgerkrieg des Staates dargestellt, und auch
Jürgen Trittin hat geäußert: Wer da Bürgerkrieg spielt,
sind nicht die Demonstranten, sondern das ist aus-
schließlich der Staat.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Das ist aber ehrlich unan-
ständig, was Sie jetzt hier darstellen! Der Mi-
nister hat niemals Gewalttaten gerechtfertigt!
Das ist Blankscher Unsinn!)

Aber ich gehe davon aus, daß der Umweltminister diese
Äußerung längst verdrängt hat.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an die
Strafbefehle – die allerdings nicht rechtskräftig gewor-
den sind – gegen eine PDS-Kollegin, und zwar Frau Eva
Bulling-Schröter, und gegen die Ex-MdB Elisabeth
Altmann von den Grünen wegen Unterzeichnung eines
Aufrufs zur Demontage von Bahngleisen vor dem AKW
Gundremmingen.

Vor diesem Hintergrund erscheint mir der heutige
Antrag der PDS zum Thema „Bahnunfälle und Bahnsi-
cherheit“ ziemlich scheinheilig, ja sogar makaber.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)
Die von der PDS beantragte Aktuelle Stunde ist deshalb
kein ehrlicher Beitrag, um die Probleme im Zusammen-
hang mit Bahnunfällen und Bahnsicherheit zu lösen. Das
alles wird aufzuarbeiten sein. Wir werden den Ab-
schlußbericht mit der nötigen Sorgfalt zur Kenntnis
nehmen und dann eventuell handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. – Dr.
Barbara Höll [PDS]: „Eventuell handeln“!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächster Redner hat erneut der Kollege Dr. Wolf von der
PDS-Fraktion das Wort.

Dr. Winfried Wolf (PDS): Werter Herr Präsident!
Werte Kolleginnen! Werte Kollegen! Bei dem Thema ist

natürlich klar, daß man beschuldigt wird, sich partei-
politisches Profil verschaffen zu wollen. Deswegen habe
ich durchaus gezögert, das Thema aufzugreifen. Ich
glaube aber, daß bei der Aufarbeitung des Unglücks von
Eschede inzwischen so viel aufgelaufen ist, daß diese
Debatte notwendig ist. Ich sehe das auch vor dem Hin-
tergrund der sich häufenden Unfälle; das habe ich be-
reits gesagt.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ich sehe keinen einzigen
neuen Aspekt!)

Ich finde, Kollege Schmidt, daß der Ruf, Ruhe sei
hier die erste Bürgerpflicht, der falsche Ruf ist, wenn es
um Sicherheit geht.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Den hat niemand erhoben!)

Der richtige Ruf lautet: Wahrheit ist die erste Bürger-
pflicht in diesem Parlament.

Ich habe gesagt, daß es zwei Gründe gibt, diese De-
batte zu führen. Erstens glaube ich, daß der bisherige
Verlauf dieser Debatte und die Art, wie Herr Schmidt
jetzt reagiert, nämlich allergisch, zeigen, daß es richtig
ist, zu debattieren.

Der Fahrplan, den wir diskutiert haben, ist richtig
dargestellt worden. Wir gingen davon aus, daß noch bis
zur Wahl oder spätestens nach der Wahl ein Bericht
vorliegen und dann diskutiert werden würde. Wenn aber
noch im Dezember Herr Müntefering gesagt hat: „Im er-
sten Halbjahr 1999 liegt der Bericht vor“, es jedoch drei
Wochen später heißt: „Erst Ende 1999 oder im Jahr
2000 kann diskutiert werden“,

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Weil die staatsanwaltschaft-
lichen Ermittlungen noch nicht beendet sind!)

besteht Diskussionsbedarf. Dann sollte auch diskutiert
werden.

Daß wir, Herr Schmidt, in Ihrer Abwesenheit mit den
anderen Obleuten beschlossen haben, auf der übernäch-
sten Verkehrsausschußsitzung das, was bisher vorliegt,
zu diskutieren, bestätigt das: Es muß diskutiert werden,
auch über Zwischenberichte.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Im Ausschuß! Nicht im Par-
lament!)

Der zweite Grund für eine Diskussion ist, daß ein Zu-
sammenhang mit anderen Unglücken besteht. Zum einen
gibt es technische Parallelen, zum anderen gibt es einen
allgemeinen Zusammenhang, den Sie, Herr Schmidt,
angesprochen haben, nämlich den des Personalabbaus
und den dadurch bedingten Abbau von Service und Si-
cherheitsuntersuchungen.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Diesen Zusammenhang habe
ich nicht hergestellt! Das ist unerhört!)

Renate Blank
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Herr Schmidt, in Minden sind im Jahr 1996 Ultra-
schalluntersuchungen abgeschafft worden, obwohl sie
als notwendig erachtet wurden. Nach dem Unglück
mußten solche Untersuchungen wieder eingeführt wer-
den. Das weist auf den technischen Zusammenhang hin:
daß auf Grund der Sparmaßnahmen der Bahn bei Perso-
nal und beim Service und bei der Sicherheit natürlich ei-
ne Gefahr von sich häufenden Unfällen gegeben ist.

Herr Lintner, Sie sagen, es gebe heute keine neuen
Ergebnisse, die eine Debatte rechtfertigen würden. Ich
möchte Ihnen vier Punkte nennen, die eine Debatte er-
fordern.

Erster Punkt. Monobloc-Räder, gummigefederte Rä-
der. In der Ausschußdebatte haben Herr Ludewig und
der Vertreter vom EBA, Eisenbahn-Bundesamt, noch
gesagt, es würde auf gummigefederte Räder zurückgerü-
stet werden. Herr Friedrich meint weiter, daß diese
gummigefederten Räder durchaus Sicherheitsstandards
erfüllen würden. Warum hat die Bahn alle ICE-1-Züge
auf reine Monobloc-Räder zurückgerüstet?

(Horst Friedrich [Bayreuth] [F.D.P.]: Weil sie
die am Lager noch vorrätig hatten!)

– Herr Friedrich, ich weiß, Sie können nur dazwischen
rufen und keine Zwischenfrage stellen; das tut mir leid.

Zweiter Punkt. Herr Friedrich, Sie haben recht, daß es
für den einen Typ, nämlich 064, Prüfberichte gab und
gibt. Er wurde von dem Bochumer Werk geprüft, das
hier personell vertreten zu sein scheint. Ich habe den
neuen Bericht vom Dezember letzten Jahres vorliegen.
Dort heißt es: Eine nachvollziehbare Zulassung mit ent-
sprechenden Prüfberichten des zweiten Radtyps durch
die Deutsche Bahn liegt dem EBA nicht vor. Weiter
heißt es: Es gebe zwar konstruktive Ähnlichkeiten mit
dem anderen Typ, aber es sei erstens ein Stahl anderer
Güte und zweitens eine völlig andere Art der Gummi-
einlage. – Dafür gibt es keinerlei Prüfberichte. Das ist
eine neue Situation, die vom EBA offiziell dargestellt
wurde, über die diskutiert werden kann.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Aber nicht für eine Parla-
mentsdebatte!)

Wird mir die Zeit angerechnet, oder gibt es eine Mög-
lichkeit, für Ruhe zu sorgen?

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Was ist denn die politische
Botschaft?)

Drittens. Wenn wir feststellen, daß im neuen Bericht
vom 14. Dezember 1998 des Eisenbahn-Bundesamtes
steht, daß bei der Messung Abweichungen von maximal
0,6 Millimetern zulässig sind und daß in der Nacht vor
dem Unglück eine Abweichung von 1,1 Millimetern
gemessen wurde – fast das Doppelte –,

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [Bündnis 90/DIE
GRÜNEN]: Alles bekannt!)

dann stellt sich natürlich die Frage – wenn Sie sagen,
das sei alles bekannt, so ist das möglich; hier ist dies
nicht debattiert worden –, ob es Möglichkeiten gibt, daß

solche Abweichungen von der maximalen Toleranz, sol-
che Kontrollergebnisse in Zukunft nicht folgenlos blei-
ben.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das können wir doch nicht
im Parlament entscheiden!)

Herr Schmidt, Sie müßten vielleicht noch einmal in
die Klippschule des Parlamentarismus gehen, was die
Gewaltenteilung betrifft.

(Iris Gleicke [SPD]: Das ist eine Zumutung!)

– Das wollte ich gern hören. Deswegen sage ich es doch.
– Untersuchungsausschüsse – Herr Ströbele kann Sie
gern belehren; er sitzt genau neben Ihnen – haben genau
die Funktion, im Fall von weitergehenden Untersuchun-
gen Zwischenergebnisse zu diskutieren. Das war so
beim Plutoniumausschuß, und auch beim Rabta-Libyen-
Ausschuß. Obwohl die Prozesse erst ein, zwei oder drei
Jahre später zu Ende waren, wurde trotzdem diskutiert;
und das war mein Vorschlag. Wir können dies ohnehin
nicht erreichen. Wenn die Opposition nicht beherzt ge-
nug ist, einen solchen Untersuchungsausschuß zu for-
dern, dann ist sie selbst daran schuld.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Wenn es Anhaltspunkte für
politische Verfehlungen gibt, aber die gibt es
in keiner Weise!

– Herr Schmidt kann gar nicht zuhören, weil er immer
dazwischenruft.

(Beifall bei der PDS – Albert Schmidt [Hitz-
hofen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hier
hat niemand mit vergifteten Rädern gehandelt!
Das ist albern!)

Danke schön.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat jetzt die Kollegin Angelika Graf von der SPD-
Fraktion.

Angelika Graf (Rosenheim) (SPD): Herr Dr. Wolf
hat hier kundgetan, daß wir uns in der übernächsten
Ausschußsitzung ohnehin mit diesem Thema beschäfti-
gen werden. Dann frage ich mich, warum wir eigentlich
hier sitzen. Dort hätte er alle Ansprechpartner am Tisch,
die ihm vielleicht auch auf die technischen Fragen, die
er hier stellt, Antwort geben könnten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU/CSU)

Ich halte es für eine Zumutung, was Sie, Herr Wolf,
hier vorgetragen haben. Niemand von uns kann darüber
entscheiden, ob die Lagerung mit dem einen oder dem
anderen Gummi richtig ist. Niemand von uns kann die
technischen Entscheidungen treffen. Das ist allein Sache
der Techniker und von niemand anderem.

Wir können hier sagen, daß wir uns mit diesen Un-
glücken beschäftigen, und daß wir, sollten politische
Entscheidungen zu diesem Thema notwendig sein, diese

Dr. Winfried Wolf
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treffen. Aber das kann man erst machen, wenn wirklich
endgültige Berichte vorliegen, in denen die Wahrheit
darüber steht, was dort passiert ist. Das, was in der Zei-
tung steht – seien Sie mir nicht böse, Herr Wolf –, kann
man nämlich nicht immer als Wahrheit bezeichnen.

Auch das, was Sie gerade vorgetragen haben – hier
ein Stückchen und dort ein Stückchen –, kann man nicht
als Wahrheit bezeichnen. Das dürfen wir uns hier ein-
fach nicht gefallen lassen.

(Beifall der Abg. Iris Gleicke [SPD])

Sie haben gesagt, Wahrheit sei die erste Bürger-
pflicht. Niemand von uns schweigt zu irgend etwas.

(Zuruf von der PDS: Na, na!)

– Wozu schweigen wir denn? – Wir haben uns all diese
Berichte angehört. Wir hören auch im Ausschuß immer
dann, wenn ein solches Unglück geschehen ist, entspre-
chende Antworten. Wir haben nie die Ohren vor dem
verschlossen, was uns da gesagt worden ist. Wir haben
immer die Konsequenzen gezogen, wenn denn welche
daraus gezogen werden mußten.

Auch der Minister bzw. das Ministerium hat die all-
gemeine Bitte, zu dem Unglück von Hannover einen Be-
richt abzugeben, nicht abgeschlagen. Das war auch beim
letzten Mal, am 20. Januar, so, wenn ich mich richtig
erinnere. Ich bitte Sie, in diesem Punkt bei der Wahrheit,
die Sie so sehr anmahnen, zu bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Da Sie hier auch noch angekündigt haben, Sie wür-
den die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu
diesem Thema beantragen, muß ich Ihnen sagen, daß
dies ein unglaubliches Mißtrauen gegenüber diesem
Parlament bedeutet; denn ein Untersuchungsausschuß
wird aus meiner Sicht dann beantragt, wenn man das
Gefühl hat, man müsse Dinge untersuchen, die in die-
sem Parlament verschwiegen und vertuscht werden.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Kriminelle Machenschaf-
ten!)

Der Vergleich mit dem Komplex Plutonium ist eine
solche Frechheit, daß ich überhaupt nicht in Worte fas-
sen kann, was mich da bewegt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch etwas zum Thema Bahn sagen. Man
muß über alles reden; man muß darüber reden, ob Ein-
sparungen richtig sind und ob Sicherheitskontrollen
durchgeführt werden. Sie betreiben aber das Spiel mit
der Angst, indem sie das Signal aussenden, die Bahn sei
ein angeschlagenes Unternehmen. Meinen Sie denn, es
ist Zufall, daß sich momentan die Attentate, Drohanrufe
und Erpressungsversuche häufen? Diese Taten fordern
Nachahmer heraus, was unter anderem das Ergebnis so-
zusagen eines verbalen Totschlagens der Bahn ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU/CSU)

Das ist aber nicht unser Ziel. Wir wollen die Bahn er-
halten und sie mit positiver Kritik wieder aus den nega-
tiven Schlagzeilen bringen. So wie Sie handeln, wird es
nicht gehen. Auf Grund Ihres Handelns werden die
Menschen irgendwann nur noch autofahren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat jetzt der Kollege Manfred Heise von der
CDU/CSU-Fraktion.

Manfred Heise (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! An dieser Stelle der Debatte
kann man nicht mehr allzuviel Neues sagen. Eines steht
nämlich schon jetzt fest: Die von der PDS beantragte
Aktuelle Stunde ist überhaupt nicht hilfreich für eine se-
riöse Behandlung der sicherheitsrelevanten, hochsensi-
blen Fragen, die im Zusammenhang mit der Deutschen
Bahn AG auftreten. Es hat sich schon gezeigt: Diese
Debatte ist völlig kontraproduktiv.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich frage mich allen Ernstes, woher die unterschiedli-
chen Zwischenergebnisse, so die Überschrift dieser Ak-
tuellen Stunde, kommen sollen. Mir steht bislang nur die
Ausschußdrucksache 25 vom 14. Dezember 1998 zur
Verfügung. Es ist meine feste Überzeugung, daß bei der
Deutschen Bahn AG alles getan wird und wurde, um
ähnliche Vorkommnisse wie das schreckliche Unglück
von Eschede in der Zukunft nahezu auszuschließen.

Wir wissen, daß eine absolute Sicherheit bei einem so
großen Unternehmen wegen der großen technischen
Komplexität bezüglich der vielen Sicherheitsaspekte
nicht erreichbar ist. In diesem Zusammenhang müssen
wir uns einmal die entsprechenden Zahlen vergegen-
wärtigen. Pro Tag verkehren etwa 38 800 Nah-, Fern-
und Güterzüge. Jeden Tag erlebt die Bahn Betriebsstö-
rungen durch mehr als einen Suizid. Diese Liste könnte
man noch weiter fortführen.

Noch die alte Bundesregierung hat nach dem Unfall
alle erforderlichen Maßnahmen im Einvernehmen mit
dem EBA, dem Eisenbahn-Bundesamt, eingeleitet. Die
neue Regierung – da bin ich mir sicher –, wird in glei-
cher Weise handeln. Darin wird sie unsere Unterstüt-
zung haben. Allen, die an den bisherigen Untersuchun-
gen beteiligt waren, gilt unser Respekt für die geleistete
Arbeit.

Ein weiterer Punkt. Auf wissenschaftlich-technische
Dinge können wir hier nicht näher eingehen. In diesen
Fragen sind wir als Politiker überfordert. Als Ingenieur
sage ich allerdings, daß mich die Frage schon bewegt,
warum vor dem Unfall die ULM-Anlage, also die Ultra-
schall-Lichtschnitt-Meßbalken-Anlage, nur teilweise
genutzt wurde und es daher zu Fehlergebnissen kam.

Herr Dr. Wolf, bei Ihrer Bewertung haben Sie aber
nicht erwähnt, daß es eine EBA-Anordnung vom 9. Juli
1998 gibt, in der entsprechende Regelungen getroffen

Angelika Graf (Rosenheim)
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wurden. Der TÜV Nord und der TÜV Bayern haben
dies bestätigt. Weitere Ergebnisse des Fraunhofer-
Instituts werden noch berücksichtigt. – Ich bin ganz si-
cher, daß die Deutsche Bahn AG diese Probleme bewäl-
tigen wird. Ein entsprechendes Handeln haben wir im
Fall der Regio-Wagen erlebt, als die Deutsche Bahn 600
Wagen zurückgeholt hat.

Ehe wir Versäumnisse oder gar Schuldzuweisungen
gegenüber der DB AG aussprechen, sollten wir uns hier
im Hohen Hause einmal bei Gelegenheit darüber unter-
halten, wie wir mit Leuten umgehen, die sich auf Schie-
nen legen, um Ziele durchzusetzen, die Wurfanker auf
Oberleitungen werfen oder die Hindernisse oder Sperren
auf dem Schienenweg aufbauen.

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bin aller-
dings an einem Bericht des Bundes als dem hundertpro-
zentigen Eigentümer der Bahn über tödliche Unfälle im
Fahrgastbereich, im technischen Bereich und bei Ge-
fahrguttransporten interessiert. Die Lieferung solcher In-
formationen war bisher in diesem Maße nicht möglich
und wurde unterdrückt. Aber ich glaube, wir brauchen
sie zur Beurteilung der Geschehnisse.

Den Verantwortlichen der Deutschen Bahn AG, allen
Beteiligten, wünsche ich ehrlich und redlichen Herzens,
daß das Verhältnis von Fahrgastunfällen bei der Bahn
und Personenunfällen beim Auto auch in Zukunft 1 : 100
beträgt und daß wir dies möglicherweise noch verbes-
sern können. Dabei kann sich die Deutsche Bahn AG
unserer Unterstützung sicher sein.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
F.D.P.)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Das
Wort hat nun erneut der Kollege Albert Schmidt vom
Bündnis 90/Die Grünen.

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich hatte nicht vor, von unserer Redezeit voll-
ständigen Gebrauch zu machen. Aber ich möchte noch
ein oder zwei Sätze sagen; denn das, was hier unterstellt
worden ist, möchte ich zurückweisen.

Herr Kollege Dr. Wolf, bei aller Freundschaft: Ich
habe hier an diesem Pult niemals gesagt, daß Ruhe die
erste Bürgerpflicht ist. Das weise ich zurück. Ich habe
auch niemals so getan, als ob das Auffinden der Wahr-
heit nicht das Wichtigste wäre.

Was ich gesagt habe – ich wiederhole das gerne zum
Mitschreiben und zum Nachlesen – , war etwas völlig
anderes, nämlich daß ich es für hochspekulativ und so-
gar für gefährlich halte, wenn man angesichts eines Ein-
satzes von täglich fast 40 000 Zügen auf Grund von drei
Unfällen innerhalb von acht Monaten von einer hohen
Unfallhäufigkeit spricht, daraus eine Schlagzeile kon-
struiert und dies zum Gegenstand einer Aktuellen Stun-
de im Plenum des Deutschen Bundestages macht, anstatt
darüber im Rahmen von Ausschußberatungen zu spre-
chen. Das wäre eine ganz andere politische Ebene.

(Angelika Mertens [SPD]: Was wir verabredet
hatten!)

Das ist nicht nur spekulativ, sondern auch gefährlich
und für das Unternehmen und letztlich auch für eine
moderne Bahnpolitik schädlich. Wir hätten über alles
diskutieren können, auch über die Auswirkung des Per-
sonalabbaus und gestreckter Wartungsintervalle in be-
zug auf Pannen, Verspätungen usw. Aber jetzt zu be-
haupten – ohne daß ein Zwischenbericht der Staatsan-
waltschaft vorliegt –, daß die Unfälle ursächlich etwas
mit Vorgängen zu tun haben könnten, die Sie unterstel-
len, das ist abenteuerlich. Für diesen Politikstil stehe ich
nicht zur Verfügung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P. –
Dr. Winfried Wolf [PDS]: Ultraschall!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächster Redner hat der Parlamentarische Staatssekretär
Lothar Ibrügger das Wort.

Lothar Ibrügger, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen: Herr
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Oberstes
Gebot im Verkehr, gleichgültig wo er stattfindet – in der
Luft, auf der Straße, auf der Schiene oder zu Wasser –,
ist die Gewährleistung von Sicherheit. Jeder Unglücks-
fall zwingt erneut zum Handeln. Jedes technische Ver-
sagen zwingt dazu, erneut nachzudenken, wie techni-
sches Versagen in Zukunft vermieden werden kann. Je-
des menschliche Versagen im Verkehrsgeschehen
zwingt dazu, zu überlegen, wie man vorbeugend handeln
kann, um menschliches Versagen im Verkehr auszu-
schließen. – Dies ist das Gebot, dem wir uns – der Ge-
setzgeber, die Bundesregierung, jeder, der im Verkehrs-
bereich tätig ist – verpflichtet wissen. Eschede darf sich
nie wiederholen.

(Beifall bei der SPD und der PDS)

Nach § 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes
sind die Eisenbahnen verpflichtet, den Betrieb sicher zu
führen, Fahrzeuge und Zubehör sicher zu bauen und in
betriebssicherem Zustand zu erhalten. Sie spüren: Der
Begriff Sicherheit ist vom Gesetzgeber im Allgemeinen
Eisenbahngesetz eindeutig genannt worden. Die Eisen-
bahn- Bau- und Betriebsordnung folgt diesen gesetzli-
chen Erfordernissen. Sicherheit ist – übersetzt – nichts
anderes, als daß man sich im Verkehr ohne Sorge bewe-
gen können muß und daß man vor Gefahren und Schä-
den geschützt wird. Dies ist der Maßstab für das Han-
deln der Bundesregierung, sowohl in der Aufarbeitung
des tragischen Unglücksfalles von Eschede als auch in
der Aufarbeitung anderer Unfälle, wo immer sie im
Verkehr stattfinden.

Meine Damen und Herren, Kollege Heise bat gerade
um die Lieferung von Zahlen über die Entwicklung des
Unfallgeschehens im Verkehr durch die Bundesregie-
rung. Ich möchte Ihnen auf Grund einer Anfrage der
SPD-Fraktion vom vergangenen Jahr diesbezügliche
Zahlen für einen Zeitraum von sieben Jahren, und zwar
von 1991 bis 1997, vortragen. Diese zeigen auf, in wel-
cher Art und Weise sich im Bahnbereich Betriebsunfälle
ereignet haben.

Manfred Heise
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In diesen sieben Jahren ist die Zahl der Bahnbetriebs-
unfälle von 5 000 im Jahr 1991 auf 2 250 im Jahr 1997
zurückgegangen. Bei den fremdverursachten Unfällen –
das ist ein ganz entscheidender Punkt – ist die Zahl der
Bahnbetriebsunfälle dagegen von 2 000 auf rund 2 500
gestiegen.

Hinsichtlich der täglichen Zugfahrten ergeben die
Zahlen für diese Jahre folgendes Bild: 13 Prozent der
Unfälle sind bahnverursacht, 87 Prozent sind fremdver-
ursacht. Sie kennen das tragische Schicksal vieler
Selbstmörder, die sich auf die Schienen werfen, und
wissen, welche traumatischen Erlebnisse Lokführer ha-
ben. Hinter diesen Zahlen verbergen sich solche tragi-
schen Unglücksereignisse. Wir müssen daher sehr sorg-
fältig zwischen Ursachen trennen, die im Bahnbetrieb
selbst liegen, und solchen, die fremdbestimmt sind.

Das gleiche gilt für die Rangierfahrten. 1991 betrug
die Zahl der bahnverursachten Betriebsunfälle bei Ran-
gierfahrten 4 372, im Jahre 1997 nur noch 1 900. Mit
anderen Worten: Die Zahl der Unfälle bei Rangierfahr-
ten ist um über 2 470 zurückgegangen. Dies zeigt, daß
die Bahn AG und die dafür Verantwortlichen den Auf-
gaben des Allgemeinen Eisenbahngesetzes und der Ei-
senbahn-Bau-und Betriebsordnung nachkommen, daß
sie Sicherheit als einen ständigen Prozeß verstehen, aus
jedem Unglücksfall erneut zu lernen und Vorkehrungen
zu treffen.

Wenn wir es mit dem Straßenverkehr vergleichen, so
ist festzustellen, daß dort täglich 1 022 Unfälle passie-
ren. Bei der Bahn sind es nur sieben Unfälle, wovon
sechs fremdverursacht sind. Täglich haben wir im Stra-
ßenverkehr 1 351 Verletzte und 24 Tote zu beklagen.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, heißt
Verkehrssicherheit auf der Straße und auf der Schiene:
vorbeugend handeln, Sicherheit da einbauen, wo immer
wir es tun können, und auch entsprechende Verantwor-
tung einfordern. Dazu gehört auch, zu gewährleisten,
daß eine schnellstmögliche Rettung und Hilfestellung
organisiert wird.

Die Aufarbeitung des Unglücks von Eschede ist auch
seitens der Bundesregierung vorgenommen worden.
Nach einem Zwischenbericht, der dem Verkehrsaus-
schuß vor der Sommerpause 1998 vorgelegen hat, müs-
sen wir gegenwärtig davon ausgehen, daß der Staatsan-
waltschaft Lüneburg erste vorläufige Entwürfe von Be-
richten, aber keine Endberichte und keine Zwischenbe-
richte vorliegen. Das gilt auch für die Bundesregierung
und das Eisenbahn-Bundesamt.

Die Bundesregierung kann und darf auf Grund der
Gewaltenteilung nicht in staatsanwaltschaftliche Er-
mittlungsverfahren eingreifen. Die Staatsanwaltschaft ist
Herr des Verfahrens. Dennoch ist natürlich Sicherheit
oberstes Gebot. Damit besteht Anlaß für die Bundesre-
gierung, alles zu tun, was in ihren Kräften steht, um das
Eisenbahn-Bundesamt und die Bahn AG in die Lage zu
versetzen, den Aufgaben bezüglich der Sicherheit nach-
zukommen.

Es sind bereits eine Arbeitsgruppe „Verbesserung der
Sicherheit beim Schienentransport“, eine Arbeitsgruppe
„Betriebssicherheit“ und eine Arbeitsgruppe „Tank- und

Fahrzeugtechnik“ eingerichtet worden. Ziel dieser Ar-
beitsgruppen, die unabhängig von Zwischen- oder End-
berichten arbeiten, ist es, festzustellen, wo im staatlichen
unternehmerischen Regelwerk Änderungen erforderlich
sind. Das gilt für die Zugbeeinflussung. Das gilt für den
Zugfunk. Das gilt für Fahrtenregistrierung, für Ladungs-
sicherheit, Gefahrguttransporte; der Kollege Heise
sprach das an. Außerdem werden gegenwärtig in der
Arbeitsgruppe erörtert: unrunde Räder, Flachstellen,
mögliche bauliche Gefahrenquellen, Weichen, Brücken-
durchfahrten, Eindringen in Fahrzeuge zur Rettung, Hil-
feleistung durch Fenster oder andere Wagenöffnungen,
seitenselektive Türsteuerung, das heißt: Öffnen der Tü-
ren nur auf der dem Bahnsteig zugewandten Zugseite,
und vieles andere mehr. Einzelne Maßnahmen sind ver-
anlaßt worden. Dazu zählen Maßnahmen wie die schon
erwähnte Technik der Zugbeeinflussung, Zugfunk und
vieles andere mehr, vor allem auch Qualitätsmanage-
mentsysteme zur Überprüfung der Beladesicherheit von
Güterzügen.

Die Bundesregierung hat die Absicht, dem Verkehrs-
ausschuß Mitte des Jahres 1999 einen Abschlußbericht
vorzulegen. Wir hoffen, daß wir diesen auf Grund der
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen auch vorlegen
können. Unabhängig davon hat die Deutsche Bahn AG
bereits Verantwortliche für die Betriebssicherheit in den
einzelnen Geschäftsbereichen bestellt und zum 1. Januar
1999 eine entsprechende zugehörige Aktiengesellschaft
gebildet.

Wir möchten dem Verkehrsausschuß des Deutschen
Bundestages am 24. Februar in einem weiteren Bericht
Hinweise geben, wie sich die Bundesregierung die Auf-
arbeitung dieses Unglücksfalles, aber auch die Sicher-
heit im Schienenverkehr vorstellt. Wir werden dann ge-
meinsam mit Ihnen Schlußfolgerungen ziehen, wie die
Gesetzgebung gegebenenfalls zu verändern wäre. In die-
sem Sinne laden wir Sie alle zur Mitarbeit ein und hof-
fen, daß wir damit gemeinschaftlich unseren Beitrag da-
zu leisten, die Sicherheit im Verkehr zu erhöhen und
menschliches Leid im Verkehrsgeschehen vermeiden zu
helfen.

Herzlichen Dank.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächster Redner hat der Kollege Norbert Otto von der
CDU/CSU-Fraktion das Wort.

Norbert Otto (Erfurt) (CDU/CSU): Herr Präsident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sicherheit der
Bahn AG hängt nicht allein von einem einzelnen Radrei-
fen ab. Das tragische Bahnunglück von Eschede, dessen
Ursache vermutlich fehlerhaftes Material war, ist
scheinbar der makabre Höhepunkt einer Reihe von Un-
glücksfällen bei der Bahn. So scheint es zumindest bei
oberflächlicher Betrachtung zu sein. Der Antrag der
PDS soll das ja auch suggerieren.

Schauen wir uns doch einmal die sogenannten Si-
cherheitsmängel – oder besser: die sich angeblich häu-

Parl. Staatssekretär Lothar Ibrügger
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fenden Unfälle – bei der Bahn einmal genauer an. Wie
bei anderen Verkehrsträgern hat auch die Sicherheit der
Bahn eine Vielzahl externer Faktoren zu verzeichnen.
Auf diese Faktoren kann die Bahn selber keinen oder
nur geringen Einfluß nehmen.

Als das wohl bekannteste Beispiel ist hier die Dro-
hung mit Anschlägen zu nennen. Ebenso wie Flugge-
sellschaften und Unternehmen der Automobilindustrie
kann die Bahn Erpressungsversuche nicht hundertpro-
zentig abwehren. Sie ist nahezu schutzlos ausgeliefert.
40 000 Kilometer Schienenwege Tag und Nacht zu be-
wachen ist einfach nicht möglich. Es ist doch unsinnig
und unseriös zugleich, dem Unternehmen eine Sicher-
heitslücke zu unterstellen, wenn zum Beispiel gewis-
senlose Erpresser oder radikale Atomkraftgegner Schie-
nen ansägen, Wurfanker auf Oberleitungen schleudern
oder Betonklötze auf die Schienen legen. Eine absolute
Sicherheit kann es in diesen Fällen nicht geben. Im übri-
gen, Herr Kollege Schmidt, bin ich gespannt, was Herr
Trittin seinen ehemaligen Mitstreitern von der Barrika-
denbaubrigade beim nächsten Castor-Transport zu sagen
hat, wenn es um das Thema Bahnsicherheit geht.

Ein weiteres Beispiel ist die Sicherheit an unbe-
schrankten oder teilbeschrankten Bahnübergängen. Die
Bahn ist seit Jahren bemüht, gemeinsam mit den Stra-
ßenbauämtern niveaugleiche Bahnübergänge nach und
nach zu beseitigen und Straßenunter- oder -überfüh-
rungen zu bauen. Wenn nun an einem solchen Bahn-
übergang Autofahrer die Warnzeichen oder gar die
Halbschranke mißachten und es auf diese Weise zu
einem Unfall kommt, dann wird im Fernsehen und in
den anderen Medien suggeriert: Aha, schon wieder ein
Bahnunfall! Und wer ist verantwortlich? – Die Bahn.
Der Schwarze Peter wird letztlich immer automatisch
der Bahn zugespielt. Daß bei den meisten dieser Unfälle
Autofahrer, Radfahrer oder die anderen Verkehrs-
teilnehmer schuldig sind, tritt dabei oft in den Hinter-
grund.

Ich möchte ein drittes Beispiel zu dem Thema sich
häufender Unfälle bei der Bahn anführen. Es ist eine er-
hebliche Anzahl von Selbsttötungen zu verzeichnen –
das wurde hier schon gesagt –: 1 357 Selbsttötungen auf
den Gleisanlagen in einem Jahr, nämlich 1997. Bei je-
dem solchen Unfall und bei jedem solchen Vorfall wird
die Bahnstrecke gesperrt, werden Gegenstände der
Bahntechnik durch die Staatsanwaltschaft beschlag-
nahmt und untersucht, und es gibt erhebliche Auswir-
kungen auf den Verkehrsablauf. Was wird vermittelt? –
Die Bahn ist unzuverlässig; Unfälle bei der Bahn.

Wir müssen gegenüber den Medien deutlicher ma-
chen: Solche Unglücke können nicht der Bahn angela-
stet werden. Man muß hier also objektiver urteilen. Ich
denke, wir können von den Medien erwarten, daß über
solche Unfälle bei der Bahn nicht unter Sensati-
onsaspekten berichtet wird, sondern daß das Ganze ob-
jektiv betrachtet wird.

Meine Damen und Herren, die Bahn ist das sicherste
Verkehrsmittel. Die Unfallhäufigkeit beim Auto ist
26mal höher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wer suggerieren will, daß sich bei der Bahn die Unfälle
häufen, schadet der Bahn. Das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Das müssen wir zurückweisen. Die CDU/CSU-Fraktion
wird gemeinsam mit Ihnen von der Koalition diese Din-
ge richtig einschätzen.

Gleichermaßen muß ich folgenden Aspekt anspre-
chen.  Der Bundesverkehrsminister und der Bundesfi-
nanzminister seien von dieser Stelle aufgefordert: Ver-
schonen Sie die Bahn mit Haushaltskürzungen! Muten
Sie ihr keine Mehrbelastungen zu! Belasten Sie die
Bahn und die ÖPNV-Betriebe nicht mit der Ökosteuer!
Eine Mehrbelastung an dieser Stelle wird die Bahn nicht
unbedingt dazu veranlassen, für die Erhöhung der Si-
cherheit mehr als bisher zu tun.

Wir werden die Unfälle aufklären und aufarbeiten
und werden im Parlament darüber sprechen. Aber wir
sollten an dieser Stelle nicht über filigrane technische
Einzelheiten reden, die wir überhaupt nicht beurteilen
können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
letzte Rednerin in der Aktuellen Stunde hat die Kollegin
Annette Faße von der SPD-Fraktion das Wort.

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Weitere Ausführungen er-
übrigen sich!)

Annette Faße (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Eine Aktuelle Stunde geht zu En-
de, die keine Aktuelle Stunde war. Es gibt sicherlich
Aktuelle Stunden, die ihren Sinn haben. Diese war eine
unsinnige Aktuelle Stunde. Ich will jetzt nicht davon
sprechen, daß man die hier aufgeworfenen Fragen besser
an anderer Stelle gestellt hätte. Ich will ganz klar sagen:
Der PDS hat diese Aktuelle Stunde eigentlich nur klar-
gemacht, daß sie hier einsam und verlassen auf weiter
Flur ist, daß sich die Rednerinnen und Redner aller Par-
teien distanziert haben. Wenn dies das Ziel Ihrer Aktu-
ellen Stunde, Herr Wolf, gewesen war, dann muß ich
sagen: Sie haben das erreicht. Sie stehen einsam und al-
lein auf weiter Flur.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Für diese Diskussion war es der falsche Zeitpunkt
und der falsche Ort. Aber es handelte sich auch um ei-
nen falschen Ansatz und darum, daß gefährliche Speku-
lationen geäußert wurden. Spekulationen helfen uns
nicht weiter, sondern schaden. Das war die einmütige
Aussage aller, die geredet haben. Ich sage ganz deutlich
noch einmal: Es geht hier überhaupt nicht darum, irgend
etwas zu vertuschen oder irgendwelche Wahrheiten ge-
gebenenfalls irgendwo zu verstecken oder zu bestreiten.

Norbert Otto (Erfurt)
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Das wollen wir alle nicht. Denn das hilft nicht, in Zu-
kunft Unfälle zu verhindern.

Auch irgendwelche „unterschiedlichen Zwischener-
gebnisse“, wie Sie, Herr Wolf, das in Ihrem Antrag für
eine Aktuelle Stunde formuliert haben, liegen nach mei-
ner Kenntnis wirklich nicht vor. Sofern Ihnen weiterge-
hende Ergebnisse vorliegen, wären alle in diesem Hause,
die Ministeriumsvertreter eingeschlossen, sehr daran
interessiert, sie in schriftlicher Form zu bekommen. Es
wäre auch Ihre Pflicht, uns das, was Ihnen vorliegt, nicht
vorzuenthalten. Aber davon habe ich nichts erfahren.
Vielmehr sind wir auf dem Stand der Ausschußdrucksa-
che 25, der Ausschußberichte. Wir müssen jetzt die Un-
tersuchungen und ihre Endergebnisse abwarten. Sollten
Sie etwas anderes haben: her damit; aber dann in
schriftlicher Form und nicht in Form von Spekulationen.

Ich finde, diese Diskussion hier ist schlecht für die
Deutsche Bahn AG, schlecht für die von den Unglücken
Betroffenen und auch schlecht für die Bahnkunden. Im
Hinblick auf die Unfallopfer, deren Hinterbliebenen und
der vielen Helferinnen und Helfer vor Ort sollten wir
uns bewußt sein, in welcher Form wir eigentlich mit die-
sem schlimmen Unfall, dessen Bilder ständig vor unse-
ren Augen stehen, wenn wir darüber diskutieren, umge-
hen. Die heutige Diskussion war von Ihrer Seite her,
Herr Wolf, unwürdig.

(Zustimmung bei der SPD)

Meine Damen und Herren, nicht nur das Unglück von
Eschede, sondern auch die anderen Unglücksfälle müs-
sen aufgeklärt werden. Derartige Katastrophen müssen
in Zukunft vermieden werden. Darüber sind wir uns alle
vollkommen einig.

Mir ist überhaupt nicht klar, welche Verbindung Sie
in dieser Aktuellen Stunde eigentlich zwischen dem Un-
glück von Eschede und den anderen Unglücksfällen her-
stellen. In keinem Fall liegen Endergebnisse vor; eine
Verbindung ist überhaupt nicht herzustellen, obwohl ich
natürlich ganz deutlich sagen muß, daß jeder Unfall ein
Unfall zuviel ist.

Wir sollten uns aber auch davor hüten, den umwelt-
freundlichen und grundsätzlich zuverlässigen Verkehr-
sträger Bahn durch derartige Debatten in ein falsches
Licht und in die Nähe der Unzuverlässigkeit zu rücken
oder als besondere Gefahrenquelle für Leib und Leben
darzustellen. Vielmehr müssen wir die Bahn im Interes-
se der Benutzer und der Mitarbeiter dabei unterstützen,
die Aufklärung der Unfallursachen voranzutreiben, für
Abhilfe zu sorgen und Zweifel an dem für eine zu-
kunftsweisende Verkehrspolitik so bedeutsamen Ver-
kehrsträger Bahn zu beseitigen.

Meine Damen und Herren, wir werden uns in Zukunft
aber auch mit der Frage der Zugänglichkeit an den
Schienenwegen auseinanderzusetzen haben. Dieses für
die Zukunft so wichtige Thema muß in Zusammenarbeit
mit den Ländern, den Rettungsdiensten und Feuerweh-
ren angegangen werden.

Herr Wolf, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
PDS, Sie haben der Sache keinen guten Dienst erwiesen.
Ich fordere Sie auf, mit uns im Ausschuß sachlich und

korrekt darüber zu diskutieren, wenn die Zeit reif ist.
Heute war sie nicht reif.

Danke.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Liebe
Kolleginnen und Kollegen, die Aktuelle Stunde ist damit
beendet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung über den Stand von
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit und
über das Unfall- und Berufskrankheitengesche-
hen in der Bundesrepublik Deutschland 1997

– Unfallverhütungsbericht Arbeit 1997 –

– Drucksache 14/156 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuß für Gesundheit

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Gibt es da-
gegen Widerspruch? – Das scheint nicht der Fall zu sein.
Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erster
Redner der Kollege Konrad Gilges von der SPD-
Fraktion. Bitte, Herr Gilges.

Konrad Gilges (SPD): Herr Präsident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das Thema, das wir heute
zu beraten haben, sollte nicht unbedingt strittig debat-
tiert werden. Vielmehr sollten alle Fraktionen unbescha-
det ihrer politischen Grundsätze sich des Themas an-
nehmen, wie Unfälle am Arbeitsplatz und Berufserkran-
kungen verhütet werden können.

Grundsätzlich bewerte ich den Unfallverhütungsbe-
richt positiv; denn auf Seite 3 des Berichtes ist zu erken-
nen, daß durchgängig alle Unfall- und Erkrankungszah-
len rückläufig sind. 1997 gab es in der Bundesrepublik
rund 35,8 Millionen Erwerbstätige, 0,5 Prozent weniger
als 1996. Die angezeigten Arbeitsunfälle sind um 3,5
Prozent rückläufig, die tödlichen Unfälle um 7,9 Pro-
zent, die angezeigten Wegeunfälle um 7,8 Prozent, die
Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit um 5,4
Prozent, die anerkannten Berufskrankheiten um 3,5 Pro-
zent und die Todesfälle Berufserkrankter um 8,9 Pro-
zent.

Es gibt nur eine einzige negativ zu bewertende Zahl,
nämlich die der tödlichen Wegeunfälle. Deswegen habe
ich eine Frage an die Bundesregierung, die sie uns, wenn
sie heute hier nicht zu Wort kommt, noch im Ausschuß
beantworten kann.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist sie denn?)

Annette Faße
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– Die Bundesregierung ist hier durch Frau Kollegin Ma-
scher vertreten, die gerade in ein Gespräch verwickelt
ist. Die Zahl der tödlichen Wegeunfälle ist im Berichts-
zeitraum 1997 um sage und schreibe 5,1 Prozent gestie-
gen. Das ist der einzige Teil, wo es eine Steigerungsrate
gibt. Hierbei geht es immerhin um 885 Todesfälle.

Man kann diese Angabe nach ihrer Entstehung inter-
pretieren. Genaueres dazu habe ich im Bericht nicht ge-
funden. Man kann diese Angabe so interpretieren, daß
zum Beispiel die Verkehrsdichte gestiegen ist. Man
kann diese Angabe ebenfalls so interpretieren, daß die
Fahrzeuge, mit denen sich die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bewegen, unsicherer geworden sind.

Ich meine, daß die Bundesregierung in den nächsten
Jahren auf diesem Gebiet etwas tun muß. Wenn diese
Steigerungsraten beibehalten werden, dann sehe ich darin
das große Problem, daß in Zukunft, wie schon gesagt,
insbesondere die Anzahl der Wegeunfälle so erheblich ist,
daß sie alles das, was in der Entwicklung der Unfallver-
hütungsarbeit an Positivem stattfindet, konterkariert.

Ich möchte zum zweiten Punkt kommen, zur Frage
der Häufigkeit, einer entscheidenden Frage. Es geht dar-
um, in welchen Bereichen eigentlich die meisten Unfälle
stattfinden. Um das zu erfahren, muß man sich Seite 18
des „Unfallverhütungsberichts Arbeit 1997“ zur Hand
nehmen. Über der Statistik steht „Häufigkeit der ange-
zeigten Arbeitsunfälle je 1 000 Vollarbeiter bei den ge-
setzlichen Unfallversicherungsträgern im Jahre 1997“.
Wenn man sich diese Statistik anschaut, dann stellt man
fest, daß eine Berufsgenossenschaft am unteren Ende
der Tabelle liegt, nämlich die Bau-Berufsgenossen-
schaft Hamburg. Sie hat eine Quote von sage und
schreibe 134 angezeigten Arbeitsunfällen je 1 000
Vollarbeiter bei den gesetzlichen Unfallversicherungs-
trägern im Jahre 1997. Die Bau-Berufsgenossenschaft
Bayern und Sachsen liegt bei einer Quote von 105. Die
Bau-Berufsgenossenschaft Hannover liegt bei einer
Quote von 107. Danach kommt die Fleischerei-
Berufsgenossenschaft.

Ich stelle mir schlicht und einfach die Frage: Weshalb
hat gerade die Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg eine
solch hohe Unfallquote? Entweder stimmt etwas bei die-
ser Bau-Berufsgenossenschaft nicht, oder es stimmt et-
was nicht bei der Tätigkeit der Baufirmen in diesem Be-
reich. Irgend etwas ist nicht stimmig. Die Bundesregie-
rung und insbesondere diese Berufsgenossenschaft
müßten sich einmal bemühen, uns das zu erklären. Ist es
so, daß die Kolleginnen und Kollegen des Baugewerbes
in Hamburg öfter vom Baugerüst fallen und sich schwe-
re Verletzungen holen oder sogar tödliche Unfälle erlei-
den, als dies zum Beispiel bei der Bau-Berufs-
genossenschaft Wuppertal, also hier im Rheinland, der
Fall ist, die in der Statistik weit oben steht? Die Ham-
burger Zahlen sind schon gravierend.

Beim Lesen hat mich sehr beunruhigt, daß das auch
für Fleischer bzw. Metzger – wie sie in anderen Teilen
unseres Landes genannt werden – gilt. Sie sind nach wie
vor diejenigen, die am meisten gefährdet sind. Die Kol-
leginnen und Kollegen spotten immer: Ein Metzger, der
noch alle zehn Finger hat, ist noch nicht lange dabei. An
solch einer Aussage kann man sehen, was ich meine.

Ich möchte mich darüber nicht lustig machen; viel-
mehr möchte ich einfach die Tatsache herausstellen: Die
Kollegen in diesen Berufen sind überdurchschnittlich
gefährdet. Das gilt, nebenbei gesagt, auch für Holzar-
beiter. Die Quote der Holz-Berufsgenossenschaft hin-
sichtlich der Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle
liegt, von unten an gesehen, an neunter Stelle.

Das ist nicht sehr befriedigend. Ich bin der Meinung,
daß wir als Parlamentarier und auch die Bundesregie-
rung Gespräche mit diesen Genossenschaften führen
müssen, um zu erreichen, daß auch diese Genossen-
schaften hinsichtlich der Anzahl an Arbeitsunfällen in
Häufigkeitsbereiche hineinkommen, die für uns „erträg-
lich“ sind.

Ich möchte etwas zur Verteilung der tödlichen Un-
fälle sagen. Auf Seite 20 des „Unfallverhütungsberichts
Arbeit 1997“ ist eine Statistik, die mich sehr beunruhigt
hat. Bezogen auf das gesamte Jahr 1997 werden in der
Statistik 1 403 tödliche Unfälle aufgeführt. Von diesen
1 403 tödlichen Unfällen haben sich allein 1 004 bei den
Bau-Berufsgenossenschaften ereignet. Ich sage Ihnen:
Da stimmt etwas nicht. Ich kann mich nicht damit abfin-
den, daß Bauarbeiter – ich sage das nicht, weil ich einer
bin – besonders gefährdet sind. Es ist etwas nicht stim-
mig, und das muß erklärt werden. Wir müssen im Aus-
schuß nachfragen, warum – ich sage es noch einmal –
von 1 403 tödlichen Unfällen alleine 1 004 bei den Bau-
Berufsgenossenschaften zu finden sind.

Weiter möchte ich etwas zur Entwicklung der Be-
rufskrankheiten sagen. Wenn man sich zu diesem Punkt
die Statistiken in dem Bericht ansieht, stellt man fest,
daß es auch hier eine, wie ich finde, schlimme Ent-
wicklung gibt. Das gilt für die Hautkrankheiten. Die
Hautkrankheiten weisen – so wird in diesem Bericht
dargestellt – eine unerhört steigende Tendenz auf. Die
Zahl hat sich teilweise verdreifacht, wenn ich die Stati-
stik richtig interpretiere. Auch das ist nicht logisch und
muß nicht sein. In diesem Bereich muß also etwas ge-
schehen.

Wir hatten Erwartungen an die Verabschiebung des
SGB III, des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes.
Die Erwartungen waren, daß es den Berufsgenossen-
schaften, die ja nach dem Gesetz in die Vorbeugung mit
einbezogen sind, gelingen könnte, durch ihre Möglich-
keiten, vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen, die Zah-
len zu erniedrigen. Das ist nach meinem ersten Eindruck
auch erfolgt. Das heißt, diese Entscheidung hinsichtlich
der Bau-Berufsgenossenschaften, die ja lange umstritten
war, insbesondere bei den staatlichen Gewerbeaufsichts-
ämtern, hat sich als richtig erwiesen, da sich nach mei-
ner Einschätzung dadurch eine positive Entwicklung er-
geben hat.

Aber – das ist eine Forderung, die ich stelle –: Die
Bundesregierung muß unabhängig von dem gesetzlich
vorgeschriebenen Berichtsturnus in der Lage sein, uns
die Auswirkungen dieses Gesetzes insbesondere bei die-
ser Frage – ich komme nachher noch auf zwei weitere –
darzustellen. Ich sage es noch einmal: Die vorbeugende
Funktion der Berufsgenossenschaften hat sich bewährt.
Wenn ich Berufsgenossenschaften sage, dann meine ich
natürlich auch die anderen Unfallversicherungsbereiche.

Konrad Gilges
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Ich nenne die Berufsgenossenschaften einmal als Syn-
onym für alle Unfallkassen.

Auch die Gutachterberufung war ein strittiger Punkt
bei der Beratung. In der Vergangenheit war es so, daß
die jeweiligen Berufsgenossenschaften entscheiden
konnten, wer als Gutachter benannt werden konnte, un-
abhängig davon, ob die Interessen des jeweiligen Betrof-
fenen, des Versicherten, dabei Berücksichtigung fanden
oder nicht. Wir haben das nun geöffnet und eine Mitbe-
stimmungsmöglichkeit, eine Wahlmöglichkeit des Ver-
sicherten, das heißt der Arbeitnehmerinnen und der Ar-
beitnehmer, in das Gesetz hineingeschrieben. Das haben
wir gemeinsam getan. Ich betone, daß wir das hier ein-
stimmig beschlossen haben. Allerdings weiß ich nicht,
wie die Grünen damals abgestimmt haben; das habe ich
nicht mehr in Erinnerung.

Nun stellt sich die Frage, wie sich die Situation be-
züglich der Gutachter entwickelt hat. Hat sich eine Ent-
wicklung hin zu mehr Demokratie, zu mehr Mitbe-
stimmung in diesem Bereich ergeben? Oder sind die
Berufsgenossenschaften noch immer hartleibig – so war
unser Eindruck in der Debatte – und sind der Meinung,
daß der Versicherte nicht viel mitzureden hat? Letzteres
würde ich sehr bedauern und zu dem Schluß kommen,
daß wir das Gesetz in diesem Punkt korrigieren bzw.
den Interessen des Versicherten entgegenkommen müs-
sen.

Es gab noch einen dritten Punkt, der umstritten war –
Kollege Hans Büttner hat ihn immer wieder angespro-
chen –: die Frage des Datenschutzes. Wir müssen etwas
dazu hören, wie sich die Situation im Bereich des Da-
tenschutzes entwickelt hat und ob den Arbeitnehmer-
interessen in diesem Bereich Rechnung getragen worden
ist.

Ich will – weil ich nur noch eine Minute Redezeit
habe – zum Schluß kommen und noch zwei Punkte
ansprechen: Zum einen bin ich der Meinung, daß die
Bundesregierung einen Bericht zum Jugendarbeits-
schutzgesetz vorlegen muß, das in diesem Bericht
auch angesprochen wird. Es gibt ein neues Jugendar-
beitsschutzgesetz. Keiner weiß, wie es umgesetzt
wird. Das gilt insbesondere für die Kinderarbeits-
schutzverordnung, die seit anderthalb Jahren in Kraft
ist. Ich meine, wir müssen mehr Informationen im
Zusammenhang mit der weiteren Beratung dieses Ta-
gesordnungspunktes in den Ausschüssen zusammen-
tragen.

Abschließend möchte ich die Kostenfrage, die eine
große Rolle spielt, ansprechen. Es werden rund 23,5
Milliarden DM für die Folgen von Unfällen während der
Arbeit, auf dem Weg zur Arbeitsstätte usw. ausgegeben.
Das ist ein erheblicher Kostenfaktor für jedes Unter-
nehmen. Wenn die Zahl der Unfälle zurückgeht, wenn
Vorbeugung stattfindet, ist das nicht nur für die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen gut, es ist auch für das
Unternehmen gut, weil die Lohnnebenkosten dadurch
entscheidend gesenkt werden.

Die Beiträge zu den Unfallversicherungen sind ein
Kostenfaktor. Wenn wir dafür sorgen, daß diese Kosten
rückläufig sind, haben wir auch einen Beitrag dazu ge-

leistet, daß die Arbeitsplätze in der Bundesrepublik si-
cherer werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
PDS)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Als
nächster Redner hat der Kollege Gerald Weiß,
CDU/CSU, das Wort.

Gerald Weiß (Groß-Gerau) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Ar-
beitsschutz ist auf gutem Weg. Das geht aus dem Be-
richt, den die Bundesregierung dem gesetzlichen Auf-
trag entsprechend vorgelegt hat, einmal mehr hervor.
Der langfristige positive Trend mit der von Herrn Gilges
bereits erwähnten bedauerlichen Ausnahme der tödli-
chen Wegeunfälle, bei denen es nur in diesem Berichts-
jahr einen Anstieg gegeben hat, hat sich fortgesetzt.

Es gibt weniger Arbeitsunfälle, insbesondere weniger
tödliche Arbeitsunfälle, und eine rückläufige Entwick-
lung bei den Berufskrankheiten. Die Zahl der Arbeits-
unfälle – das ist ein langfristiger Trend – ist von 1960
bis 1997 von 2,7 Millionen auf 1,6 Millionen zurückge-
gangen, und das trotz stark gestiegener Zahl von Er-
werbstätigen. Die Unfallhäufigkeit ist aktuell auf den
niedrigsten Stand seit Bestehen der Bundesrepublik
Deutschland gesunken. Die Anzahl tödlicher Arbeitsun-
fälle ist in 35 Jahren um 60 Prozent zurückgegangen.

Das sind gute Nachrichten aus einem Kernbereich der
sozialen Ordnung. Aber wir müssen die guten Nach-
richten in der Zukunft mit noch besseren überholen;
denn jeder Arbeitsunfall – das ist sinngemäß in der vor-
hergehenden Debatte gesagt worden – ist einer zuviel,
und jede Berufskrankheit ist eine zuviel. Hände in den
Schoß legen gilt nicht.

(Beifall des Abg. Wolfgang Meckelburg
[CDU/CSU])

Die guten Nachrichten zum Arbeitsschutz sind nicht
wie Manna vom Himmel gefallen. Sie gehen auf das er-
folgreiche Zusammenwirken der Berufsgenossenschaf-
ten, der Selbstverwaltungskörperschaften, der gesetzli-
chen Unfallversicherung, der staatlichen Arbeitsschutz-
behörden, der Betriebe, der Arbeitnehmer und des Ge-
setzgebers zurück,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

wobei neben dem Bund, der hier gerade in den letzten
Jahren sehr viel getan hat, der Gesetzgeber Europäische
Union eine immer gewichtigere Rolle spielt.

(V o r s i t z : Vizepräsidentin Anke Fuchs)

Humanitäres und soziales Ziel und wirtschaftlicher
Vorteil stehen nicht in Konkurrenz zueinander, sondern
decken sich. Leben und Gesundheit der Beschäftigten in
der Arbeitswelt zu schützen ist auch betriebswirtschaft-
lich und volkswirtschaftlich klug.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Konrad Gilges
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Kaum eine Investition ist sinnvoller als die in Vor-
beugung und Arbeitssicherheit. Das läßt sich übrigens in
nüchternen Zahlen darstellen. 1960 haben die Unter-
nehmen an ihre gewerblichen Unfallversicherungsträger
einen Beitrag von 1,51 Prozent der Lohnsumme zahlen
müssen. Fast 40 Jahre später – 1997 – waren es trotz er-
heblicher Kostensteigerungen bei Renten und Rehabili-
tationsmaßnahmen nur 1,40 Prozent der Lohnsumme.
Der stabile und sogar sinkende Beitrag zur Unfallversi-
cherung – wo gibt es das sonst noch in der Sozialversi-
cherung? – bei gestiegener Versorgungsqualität ist ein
Teil der Erfolgsgeschichte der Unfallversicherung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Unfallversicherung wurde – wie viele Elemente
des Sozialstaates – durch den konservativen Revolutio-
när Bismarck begründet und erfuhr in der sozialen
Marktwirtschaft des Ludwig Erhard ihre noch heute
gültige Ausprägung.

Der Arbeitsschutz ist das klassische Feld der Sozial-
politik. Wir haben denen, die sich darum in den Gremien
bemühen, den Sicherheitsbeauftragten der Betriebe, den
Gewerbeaufsichtsbeamten, den engagierten Meistern,
Managern und Unternehmern, den Betriebsräten, den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Berufsgenossen-
schaften – sie heißen zwar immer noch technische Auf-
sichtsbeamte, aber sie sind doch moderne Dienstleister
und Berater für Arbeitssicherheit geworden – sowie
schließlich den Vertretern der Arbeitgeber und Gewerk-
schaften, für ihr Wirken zu danken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht der
Zufall stand bei der insgesamt positiven Entwicklung im
Arbeitsschutz Pate, sondern Selbstverwaltung und soli-
darische Verantwortung. Die Verankerung des Unfall-
risikoschutzes in der gesetzlichen Sozialversicherung ist
richtig; das gilt auch für die Zukunft. Richtig ist auch die
risikonah gegliederte Struktur der Unfallverhütung.

Was aber müssen wir tun, um auch morgen noch gute
Nachrichten aus dem Bereich des Arbeitsschutzes zu er-
halten? Rehabilitation geht vor Rente – dieses Motto
führte zu atemberaubenden Ergebnissen. Es wurde durch
medizinische Hilfe ein Maß an beruflicher Wiederein-
gliederung erreicht, von dem man früher nicht zu träu-
men gewagt hätte. Rehabilitation geht vor Rente – das
war der erste Schritt. Darüber hinaus muß jetzt gelten:
Prävention geht vor Rehabilitation. Die Ausgaben der
Unfallversicherungsträger für Prävention – zweifellos
ein unvollkommener Maßstab – betrugen im vergangen
Jahr 1,4 Milliarden DM. Der Kollege Gilges hat darauf
hingewiesen, daß die Gesamtausgaben 23,6 Milliarden
DM betrugen. Der Anteil für die Prävention macht einen
respektablen Betrag aus. Aber das ist ganz sicher noch
zuwenig.

Ich stelle dem ein Beispiel aus einem anderen Be-
reich, der Unfallversicherung der öffentlichen Hand, ge-
genüber: Eine Zahl von 1,6 Millionen Schul- und We-
geunfällen von Schülerinnen und Schülern im Jahre
1997 – dabei ist die Tendenz steigend – halte ich für
skandalös, hoch und auf Dauer nicht hinnehmbar. Le-
bensnotwendig – das kann man im buchstäblichen Sinne

sagen – sind deshalb verbesserte und wirksame Präven-
tionsmaßnahmen.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Weiß,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Schwaet-
zer?

Gerald Weiß (Groß-Gerau) (CDU/CSU): Ja.

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Es ist nett, Herr
Kollege, daß Sie mir in Ihrer ersten Rede eine Zwi-
schenfrage gestatten.

Finden Sie genauso wie ich, daß die Nichtpräsenz der
Bundesregierung unmöglich ist? Das ist eben ja schon
einmal angesprochen worden. Ich kann nämlich keinen
Vertreter der Bundesregierung im ganzen Plenarsaal
entdecken.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Gerald Weiß (Groß-Gerau) (CDU/CSU): Ich finde
es wie Sie, Frau Kollegin Schwaetzer, nachgerade stillos
und skandalös, daß dann, wenn hier über Arbeitsschutz,
ein Kernfeld der Sozialpolitik, geredet wird, von der
Bundesregierung niemand da ist. Ich halte das für skan-
dalös.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU –
Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das
hatten wir doch schon einmal!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Frau Kollegin
Schwaetzer, ich darf Ihnen zur Aufklärung sagen, daß
Frau Staatssekretärin Ulrike Mascher mich davon unter-
richtet hat, daß sie auf Grund der Verschiebungen der
Debattenzeiten aus dem Saal gehen mußte, um einen
Termin wahrzunehmen. Sie steht aber natürlich zur Ver-
fügung, und ich bitte sie hereinzukommen. Da sie es mir
ausdrücklich gesagt hat, bitte ich Sie darum, zu akzep-
tieren, daß sie auf Grund der Zeitverschiebungen heute
nicht dauernd anwesend sein kann. Jetzt ist Herr Staats-
sekretär Dr. Pick da, und Frau Ulrike Mascher kommt
sicherlich gleich wieder.

Herr Kollege, Sie dürfen fortfahren.

Gerald Weiß (Groß-Gerau) (CDU/CSU): Vielen
Dank, Frau Präsidentin. Diese Regierung scheint ja un-
unterbrochen im Gehen zu sein.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müssen
auch stärker an die Problembereiche herangehen, wie es
Herr Gilges getan hat. Den immer noch viel zu hohen
Unfallzahlen bei jungen Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen in der Landwirtschaft und in kleinen Betrieben
– das sind allesamt Problemsektoren – muß mit vorbeu-
genden Maßnahmen begegnet werden.

Herr Gilges hat den Problembereich Hauterkrankun-
gen angesprochen. Ich stimme ihm zu: Das sollte man

Gerald Weiß (Groß-Gerau)
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arbeitsmedizinisch untersuchen. Es gibt schwerste Fälle
von Hauterkrankungen und ganz wenige Anerkennun-
gen. Ich glaube, das müßte man näher beleuchten. Ich
schließe mich aus Zeitgründen einfach Ihren Ausfüh-
rungen an.

Ich sagte: Mehr Prävention ist notwendig. Woher die
finanziellen Mittel dafür nehmen? Wir haben 36 ge-
werbliche Berufsgenossenschaften, allein acht Baube-
rufsgenossenschaften.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten
[CDU/CSU]:Viel zu viele!)

Ich glaube, es wäre unsinnig, diese gegliederte Struktur
einzuebnen und das Kind mit dem Bade auszuschütten.
Aber ich glaube, daß für synergiestiftende Zusammen-
führungen von Berufsgenossenschaften sehr wohl Raum
ist.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]:Es wird höchste Zeit!)

Es wäre sinnvoll, in dieser Weise Effizienz zu steigern
und Ausgaben zu senken. Es gibt erfolgreiche Beispiele
für Fusionen, beispielsweise Schornsteinfegerberufsge-
nossenschaften. Damit deute ich es an: Man sollte die
Vereinigung risikoverwandter Berufsgenossenschaften
getreu dem Prinzip „Selbstverwaltung vor Staatszwang“
nicht per Gesetz oder Verordnung erzwingen;

(Beifall bei der CDU/CSU)

aber man sollte der Selbstverwaltung helfen und sie er-
muntern, diese Schritte zu gehen. Der Gesetzgeber hat ja
– auch dies ist eine kluge Norm – in § 118 des Sozial-
gesetzbuches VII Zusammenschlüsse auf freiwilliger
Grundlage intendiert. Selbstverwaltung vor Zwang: Wir
sollten Effizienzgewinne durch Strukturstraffung in der
Selbstverwaltung herbeiführen, um mehr für Prävention
tun zu können.

Heute geben die Unfallversicherungen 75 Prozent
ihrer Leistungen für Entschädigungen aus. Entschädi-
gungsleistungen gar nicht erst notwendig werden zu las-
sen, Schädigungen vorzubeugen, das ist der umfassende
Präventionsauftrag für die Zukunft, den das Sozialge-
setzbuch VII artikuliert. Das ist die Entwicklungsrich-
tung für die Zukunft: Synergien gewinnen aus Erspar-
nissen, die man durch Strukturverbesserungen erzielt,
mehr in Prävention investieren.

Im übrigen wissen wir, was die Arbeitnehmerinnen
und die Arbeitnehmer und die Betriebe an diesem er-
folgreichen Sozialversicherungszweig haben. Der vor-
liegende Bericht stellt es in hinreichender Deutlichkeit
dar. Wir nehmen ihn in der Überzeugung entgegen, daß
die guten Nachrichten von morgen im Arbeitsschutz
machbar sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Weiß,
das war Ihre erste Rede im Deutschen Bundestag. Ich
gratuliere Ihnen herzlich im Namen des ganzen Hauses.

(Beifall)

Ich kann Ihnen versichern, daß Frau Parlamentarische
Staatssekretärin Ulrike Mascher mit großer Aufmerk-
samkeit Ihrer Rede zugehört hat; sie ist wieder da.

Ich erteile das Wort nun der Kollegin Annelie Bun-
tenbach, Bündnis 90/Die Grünen.

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Eine Reihe wichtiger Fragen ist hier schon ange-
sprochen worden. Insbesondere der Kollege Gilges hat
Fragen aufgeworfen, mit denen wir uns im Ausschuß si-
cherlich in Ruhe auseinandersetzen werden und ausein-
andersetzen müssen.

Ich möchte heute zwei Gesichtspunkte aus dem Be-
richt aufgreifen: zum einen Prävention und Arbeits-
schutz, zum anderen das Problem der Berufskrankhei-
ten, insbesondere die Gutachterfrage.

Der Bericht weist – das ist vorhin schon von Herrn
Weiß angesprochen worden – einen Rückgang der Zahl
der Verdachtsanzeigen in bezug auf Berufskrankheiten
aus. Erfreulich ist das rein statistisch; in der Sache kann
es aber keineswegs beruhigen. Denn Statistiken bilden
schließlich keineswegs zwangsläufig die zugrundelie-
genden gesellschaftlichen Probleme angemessen ab. Das
haben wir gerade erst im Gesundheitsausschuß und im
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung festgestellt und
– das habe ich ausdrücklich unterstützt – bei Berufs-
krankheiten eine europäische Angleichung und Transpa-
renz in der statistischen Erfassung, aber auch in den Be-
gutachtungssystemen eingefordert.

Welche immense Verantwortung mit direkten Aus-
wirkungen auf viele Menschen wir als Politik beim
Thema Berufskrankheiten haben, wird bei dem Thema
Asbest greifbar. Fast die Hälfte aller in der Statistik
ausgewiesenen Todesfälle auf Grund einer Berufskrank-
heit sind auf Asbest zurückzuführen. Viel zu spät ist As-
best als Arbeitsstoff verboten worden, und viel zu lange
hat die Anerkennung als Berufskrankheit gedauert. Wie
haben die Menschen kämpfen müssen, wie ist ihnen
vorgehalten worden, sie seien doch selbst schuld, weil
sie auch noch rauchten, und ähnliche Zynismen mehr,
bis sie ihr Recht endlich erkämpft hatten!

Vielen mit anderen Krankheitsbildern ist dies nicht
gelungen. Allzuoft setzt sich hier das Denken vom Er-
gebnis her durch: Um Kosten zu vermeiden, wird es den
Betroffenen, die schon durch ihre gesundheitlichen Lei-
den schwer geschädigt sind, oft unglaublich schwerge-
macht, zu ihrem Recht zu kommen.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Richtig!)

Die Anerkennungsverfahren sind trotz unserer Versu-
che, im Rahmen der Reform des SGB VII wenigstens
die gröbsten Mißstände zu beseitigen, nach wie vor aus-
gesprochen bürokratisch und unwürdig. Der Kollege
Gilges hat das Problem angesprochen. Nach den Be-
richten, die uns vorliegen, haben die Betroffenen bei der
Benennung der Gutachter nach wie vor praktisch kein
Wahlrecht. Es existieren Listen von Gutachtern, die von
den Berufsgenossenschaften an die Gerichte gegeben
werden. Gutachter, die im Vertragsverhältnis zu Berufs-

Gerald Weiß (Groß-Gerau)
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genossenschaften stehen, werden als angeblich neutrale
Gutachter vorgegeben. Diese Praxis werden wir im Zu-
sammenhang mit der schon vereinbarten ersten Bilanz
der Umsetzung des neuen SGB VII im Ausschuß the-
matisieren, und hier werden wir eingreifen und ändern
müssen.

(Dr. Ilja Seifert [PDS]: Das wäre sehr wich-
tig!)

– Ja, ich glaube auch, daß das eine sehr wichtige Sache
ist.

Berufskrankheiten sind die Spitze des Eisbergs der
arbeitsbedingten Erkrankungen, die mit Arbeitslosigkeit,
Jobunsicherheit und Alltagsstreß in direkter Linie an-
steigen. Wir wollen die Krankenstände in den Betrieben
senken, indem wir nicht die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall kürzen und damit die Kranken bestrafen, son-
dern indem wir krankmachende Arbeitsbedingungen
verändern, und zwar unter Einbeziehung der Kollegin-
nen und Kollegen in den Betrieben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wieviel diese kankmachenden Arbeitsbedingungen
die Gesellschaft kosten, macht der Bericht dankenswer-
terweise deutlich. Wer diese Kosten vermeiden will,
muß in Arbeitsschutz und Prävention investieren.

Es ist schön, dabei auch mit dem Kollegen Weiß ei-
ner Meinung zu sein. Fast ein Drittel der betrieblichen
Ausfallkosten von zirka 90 Milliarden DM im Jahr und
ein großer Teil der Rehabilitationskosten entstehen
durch Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des
Bindegewebes. Ein großer Teil hiervon sind Rücken-
krankheiten. Gerade bei diesen Erkrankungen sind die
Chancen, sie durch Prävention zu vermeiden, hervorra-
gend.

Wir müssen den Arbeitsplatz viel stärker in die öf-
fentliche Diskussion über Gesundheits- und Umwelt-
schutz einbeziehen. Schließlich sind – auch das ist dem
Bericht zu entnehmen – nach Schätzungen aus Mitglied-
staaten der EU bis zu 40 Prozent der gesamten Erkran-
kungen in der Gesellschaft arbeitsbedingte Erkrankun-
gen.

Wir müssen den betroffenen Menschen selbst mehr
Möglichkeiten geben, die Verbesserung ihrer Arbeits-
bedingungen in die Hand zu nehmen, und zwar über
Gesundheitszirkel in den Betrieben, über mehr Mitbe-
stimmungsrechte, wie sie zum Teil über die Umset-
zung der EU-Richtlinien eröffnet werden, über die
Einbeziehung der Betriebsräte und Vertrauensleute.
Prävention und Arbeitsschutz kann man nicht gegen
die Kolleginnen und Kollegen oder über ihre Köpfe
hinweg erfolgreich umsetzen, sondern nur mit ihnen
gemeinsam.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich dem
Kollegen Dr. Kolb von der F.D.P.-Fraktion das Wort.

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Frau Präsidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sprechen hier
über einen Bericht, der – dies ist schon gesagt worden –
viele positive Signale sendet. Sämtliche relevanten Da-
ten sind rückläufig: die Zahl der schweren Arbeitsun-
fälle und der Arbeitsunfälle insgesamt und damit die
Zahl der hieraus resultierenden Rentenansprüche, aber
auch – ich denke, dies ist besonders positiv zu bewerten
– die Zahl der tödlich verunglückten Personen.

Der Bericht zeigt, daß der Arbeitsschutz in Deutsch-
land einen hohen Standard hat sowie hohes Ansehen und
weitverbreitete Akzeptanz in der Bevölkerung genießt.
Hierzu tragen die vielfältigen Bemühungen der Berufs-
genossenschaften und der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin, aber auch der verantwor-
tungsvolle und sensible Umgang der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer mit diesem Thema bei. Arbeitsschutz be-
wahrt aber nicht nur die Arbeitnehmer vor Schmerz und
Leid, sondern er ist auch aus ökonomischer Sicht durch-
aus sinnvoll. Den betrieblichen Aufwendungen stehen
Einsparungen, zum Beispiel durch entsprechende Re-
duktion bei krankheitsbedingten Aufwendungen, gegen-
über.

Es ist auch erfreulich, daß die Beitragsentwicklung,
zumindest bezogen auf die Lohnsumme, seit 1960 kon-
stant, ja sogar leicht rückläufig ist. Lag der Beitrag 1960
noch bei 1,51 DM pro 100 DM Lohnsumme, so sind es
heute 1,40 DM, mithin 2,4 Prozent des durchschnittli-
chen Stundenlohns.

Ich will noch einen Aspekt ansprechen, und ich hoffe
auch hier auf Konsens in diesem Hause; denn ich gebe
Ihnen recht, Herr Gilges: Wir sollten diesen Punkt nicht
strittig diskutieren. Wir sollten nicht übersehen, daß die-
ser qualitativ hochwertige Arbeitsschutz mit einer zu-
nehmenden Bürokratie und vor allen Dingen einem
Berg an Unfallverhütungsvorschriften erkauft wird,
der gerade – das ist mein Thema – die kleinen Unter-
nehmen zu ersticken droht.

(Beifall bei der F.D.P.)

Dort ist das Thema Berufsgenossenschaften mittlerweile
ein absolutes Reizthema geworden.

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: So ist es! Leider
wahr!)

Es ist ja wahr: Unzählige Unfallverhütungsvorschrif-
ten, viele eher auf die Bedürfnisse und Möglichkeiten
von Großunternehmen zugeschnitten, sind zu beachten.
In kleinen Unternehmen bleibt oft der Widerspruch zwi-
schen der Unfallverhütungsvorschrift, in der an alle
Eventualitäten gedacht ist, und den tatsächlichen Mög-
lichkeiten. Es ist vielfach gar nicht einmal böser Wille
des Unternehmers, sondern es ist oft einfach ein Infor-
mationsverarbeitungsproblem. Wer keinen einschlägi-
gen Stab hat, ist hier häufig überfordert. Solange nichts
passiert, ist alles okay. Aber wehe dem Unternehmer,
der in die Situation kommt, sich möglicherweise vor Ge-
richt rechtfertigen zu müssen. Was daraus resultiert, ist
ein im Mittelstand und gerade bei kleinen Unternehmen
verbreitetes dumpfes Gefühl, immer mit einem Bein im
Gefängnis zu stehen.

Annelie Buntenbach
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Ich denke, das ist eine Facette des Themas, der wir in
Zukunft größere Bedeutung beimessen müssen. Die Be-
rufsgenossenschaften müssen sich als Unfallversiche-
rungsträger im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und
der Landwirtschaft wieder stärker an den Erwartungen
und Möglichkeiten ihrer „Kunden“, also ihrer Mit-
gliedsunternehmen, orientieren und diesen weniger mit
dem Gehabe einer Behörde entgegentreten.

(Beifall bei der F.D.P.)

Insofern können die Berufsgenossenschaften sehr viel
von den Industrie- und Handelskammern lernen, die
unter dem zunehmenden Druck der Öffentlichkeit in den
letzten Jahren einen Lernprozeß durchgemacht haben.

Es ist zwar bereits in der Vergangenheit versucht
worden, auf die Bedürfnisse von Kleinunternehmen ein-
zugehen. Ich nenne etwa das Unternehmermodell, wo-
nach der Unternehmer die Belange des Arbeitsschutzes
nach einer entsprechenden Schulung selbst in die Hand
nimmt und überwacht. Außerdem gibt es externe
Dienstleister, die die entsprechenden Untersuchungen
im Betrieb anstellen. Ich höre aber auch immer wieder
von Unternehmen – ich kann diese Argumente durchaus
nachvollziehen –, daß diese Regelungen nicht der Weis-
heit letzter Schluß sein können. Zu bürokratisch, so ist
zu hören, zu teuer sei das Ganze.

Es gibt auch Branchen, zum Beispiel die Gastronomie
oder den Bereich der Friseure, die von einer durch-
schnittlichen Beitragsstabilität nur träumen können. Dort
sind die Beiträge überdurchschnittlich angestiegen.
Gerade im Fall der Gastronomie fällt es mir schwer,
hierfür einen einleuchtenden Grund zu erkennen. Man
kann das alles in einem Fünf-Minuten-Beitrag leider nur
anreißen.

Ich fasse zusammen: Wir haben ein erfreulich hohes
Niveau im Arbeitsschutz erreicht, das es zu halten gilt.
Aber wir müssen daran arbeiten, die momentan daraus
resultierende Bürokratielast der kleinen und mittleren
Unternehmen zu reduzieren. Für die F.D.P. kann ich hier
heute ankündigen, daß wir uns dieser Thematik im Sinne
einer Regelung, die die Belange der kleinen und mittle-
ren Unternehmen stärker als bisher berücksichtigt, an-
nehmen werden. Arbeitsschutz muß nicht zwangsläufig
synonym mit Bürokratie sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der F.D.P.)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort dem Herrn Kollegen Dr. Seifert, PDS-Fraktion.

Dr. Ilja Seifert (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Zahlen, die uns heute vorliegen,
klingen wirklich gut. Auch vieles von dem, was hier in
bezug auf die Prävention gesagt wurde, kann ich unter-
stützen. Ich möchte das, was zu diesem Punkt gesagt
wurde, nicht wiederholen.

Erlauben Sie mir, auch wenn hier alle gern konsen-
sual reden möchten, die Frage zu stellen: Was passiert

jemandem, den es getroffen hat, der einen Unfall hatte?
Da sieht es leider doch ein bißchen anders aus, als es
hier dargestellt wird. Ich nehme an, auch Ihnen liegt der
offene Brief des Verbandes arbeits- und berufsbedingt
Erkrankter vor, der im vergangenen Dezember an Ar-
beitsminister Riester geschrieben wurde. Dort steht – auf
über neun Seiten sehr deutlich ausgeführt –, daß die ge-
setzliche Unfallversicherung alles andere herstellt als
Waffengleichheit zwischen den Unternehmerinnen und
Unternehmern auf der einen Seite und den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern auf der anderen Seite, insbe-
sondere denjenigen, denen etwas passiert ist.

Die Begutachtung, bei der es darum geht, festzustel-
len, wer welche Leistung bekommt, wird doch von den-
jenigen gemacht – ich zitiere aus dem offenen Brief –,
die die „Böcke“ sind und nicht die „Gärtner“. Die Un-
fallversicherungsträger bestimmen ihre Gutachter
selbst. Kaum jemand – noch dazu, wenn er einen Unfall
hatte oder eine Berufskrankheit hat – ist in der Lage, zu
beweisen, daß der Unfall oder die Krankheit tatsächlich
auf die Berufstätigkeit zurückzuführen ist, weil keiner
von ihnen – es handelt sich um Arbeiterinnen und Ar-
beiter – die entsprechende juristische und sonstige Aus-
bildung hat, die die Gutachter haben. Hier muß schnell-
stens eine wirkliche Veränderung eingeleitet werden,
damit wenigstens so etwas ähnliches wie Waffengleich-
heit hergestellt wird und nicht automatisch unterstellt
wird, daß jeder, der eine Berufskrankheit anmeldet, der
einen Unfall meldet, ein Betrüger ist.

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, daß
ausdrücklich gefordert wird, die Unfallmeldeformulare
nicht durch angebliche Entbürokratisierung so zu verän-
dern, daß am Ende überhaupt nicht mehr festzustellen
ist, was eigentlich passiert ist, weil alle relevanten
Punkte, die zugunsten des Versicherten sprechen könn-
ten, gar nicht mehr erfragt werden.

Insofern bitte ich die Bundesregierung ganz ein-
dringlich, die Vorschläge des Verbandes arbeits- und
berufsbedingt Erkrankter zu berücksichtigen. Das
sollte nicht auf die lange Bank geschoben werden.
Dann kann es sein, daß die Zahlen, die uns demnächst
vorgelegt werden, etwas höher sind als die derzei-
tigen. Das läge daran, daß sich mehr Leute trauen,
einen Arbeitsunfall zu melden. Dann wird es aber
auch so sein, daß die Betroffenen nicht mehr ganz so
schlecht dastehen. Ich hoffe, daß wir da gemeinsam
vorankommen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS sowie des Abg. Hans-
Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 14/156 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen.

Dr. Heinrich L. Kolb
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Nor-
bert Geis, Ronald Pofalla, Dr. Jürgen Rüttgers,
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Vereinfachung des zivilgerichtlichen
Verfahrens und des Verfahrens der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit

– Drucksache 14/163 –

Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuß

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. – Ich hö-
re keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem das
Wort dem Kollegen Geis, CDU/CSU-Fraktion.

Norbert Geis (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir legen einen Ge-
setzentwurf vor, den wir im letzten Sommer, in der
letzten Legislaturperiode im Bundestag verabschiedet
hatten, der im Bundesrat aber gescheitert ist. Er ist im
Bundesrat deshalb gescheitert, weil die Länder mit der
Öffnungsklausel, die wir in dem damaligen Entwurf
vorgesehen hatten, nicht einverstanden waren. Diese
Öffnungsklausel hätte den Ländern die Möglichkeit ge-
boten, Aufgaben des Registergerichtes auf die IHK und
die Handwerkskammern zu übertragen. Damit waren die
Länder nicht einverstanden. Wir bedauern dies. Wir
halten dieses Nein für falsch. Wir sind der Auffassung,
daß es richtig gewesen wäre und nach wie vor richtig ist,
Aufgaben des Staates dort, wo es möglich ist, in die
Verantwortung von mehr privaten Händen zu übertra-
gen. Aber dies war und ist nach wie vor nicht möglich.

Um keine Ablehnung zu provozieren, sehen wir diese
Öffnungsklausel in dem Entwurf, den wir heute vorle-
gen, nicht vor. Wir halten nämlich den Entwurf, den wir
in vielen Gesprächen in der letzten Legislaturperiode
behandelt haben – dabei sind wir zwischen den Parteien
über die Koalitionsgrenzen hinweg zu einem großen
Konsens gelangt –, für dringend erforderlich.

Die Länder drängen uns, etwas für die Entlastung
der Justiz zu tun. Sie haben deshalb schon am 18. Okto-
ber 1996 im Bundesrat beschlossen, einen entsprechen-
den Gesetzentwurf im Bundestag einzubringen. Dabei
haben sie den Bundestag gebeten, alles zu tun, um die
Justiz zu entlasten.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Warum habt Ihr es
nicht gemacht?)

– Herr Hartenbach, wir hatten ja diesen Entwurf, so wie
ihn die Länder wollten, im Bundestag verabschiedet. Er
hat ja hier eine Mehrheit gefunden, und es war überhaupt
nicht vorauszusehen, daß die Länder in ihrer Ablehnung
der Öffnungsklausel so weit gehen würden, diesen Ent-
wurf nicht anzunehmen. Das war so nicht vorauszusehen.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Herr Geis, Sie er-
zählen reinen Unfug! Das ist Geschichtsklitte-
rung!)

– Nein. Woher sollten wir wissen, daß die Länder ihren
eigenen Entwurf ablehnen, den wir, als er schon im Bun-
destag eingebracht war, im Bundesrat noch zusammen
mit Ländervertretern diskutiert haben, wobei es gelungen
ist, die Eckpunkte der Ländervorstellungen durchzuset-
zen? Wie sollten wir davon ausgehen, daß die Länder we-
gen dieser Öffnungsklausel, die ich vorhin beschrieben
habe, diesen ganzen Entwurf an die Wand fahren lassen?

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]: Völlig unverständlich!)

Kein Mensch konnte davon ausgehen.

(Lachen des Abg. Alfred Hartenbach [SPD])

Dann ging dieser Entwurf in den Vermittlungsaus-
schuß. Dort ist er leider nicht mehr behandelt worden.
Deswegen legen wir jetzt diesen Entwurf vor.

Wir bitten Sie, diesen Entwurf in der Fassung, die wir
in der letzten Legislaturperiode gemeinsam erarbeitet
haben, jetzt mit uns zu verabschieden. Ich wiederhole:
Wir haben jetzt auf die Öffnungsklausel verzichtet, weil
uns das Anliegen, die Justiz draußen zu entlasten, sehr
wichtig ist, und weil wir meinen, daß die Länder hiermit
ein wirklich wichtiges Anliegen vertreten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Anliegen der Länder ist erst einmal die Schaf-

fung der Einzelrichter. Dem sind wir nachgekommen.
Wir wollen in diesem Entwurf die Einführung der origi-
nären Zuständigkeit des Einzelrichters bis zu einem
Streitwert von 30 000 DM. Das umfaßt etwa 60 bis 70
Prozent der beim Landgericht eingehenden Verfahren.
Diese können jetzt vom Einzelrichter erledigt werden.
Wir sind der Auffassung – der wir schon vor einem hal-
ben Jahr gewesen sind –, daß dies notwendig ist, um die
Justiz zu entlasten.

Gleiches gilt für das Berufungsverfahren. Auch hier
wird das Einzelrichterprinzip insofern verstärkt, als die
Berufungskammern dem Einzelrichter mehr zuweisen
können.

Wir haben allerdings den Vorstellungen des Bundes-
rates widersprochen, die Berufungssumme von 1 500
DM auf 2 000 DM zu erhöhen. Darin sind wir dem
Bundesrat nicht gefolgt. Wir sind der Auffassung, daß es
dadurch im unteren Streitwertbereich nicht zu einer
Rechtsangleichung kommt, die dann erfolgt, wenn ein
solcher Rechtsstreit vor die Berufungskammer geht.
Dann gibt es schon eher eine Rechtsangleichung, eine
Übereinstimmung in der Rechtsprechung, als wenn es
nur von dem einen oder anderen Amtsgericht – mögli-
cherweise unterschiedlich – entschieden wird. Dann
kommt es auch nicht zu einer Fortbildung des Rechts.
Deswegen sind wir bei einer Beschwerdesumme von
1 500 DM verblieben.

Einer der wichtigsten Punkte dieses Entwurfes ist das
obligatorische Schlichtungsverfahren. Auch hier sind
wir uns alle einig, daß wir es einführen müssen. Das
Streitverhalten in Deutschland ist von zunehmender
Rechthaberei bei gleichzeitiger Unfähigkeit, Konflikte
im gütlichen Weg zu regeln, gekennzeichnet.

(Ludwig Stiegler [SPD]: Fast wie hier!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs
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Dem setzen wir das Schlichtungsverfahren entgegen.
Wir hoffen, daß dieses Schlichtungsverfahren im Be-
wußtsein der Bevölkerung verankert wird und daß es auf
diese Weise zu Schlichtungen außerhalb des streitigen
Verfahrens vor Gericht kommt. Wir legen diesem
Schlichtungsverfahren große Bedeutung bei. Wir sind
der Auffassung, daß es dabei auch zu einer ganz erhebli-
chen Entlastung der Justiz kommen wird.

Die Länder drängen uns nicht so sehr deshalb zu
Entlastungsmaßnahmen, weil die Zahl der Verfahren vor
den Amtsgerichten und Landgerichten gestiegen ist –
diese Zahl hat sich auf einem hohen Niveau eingepen-
delt –, sondern deshalb, weil inzwischen gesetzliche
Maßnahmen in Kraft getreten sind, die die Justiz sehr
stark belasten. Ich nenne nur das Betreuungsrecht und
das Insolvenzrecht.

Als wir das Insolvenzrecht im Jahre 1994 beschlos-
sen haben, haben wir den Ländern signalisiert: Wenn
das Insolvenzrecht am 1. Januar 1999 in Kraft treten
wird, werden wir im Bundestag ebenfalls ein Gesetz
verabschiedet haben, das die Justiz entlastet. Wir haben
unser Ziel aus den von mir genannten Gründen nicht er-
reicht. Sie, Herr Hartenbach, mögen diesen Punkt anders
sehen. Aber eines können Sie doch nicht übersehen: Wir
wollen zusammen mit Ihnen die Justiz entlasten. Warum
sollen wir uns streiten, wo wir uns doch in der letzten
Legislaturperiode zu einem gemeinsamen Standpunkt
zusammengefunden haben?

Lieber Herr Hartenbach, den Stein des Anstoßes ha-
ben wir aus unserem Entwurf herausgenommen. Sie
mögen mir jetzt vorwerfen: Warum habt ihr ihn nicht
schon vor einem halben Jahr herausgenommen?

(Alfred Hartenbach [SPD]: Genau das ist mei-
ne Frage!)

Darauf habe ich Ihnen schon die Antwort gegeben.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Selbsterkenntnis!)

– Sie mögen diesen Sachverhalt anders sehen. – Da
wir aber diesen Stein des Anstoßes aus dem Entwurf
herausgenommen haben, dürfte doch für Sie die
Möglichkeit bestehen, mit uns zusammen diese Entla-
stung zu beschließen, über deren Grundzüge wir uns
einig sind.

Nur weil die Opposition schneller ein Gesetz vorlegt,
darf es doch nicht sein, daß die Regierungsparteien sa-
gen: Nein, der Opposition gönnen wir keinen Stich; wir
wollen die Entlastung im Zusammenhang mit der Re-
form des Gerichtsaufbaus regeln. In diesem Punkt haben
wir große Bedenken. Diese Reform wird längere Zeit in
Anspruch nehmen, weil wir längere Zeit beraten müs-
sen. Im übrigen sind die Entlastungsmaßnahmen, die wir
jetzt vorsehen, zu einem großen Teil unabhängig von
dem Aufbau der Gerichte.

Deshalb bin ich der Meinung: Sie können im Aus-
schuß mit uns zusammen diesen Gesetzentwurf beraten
und auch beschließen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun hat das Wort
der Kollege Alfred Hartenbach, SPD-Fraktion.

Alfred Hartenbach (SPD): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Es hätte nur noch gefehlt,
Herr Geis, daß ich eben ob Ihrer wirklich dramatisch
traurigen Rede geweint hätte.

Ich bin bisher immer davon ausgegangen, daß insbe-
sondere Rechtspolitiker eine redliche und anständige
Parlamentsarbeit machen. Seitdem Sie aber auf den Op-
positionsbänken sitzen, habe ich in diesem Punkt ganz
erhebliche Zweifel. In der vergangenen Woche haben
Sie nämlich das lieblos hingeflohte DNA-
Feststellungsgesetz eingebracht. Ihr Gesetz zur Telefon-
überwachung war fachlich total unqualifiziert.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/CSU]:
Protest!)

Heute legen Sie nun diesen Gesetzentwurf vor. Zu-
nächst habe ich gedacht, es muß ja etwas Vernünftiges
herausgekommen sein, weil ich daran mitgearbeitet ha-
be. Aber als ich den Entwurf las, habe ich festgestellt,
daß dieser Entwurf nur blinden Aktionismus enthält.
Beim Urheberrecht würde man von Produktpiraterie
sprechen, die Sie betrieben haben. Sie können noch
nicht einmal vernünftig fälschen.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: O je!)

Schauen wir uns einmal an, was Sie geschrieben ha-
ben. Auf Seite 1 heißt es: „Der vom Rechtsausschuß be-
schlossene Gesetzentwurf…“ Wann hat sich denn der
Rechtsausschuß mit Ihrem Entwurf beschäftigt?

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Der Rechtsaus-
schuß der vergangenen Legislaturperiode!)

– Bleiben Sie einmal ganz ruhig; sonst verschlucken Sie
sich noch an Ihrer großen Zunge. – Auf der nächsten
Seite steht geschrieben:

Darüber hinaus sieht der vom Ausschuß beschlos-
sene Gesetzentwurf folgendes vor: ... Übertragung
der Antragstellung bei Erbscheinen auf Notare.

Diesen Punkt haben wir doch nur aufgegriffen, um Ih-
rem verehrten Kollegen Eylmann ein Geschenk bei sei-
nem Abschied nach der 13. Legislaturperiode zu ma-
chen. Heute ist dieser Punkt in Ihrem Gesetzentwurf
doch nicht mehr enthalten. So etwas Hingeflohtes!

Nun schaue ich den größten Übeltäter an. Dieses Ge-
setz hätte in der vergangenen Legislaturperiode längst
verabschiedet sein können, wenn Funke und Goll, Mi-
nister in Baden-Württemberg, nicht ihrem liberalen Ak-
tionismus, „alles privatisieren“, gefolgt wären.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Lassen Sie sich
doch einmal eine andere Formulierung als
„Aktionismus“ einfallen!)

– Nun hören Sie einmal zu, Herr Geis. Ich habe Angst,
daß Sie einen Herzinfarkt bekommen.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Die Angst habe
ich bei Ihnen!)

Norbert Geis
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Außerdem sagen Sie nun heute: Wir konnten doch
nicht ahnen, daß die Länder

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]: So dumm waren!)

das zurückweisen. Wir haben – teilweise stundenlang –
zusammengesessen. Ihre Einsicht ging gegen Null. Alle
Sachverständigen im Rahmen der entsprechenden Anhö-
rungen haben Ihnen gesagt, das sei Unfug, außer Herr
Schoser vom DIHT, der bestens eigene Interessen ver-
treten hat. Das haben die Ländervertreter gesagt, außer
Herr Goll aus Baden-Württemberg und Herr Leeb, der
von seinem Bayern-Ayatollah in die Pflicht genommen
wurde.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Haben Sie nicht
bessere parlamentarische Ausdrücke parat?)

Die haben Ihrem Vorhaben zugestimmt.

Sie haben ein halbes Jahr lang die Modernisierung
des Handelsregisters bei den Amtsgerichten verhindert.
Das müssen Sie verantworten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nun bin ich wieder ganz ruhig und sachlich.

(Zuruf von der SPD: Das hat gesessen!)

– Es muß ja hier einmal ein bißchen Leben hereinkom-
men angesichts dessen, was Sie von der Opposition für
einen Blödsinn erzählen.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Jetzt geht es aber
zu weit! – Ludwig Stiegler [SPD]: Alfred, sa-
ge Tiefsinn!)

Wir wissen, daß die ordentliche Gerichtsbarkeit stark
belastet ist. Wir wissen, daß das einerseits an der Kom-
plexität der Verfahren und andererseits an steigenden
Eingangszahlen seit der deutschen Vereinigung, die sich
mittlerweile auf hohem Niveau eingependelt haben, so-
wie nicht zuletzt an den neuen Aufgaben, die die Justiz
bekommen hat, liegt. All dies wissen wir.

Was hat der Gesetzgeber – 16 Jahre lang hauptsäch-
lich durch CDU/CSU und F.D.P. vertreten – getan?

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie tun gar
nichts!)

Alles, was man getan hat, war ein Herumdoktern an den
Symptomen. An die Wurzel ist man nicht herangegan-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im Gegensatz zu den meisten von Ihnen habe ich lange
in der Praxis gearbeitet.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das haben wir
auch!)

Ihr 1991 beschlossenes erstes Justizentlastungsgesetz
hat absolut nichts gebracht.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Lesen Sie einmal
die Reden, die die SPD dazu gehalten hat!)

Es lief darauf hinaus, daß die Gerichte weiterhin auf ho-
hem Niveau belastet blieben, weil es überhaupt keine
einschneidenden Erleichterungen gebracht hat. Aber es
ist auch darauf hinausgelaufen, daß eine Justizverdros-
senheit aufgetreten ist.

Was geschah denn? Ständig wurden die Streitwerte
erhöht. Ständig wurden die Berufungssummen erhöht.
Das führte dazu, daß Amtsrichter mittlerweile Prozesse
führen müssen, die von ihrer Schwierigkeit her gar nicht
mehr in den Bereich des Amtsgerichts gehören. Wir
wissen, daß die Erhöhung der Berufungssummen teil-
weise zu einer gewissen – ich will es einmal so nennen –
Verwilderung der Sitten geführt hat und dazu, daß im-
mer mehr Menschen den Weg nach Karlsruhe gehen,
weil sie zu wissen glauben, daß ihre Rechte vor den or-
dentlichen Gerichten nicht in vernünftigem Maße wahr-
genommen werden.

Wenn wir etwas tun, dann muß es eine Reform sein,
die aus einem Guß ist. Ich bin froh, daß Herr Pick dar-
über nachher noch sprechen wird. Da kann ich mir wei-
tere Ausführungen ersparen.

Da wir wissen, daß die jetzige Regierung bzw. die Ju-
stizministerin mit ihren befähigten Beamtinnen und Be-
amten und die Koalitionsparteien, SPD und Bündnis
90/Die Grünen, noch in diesem Jahr einen vernünftigen
Entwurf vorlegen, der den Einstieg in eine große Ju-
stizreform bringt und der dann in seinen Grundzügen
wirkliche Erleichterungen auf allen Gerichtsebenen der
ordentlichen Gerichtsbarkeit und hier insbesondere auf
dem Gebiet, um das es in dieser Debatte geht, nämlich
auf dem Gebiet der Zivilgerichtsbarkeit, schafft,

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Da bin ich sehr
gespannt!)

sehen wir keine Notwendigkeit, die von Ihnen gefor-
derten Kleinigkeiten anzugehen.

Das Einzelrichterprinzip kann bereits überall ange-
wandt werden. Angesichts der wenigen Berufungsverfah-
ren wird das nicht den vorgesehenen Umfang an Erleichte-
rung bringen, haben uns die Länder gesagt. Die Vereinfa-
chung bei der Urteilsabfassung wird nicht die vorgesehene
Erleichterung bringen. Auch die in Ihrem Gesetzentwurf
geforderten Vereinfachungen hinsichtlich des Zulassungs-
verfahrens werden nicht die Erleichterungen bringen, daß
es gerechtfertigt wäre, hier und heute dieses von Ihnen –
ich nenne es einmal so – hingeflohte Werk – –

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Norbert Geis [CDU/CSU]:
Das haben Sie doch selber mitberaten!)

– Herr Kollege, lesen Sie doch einmal, was Sie gemacht
haben. Sie haben abgeschrieben, und zwar falsch; es ist
also nicht einmal richtig wiedergegeben.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten
[CDU/CSU]: Abschreiben können wir noch,
Herr Kollege!)

– Noch nicht einmal das können Sie. – Dieses Werk
werden wir nicht beraten.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Ihnen fällt nichts
Besseres mehr ein! Hören Sie auf! Das ist bes-
ser!)

Alfred Hartenbach
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– Herr Geis, ich mache mit Ihnen alles mit, wenn es nur
Sinn und Verstand hat, aber nichts, was wirklich nicht in
Ordnung ist.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Wenn Sie aber
keinen Verstand mitbringen, können wir nichts
machen!)

– Herr Geis, das ist doch jetzt in Ordnung.

Wir werden in den nächsten Tagen einen Gesetzent-
wurf in das parlamentarische Verfahren einbringen, der
den Ländern das gibt, was sie dringend brauchen,

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Aha!)

nämlich den Einstieg in die außergerichtliche
Streitschlichtung. Hiervon versprechen wir uns in der
Tat eine deutliche Erleichterung.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das steht doch
schon drin!)

– Sie glauben doch nicht, daß ich den Blödsinn mitbe-
schließe, den Sie da verzapft haben, oder?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Norbert Geis [CDU/CSU]:
Der kommt doch vom Bundesrat! – Weitere
Zurufe von der CDU/CSU)

– Ich nehme gern auch eine Rüge hin; das ist mir
egal. Wir werden uns schon wieder vertragen, keine
Angst.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Wie Sie
sich hier ausdrücken, von wegen „verzapfen“!
Das nehmen Sie zurück!)

– Moment mal, ihr Bayern zapft doch pausenlos, oder?

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun geht Ihre Rede-
zeit zu Ende, Herr Kollege.

Alfred Hartenbach (SPD): Wir werden das einbrin-
gen, weil wir wissen, daß es sich lohnt, auf diesem Ge-
biet etwas zu tun. Wir werden den Ländern, die guten
Willens sind und in denen das bezüglich der Vorausset-
zungen zum Teil schon sehr weit gediehen ist, die Chan-
ce geben, diese außergerichtliche Streitschlichtung ein-
zuführen. Dies ist ein guter und richtiger Weg.

Wir werden in einem weiteren Schritt die richterliche
Unabhängigkeit dadurch stärken, daß wir eine etwas an-
ders gefaßte Form des § 21 GVG einbringen werden, die
eine Präsidialverfassung vorsieht. Das ist unser Weg,
etwas richtig zu durchdenken,

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]: Etwas langsam denken!)

etwas neu anzugehen auf dem Weg in eine vernünftige
Justizreform. – Herr von Stetten, ich denke lieber etwas
langsamer, aber richtig – im Gegensatz zu Ihnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun hat das Wort
der Kollege Funke, F.D.P.-Fraktion.

Rainer Funke (F.D.P.): Frau Präsidentin! Ich bin Ih-
nen dankbar, daß Sie nicht gleichzeitig „der Übeltäter“
gesagt haben.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Die Präsidentin hat
sich allem zu enthalten, was nach einer Wertung aus-
sieht, Herr Kollege.

Rainer Funke (F.D.P.): Das ist sehr nett. Aber der
Kollege hat das so gewertet.

Ich bin ganz froh, daß durch diese Regelung mit dem
Handelsregister dieses fiskalisch ausgerichtete Gesetz
in der letzten Legislaturperiode nicht zustande gekom-
men ist. Ich begrüße es sehr, daß die Bundesjustizmi-
nisterin jetzt ankündigt, eine Justizreform aus einem
Guß zu liefern, und daß auf diese Weise die alte be-
kannte Fassung aus der 13. Legislaturperiode obsolet
wird. Wir wollen in der Justizpolitik nämlich keinen
Flickenteppich haben. Wir wollen eine Justizreform,
wenn sie denn notwendig ist, aus einem Guß. Wir wol-
len nicht, daß die Gerichte, die Anwälte und die Recht-
suchenden dauernd mit neuen Vorschlägen und mit neu-
en Organisationsformen verunsichert werden. Das hilft
der Justiz überhaupt nicht.

(Beifall bei der F.D.P. – Alfred Hartenbach
[SPD]: Der „Übeltäter“ zeigt Einsicht!)

Die Justiz ist zur Zeit mit der Insolvenzrechtsreform
beschäftigt. Sie muß in vielen Bereichen umorganisiert
werden. Wir sind mit Ihnen, Herr Kollege Hartenbach,
der Meinung, daß wir versuchen müssen, eine Justizre-
form aus einem Guß zu schaffen. Wir dürfen aber nicht
immer nur auf die Finanzminister hören, sondern wir
müssen auch auf unsere Justizminister und -senatoren
hören, auch auf unsere Bundesjustizministerin und na-
türlich auf die Justizpolitiker in diesem Hohen Hause.
Ich glaube, wenn wir das tun, kommen wir zu einem
vernünftigen Ergebnis.

An fiskalischen Gesichtspunkten ausgerichtete Geset-
ze für die Justiz sind immer schlecht. Wir müssen in er-
ster Linie an die Rechtsuchenden denken. Für viele
Rechtsuchende sind die zwei, drei Prozesse, die sie in
ihrem Leben haben, mit das Wichtigste. Dann erwarten
sie – dem sollte schon allein wegen des Rechtsfriedens
Rechnung getragen werden –, daß ordnungsgemäß
Recht gesprochen wird und die Rechtsmittel nicht ein-
fach verkürzt werden, so daß sie keine Möglichkeit ha-
ben, sich beispielsweise gegen Fehlurteile zu wenden.

Oberstes Gebot muß die Berücksichtigung der Be-
dürfnisse des Rechtsuchenden sein. Nach dem Rechtsu-
chenden müssen wir uns bei der Justizreform richten.
Wir wollen keinen Flickenteppich. Das gilt im übrigen
auch für die Frage von Schiedsmännern und -frauen, von
Schiedsstellen. Ich kann einem Bürger bei mir in Ham-
burg-Schnelsen, das 300 Meter von der schleswig-
holsteinischen Landesgrenze entfernt ist, schlecht erklä-

Alfred Hartenbuch
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ren, warum das vorgerichtliche Verfahren in Schnelsen
anders ist als in dem 300 Meter entfernten Bönningstedt.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]: Daran gewöhnen die sich!)

Ich glaube, auch dabei müssen wir zumindest Regelun-
gen finden, die kompatibel sind.

Wir werden uns also an folgenden Grundsätzen ori-
entieren:

Erstens. Wir werden grundsätzlich keiner Einschrän-
kung der Möglichkeiten des Rechtsschutzes für den
Bürger zustimmen.

(Beifall bei der F.D.P.)

Zweitens. Wir werden – nachdem wir das bereits in
der 13. Legislaturperiode getan haben – der ideenlosen,
weil schlichtweg von fiskalischen Interessen und fiskali-
schem Denken beherrschten Erhöhung von Streit-
und/oder Beschwerdewertgrenzen entgegentreten,

(Beifall bei der F.D.P.)

weil sie ebenso wie die Beschränkung der Rechtsmittel
die Interessen der Rechtsuchenden nicht berücksichtigt.

Drittens. Wir werden uns dafür einsetzen, daß der
Rechtsschutz vor Ort nicht noch weiter abgebaut wird.

(Beifall bei der F.D.P.)

Es darf jedenfalls nicht die Konsequenz der Justizreform
sein, daß die kleineren Amtsgerichte in den großen Flä-
chenländern geschlossen werden.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir brauchen eine bürgernahe Justiz; das gilt insbeson-
dere in den Flächenländern.

Viertens. Wir werden alle Vorschläge unterstützen,
die zum Ziel haben, die vielzitierten alten Zöpfe abzu-
schneiden und über pragmatische Novellierungen – wie
etwa bei der Änderung der Zustellungsvorschriften – zu
erreichen, daß die Justiz auch im 21. Jahrhundert ihre
Aufgaben erfüllen kann.

Grundsätzlich ist auch die Einführung der obligatori-
schen außergerichtlichen Streitschlichtung im Zivil-
verfahren zu begrüßen. Es darf aber, wie ich eben gesagt
habe, nicht wieder einen Flickenteppich von 16 unter-
schiedlichen Länderregelungen geben. Wir müssen Öff-
nungsklauseln erarbeiten, die praktikabel sind.

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir sind also nicht gegen Neuerungen. Sie sollten
aber möglichst aus einem Guß sein. Das Wort Justizre-
form soll man sich wirklich auf der Zunge zergehen las-
sen können.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort dem Kollegen Volker Beck, Bündnis 90/Die Grünen.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vielen
Dank, Herr Funke, für die Unterstützung der Grundge-
danken der Koalition zum Thema Justizreform.

(Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: Wir sind mitt-
lerweile Opposition, leider!)

– Sie haben aber unseren Grundüberlegungen beige-
pflichtet. Vielleicht haben Sie Herrn Funke, Ihrem Red-
ner, nicht zugehört und einfach so geklatscht.

Ich finde es begrüßenswert, daß Sie jetzt sagen:
Schluß mit dieser Rechtspflege-Entlastungsgesetz-
geberei ohne Sinn und Verstand, die Sie in den vergan-
genen Jahren mitgetragen haben. Ich finde es gut, daß
Sie daraus ausgestiegen sind und zu unserem Ansatz ja
sagen. Wir wollen eine Justizreform und wollen nicht
nur unter fiskalischen Gesichtspunkten, sondern auch
unter den Gesichtspunkten Bürgernähe, Bürgerfreund-
lichkeit und Sicherung der Rechtsstaatlichkeit an dieses
Thema herangehen.

Ich denke, eine solche Reform darf nicht nur zu Ein-
schnitten führen. Vielmehr muß sie sich an bestimmten
Punkten auch in Korrekturen im Sinne von mehr
Rechtssicherheit für die Bürger auswirken. Ich sage nur:
vereinfachtes Verfahren und die Frage der Streitwert-
grenze, ab der überhaupt eine Berufung möglich ist. Das
Karlsruher Bundesverfassungsgericht wird in diesen
Fällen inzwischen zur Revisionsinstanz, weil es keinen
anderen Zugang zu einer rechtlichen Überprüfung von
erstinstanzlichen Urteilen gibt. Auch diese Themen
müssen wir in diesem Zusammenhang beraten.

Der Gesetzentwurf der Union zu einem weiteren
Rechtspflege-Entlastungsgesetz im zivilrechtlichen
Bereich entspricht in weiten Teilen dem – das wurde
auch angesprochen –, was der Rechtsausschuß schon
einmal beraten hat. Ich kann gar nicht leugnen, daß er in
manchen Punkten durchaus besser ist als die Ursprungs-
fassung des Bundesrates und als die Beschlußempfeh-
lung des Rechtsausschusses, über die wir damals abge-
stimmt haben. Hätte die F.D.P. in den Beratungen der
letzten Legislaturperiode nicht nachgerüstet – Sie sind
ihr ja auf den Leim gegangen – und die Übertragung des
Handelsregisters auf die Industrie- und Handelskam-
mern in den Gesetzentwurf genommen, dann wäre er
wahrscheinlich nicht im Bundesrat gescheitert. Aber wir
hatten schon damals Kritik an dieser hektischen Gesetz-
gebungsmaschinerie geübt, obwohl wir einzelne Rege-
lungen durchaus akzeptabel fanden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir setzen diese Kritik jetzt um. Wir haben die Mehr-
heit; wir machen eine andere Rechtspolitik, nämlich eine,
die sehr viel gründlicher an diese Dinge herangeht. Ein bes-
serer Gesetzentwurf ist eben noch lange kein guter Ent-
wurf; das sieht man ganz deutlich an dieser Vorlage.

Der vorliegende Entwurf leidet an dem Mangel, daß
er den Gedanken einer grundlegenden Neuordnung des
zivilgerichtlichen Verfahrens außen vor läßt. Wir wer-
den dieses jetzt anpacken. Deshalb legen wir diesen
Entwurf schnell zu den Materialien zur Gesetzgebung,
zur weiteren rechtspolitischen Diskussion.

Rainer Funke
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Für Bündnis 90/Die Grünen ist die positive Beantwor-
tung der folgenden Frage entscheidend in bezug auf das
Thema Justizreform: Führen die Vorschläge zu einer bür-
gernahen und bürgerfreundlichen Justiz, die zeitnah ent-
scheidet, in überschaubaren Strukturen organisiert ist und
die die Unabhängigkeit der Gerichte in Organisation und
Verfahren garantiert? Daran werden wir unsere Position
in der Diskussion über dieses Thema orientieren.

Meine Damen und Herren, wir brauchen die Motiva-
tion und das Engagement der Richter, wenn wir die Ju-
stiz reformieren wollen. Aufbauend auf diesem Gedan-
ken wollen wir auch die Gerichtsverfassung ändern.
Noch bestehende Privilegien bestimmter Gruppen von
Richtern, etwa bei der Geschäftsverteilung oder im Prä-
sidium, wollen wir unter dem Gesichtspunkt der
Gleichwertigkeit der Richterämter überprüfen. Es gibt
auch einige vernünftige Vorschläge zur Demokratisie-
rung der Verfassung der Gerichte, die wir in diesem Zu-
sammenhang aufgreifen und diskutieren sollten.

Bündnis 90/Die Grünen befürworten auch ausdrück-
lich den Ausbau der außergerichtlichen Streitbeile-
gung. Deshalb haben wir in der Koalition auch verein-
bart, daß wir an diesem Punkt separat initiativ werden
wollen. Ich finde, wir sollten den Ländern die Möglich-
keit geben, in bestimmten Verfahren und bis zu einem
bestimmten Streitwert vorzuschreiben, daß einem erstin-
stanzlichen Verfahren obligatorisch ein Schlichtungsver-
fahren vorausgeht.

Hiervon darf man bei der Entlastung keine Wunder
erwarten. Das darf auch nicht der entscheidende Ansatz
sein. Vielmehr ist wichtig, daß gerade bei geringen
Streitwerten oftmals rechtsfremde Gründe für die Aus-
einandersetzung ursächlich sind. Hier kann ein Schlich-
ter, der juristisch ausgebildet ist, aber auch soziale
Kompetenzen im Bereich der Mediation gesammelt hat,
oftmals mehr Rechtsfrieden stiften als ein formales Ver-
fahren, und er kann damit auch verhindern, daß es zu
weiteren Verfahren kommt, die nur den Sinn haben, die
andere Partei zu ärgern.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten
[CDU/CSU]: Lauter Soziologen als Friedens-
richter!)

Deshalb werden wir diesen Gedanken aufgreifen und
ihn gesetzlich durchsetzen. Wir werden der Stümperei
der Rechtspflege-Entlastungsgesetze, die keinerlei
rechtspolitische Konzeption aufweisen, ein Ende ma-
chen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Norbert Geis [CDU/CSU]: Da sind wir einmal
sehr gespannt! – Dr. Wolfgang Freiherr von
Stetten [CDU/CSU]: Recht ist, was gefällt!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort der Frau Kollegin Dr. Kenzler, PDS-Fraktion.

Dr. Evelyn Kenzler (PDS): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist

unbestritten, daß die Arbeitsbelastung an erst-, aber auch
an zweitinstanzlichen Gerichten enorm zugenommen
hat, und zwar quantitativ durch die Übernahme neuer
Aufgabengebiete und steigende Zahlen der Eingänge,
aber auch qualitativ durch eine komplizierter werdende
Rechtsmaterie und durch die zunehmende Verrechtli-
chung vieler Lebensbereiche.

Diesen gewachsenen Anforderungen an die Justiz
kann man jedoch nicht dadurch wirksam gerecht wer-
den, daß man die ohnehin knappen Personalressourcen
zeitsparender einsetzt und Rechtsmittel zu Lasten der
Rechtsuchenden einschränkt. Solche Vereinfachungs-
und Beschleunigungsgesetze können, wie sich in der
Vergangenheit auch gezeigt hat, allenfalls kurzfristige
Erleichterungen bringen. Langfristig bewirken sie je-
doch das Gegenteil, da sie den grundsätzlichen Reform-
bedarf ein um das andere Mal zeitweilig verdecken. Die
Krise der Justiz verfestigt sich so jedoch zu einem Dau-
erzustand.

Es können nun einmal durch lediglich traditionelle
Entlastungsinstrumente keine einfachen Antworten auf
zunehmend kompliziertere, differenziertere, individuali-
siertere und technisiertere Fragen auch in der Justiz ge-
geben werden. Die Antwort hierauf kann nur eine
grundlegende, strukturorientierte Justizreform sein, die
das Strafensystem, die Rechtszüge und Rechtsmittel
ebenso umfaßt wie die außergerichtlichen Schlichtungs-
stellen, die Stellung ehrenamtlicher Richter und die in-
nere Gerichtshierarchie.

Ich stimme insofern Herrn Professor Dr. Hassemer,
Richter am Bundesverfassungsgericht, zu, der unlängst
nach einer kritischen Analyse des Zustandes der Justiz
einen „neuen Diskurs“ vorgeschlagen hat. Er schrieb in
der Deutschen Richterzeitung unter anderem:

Dieser Diskurs muß weit über die derzeit verhan-
delten Gegenstände hinausreichen, die immer kärg-
licher, verzagter und negativer geworden sind. Er
muß zu den Bereichen vordringen, aus denen die
Probleme stammen, unter denen wir leiden …

Einen solchen Diskurs brauchen wir nach meiner Mei-
nung ganz dringend.

Nun zu einigen Einzelfragen: Ich habe erhebliche Be-
denken gegen die Ausweitung des Einzelrichterprin-
zips, orientiert an der Höhe des Streitwertes bis ein-
schließlich 30 000 DM. Zum einen besteht die Gefahr
von Qualitätseinbußen in der Entscheidungsfindung.
Zum anderen ist auch nicht einsehbar, worin der tat-
sächliche Entlastungseffekt für den einzelnen Richter
bei gleichbleibenden und steigenden Verfahrenseingän-
gen bestehen soll. Bereits jetzt werden die einzelnen
Prozesse üblicherweise jeweils durch einen Richter des
Kollegiums vorbereitet.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das sind wenig-
stens Argumente, Herr Hartenbach! – Gegen-
ruf des Abg. Alfred Hartenbach [SPD]: Das
merke ich mir!)

Ich glaube auch, daß die vorgesehenen Änderungen
des Rechtsmittelrechts nicht die beabsichtigten Entla-
stungseffekte bringen werden, sondern tatsächlich nur

Volker Beck (Köln)
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Einschränkungen des Rechtsweges darstellen. Besonde-
re Gefahren in Richtung einer unzulässigen Beschnei-
dung sehe ich vor allem in der beabsichtigten Zurück-
weisung von Berufungen durch Beschluß ohne münd-
liche Verhandlung unter bestimmten Bedingungen, und
das insbesondere vor dem Hintergrund der permanenten
Arbeitsüberlastung vieler Richter. Hinzu kommt, daß
durch die vorgesehene Erweiterung des Absehens von
Entscheidungsgründen im Urteil die notwendige Tran-
sparenz und Verständlichkeit gerichtlicher Entscheidun-
gen empfindlich leiden würden.

In einem Punkt möchte ich jedoch auch Zustimmung
signalisieren, und zwar bei der Öffnungsklausel, die es
den Ländern gestattet, entsprechend ihren jeweiligen
Bedingungen ein obligatorisches vorgerichtliches
Schlichtungsverfahren einzuführen. Eine freiwillige
außergerichtliche Vereinbarung zwischen Streitparteien,
die auf einem Ausgleich der beiderseitigen Interessen
beruht, ist eher dazu geeignet, eine dauerhafte Befrie-
dung herbeizuführen, als eine gerichtliche Entscheidung
zugunsten einer Partei. Sie trägt auch dazu bei, eigene
Konfliktlösungsmöglichkeiten und -strategien zu ent-
wickeln, was zudem für alle Seiten kostengünstiger ist.
Die außergerichtliche Streitbeilegung ist nach meiner
Meinung ein ausbauwürdiges Zukunftsmodell und sollte
deshalb auch einer der Eckpunkte einer modernen Ju-
stizreform sein.

Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich dem
Kollegen von Stetten, CDU/CSU-Fraktion, das Wort.

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wie schön, daß wir
eigentlich alle eine Justizreform wollen.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Ihr nicht!)

Wir hätten schon einen Teil „abgevespert“, wie man bei
uns im Süden sagt, und die Bestimmungen des vorlie-
genden Gesetzentwurfes könnten längst in Kraft sein,

(Alfred Hartenbach [SPD]: Wenn ihr nicht
gewesen wärt! Ohne euch wäre vieles leich-
ter!)

wenn nicht bei der Sitzung des Vermittlungsausschusses
im August 1998 – lieber Herr Hartenbach, Sie waren
dabei – die Vertreter der SPD mit dem Betonkopf Har-
tenbach an der Spitze sowie die der SPD angehörenden
Landesjustizminister diesen Gesetzentwurf blockiert und
damit abgeschmettert hätten,

(Ludwig Stiegler [SPD]: Wenn euch die F.D.P.
nicht am Nasenring herumgeführt hätte!)

nur weil wir eine vernünftige Bestimmung aufgenom-
men hatten, nach der freiwillig, ohne Zwang und jeweils
auf die Länderinteressen zugeschnitten der Versuch ge-
startet werden sollte, das Handelsregister auf die Indu-

strie- und Handelskammern, Handwerkskammern oder
eine gemeinsame Einrichtung zu übertragen.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Das wäre der gigan-
tischste Fehler des Jahrhunderts gewesen!)

Wegen einer vernünftigen Regelung, die als Aufhän-
ger zum Blockieren diente, ist der Gesetzentwurf nicht
in Kraft getreten. Lieber Herr Hartenbach, ich habe es
schon einmal gesagt: Sie waren der Hauptblockierer,
während der Herr Geis ständig Brücken zu bauen ver-
sucht hat. Das ist uns damals aber nicht gelungen.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Das waren Eis-
schollen, die er uns gebaut hat!)

Nun wissen wir, daß sich die Betonmeinung nicht ge-
ändert hat, so daß wir diese Vorschläge im vorliegenden
Gesetzentwurf nicht mehr aufgenommen haben. Wir
wollen mit dieser Vorlage erreichen, daß die Länder
schnell und wirksam Kapazitäten im Justizwesen, insbe-
sondere bei den Gerichten, freibekommen, um die Auf-
gaben der am 1. Januar in Kraft getretenen Insolvenz-
ordnung und des neuen Betreuungsrechts ohne Engpässe
und Staus bewältigen zu können.

Die neue Regierung, insbesondere Frau Herta
Däubler-Gmelin, aber natürlich auch Sie, verehrter Herr
Justizstaatssekretär, Kollege Pick, sollten uns dankbar
sein, daß wir Ihnen hier die Arbeit abgenommen haben
und den Gesetzentwurf schnell und ohne Zaudern auf
den Tisch legen, der von Ihnen seinerzeit – Herr Harten-
bach, ich betone das noch einmal – weitgehend mit be-
schlossen worden war. Wir sind dabei richtigerweise
davon ausgegangen – das zeigt sich auch heute wieder –,
daß Sie im Ministerium durch Neuorganisation und
Neuverteilung von Kompetenzen dazu zeitlich einfach
noch nicht in der Lage waren.

Wir treten für die Interessen der Länder ein

(Alfred Hartenbach [SPD]: Das fällt Ihnen
aber sehr spät ein, Herr von Stetten!)

und haben weitgehend auch deren Wünsche berücksich-
tigt. Einige Details, die in der Praxis wichtig sind,
möchte ich nennen: Wirksame Gerichtsstandsvereinba-
rungen können getroffen werden. Ein Richter, der beim
Amtsgericht abgelehnt wurde, mußte in der Vergangen-
heit eine Entscheidung des Landgerichts oder des Ober-
landesgerichts herbeiführen; nun macht das ein Kollege
am Gericht selbst. Die Kostenentscheidungen, die oft
langwierige Rechtsmittel nach sich zogen, wurden inso-
fern vereinfacht, als einer Entscheidung gemäß § 91 a
ZPO keine sofortige Beschwerde mehr folgen kann,
wenn insbesondere im Hauptverfahren ein Rechtsmittel
unzweifelhaft nicht eingelegt werden kann. Auch bei
§ 92 ZPO, bei der Kostenteilung, ist eine vereinfachte
Kostenzuteilung möglich, und man muß nicht auf jeden
Pfennig achten.

Diese Überlegungen sind bei anderen Bestimmungen
in den Gesetzen durchgehend ergänzt worden. Die oft
schwierige Ersatzzustellung ist vereinfacht. Die Ver-
gleichsvereinbarung, die nach wie vor bei jeder münd-
lichen Verhandlung eine Maxime sein soll, ist auch
möglich, wenn die Parteien im Beschlußverfahren einen

Dr. Evelyn Kenzler
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Vorschlag des Gerichts annehmen, ohne daß es einer
neuen mündlichen Verhandlung bedarf.

Durch deutlich größere Möglichkeiten, den Einzel-
richter einzusetzen – hiergegen geäußerte Bedenken
teile ich nicht –, werden die Amts- und die Landgerichte
entlastet. So sollen Streitigkeiten mit einem Wert von
bis zu 30 000 DM vom Einzelrichter entschieden wer-
den, der seinerseits bei besonderen Schwierigkeiten oder
grundsätzlicher Bedeutung an die Kammer zurücküber-
tragen kann.

Das schriftliche Verfahren soll vereinfacht und er-
leichtert werden. Bei Rechtsstreitigkeiten über vermö-
gensrechtliche Ansprüche, deren Wert 60 000 DM nicht
überschreitet, kann das Berufungsgericht bei offensicht-
licher Erfolglosigkeit die Berufung zurückweisen.

Diese und viele andere nach außen oft als Kleinig-
keiten anzusehende Änderungen können den Zivilprozeß
deutlich beschleunigen, ohne daß das Recht des einzel-
nen darunter leidet. Dazu gehören unter anderem einige
wenige Bestimmungen im Arbeitsgerichtsgesetz für An-
griffs- und Verteidigungsmittel und die Möglichkeit der
Landesregierungen, zentrale Gerichte für Wohnungs-
eigentumsfragen einzurichten. Herr Pick, Sie sind ja
Kommentator dieses Gesetzes, und da ist das sicherlich
in Ihrem Interesse.

Ein besonderer Kernpunkt ist die Einführung der
Möglichkeit, daß die Länder Klagen erst dann zulassen,
wenn vorher anerkannte Gütestellen angerufen werden,
und zwar in vermögensrechtlichen Streitigkeiten vor
den Amtsgerichten bis zu einer Streitwertsumme von
1 500 DM. Dann kann ein Kläger erst eine Klage ein-
reichen, wenn er eine von der Gütestelle ausgestellte Be-
scheinigung über einen erfolglosen Einigungsversuch
vorlegt.

Dem Kollegen Funke möchte ich sagen: Dabei darf es
ruhig Unterschiede zwischen den Ländern geben. Es
gibt Traditionen von Friedensrichtern, und es gibt Tra-
ditionen in anderen Dingen. Trotz dieser Unterschiede
kann man sich einigen. Wir sind sicher, daß ein Großteil
der Streitigkeiten gefiltert wird, im Vergleichswege er-
ledigt werden kann und daß damit die Gerichte deutlich
entlastet werden.

Meine Damen und Herren von der Regierungskoaliti-
on, nehmen Sie mit uns sofort und schnell im Anschluß
an diese Sitzung die Beratungen auf! Wenn das ge-
schieht, dann könnte dieses Gesetz in wenigen Wochen
in Kraft treten, ohne daß wir auf die ach so große Ju-
stizreform aus einem Guß oder – wenn ich Herrn Beck
folge – aus mehreren Güssen warten müssen.

(Alfred Hartenbach [SPD]: Zuckerguß!)

– Ich glaube eher, daß es einen Regenguß und vielleicht
sogar die Traufe von irgendeiner Dachrinne gibt, wenn
Sie das machen wollen.

Ich hoffe, daß wir schnell und kurzfristig die Länder
entlasten können und den Rat- und Rechtsuchenden die
Möglichkeit eröffnen, ihr Recht schneller zu finden. Al-
so sollten wir im Bundestag schneller arbeiten. Herr
Hartenbach, bitte blockieren Sie nicht! Arbeiten Sie an

einem Gesetz mit, das Sie eigentlich schon längst mit
verabschiedet hatten!

In diesem Sinne hoffe ich, daß es uns gelingt, nicht
aufeinander einzuschimpfen, sondern miteinander zu ar-
beiten, so wie es sich gehört.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort dem Parlamentarischen Staatssekretär Eckhart
Pick.

Dr. Eckhart Pick, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Justiz: Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich freue mich, daß auf dieser und auf
jener Seite des Hauses eine große Übereinstimmung
herrscht, wie man Justizreform eigentlich betreibt.
Wenn ich mir vorstelle, daß diese Einigkeit eigentlich
schon in der 13. Legislaturperiode hätte bestehen kön-
nen, dann frage ich mich in der Tat, warum wir erst
heute über dieses Thema sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von
der CDU/CSU: Eine gute Frage!)

Auch habe ich Herrn Funke erst jetzt zum erstenmal
richtig verstanden. Denn offensichtlich war es die Taktik
der früheren Bundesregierung, die „Reform“ in der
letzten Legislaturperiode so anzulegen, daß sie nicht
Wirklichkeit wird,

(Alfred Hartenbach [SPD]: So ist es!)

so daß wir heute, in dieser Legislaturperiode, die Chance
haben, eine echte Justizreform zu machen. Ich muß sa-
gen, ich habe Hochachtung vor dieser damals langfristi-
gen Perspektive.

(Ludwig Stiegler [SPD]: Das ist Weitsicht!)

Wir befassen uns heute mit dem sogenannten Gesetz
zur Vereinfachung des zivilgerichtlichen Verfahrens und
des Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Wir er-
innern uns, daß wir bereits in der letzten Legislaturperi-
ode die Erfahrung gemacht haben, daß die Rechtspoliti-
ker mit diesem Entlastungsgesetz quer durch die Partei-
en ihre Probleme hatten. Das Gesetz ist dann im Ver-
mittlungsverfahren gescheitert, Herr Kollege von Stet-
ten, weil die Bundesländer dieses Danaergeschenk,
nämlich die Möglichkeit, das Handelsregister an Kam-
mern zu übertragen, offensichtlich nicht angenommen
haben. Aber so ist das mit Geschenken: Man ist nicht
verpflichtet, sie anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Insofern handelt es sich heute um einen Entwurf, der
lediglich um diese Frage bereinigt ist. Ansonsten ist er
unverändert. Aber ich will es ganz deutlich sagen: Die
neue Bundesregierung will nicht aufs neue die kaum zu-
friedenstellende Reihe von Entlastungs-, Vereinfa-
chungs- und Beschleunigungsnovellen weiter fortset-
zen.  Deswegen lehnen wir auch diesen  Entwurf ab. Der

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten
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Ihnen vorliegende Entwurf enthält nämlich vorwiegend
Regelungen, die punktuell das zivilprozessuale Verfah-
ren ändern und nur einzelne Verfahrensschritte kürzen
oder vereinfachen sollen. Die Vielzahl der hintereinan-
dergeschalteten Gesetze – es würde sich hiermit seit
1990 immerhin um die dritte Reform mit dem Ziel einer
Entlastung handeln – hat aber gezeigt, daß die Justiz auf
diese Weise gerade nicht nachhaltig entlastet werden
kann. Für den vorgelegten Entwurf war dies übrigens
auch das übereinstimmende Ergebnis der Sachverstän-
digen, wenn Sie sich an die Anhörung damals im
Rechtsausschuß erinnern. Insofern bleibt diese Kritik
bestehen.

Ich möchte keine Mißverständnisse aufkommen las-
sen: Das verfolgte Hauptziel, die Sicherung der Effek-
tivität der Zivilrechtspflege, und zwar im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger, ist Grundlage der Rechtspolitik
der Bundesregierung. Dem erneuten Versuch einer Ent-
lastung ohne wirkliche Reform muß aber eine klare Ab-
sage erteilt werden.

(Zustimmung bei der SPD)

Statt dessen setzen wir auf eine grundlegende Reform
der Justiz, die Schluß macht mit halbherzigen Lösungen,
die keine eigentliche Entlastung bringen und im wesent-
lichen nur die Haushaltspolitiker beruhigen sollen.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Geis? – Bitte sehr.

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist
Ihnen bekannt, daß wir diesen Gesetzentwurf, den wir
jetzt vorgelegt haben und den Sie so abqualifizieren, in
einem langen Vorverfahren mit Damen und Herren aus
dem Bundesrat beraten haben – Sie selber waren bei die-
sen Beratungen dabei – und daß dann dieser Gesetzent-
wurf, den Sie jetzt so abqualifzieren, am 18. Oktober
1996 im Bundesrat einstimmig von allen Ländern verab-
schiedet worden ist und dem Bundestag zugeleitet wor-
den ist? Ist Ihnen bekannt, daß wir während der Bera-
tungsphase im Rechtsausschuß immer wieder auch in
Kontakt standen mit den Damen und Herren Justizmi-
nisterinnen und Justizministern der Länder, um die
wichtigsten Anliegen des Bundesrates durchzusetzen?

(Konrad Gilges [SPD]: Wie viele Fragen
kommen denn noch?)

Und ist Ihnen schließlich auch bekannt, daß wir diesen
Teil des Gesetzentwurfes, den wir jetzt ohne die be-
rühmte Öffnungsklausel vorlegen, im Grunde im Kon-
sens über die Parteigrenzen hinweg verabschiedet ha-
ben?

(Konrad Gilges [SPD]: Das sind schon fünf
Fragen!)

Dr. Eckhart Pick, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Justiz: Wissen Sie, Herr Geis, wir ha-
ben heute die Chance – auch im Konsens mit den Bun-
desländern –, tatsächlich in eine echte Reform einzustei-
gen. Deswegen werden wir allen Schritten, die dieser

Reform nicht zuwiderlaufen, sondern sie befördern und
ihr entsprechen, zustimmen.

Wir haben heute die Chance – die sollten wir nut-
zen –, diese Reform auf den Weg zu bringen. Deswegen
sage ich Ihnen auch, daß wir überhaupt keine Vorbehalte
gegen die Öffnungsklausel haben, sondern sie nach wie
vor für richtig halten. Wir würden es begrüßen, wenn
das Parlament eine gesetzliche Regelung in diese Rich-
tung vor der eigentlichen Justizreform treffen könnte,
weil sie von dem unabhängig ist, was wir eigentlich
wollen.

Unsere Reform hat zum Gegenstand, daß wir die
Dreizügigkeit – Sie wissen das – voranbringen, die erste
Instanz stärken und vor allen Dingen bei der Rechtsmit-
telinstanz in Zukunft weniger mit Verschiebung von
Streitwertgrenzen und anderen Dingen zu einer Über-
prüfung der Urteile der ersten Instanz kommen. Insofern
begrüßen wir alles, was dieser Reform dient.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, in der Koalitionsvereinba-
rung ist festgelegt, daß wir eine umfassende Justizre-
form mit den Aspekten der Dreistufigkeit, von der ich
bereits sprach, der Aufwertung der einheitlichen Ein-
gangsgerichte, der Reform der Gerichte und Instanzen
und der Vereinfachung und Angleichung der Verfah-
rensordnungen durchsetzen werden. Zur Umsetzung die-
ser Pläne wird in einem ersten Schritt in dieser Legisla-
turperiode eine Rechtsmittelreform in Zivilsachen vor-
gelegt werden. Diese Rechtsmittelreform soll zugleich
einen realistischen Ansatz für die Einführung der Drei-
gliedrigkeit in der Zivilgerichtsbarkeit darstellen.

Anders als die bisherigen bis in das Jahr 1971 zu-
rückgehenden Überlegungen werden die Vorschläge für
die Dreigliedrigkeit in Zivilsachen aber gerade nicht bei
den Fragen der Anzahl und der Größe der Amtsgerichte
festgemacht werden. Nicht hier liegen die vorrangigen
und mit der Unübersichtlichkeit des Instanzenzuges ver-
bundenen Probleme für den Bürger.

Meine Damen und Herren, diese Reformpläne haben
unbedingten Vorrang vor weiteren punktuellen Entla-
stungsgesetzen. Es wäre für die gerichtliche Praxis un-
zumutbar, die Zivilprozeßordnung in einer Legislaturpe-
riode gleich zweimal – und dies auch noch mit Vor-
schlägen, die in ganz verschiedene Richtungen zielen –
umfangreich zu ändern. Ich brauche nicht darauf hinzu-
weisen, welche Reibungsverluste ein solches Vorgehen
hätte. Wir sollten deshalb unsere Bemühungen auf eine
echte Rechtsmittelreform konzentrieren und kein weite-
res Stückwerk produzieren,

(Konrad Gilges [SPD]: Sehr richtig!)

das im übrigen auch noch mit der Grundsatzreform in-
kompatibel ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Bundesregierung will, daß der Flickschusterei in
der Justizpolitik endlich ein Ende bereitet wird.

(Konrad Gilges [SPD]: Sehr richtig!)

Parl. Staatssekretär Eckhart Pick
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Wir wollen eine grundlegende Reform wagen, die die-
sen Namen auch verdient.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Den Mund voll,
aber es kommt nichts auf den Tisch!)

Unsere Justiz ist es wert, daß die dort bestehenden Pro-
bleme ernst genommen und umfassend und zufrieden-
stellend gelöst werden. Die Bürgerinnen und Bürger
werden es uns danken.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich freue mich über die tempe-
ramentvolle Debatte zu dieser Tageszeit und darüber,
daß der Kollege Gilges ein solches Interesse an der Ju-
stizreform zeigt.

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird die
Überweisung des Gesetzentwurfs auf der Drucksache
14/163 an den Rechtsausschuß vorgeschlagen. Andere
Vorschläge gibt es nicht. Dann ist die Überweisung so
beschlossen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 9 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf
Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Ursula Lötzer, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der PDS

Sofortige Wiederaufnahme des Programms
„Förderung der Forschungskooperation in der
mittelständischen Wirtschaft“

– Drucksache 14/209 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie (federführend)
Ausschuß für Angelegenheiten der neuen Länder
Haushaltsausschuß

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Damit sind
Sie einverstanden. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege
Rolf Kutzmutz, PDS.

Rolf Kutzmutz (PDS): Verehrte Frau Präsidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute gegen Mittag –
die meisten, die hier sind, werden sich daran erinnern –
brannte der Staatssekretär beim Bundesminister der Fi-
nanzen, Herr Diller, ein wahres Feuerwerk ab: Rakete
für Rakete jagte er in den Haushaltshimmel, darunter
nicht wenige mit der Aufschrift „Innovationsförderung“,
„Forschungsförderung“ und „mittelständische Unter-
nehmen“. Das Problem bei solch einem Feuerwerk ist,
daß der eine oder andere Stern zu schnell verglüht oder
gar nicht erst zum Leuchten kommt. So ist es offen-
sichtlich mit der Forschungskooperation.

Die Förderung der Forschungskooperation gehört
nicht zu den finanziell größten, wohl aber zu den wir-
kungsvollsten Programmen. Das ist keineswegs nur die

Bewertung derer, die daran bisher partizipierten. Pro-
gnos Basel und DIW Berlin konstatieren in ihrer Wir-
kungsanalyse bei der Forschungskooperationsförderung
beispielsweise ganze 10 Prozent echte Mitnahmeeffekte.
Demgegenüber stehen eine starke Anwenderorientie-
rung, die breite Anlage und der sehr niedrige Aufwand
bei der Beantragung der Fördergelder, die dem Pro-
gramm von unabhängigen Fachleuten attestiert wurden.

Die abrupte Beerdigung dieses Programms zur Bun-
destagswahl im September letzten Jahres durch den da-
mals zuständigen Minister Rüttgers traf nicht nur die
rund 800 unmittelbar betroffenen kleinen Unterneh-
mensverbünde, die auf ihren genehmigungsreifen An-
trägen sitzenblieben. Auch so manches hoffnungsvolle
Vorhaben – und damit qualifizierte Arbeitsplätze – ent-
schlief wegen Kapitalschwäche. Aber gerade im Inno-
vationsbereich ist doch Zeit bares Geld. Deshalb war
diese Entscheidung vor allem auch ein Schlag gegen ei-
ne zukunftsorientierte Förderphilosophie im allgemeinen
und eine entsprechende Technologiepolitik im besonde-
ren.

Aus den genannten Gründen waren wir sehr zufrie-
den, daß sich die neue Bundesregierung dieses Skandals
sogar in ihrem Koalitionsvertrag annahm. Was aller-
dings seit Oktober bis heute folgte, war, gelinde gesagt,
konfus. Erst geschah gar nichts. Als ich Anfang Dezem-
ber Kollegen Mosdorf dann im Wirtschafts- und Tech-
nologieausschuß darauf ansprach, bedauerte er wortreich
die Zustände und sagte die Auflage eines neuen Pro-
gramms nach der Verabschiedung des Haushalts 1999,
also absehbar frühestens neun Monate nach der erfolgten
Programmbeendigung, zu. Das war Anlaß für uns, den
vorliegenden Antrag zu schreiben.

Neue Nachrichten gab es Mitte Dezember: Die Kol-
legen Matschie und Hilsberg konnten unter Berufung
auf Herrn Kollegen Mosdorf bzw. Minister Müller der
interessierten Öffentlichkeit vermelden, daß alles sofort
weiterginge und dafür vorab 100 Millionen DM bereit-
stünden. Das war aber immer noch nicht der Weisheit
letzter Schluß; denn Anfang Januar erhielt der Kollege
Dr. Richter auf eine schriftliche Anfrage von Herrn
Mosdorf die Antwort, konkrete Termine und Summen
für KMU-Forschungskooperationen hingen vom Auf-
stellungsverfahren zum Bundeshaushalt 1999 und des-
sen Behandlung im Parlament ab. Zugleich wurde dar-
über geredet, daß es künftig eigentlich ein weitaus groß-
zügiger ausgestattetes neues Programm für die For-
schungskooperation mit völlig entbürokratisierten För-
derkriterien geben sollte. Diese Hoffnung nährte auch
der Bundeskanzler Mitte des Monats, als er erklärte, für
Bildung, Forschung und Technologie würde 1 Milliarde
DM mehr in den Bundeshaushalt eingestellt.

Letzte jähe Wendung dann vergangenen Mittwoch:
Herr Mosdorf meinte nun im Wirtschaftsausschuß, daß
das alte Forschungskooperationsprogramm wieder auf-
genommen würde und zumindest 1999 dafür 50 Millio-
nen DM bereitgestellt würden. Tags darauf erklärte Herr
Bury hier voller Begeisterung und unter dem Beifall sei-
ner Fraktion, man werde das zum großen Schaden für
den Mittelstand wie für das Vertrauen in die Politik ein-
gestellte Programm wieder auflegen.

Parl. Staatssekretär Eckhart Pick
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Angesichts dieser Ungereimtheiten und der von mir
gerade geschilderten Abläufe verlangt die PDS-Fraktion
von der Bundesregierung und der sie tragenden Koali-
tion, in dieser Debatte folgende Fragen aufzuklären:

Erstens. Gibt es 1999 für Forschungskooperationen
nun 50 oder 100 Millionen DM? 50 Millionen DM wä-
ren übrigens allzuwenig. Ich verweise nur darauf, daß
selbst in den Anfangszeiten dieses Programms wesent-
lich mehr Geld eingesetzt wurde. 1995 beispielsweise
waren es 93,5 Millionen DM. Wie sollen mit 50 Millio-
nen DM die wohl mindestens 800 bereits komplett auf-
bereiteten Anträge seriös anfinanziert werden, ganz zu
schweigen von denen neuer Interessenten?

Zweitens. Gibt es nun demnächst ein neues Pro-
gramm oder bleibt alles beim alten? Ist nicht bei den
vielen Haushaltslöchern zu befürchten, daß die Trauben
für einen positiven Antragsbescheid künftig höher ge-
hängt werden? Droht nicht vielleicht auch, daß die rot-
grüne Bundesregierung das Programm ohne viel Aufse-
hen endgültig beerdigt? Ich verweise in diesem Zusam-
menhang nur auf zwei Haushaltslöcher, die solchen
Verdacht nähren. Meine Kollegin Professor Luft sprach
in diesem Hohen Hause letzte Woche die fehlenden 550
Millionen DM zur Refinanzierung der Eigenkapitalhilfe
an. Darüber hinaus jonglieren die Haushälter der neuen
Regierung beim Einzelplan 09 bisher mit sogenannten
globalen Minderausgaben und Effizienzrenditen von
über 355 Millionen DM. Selbst Herr Waigel brachte es
auf dem Höhepunkt seiner Zahlenspielereien im letzten
Jahr in dieser Position nur auf 230 Millionen DM.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Koalitions-
fraktionen, das Programm zur Forschungskooperation ist
zu wichtig, als daß es auf die lange Bank geschoben
werden dürfte. Deshalb erwartet die Fraktion der PDS
von Ihnen, daß Sie alle Zweifel an seiner Fortführung
ausräumen. Es geht dabei um politische Lauterkeit.
Noch mehr jedoch geht es darum, den interessierten
Unternehmen und Forschungseinrichtungen umgehend
die Sicherheit zu geben, daß sie die aufgestockten For-
schungsmittel für die Forschungskooperation in der
mittelständischen Wirtschaft im einst beabsichtigten
Sinne erwarten dürfen.

Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort dem Parlamentarischen Staatssekretär Siegmar
Mosdorf.

Siegmar Mosdorf, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft und Technologie: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Pro-
gramm „Forschungskooperation in der mittelständischen
Wirtschaft“ hat in den letzten Jahren bei der raschen und
erfolgreichen Umsetzung von Ideen in neue Produkte
auf dem Wege einer frühzeitigen Kooperation von Un-
ternehmen untereinander und mit der Wissenschaft vie-
len mittleren und kleineren Unternehmen erfolgreich
Hilfestellung leisten können.

Die Ausstattung des Programms wurde 1998 noch vor
der Bundestagswahl – Herr Kutzmutz, jetzt müssen Sie
zuhören, damit Sie die Zahlen richtig mitkriegen – von
der alten Bundesregierung um 50 Millionen DM aufge-
stockt. Gleichzeitig wurde bis zum Tag der Bundestags-
wahl – das hatte einen tieferen Sinn – kräftig für das Pro-
gramm gekurbelt. Dann hat Herr Rüttgers – ist er eigent-
lich da? Nein, er ist im Moment im innerparteilichen
Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen unterwegs – drei Ta-
ge nach der Bundestagswahl das Programm geschlossen,
obwohl 800 mittelständische Unternehmen ordnungsge-
mäße Anträge eingereicht hatten, sich viel Mühe gemacht
hatten und dieses Programm gerne weitergeführt hätten.

(Hans Martin Bury [SPD]: Ein Schlag ins Ge-
sicht des Mittelstandes!)

Sie hatten wirklich viel gearbeitet, Consultants einge-
stellt usw., und dann kam drei Tage nach der Bundes-
tagswahl, obwohl 1 200 Anträge vorlagen, die Erklä-
rung: Das Programm ist geschlossen.

Eine große Anzahl mittelständischer Unternehmen,
über 500, und auch eine Reihe von Kollegen aus dem
Haus haben daraufhin sofort gesagt: Es kann nicht sein,
daß man ein erfolgreiches Programm einfach schließt
und keine Mittel mehr dafür zur Verfügung hat. Wir ha-
ben deshalb unmittelbar danach gehandelt. Das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie hat An-
fang Dezember, 32 Tage nach dem Amtseid, ein neues
Programm für die Übergangszeit aufgelegt; das sind die
100 Millionen DM, die Sie meinen. Wir haben 100 Mil-
lionen DM zur Verfügung gestellt, um Altanträge, die
eigentlich nicht mehr bewilligt werden sollten, abzuwik-
keln und diese Anträge, 800 an der Zahl, in ein geord-
netes Verfahren zu bringen. Die Bewilligung dieser 100
Millionen DM erfolgte im Rahmen von noch verfügba-
ren Verpflichtungsermächtigungen für das Jahr 2000.
Wir haben also die Mittel vorgezogen und haben damit
die 800 Anträge bearbeiten können. Wir haben noch vor
Weihnachten Hunderte von Briefen an alle möglichen
mittelständischen Unternehmen geschickt, um diesen
Unternehmen zu sagen: Euer Antrag war nicht umsonst;
wir werden euer Begehren ernsthaft aufnehmen. Viele
Prüfungen sind inzwischen erfolgreich abgeschlossen.
Viele Kollegen aus dem Haus haben bereits entspre-
chende Briefe bekommen, so daß man sagen kann: Der
Antrag der PDS kommt zu spät; die Bundesregierung
hat bereits gehandelt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Um
so besser!)

Unser nächstes Ziel allerdings ist – dafür brauchen
wir die Unterstützung des ganzen Hauses –, jetzt rasch
ein neues Anschlußprogramm zustande zu bringen. Da-
mit soll das Engagement der kleinen und mittleren Un-
ternehmen für die Erneuerung ihrer Erzeugnisse, Tech-
nologien und Dienstleistungsverfahren und für zukunfts-
sichere Arbeitsplätze unterstützt werden. Gefördert wer-
den soll weiterhin die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Forschung und Entwicklung zwischen Unternehmen
und Forschungseinrichtungen.

(Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: Das ist wich-
tig!)

Rolf Kutzmutz
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Wir wollen zum Beispiel Personalaustausch fördern,
was ein ganz wichtiger Punkt ist: Leute aus For-
schungsinstituten gehen für ein halbes oder ein ganzes
Jahr in die Praxis, oder Leute aus der Wirtschaft gehen
einmal in die Forschungseinrichtungen der Max-Planck-
Gesellschaft, der Fraunhofer-Institute oder anderer. Das
soll mit Personalkostenzuschüssen bis zur Hälfte des
Monatseinkommens gefördert werden. Das ist, glaube
ich, ein sehr wichtiges und intelligentes Programm. Wir
wollen das fortsetzen.

Jetzt will ich nur noch etwas zu den aktuellen Zahlen
sagen. Im Haushalt 1998 der alten Bundesregierung wa-
ren 162 Millionen DM vorgesehen. Diese sind unmittel-
bar vor dem Wahltermin durch Sondermittel aus dem
Haushalt um 50 Millionen DM aufgestockt worden, so
daß man insgesamt 212 Millionen DM zur Verfügung
hatte. Im Haushaltsentwurf von Waigel für das Jahr
1999 waren 189 Millionen DM vorgesehen. Ich freue
mich, jetzt dem Hohen Haus mitteilen zu können, daß
wir in harten Verhandlungen mit dem Bundesfinanzmi-
nister tatsächlich etwas bewegen konnten und erreicht
haben, daß wir im Jahre 1999 nun 262 Millionen DM für
ein wichtiges Programm zur Verfügung haben, das uns
allen am Herzen liegt.

Wir möchten dieses neue Programm, das wir „Inno-
vationskompetenz“ nennen wollen, so schnell wie mög-
lich starten. Ich bin sicher, daß wir, sobald das Haus den
Haushalt zu Ende beraten hat, also nach dem grünen
Licht des Deutschen Bundestages, eine erfolgreiche
Fortsetzung des Programms für die mittelständische
Wirtschaft organisieren können.

In Zeiten der Veränderung ist es wichtig, daß wir auf
Innovation setzen, daß wir praktisch handeln. Wir haben
das sehr rasch getan. Ich danke den Kolleginnen und
Kollegen, die uns dabei geholfen haben, die mit Nach-
druck für die Fortsetzung des Programms eingetreten
sind. Dies ist ein wichtiger Schritt für die Innovation in
Deutschland.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Ich erteile nun dem
Kollegen Hartmut Schauerte, CDU/CSU-Fraktion, das
Wort.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Jetzt
kommt der Dank an die neue Bundesregie-
rung!)

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Jürgen
Rüttgers hatte 1993 ein gutes Programm aufgelegt.
4 500 kleine und mittelständische Unternehmen haben
davon profitiert. 6 300 Vorhaben sind gut gelaufen. Es
ist eines der erfolgreichsten Programme in der Mittel-
standsförderung, in der Innovation und in der Forschung
gewesen.

Wir haben es im September gestoppt – die Zahlen,
die Sie, Herr Kollege Mosdorf, gerade vorgetragen ha-
ben, zeigen dies –, weil wir die Effizienz des Programms

optimieren wollten. Das Programm sollte fortbestehen.
Es sollten aber neue Anforderungen gestellt werden, es
sollten weitere Zwecke gefördert werden können.

(Zuruf von der SPD: Sehr unglaubwürdig!)

Das, was Sie gerade verkündet haben, was ich inhalt-
lich nur begrüßen kann, lag komplett in der Schublade.
Sogar der Name des Programms ist identisch geblieben.
Das ist nachlesbar. Er lautete: „Innovationskonzeptpro-
gramm“, so wie Sie es jetzt auch nennen wollen. Es war
auch etatisiert. Es war also kein Abbruch des Pro-
gramms geplant, sondern schlicht und ergreifend ein
kurzes Innehalten, eine schnelle Erneuerung einiger
Elemente eines mittlerweile über fünf Jahre laufenden
Programmes, die wir in dieser Zeit im Vollzug als not-
wendig und verbesserungsfähig erkannt hatten.

(Konrad Gilges [SPD]: Warum habt ihr es
nicht umgesetzt?)

Deswegen kann ich eigentlich nur sagen: Wenn Sie das
umsetzen, was bei uns in der Schublade lag, wird das,
was wir jetzt erwarten können, ein gutes Programm sein
und unsere rückhaltlose Unterstützung finden, weil es
im weitesten Sinne mit dem identisch sein wird, was
vorgedacht war. Die Mitarbeiter im Hause, die AiF und
alle, die in dieser Frage zusammengearbeitet haben, be-
stätigen, daß das ein ganz normaler Prozeß war.

Das Problem, das wir jetzt miteinander haben, ist vor
allem ein Problem der verspäteten Verabschiedung des
Haushalts. Deswegen kommen wir in diesen Time-lag,
der zu einem Abbruch führen könnte, den wir alle ge-
meinsam nicht wollen.

Ich glaube, daß wir die ganze Diskussion wirklich auf
dieses Problem reduzieren können. Für die CDU/CSU-
Fraktion sage ich uneingeschränkt: Was immer uns ge-
meinsam möglich ist – auch hinsichtlich eines Vorzie-
hens von Gestaltungsmöglichkeiten im Haushaltsrecht –,
bieten wir ausdrücklich an, um es nicht zum Abbruch
dieses Programmes kommen zu lassen. Denn es ist
wirklich effektive Mittelstandsförderung. Hier sind wir
absolut auf einer Linie.

Deswegen kann ich diesen Teil schon abschließen.
Ich finde es in Ordnung, wenn es Ihnen gelungen ist,
dieses Programm im Rahmen der Haushaltsberatungen
noch etwas aufzustocken. Sehr wahrscheinlich werden
wir, insbesondere weil sich die Palette verbreitert, neue
Verwendungsmöglichkeiten finden. Das ist ausgespro-
chen sinnvoll angelegtes Geld. Hierüber stimmen wir
völlig überein.

Weil wir über Forschungsförderung für den Mittel-
stand reden, will ich aber noch einen anderen Punkt auf-
greifen. Dies formuliere ich durchaus auch selbstkritisch
und an uns gerichtet. Sie alle, die sich mit den Dingen
beschäftigt haben, wissen, daß es 756 unterschiedliche
Förderprogramme für den Mittelstand gibt, davon 150
beim Bund, 106 bei der EU und 500 bei den Ländern.
Ich meine, daß wir an der Stelle unserer Verantwortung
bisher nicht gerecht geworden sind und daß wir alle gut
beraten sind, uns einmal zusammenzusetzen und zu fra-
gen: Wie können wir diese Dinge auf eine vernünftige
Linie zurückführen? Das ist ein Dschungel und ein

Parl. Staatssekretär Siegmar Mosdorf
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Wildwuchs, der unanständig ist, der nicht weiterhilft und
den wir reduzieren müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich schlage deswegen für die CDU/CSU-Fraktion
ausdrücklich vor – ich bitte, das aufzunehmen und ein-
mal zu prüfen –, auch im Rahmen der Möglichkeiten,
die wir durch die Präsidentschaft in der EU haben, alle
Beteiligten – EU, Länder und Bund – schleunigst zu
einer Konferenz in diesem Bereich zusammenzurufen,
um zu überlegen, was wir wohin delegieren können und
wer definitiv was und mit welcher verringerten Zahl von
Programmen machen soll. Das wäre ein positiver Aus-
fluß dieser Debatte, die die PDS beantragt hat, wobei,
weil sie den Ablauf nicht ganz mitbekommen hat, der
Antrag in der Tat etwas spät kam. Es geht jetzt eigent-
lich nur noch darum, die Zeit zu füllen, in der wir auf
den Haushalt warten.

Noch einmal meine Bitte an Herrn Mosdorf und die
Kolleginnen und Kollegen von der SPD und der F.D.P.:
Lassen Sie uns überlegen – vielleicht in der nächsten
Sitzung des Wirtschaftsausschusses –, ob wir eine sol-
che Konferenz anregen sollten, ob wir sie beschließen
sollten, ob das noch Sinn macht, wenn es in der Kürze
der Zeit nicht geht. Auf jeden Fall müßte eine solche
Zusammenkunft im Laufe dieses Jahres versucht wer-
den. Sonst werden wir immer mehr neue Programme mit
immer unübersichtlicheren Methoden haben. Für die Be-
ratungsberufe ist das ein Arbeitsbeschaffungsprogramm,
aber der Sache selbst wird damit nicht geholfen. Wir ha-
ben das miteinander in der Vergangenheit beklagt, und
vielleicht können wir es in der Zukunft ein Stück än-
dern.

Ich begrüße ausdrücklich die Ausweitung auf den
einen oder anderen Zweck. Wir wollen auch überlegen,
ob es nicht sinnvoll wäre, nicht nur die Innovation und
das Produkt zu fördern, sondern bis hin zur Marktreife
zu begleiten. Ich glaube, daß eine Menge Geld am Ende
deswegen versickert, weil wir vor der Begleitung bis
zur Marktreife zurückschrecken und der kleine Mittel-
ständler dann nicht mehr weiterkann. Wir sollten also
die Begleitungszeit ein Stück verlängern. Wir alle wis-
sen – wenn wir Marktwirtschaft kapiert haben –, daß
sich das Produkt am Ende am Markt durchsetzen muß.
Es nützt die beste Förderung nichts, wenn ich nicht die
Möglichkeiten schaffe, daß der eine oder andere sein
Produkt auf den Markt bringen und damit sein Geld ver-
dienen kann. Das fände ich eine ganz wichtige Verbrei-
terung, über die wir noch einmal nachdenken sollten.
Das war bei uns so angedacht, und ich hoffe, daß Sie
diesen Gedanken mit aufnehmen.

Ich bitte darum, daß wir von der Bundesregierung in
der nächsten Sitzung des Wirtschaftsausschusses einen
Bericht bekommen, in dem sie darlegt, wie sie dieses
bedauerliche Auseinanderklaffen der Zeitläufe, das heißt
die späte Verabschiedung des Haushaltes überwinden
will. Ich sage noch einmal: Wir sind zu jeder Schandtat
bereit, bis hin zur Einbeziehung unserer Haushaltspoliti-
ker: ob wir voranmachen können, ob wir eine bewilligte
Förderung wegen Schädlichkeit zurückstellen – Sie ken-
nen das: die Förderschädlichkeit, wenn ich mit einem

Forschungsvorhaben bereits begonnen habe –, ob wir in
den Fristen großzügig sein können oder ob wir entspre-
chende Hilfen geben können, damit die begonnenen An-
strengungen wirklich konsequent fortgesetzt werden. Sie
wissen: Nirgendwo ist Geschwindigkeit und Zeit so
wichtig wie beim Mittelstand. Das ist sein Vorteil. Des-
wegen darf die Forschungsförderung, die wir betreiben,
ihn nicht langsam werden lassen.

Darum noch einmal meine Bitte: Wenn Sie da irgend
etwas finden, tragen Sie uns das vor. Wenn Sie das Par-
lament insgesamt dafür brauchen, sagen wir für die
CDU/CSU ja. Ich denke, daß diese Konzeption richtig
und sinnvoll ist. Es ist unser gemeinsames Anliegen. Da
lohnt es nicht, parteipolitisch zu streiten. Ich hoffe nur,
daß Sie den Mut haben, den Druck auf Ihre Haushalts-
abteilungen so zu erhöhen, daß wir möglichst schnell
über die Mittel verfügen und freizeichnen können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Jetzt erteile ich das
Wort dem Kollegen Hans-Josef Fell, Bündnis 90/Die
Grünen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schauerte, den Stopp angeblich aus Gründen der Ver-
besserung dieses Programmes haben die antragstellen-
den Unternehmen nicht begriffen. Viele entsetzte Briefe
von Unternehmen sind bei uns eingegangen und haben
uns zum Handeln bewegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der PDS, herz-
lichen Dank für diese Steilvorlage. Sie geben mir mit
Ihrem Antrag die Gelegenheit, aufzuzeigen, für wie
wichtig Bündnis 90/Die Grünen die Forschungs- und
Mittelstandspolitik halten. Sie ist für uns keine leere
Worthülse wie für manche in der alten Bundesregierung.
Wir unterstützen tatkräftig die vielen Unternehmen, die
beinahe ein Opfer der Politik der verbrannten Erde der
alten Regierung in diesem Punkt geworden wären.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Die alte Bundesregierung hat rücksichtslos das er-
folgreiche Programm zur Forschungskooperation
unter dem Vorwand finanzieller Engpässe und – wie wir
heute hören – unter dem Vorwand möglicher Verbesse-
rungen abgebrochen, so daß 800 förderfähige Anträge
nicht bearbeitet werden konnten. Da wollte ein Unter-
nehmen ein chemiefreies Verfahren zur Aufbereitung
von hartem Wasser entwickeln, ein anderes ein univer-
selles Bremssystem für künstliche Gelenke realisieren,
ein weiteres seine Innovationsfähigkeit in der Entwick-
lung von Solarmodulen steigern. Durch den Stopp sollte
auch ein Solarpionier aus Freiburg leer ausgehen. Statt
dessen sah Herr Rüttgers es als besonders wichtig an,
finanzstarken Unternehmen wie Shell und ASE – sprich:
RWE und Bayernwerk – zur Seite zu springen und ihre
Fabriken mit Millionen zu subventionieren. Nicht, daß

Hartmut Schauerte



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Januar 1999 1353

(A) (C)

(B) (D)

wir gegen diese Förderung waren – aber wo war die
Förderung des Mittelstandes?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Sehr viele Unternehmen waren aktiv und kamen nicht in
den Genuß dieses Programms.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die Grünen als Wirt-
schaftspartei! Das gefällt mir!)

Wir haben verstanden, Herr Schauerte, daß auch die
CDU/CSU die Förderung des Mittelstandes in Zu-
kunft unterstützen will. Sie sprachen davon, alle
Schandtaten in dieser Richtung mitzutragen. Wir werden
Sie beim Wort nehmen.

Wir machen aber auch Ernst mit der Förderung klei-
nerer und mittlerer Unternehmen. Wir haben das Pro-
gramm zur Forschungskooperation neu aufgelegt. Wir
haben in einem ersten Schritt nicht gestrichen, sondern
sogar 100 Millionen DM draufgelegt. Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU und der
F.D.P., das sind 73 Millionen DM mehr, als Sie in die-
sem Jahr ausgeben wollten. Wir haben dafür gesorgt,
daß die Opfer der alten Regierung die Mittel für förder-
fähige Anträge doch noch zugesprochen bekamen. Wir
haben das Programm evaluiert und verbessert. Mit-
nahmeeffekte wurden eingeschränkt; die Innovations-
kompetenz wurde deutlich gesteigert. Wir lösen unsere
alten Forderungen nach einem neuen Mittelstandspro-
gramm ein. Die Nachhilfe der PDS brauchen wir dazu
nicht.

Bündnisgrüne Wirtschafts- und Forschungspolitik
vertraut auf das Innovationsvermögen von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern, von Unternehmerinnen und
Unternehmern. Neue arbeitsmarktrelevante Ideen kom-
men gerade von kleinen und mittleren Unternehmen. Sie
reagieren flexibler auf die Herausforderungen der
Märkte als multinationale Konzerne. Das beweisen auch
internationale Erfahrungen.

Kleine und mittlere Unternehmen haben oft ganz an-
dere Forschungsansätze und Forschungsergebnisse als
Großunternehmen. Das gilt vor allem bei der Entwick-
lung von Produkten, die eine Entlastung im Umweltbe-
reich bringen.

Kleine und mittlere Unternehmen entwickeln keine
großtechnischen Sackgassentechnologien wie die Kern-
kraft, die Kernfusion oder den Transrapid, die den Inter-
essen weniger Konzerne dienen und für die Gesellschaft
neue Probleme schaffen.

Kleine und mittlere Unternehmen finden dezentrale
Lösungen, die an den Bedürfnissen der Gesellschaft
ausgerichtet sind. Auch diese Unternehmen benötigen
qualifiziertes Personal für Forschung und Entwicklung.
Dieses Personal hat eine Schnittstellenfunktion. Es muß
den Know-how-Transfer produkt- und verfahrensorien-
tiert leisten. Genau an dieser Stelle greift unser aktuali-
siertes Programm zur Forschungskooperation, wie wir
vom Herrn Staatssekretär bereits hörten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Wir Bündnisgrüne stehen ohne Wenn und Aber hinter
diesem verbesserten Programm der neuen Bundesregie-
rung.

Als Denkanstoß möchte ich uns allen aber noch fol-
gende Fragen mitgeben: Ist es nicht sinnvoller für Ge-
sellschaft und Umwelt, einen Schwerpunkt – auch in
diesem Programm – auf die Nachhaltigkeitsforschung
zu legen? Sollten wir mit unseren knappen Mitteln nicht
stärker in die Erforschung von umweltfreundlichen und
damit von zukunftsfähigen Energietechnologien inve-
stieren? Ich denke, es ist allemal besser, unser Geld in
diese Entwicklungen zu stecken, als eine weitere Gene-
ration von Tamagotchis herzustellen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Fell,
das war Ihre erste Rede im Deutschen Bundestag. Ich
gratuliere Ihnen im Namen des Hauses.

(Beifall)

Nun erteile ich das Wort der Kollegin Gudrun Kopp
von der F.D.P.-Fraktion.

Gudrun Kopp (F.D.P.): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Herren und Damen! Eigentlich hatte ich mich für
heute abend auf eine Konsensrunde eingestellt, weil ich
dachte, daß eine selten gefundene Einigkeit besteht, was
die Forschungs- und Entwicklungsförderung des
Mittelstandes betrifft, aber Ihre Worte, sehr geehrter
Herr Kollege Fell, haben mich doch einigermaßen er-
staunt.

Ich finde es wirklich positiv, daß sich alle Seiten die-
ses Hauses einschließlich der PDS zu Anwälten des
Mittelstandes machen, aber ich muß Ihnen sagen, ich
finde es nicht sehr überzeugend, wenn Sie plötzlich bei
diesem Tagesordnungspunkt Ihre Mittelstandsfreund-
lichkeit herauskehren, das gesamte Wirtschaftskonzept,
das auch diese neue Bundesregierung vorlegen muß, je-
doch – das darf ich Ihnen aus eigener Erfahrung sagen –
Riesenlücken und Riesennachteile für den Mittelstand
insgesamt aufweist.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich nenne nur ein kleines Beispiel. Wenn Ihnen der
Mittelstand, die kleinen und mittleren Betriebe, wirklich
so am Herzen läge, dann wüßten Sie, wie wichtig es ist,
Lockerungen im Kündigungsschutz

(Beifall bei der F.D.P. – Widerspruch bei der
SPD)

für mehr Beschäftigung gerade in den kleinen und mitt-
leren Betrieben zu haben, denn anderenfalls steigern Sie
die Anzahl der Überstunden.

(Dirk Niebel [F.D.P].: Das hat die SPD nie
kapiert! – Weiterer Zuruf von der F.D.P.: Vom
Mittelstand haben die Grünen keine Ahnung!)

Hans-Josef Fell



1354 Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Januar 1999

(B)

(A) (C)

(D)

Ich bitte Sie sehr herzlich: Lassen Sie die Kirche im
Dorf und unterstützen Sie den Mittelstand nicht nur
heute, sondern durch ein Gesamtkonzept!

(Beifall bei der F.D.P.)

Wir haben in den Ausführungen von Herrn Mosdorf
gehört, daß der Inititator dieses Programms die frühere
Bundesregierung, getragen von CDU/CSU und F.D.P.,
war. Das möchte ich einmal ganz klar herausstellen. Das
gilt nicht nur bei diesem Punkt, bei der Forschungsför-
derung, die ausgezeichnet ist.

Ich muß Ihnen sagen, wir machen kein Politikum
daraus, sondern nennen das, was gut ist, auch so – nicht
nur, wenn es von der rechten Seite dieses Hauses
kommt, sondern auch dann, wenn es von der neuen
Bundesregierung ausgeht. Das unterstützen wir aus-
drücklich.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Aber ich möchte hier insbesondere ein zweites sehr
erfolgreiches Forschungsprogramm erwähnen. Ich glau-
be, Herr Schauerte, Sie haben es eben auch angespro-
chen. Das ist das AEF-Programm, für das im Haushalt
knapp eine halbe Milliarde DM vorgesehen waren und
das für den Mittelstand wirklich ein ganz erfolgreiches
Programm war. Das sind zwei sehr wichtige Säulen, und
ich denke, daran sollten wir gemeinsam arbeiten.

Ich kann für die F.D.P.-Fraktion nur sagen: Wir wer-
den alles tun, um auf diesem Gebiet weiterzukommen,
und zwar zum Wohle der forschenden mittelständischen
Wirtschaft.

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Hart-
mut Schauerte [CDU/CSU])

Ich bitte, für die nächste Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses noch eines zu bedenken, Herr Mosdorf: Man
sollte den mittelständischen Betrieben – es sind 40 Pro-
zent, die nach dem alten Programm gefördert wurden –
bei der Bewältigung der Bürokratie helfen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich habe mir sagen lassen, daß es gerade in den neuen
Bundesländern häufig große Probleme gegeben hat. Es
mußten und müssen Bonitätsnachweise und Gesamt-
pläne vorgelegt werden. Ich weiß zwar, daß Kammern –
IHKs und Handwerkskammern – und auch Banken
kräftig mitgewirkt haben, aber ich möchte einmal aus-
drücklich die Deutsche Ausgleichsbank lobend erwäh-
nen, die gerade den kleinen Betrieben in den neuen
Bundesländern sehr geholfen hat. Wir müssen das inten-
sivieren. Wir müssen dafür sorgen, daß die Bürokratie
nicht erdrückt, sondern daß wirklich Beratung geleistet
wird, wenn es darum geht, Bonität nachzuweisen und
Konzepte für die Zukunftsentwicklungen der Firmen zu
erarbeiten.

Schade ist selbstverständlich – das möchte ich hier
auch noch sagen –, daß der Bundeshaushalt 1999 erst
mit Verzögerung verabschiedet werden wird. Wir von
der F.D.P.-Fraktion hätten uns gewünscht, daß dies
schon im alten Jahr geschehen wäre. Das ist nun nicht

so, aber seien Sie versichert: Wir werden alles tun, um
diesem Programm zu weiteren Erfolgen zu verhelfen.

Danke sehr.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort dem Kollegen Thomas Sauer, SPD-Fraktion.

Thomas Sauer (SPD): Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Schon mehrfach hat sich der Aus-
schuß für Wirtschaft und Technologie mit dem Pro-
gramm „Förderung der Forschungskooperation in der
mittelständischen Wirtschaft“ auseinandergesetzt. Be-
reits in diesen Beratungen ist klargeworden, daß die
neue Regierung einen anderen Kurs fährt und damit
deutliche Verbesserungen erreicht, was die Förderung
der innovativen Kompetenz gerade der kleinen und
mittleren Unternehmen in unserem Lande betrifft. Rund
100 Millionen DM – wir haben es eben gehört – sind
mobilisiert worden. Die Finanzierungslücke der alten
Regierung ist geschlossen. Damit muß der Antrag der
PDS eigentlich zu den Akten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Angesichts des immer rascheren technologischen
Prozesses und des bestehenden Strukturwandels ist es
Aufgabe des hier zur Debatte stehenden Programms zur
Förderung der Forschungskooperation, kleine und
mittelgroße Unternehmen in die Lage zu versetzen,
durch Kooperationen diesen Anforderungen gerecht zu
werden und sich marktorientiert weiterzuentwickeln.
Insbesondere den kleinen und mittelgroßen Unterneh-
men ist damit ein Instrument an die Hand gegeben, In-
novationsvorhaben, insbesondere auch risikobehaftetere
Vorhaben, zu realisieren.

Uns Sozialdemokraten ist klar, daß gerade die kleinen
und mittleren Unternehmungen eine große Rolle bei der
zentralen Aufgabe spielen, die großen Potentiale des
Technologiestandorts Bundesrepublik Deutschland zu
nutzen, Wachstumschancen zu realisieren und damit die
Arbeitslosigkeit entscheidend zu bekämpfen. Deshalb
begrüßen wir ausdrücklich die Politik des Wirtschafts-
ministeriums, die Anstrengungen in diesem Bereich zu
verstärken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Daß sich in der verbesserten Förderung der kleinen
und mittleren Unternehmungen in unserem Land ein
Politikwechsel vollzogen hat, sehen wir aus meiner
Sicht gerade auch an der realen Behandlung dieses För-
derprogramms durch das Wirtschaftsministerium. Wäh-
rend Herr Rüttgers dieses Programm geschlossen hat,
hat das Wirtschaftsministerium unter der neuen Regie-
rung den Antragsstau aufgelöst. Ein geeignetes Nachfol-
geprogramm wird schnell auf den Weg gebracht. Das
macht nicht nur angesichts der Fülle von Aufgaben und
Antragstellern Sinn, sondern auch aus inhaltlichen

Gudrun Kopp
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Gründen, wie die bereits erwähnte Studie von Prognos
und DIW unterstrichen hat.

Bei der Neuauflage des Programms sollten allerdings
die Erfahrungen aus den alten Maßnahmen mit einbezo-
gen werden. Man sollte Effizienzverluste vermeiden.
Auch dazu hat das Gutachten von Prognos und DIW ei-
nige interessante Hinweise gegeben, die wir in der De-
batte berücksichtigen sollten.

Leider muß ich eine weitere kritische Bemerkung zur
Bewilligungspraxis und zur Förderpolitik durch den
ehemaligen Minister Rüttgers machen. Der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Mosdorf hat auf meine An-
frage im Wirtschaftsausschuß über die Bearbeitungspra-
xis durch den damaligen Minister Rüttgers informiert.
Ich finde, es ist schon ein starkes Stück, was in seinem
Haus seinerzeit passiert ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Im Ergebnis muß man sagen, daß Herr Minister Rütt-
gers im Zusammenhang mit dem hier zur Debatte ste-
henden Programm Politik, ja vielleicht Wahlkampf auf
Kosten vieler kleiner und mittlerer Unternehmen in un-
serem Land betrieben hat. Wie soll man ansonsten den
Tatbestand bewerten, daß 1 200 Anträge, zum Teil seit
längerem vorliegend, nicht bearbeitet wurden, weil der
Finanzrahmen bereits weit vor der Bekanntmachung der
Schließung des Programms am 30. September ausge-
schöpft war?

Anstatt das Programm um die notwendigen Mittel
aufzustocken, wie es die neue Regierung jetzt dankens-
werterweise getan hat, oder anstatt die Ablehnungsbe-
scheide möglichst schnell an die mittelständischen und
kleinen Unternehmen weiterzureichen, hat man die
Schließung auf die Zeit nach der Bundestagswahl ver-
schoben und damit viele Antragsteller im falschen Glau-
ben gelassen, es gäbe noch eine Möglichkeit, in das Pro-
gramm aufgenommen zu werden. Dies ist schon ein un-
geheuerlicher Vorgang, denn sehr viele kleine und mitt-
lere Unternehmen haben Mühen und Kosten aufgebracht
und Anträge eingereicht, obwohl dem Minister lange
klar war, daß es gar keine Mittel für dieses Programm
mehr gab. Kurz nach dem Wahltag verschickte er lapi-
dar Ablehnungsbescheide an diese Unternehmungen.
Das ist ein starkes Stück, was im Bundestag einmal ge-
sagt werden muß.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir Sozialdemokraten sind dem Wirtschaftsministe-
rium dankbar, daß es schnell die Verunsicherung der
mittelständischen Unternehmungen aus dem Weg ge-
räumt, in kürzester Frist das Programm aufgestockt und
insgesamt weitere 800 Anträge positiv bearbeitet hat.
Dies ist für mich ein deutliches Zeichen, daß die neue
Regierung in diesem wichtigen wirtschaftspolitischen
Zukunftsfeld eine freundlichere Politik gegenüber den
kleinen und mittleren Unternehmungen betreibt. Ich
glaube, daß wir mit dieser Politik ein Stück weit auf dem
Weg sind, sowohl die Arbeitslosigkeit in diesem Land
zu begrenzen als auch die ökonomischen und technolo-
gischen Potentiale in unserem Land zu fördern. Ich

glaube, die Verwirklichung dieser Ziele ist bei dieser
Regierung in den allerbesten Händen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Kollege Sauer, das
war Ihre erste Rede im Deutschen Bundestag. Ich be-
glückwünsche Sie im Namen des ganzen Hauses.

(Beifall)

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 14/209 an die
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sie sind damit einverstanden? – Das ist der
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr.
Heidi Knake-Werner, Ursula Lötzer, Eva Bul-
ling-Schröter, weiteren Abgeordneten und der
Fraktion der PDS eingebrachten Entwurfs eines
… Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch (§ 146)

– Drucksache 14/139 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)
Rechtsausschuß
Ausschuß für Wirtschaft und Technologie
Haushaltsausschuß

Ich kann Ihnen mitteilen, daß folgende Kollegen ihre
Reden zu Protokoll gegeben haben: von der SPD Adi
Ostertag, von der CDU/CSU Heinz Schemken, vom
Bündnis 90/Die Grünen Annelie Buntenbach, von der
F.D.P. Dr. Heinrich Kolb und von der PDS Heidi Kna-
ke-Werner. Damit ist auch dieser Tagesordnungspunkt
erledigt.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwur-
fes auf Drucksache 14/139 an die in der Tagesordnung
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist so beschlos-
sen

Ich danke für Ihr Einverständnis hinsichtlich dieses
Vorgehens. Wir haben damit ein bißchen Zeit gespart.
Vielen herzlichen Dank.

Nun rufe ich Zusatzpunkt 5 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr.
Heidi Knake-Werner, Dr. Klaus Grehn, Monika
Balt, Dr. Ruth Fuchs und der Fraktion der PDS
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Wie-
derherstellung des Interessenausgleichs zwischen
Arbeitslosen und Beitragszahlern – Interessen-
ausgleichsgesetz (IAG)

– Drucksache 14/208 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung

Thomas Sauer
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Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Parlamentari-
sche Staatssekretärin Ulrike Mascher hat zur Zeit in die-
sem Hause eine Besprechung. Sind Sie damit einver-
standen, daß wir sie zu diesem Tagesordnungspunkt
nicht ausdrücklich hierherbitten, sondern daß wir die
Beratung in der folgenden halben Stunde trotz der Tat-
sache, daß die Regierungsbank nicht besetzt ist, durch-
führen können? – Das ist der Fall. Dann bitte ich, daß
wir so vorgehen.

Ich erteile nunmehr dem Abgeordneten Dr. Klaus
Grehn von der PDS das Wort.

Dr. Klaus Grehn (PDS): Frau Präsidentin! Kollegin-
nen und Kollegen! Die ausgediente Bundesregierung
hatte mit ihrer Mehrheit im Deutschen Bundestag konti-
nuierlich Verschlechterungen im Arbeitsförderungsrecht
beschlossen. Zu den Hinterlassenschaften in diesem Be-
reich gehört das Sozialgesetzbuch III. Stück für Stück
hatte sie sich aus ihrer Verantwortung für die wachsende
Anzahl der Arbeitslosen und deren Lage verabschiedet,
einer Verantwortung, die in der früheren Gesetzgebung
wenigstens noch verbal eingestanden worden war.

Arbeitslose sind überwiegend unschuldig Betroffene
eines wirtschaftlichen Strukturwandels, von Innovati-
onsdefiziten und von Mißmanagement bei Unterneh-
men. Sie sind zum Ballast der Gesellschaft verkommen
und als Schmarotzer diffamiert worden, so als hätten sie
ihren Arbeitsplatzverlust selbst herbeigeführt.

Der gesetzlich erworbene Anspruch auf finanzielle
Hilfe wurde und wird immer noch an Bevormundung,
Disziplinierung und Androhungen gebunden. Die Pflicht
zur unaufgeforderten Meldung alle drei Monate macht
Arbeitslose zu Kriminellen und spiegelt das soziale Ge-
wissen der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. wi-
der. Ich hoffe, daß die SPD und die Bündnisgrünen ein
anderes Gewissen entwickelt haben.

(Beifall bei der PDS)

Der Begriff „soziale Ausgrenzung“ als Kennzeich-
nung von Arbeitslosen wurde in diesem Lande so salon-
fähig gemacht, daß ihn karitative Organisationen als
selbstverständliche Begleiterscheinung der modernen
Gesellschaft in das Spektrum ihrer Fürsorge- und Wohl-
fahrtsarbeit aufnehmen mußten. Den Zustand Arbeitslo-
sigkeit an völlig willkürliche und fiskalische Nebenbe-
dingungen zu knüpfen, schafft beträchtliche Rechtsunsi-
cherheit und Spielräume für Willkür.

Die akribisch und diskriminatorisch geregelte soge-
nannte Beschäftigungssuche wird zur Zeit immer noch
von den Arbeitsämtern beliebig als Nachweis und Vor-
aussetzung für den Leistungsbezug eingefordert. Bürger-
ferne wird hier überdeutlich. Statt Hilfen anzubieten,
wird die Schwelle zum Mißbrauch eingeebnet. Die Be-
weislast auf die Seite der Arbeitslosen zu legen, spricht
allen Regeln des Rechtsstaates Hohn. Das wollen wir
rückgängig machen.

Für die Verfügbarkeit von Arbeitslosen sind Arbeits-
fähigkeit, Arbeitsbereitschaft und Erreichbarkeit die ent-
scheidenden Kriterien, die der Bürger versteht und als
gerecht empfindet.

(Beifall bei der PDS)

Die Erreichbarkeit an Sonntagen war eine der vie-
len Schikanen. Kein Arbeitsamt hat sonntags geöffnet.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Schlimm genug!)

In den meisten Fällen wird sonntags keine Post zuge-
stellt.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Samstags gibt es die
Stellenanzeigen!)

Die Erreichbarkeit an Werktagen, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der F.D.P., ist vernünftig und selbst-
verständlich und entspricht auch den christlichen Gebo-
ten. Im übrigen: Wie will man an Sonntagen Arbeits-
plätze verteilen, die es schon an Werktagen nicht gibt?

(Beifall bei der PDS)

Als eine besondere Demütigung und soziale Degra-
dierung Arbeitsloser muß die progressiv steigende Ab-
erkennung ihrer beruflichen Qualifikation und damit der
Raub ihres in der Lebensarbeitszeit erarbeiteten sozialen
Standards zurückgenommen werden.

(Beifall bei der PDS)

Die Zumutbarkeit muß das beinhalten, was an Ein-
schränkungen der persönlichen Wahl und Entschei-
dungsfreiheit dem vergleichbaren Arbeitnehmer im
normalen Arbeitsleben abverlangt wird. Das betrifft
Qualifikation, Einkommen, Pendelzeiten, Wohnungs-
wechsel und ähnliches.

Nicht länger zuzulassen ist die Absenkung all der
Normen, die üblicherweise zu Beschäftigung führen.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß an die Arbeits-
bereitschaft, Mobilität, Flexibilität und berufliche Neu-
orientierung eines Arbeitslosen die gleichen Anforde-
rungen gestellt werden wie an einen beschäftigten Ar-
beitnehmer.

(Beifall bei der PDS)

Verhindert werden muß, daß Arbeitslose per Gesetz
in versicherungsfreie oder ungesicherte Beschäftigungs-
verhältnisse gedrängt werden.

Wenn die Fraktion der PDS jetzt Korrekturen der ne-
gativsten Auswirkungen, der wildesten Auswüchse des
Blümschen Irrweges vorschlägt, so geht sie dabei von
der tatsächlichen Lage von Millionen Arbeitslosen aus.
Sie verlangt, daß mehr als 4 Millionen Mitbürger frei
von Diskriminierung und staatlicher Zucht leben kön-
nen. Statt die Arbeitsämter mit kasernenhofähnlichen
Zuständen, mit Meldepflicht, Zwangsverpflichtung und
Bestrafung zu belasten, müssen diese Arbeitsämter wie-
der zu Brücken und Helfern für möglichst dauerhafte
und ausreichend bezahlte Arbeit werden.

Die Arbeitslosigkeit von Millionen wird uns trotz al-
ler guten Vorsätze der Schröder-Regierung noch lange
begleiten. Mit unserem Gesetzentwurf berücksichtigen
wir Forderungen des DGB ebenso wie die  Analysen der

Vizepräsidentin Anke Fuchs
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Kirchen, der Wohlfahrtsverbände, des Arbeitslosenver-
bandes sowie die in der letzten Legislaturperiode von
der SPD und den Bündnisgrünen vorgesehenen Verän-
derungen.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Kommen Sie zum
Schluß, Herr Kollege.

Dr. Klaus Grehn (PDS): Sofort. Ich möchte nur
noch zwei Sätze sagen.

Wir gehen also davon aus, daß unsere Vorschläge
konsensfähig sind, und appellieren an Sie, Kolleginnen
und Kollegen, besonders der Regierungskoalition, eine
zügige parlamentarische Behandlung des Gesetzent-
wurfs nicht zu behindern.

Kolleginnen und Kollegen, wir hoffen, daß die Inter-
essen von mehr als 4 Millionen unglücklichen Mitbürge-
rinnen und Mitbürgern Ihnen genauso am Herzen liegen
wie uns.

Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich das
Wort der Kollegin Andrea Nahles, SPD-Fraktion.

Andrea Nahles (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Dr.
Grehn, Sie können sich sicherlich denken, daß ich mich
besonders gefreut habe, Sie hier heute zu sehen, weil es
mir nun doch die Möglichkeit gibt, meine erste Rede im
Parlament zu halten.

(Beifall im ganzen Hause)

Wir reden hier heute über Arbeitslose. Das ist den
Sozialdemokraten bewußt; denn wir Sozialdemokraten
sind angetreten und auch gewählt worden, weil wir ver-
sprochen haben, Arbeitslosen zu helfen, indem wir mehr
Beschäftigung schaffen.

Gegen unseren Widerstand haben Sie, meine Damen
und Herren von der ehemaligen Regierungskoalition, mit
der Einführung des SGB III eine völlig neue Philosophie
der Arbeitsmarktpolitik durchgepaukt. Die Grundannah-
me Ihrer Philosophie ist nämlich die Vermutung, daß Ar-
beitslosigkeit vor allem eine Frage der inneren Einstellung
und des Verhaltens der Betroffenen ist.

(Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: Nicht vor al-
lem, aber auch!)

Angesichts von 7 Millionen fehlenden Arbeitsplätzen
haben Sie nicht Ihre gescheiterte Wirtschafts- und So-
zialpolitik verantwortlich gemacht, sondern zynisch die
Arbeitslosen selbst. Nicht anders lassen sich die Lei-
stungskürzungen, die dreimonatige Meldepflicht und
unter anderem auch die Zumutbarkeitsregelung, über die
wir heute reden, erklären.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Es ist ja nicht zuviel
verlangt, sich auch mal selbst um einen Job zu
kümmern!)

Erlauben Sie mir, zu Beginn meiner ersten Rede in
diesem Parlament festzustellen: Die beste Politik für Ar-
beitslose ist immer noch eine Politik für Vollbeschäfti-
gung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Wenn ich von Vollbeschäftigung spreche, meine ich
nicht den Typus des voll verdienenden Familienernäh-
rers mit 39-Stunden-Woche plus Überstunden,

(Dr. Heinrich L. Kolb [F.D.P.]: Hört! Hört!)

sondern eine moderne Form der Erwerbsarbeit, die
Phasen der Berufsausübung, Phasen der Qualifikation,
Phasen der Kindererziehung einschließt und dies durch
flexiblere und kürzere Arbeitszeiten und fließende
Übergänge in den Ruhestand möglich macht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS – Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Da
fragen Sie aber noch mal Herrn Hombach!)

Diese neue Form von Erwerbsarbeitsbiographien und
eine unterhaltssichernde Erwerbsarbeit für alle – Männer
und Frauen – sind natürlich nicht allein mit den Mitteln
der Arbeitsmarktpolitik zu erreichen. Aber sie kann
einen wichtigen Beitrag dazu leisten. Viel wäre nämlich
bereits gewonnen, wenn Arbeitsmarktpolitik nicht mehr
überwiegend Verwaltung von Arbeitslosigkeit wäre,
sondern wenn mehr passive Leistungen in die Aktivie-
rung von Menschen, in ihre Qualifikation, in ihre Fähig-
keiten und in ihre schnelle Vermittlung in Beschäftigung
investiert werden könnten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Viel wäre gewonnen, wenn wir die Arbeitsämter von
manchem bürokratischen Ballast befreien würden, den
unter anderem Sie den Arbeitsämtern in Ihrer Regie-
rungszeit zusätzlich aufgebürdet haben – rein in die
Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln usw.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Viel wäre gewonnen, wenn wir den Betroffenen, den
arbeitslosen Frauen und Männern, den Jugendlichen in
Ost- und Westdeutschland, das Gefühl gäben, daß wir
die Massenarbeitslosigkeit bekämpfen – nicht die Ar-
beitslosen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Die Koalition ist für die Schaffung eines Bündnisses
für Arbeit angetreten. Es ist zustande gekommen. Ich
möchte drei Grundgedanken dieses Bündnisses für Ar-
beit in Erinnerung rufen.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Dann wollen wir mal
sehen, was dabei herauskommt! – Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU und der F.D.P.)

– Ja, genau. – Erstens. Zunächst geht es um Zusammen-
arbeit. Statt im Gegeneinander von Regierungspolitik

Dr. Klaus Grehn
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und Tarifauseinandersetzungen Kräfte zu verschleißen,
wollen wir neue Kräfte und Kreativität freisetzen.
Zweitens. Es geht darum, sich die Realitäten des Ar-
beitsmarktes zu vergegenwärtigen. Wir brauchen also
mehr Praxisorientierung der Arbeitsmarktpolitik.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Liebe Kollegen und
Kolleginnen, eine Kollegin hält ihre erste Rede. Ich fin-
de, ein bißchen Anstand könnten Sie schon wahren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der PDS)

Andrea Nahles (SPD): Danke, aber ich werde damit
schon fertig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Es geht um rasche Erfolge, ebenso wie um
längerfristige Reformen.

Diese Grundgedanken des Bündnisses für Arbeit be-
schreiben meiner Ansicht nach sehr gut die Zukunfts-
aufgaben der Arbeitsmarktpolitik. Wir brauchen das
Bündnis für Arbeit in der Arbeitsmarktpolitik und – um-
gekehrt – einen Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zum
Bündnis für Arbeit.

Der Bundeskanzler hat gesagt, daß jede Maßnahme,
die wir treffen, an einem zentralen Kriterium geprüft
werden soll: Wird neue Beschäftigung geschaffen? Ich
kann dem – wie die meisten von Ihnen, so hoffe ich –
nur zustimmen. Das Problem beim vorliegenden Antrag
der PDS liegt darin, daß er diesem Kriterium in keiner
Weise gerecht wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Er wird nur einem einzigen Kriterium gerecht: Er er-
scheint populär. Sie von der PDS konzentrieren sich
darauf, einzelne Verbesserungsvorschläge zu machen,
die auch Positionen der SPD und der Gewerkschaften
abdecken. Sie picken sich also – wenn ich das einmal so
sagen darf; die Grünen mögen mir das verzeihen – die
sozialdemokratischen Rosinen heraus. Gleichzeitig
glauben Sie aber selber nicht, daß Ihre Anträge ange-
nommen werden. Sie stellen sie, damit sie abgelehnt
werden, damit Sie dann herumturnen und erzählen kön-
nen, die SPD-Bundesregierung habe ihre eigenen frühe-
ren Vorschläge abgelehnt. Soll ich Ihnen einmal etwas
sagen? Das ist nicht populär, das ist populistisch, meine
Damen und Herren von der PDS-Fraktion!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Grehn?

Andrea Nahles (SPD): Ja, sicher.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr.

Dr. Klaus Grehn (PDS): Frau Kollegin, würden Sie
mit mir übereinstimmen, wenn ich sage, daß der Ar-
beitslosenverband Deutschland etwas mit den Sachfra-
gen, die Sie angesprochen haben, und weniger mit poli-
tischen Fragen, die Sie als Begründung für unseren Vor-
schlag anführen, zu tun hat?

Andrea Nahles (SPD): Damit kann ich insoweit
nicht übereinstimmen, als diese inhaltlichen Punkte hier
gar nicht im Vordergrund stehen. Ihr Fraktionsvorsit-
zender, Herr Gysi, hat auf Ihrem jüngsten Parteitag sel-
ber gesagt, daß es sich hierbei um geplante Gemeinhei-
ten handelt. Weiter hat er gesagt – ich zitiere wörtlich –:
„Hier muß uns etwas einfallen“. Dazu sage ich: Wohl
wahr; und das unter anderem deswegen, weil diese Tak-
tik mittlerweile allen auffällt. Sie sollten unsere Vor-
schläge einer umfassenden Reform, die wir vortragen
werden, ernsthaft debattieren. Das haben wir geplant.
Das heißt nicht, daß die Inhalte, die auch dem Arbeitslo-
senverband wichtig sind, nicht zum Tragen kämen. Nur,
wir lassen uns hier nicht mit den üblichen Taschenspie-
lertricks der parlamentarischen Arbeit vorführen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Darf der Kollege
noch eine Zusatzfrage stellen?

Andrea Nahles (SPD): Nein, ich möchte jetzt mit
meiner Rede fortfahren.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr.

Andrea Nahles (SPD): Denn eines ist doch klar: Sie
geben hier vor, Leuten zu helfen. In Wirklichkeit – das
muß ich Ihnen einmal sagen – helfen Sie doch besten-
falls uns, weil Sie uns immer gute Gelegenheiten liefern,
unsere Politik vorzustellen. Und das will ich hier auch
tun.

Die Bundesregierung wird sich der umfassenden Re-
form der Arbeitsförderung widmen.

(Ruth Fuchs [PDS]: Wunderbar!)

Dies ist eine mittelfristige Aufgabe. Und bevor die PDS
vielleicht wieder etwas ungeduldig wird: Wir Sozialde-
mokraten haben den großen Entwurf eines Arbeits- und
Strukturförderungsgesetzes, den wir bereits im Mai 1995
im Parlament eingebracht haben, nicht vergessen. – Sie
brauchen uns auch nicht daran zu erinnern, und Sie
sollten auch nicht ständig daraus abschreiben. –

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Er wird die Grundlage für unseren künftigen Gesetzent-
wurf sein.

(Zuruf von der PDS: Können wir das auch
schriftlich haben, dieses Versprechen?)

Andrea Nahles
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Wir werden außerdem als Sofortinitiative ein Vor-
schaltgesetz zur Änderung des SGB III einbringen. Die-
ses Gesetz soll vier Aufgaben erfüllen: die Steigerung
der Effizienz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen; die
Beseitigung sozialpolitischer Härten der Regierung
Kohl; die Entlastung der Arbeitsverwaltung und eine
Zunahme der Regionalisierung arbeitsmarktpolitischen
Handelns.

Ich möchte als Beispiel die Verpflichtung nennen,
daß sich ein Arbeitsloser alle drei Monate melden muß.
– Darauf sind Sie auch schon eingegangen. – Ein Weg-
fall dieser Verpflichtung würde nicht nur eine Schikane
beseitigen. Die Verpflichtung von Arbeitslosen, ihre
persönliche Meldung im Abstand von drei Monaten zu
erneuern, hat außerdem in der Praxis zu erheblichem
Verwaltungsaufwand in den Arbeitsämtern geführt. Wir
können also, wenn wir dies entsprechend ändern, zwei-
erlei tun: den Arbeitslosen helfen und die Verwaltungen
entlasten. Deswegen werden wir das anpacken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von
der PDS: Wunderbar! Das ist eine Sachfrage!)

Als zweites Beispiel möchte ich die Regelung zur
Zumutbarkeit anführen. Die Kohl-Regierung hat die
Zumutbarkeit der Annahme von Arbeit so weit umdefi-
niert, daß nunmehr nach einem halben Jahr Arbeitslo-
sigkeit so gut wie jede Arbeit angenommen werden
muß. Um den temporären Qualifikationsschutz ist es
damit geschehen; es geht nur noch um eine reine Ein-
kommensstufenregelung. Gleichzeitig redet alle Welt
vom lebenslangen Lernen. Das ist ein Widerspruch.
Deswegen werden wir uns dieses Unsinns annehmen
und ihn abschaffen. Es ist auch deswegen Unsinn, meine
Damen und Herren von der CDU/CSU, weil die Arbeit-
geber bekanntermaßen Menschen mit Überqualifikation
gar nicht gern einstellen. Sie haben nämlich festgestellt,
daß sich solche Menschen von den schlechten Stellen,
die sie nur unter Druck angenommen haben, so schnell
wie möglich verabschieden. Unter dem Strich ist dabei
arbeitsmarktpolitisch nichts herausgekommen. Geben
Sie das doch einmal zu! Gute Arbeitsmarktpolitik sieht
anders aus, meine Damen und Herren von der
CDU/CSU, und die werden wir angehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zur Regionalisierung: Wir haben die Mittel für
Strukturanpassungsmaßnahmen, die in Ostdeutschland
schon sehr gute Erfolge gezeitigt haben, im Haushalt
1999 erhöht – und zwar um 2 Milliarden DM.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Und wir haben die
Maßnahmen eingeführt!)

Daran können Sie sehen, daß es uns darum geht, eine
Verzahnung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik zu
leisten.

Ich halte das auch im Hinblick auf die Möglichkeit,
über Strukturanpassungsmaßnahmen – anders als bei
ABM – neue Beschäftigungsfelder aufzutun, für einen
zentralen Punkt. Das gilt auch für die Möglichkeit, neue
öffentliche Beschäftigungsfelder zu initiieren und eine

neue Strukturpolitik auf den Weg zu bringen. Auch kann
ich mir das gut hinsichtlich des Programms zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit, das wir eingeführt ha-
ben, vorstellen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dirk Niebel [F.D.P.]: Genau
deshalb haben wir dieses Instrument einge-
führt!)

Das beste Beispiel für eine gute Arbeitsmarktpolitik
hat die Bundesregierung noch im vergangenen Jahr auf
den Weg gebracht: das 100 000-Jobs-Programm für
junge Leute. Während Sie, meine Damen und Herren
von der CSU- und der CDU-Opposition, in der Gegend
herumlaufen und verantwortungslose Unterschriften-
und Hetzkampagnen zu Wahlkampfzwecken abziehen,

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Haben Sie
„Hetzkampagnen“ gesagt?)

handelt die Bundesregierung. Wir erhöhen die Mittel für
aktive Arbeitsmarktpolitik um 4,7 Milliarden DM.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Während Sie Jugendlichen jahrelang keine Perspektive
geben konnten, schaffen wir auf einen Schlag eine Per-
spektive für 100 000 Jugendliche. Mit anderen Worten:
Während Sie in den letzten 16 Jahren gespalten haben
und das weiterhin tun, integrieren wir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich komme zum Schluß. Die neue Bundesregierung
gibt den Menschen Zuversicht, daß Politik ihre Proble-
me wieder anpackt und Lösungen anbietet.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Das ist aber
ein Irrglaube!)

Deswegen ist die Politik dieser Bundesregierung die be-
ste Politik für Arbeitslose.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Frau Kollegin Nah-
les, das war Ihre erste Rede im Deutschen Bundestag.
Ich beglückwünsche Sie im Namen des ganzen Hauses.

(Beifall)

Ich erlaube mir den Hinweis, daß das Wort „Hetz-
kampagne“ nicht so ganz den parlamentarischen Ge-
pflogenheiten in diesem Hause entspricht.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Eigentlich gar nicht,
oder?)

Das Wort hat nunmehr der Kollege Dr. Friedrich,
CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Frau
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Andrea Nahles



1360 Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Januar 1999

(B)

(A) (C)

(D)

Liebe Frau Kollegin Nahles, man hat es Ihnen schon an-
gemerkt, daß es Ihnen weh tut, daß wir hier im Parla-
ment drei PDS-Anträge hintereinander diskutieren müs-
sen, weil die Kommunisten offensichtlich gemerkt ha-
ben, daß Sie in den letzten Jahren mit Ihrer Propaganda
und Ihren Versprechungen überzogen haben. Sie werden
sich noch auf einiges gefaßt machen müssen, was die
von Ihnen in der Bevölkerung erzeugten Erwartungen
und Illusionen und all jene Dinge angeht, die nicht reali-
sierbar sind.

(Erika Lotz [SPD]: Abwarten!)

Sie haben das hier ganz geschickt gemacht, liebe
Frau Nahles, indem Sie gesagt haben, alles komme
später in einer großen AFG-Reform. Das paßt auch zu
dem, was Herr Bannas heute in der „FAZ“ geschrieben
hat, als er den Führungsstil von Herrn Schröder und
seiner Regierung charakterisierte. Er stellte es nämlich
unter die Überschrift: „Adenauers ,Geschwätz von ge-
stern’ heißt bei Schröder ,Alles hat seine Zeit’“. Ver-
schieben Sie also alles schön auf später, und wir war-
ten, wie lange sich die Menschen im Lande das alles
gefallen lassen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Tatsache
ist, daß bei der AFG-Reform in der letzten Wahlperiode
die Vorschriften eingeführt worden sind, die die PDS
jetzt zurückgenommen haben möchte. Tatsache ist auch,
daß 1996/97 die SPD als Oppositionspartei diese Re-
form des AFG bis aufs Messer bekämpft hat, auch über
den Bundesrat. In der Sitzung vom 27. September 1996
hat der SPD-dominierte Bundesrat die AFG-Reform ab-
gelehnt. In der Stellungnahme dazu heißt es:

Der Bundesrat lehnt daher sowohl die falschen ar-
beitsmarktpolitischen Ansätze und Weichenstellun-
gen als auch die gewählten Einzellösungen ab.

Tatsache bleibt aber, daß nicht zuletzt durch diese
Reformen wesentliche Erfolge bei der Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit erzielt wurden und im Jahr 1998 ein
massiver Rückgang der Arbeitslosigkeit in unserem
Lande zu verzeichnen war.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Konrad Gilges [SPD]: Diesen Quatsch glau-
ben Sie doch selber nicht!)

Worum ging es bei der AFG-Reform? Es ging einmal
darum, den Mißbrauch aufzudecken und zu bekämpfen.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Grehn?

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Ja,
Herr Grehn.

(Angela Marquardt [PDS]: Vorsicht, das ist
ein Kommunist!)

Dr. Klaus Grehn (PDS): Herr Kollege Friedrich, es
wird Ihnen relativ leicht fallen, zu sagen, wie groß der
massive Abbau der Arbeitslosigkeit im Jahre 1998 ge-
wesen ist.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Sie
können die Zahl nachlesen. Wir haben von Januar bis
November – bis dahin kenne ich die Zahlen – 390 000
neue Arbeitsplätze geschaffen. Man kann durchaus von
einem massiven Rückgang der Arbeitslosigkeit spre-
chen. Tatsache ist aber auch, daß im letzten Arbeits-
marktbericht die Zahlen wieder nach oben gegangen
sind, weil inzwischen in der Wirtschaft eine massive
Verunsicherung stattfindet und die Menschen nicht mehr
investieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Grehn
möchte noch eine Frage stellen.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Das
muß aber nicht sein. Ich verzichte darauf.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Sie verzichten. –
Dann reden Sie bitte weiter.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Zwei
wesentliche Dinge wurden eingeführt. Erstens: Die Mit-
wirkungspflichten für die Arbeitsuchenden. Der Arbeits-
lose muß nachweisen, daß er sich aktiv um Beschäfti-
gung bemüht. Zweitens. Auch der Begriff der zumutba-
ren Beschäftigung wurde erweitert.

Der SPD-geführte Bundesrat hat damals kritisiert, die
Größenordnung des Mißbrauches mache keine Ver-
schärfung der Zumutbarkeit notwendig. Das ist – das
sage ich Ihnen auch für den Fall, daß Sie tatsächlich eine
AFG-Reform vorhaben – ein gewaltiger Irrtum. Bei der
Frage von Mißbrauch, insbesondere im Bereich der So-
zialsysteme, geht es nämlich nicht um die Frage, ob wir
uns im Einzelfall ein paar hundert oder ein paar tausend
Fälle von Mißbrauch leisten können. Es geht vielmehr
um die Frage: Wie wirkt sich das auf die Arbeitsmoral
in diesem Lande aus?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Lieber Herr Kollege Grehn, Sie sind auch Präsident
der Arbeitslosen. Sie sollten auch einmal an die vielen
Millionen Menschen denken, die für ihre Arbeitslosen-
versicherung Beiträge bezahlen müssen. Erklären Sie
einmal einem Arbeitnehmer, der schwere Arbeit ver-
richten muß, warum es einzelne gibt, die gar nicht daran
denken, sich eine neue Arbeitsstelle zu suchen, sondern
von den Beitragsleistungen der arbeitenden Bevölkerung
ganz gut leben.

(Zuruf von der SPD: Und es noch nicht einmal
nötig haben, zu ihrem Vermittler zu gehen!)

Erklären Sie doch einmal einem Arbeitnehmer, warum
er sieben oder acht Stunden täglich arbeiten soll und sich
ein anderer für diesen Job für überqualifiziert hält. Wo
immer wir zulassen, daß Leistungserschleichung und
-mißbrauch die Sozialkassen belasten, dort werden Ar-

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof)
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beitsmoral und Arbeitswille der anderen Menschen ge-
schwächt.

(Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Das ist eine Beleidi-
gung von Millionen von Arbeitslosen!)

Neben der Mißbrauchsbekämpfung hat die Reform
des AFG aber einen zweiten Aspekt, der die Verände-
rung des Arbeitsmarktes und des Selbstverständnisses
des modernen Arbeitnehmers betrifft. Liebe Frau Nah-
les, Sie haben dies angedeutet, als Sie von einer „geän-
derten Philosophie“ gesprochen haben. Es ist sicher-
lich eine Frage der Betrachtung des modernen Arbeits-
lebens.

1997 hat die Kommission für Zukunftsfragen der
Freistaaten Bayern und Sachsen ihren Bericht zu Er-
werbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in Deutschland vor-
gelegt. Dabei wurden Entwicklungen und Ursachen
analysiert, und Maßnahmen wurden vorgeschlagen. Al-
len Empfehlungen der Kommission lag eine wichtige
grundlegende Forderung zugrunde. Diese Forderung
lautet – Sie sollten sie bei der von Ihnen geplanten Re-
form des AFG beherzigen –: Die kollektiven Leitbilder
im Bereich der Erwerbsarbeit und der Daseinsvor-
sorge müssen verändert werden.

An die Stelle der industriegeprägten Erwerbsarbeits-
gesellschaft tritt heute mehr und mehr die globalisierte
Wissensgesellschaft. Mit diesem Wandel muß auch ein
neues Verhältnis des Menschen zu Solidargemeinschaft,
Staat und Wirtschaft verbunden sein. An die Stelle des
Versorgungsstaates muß der Teilhabe- oder Bürgerbe-
teiligungsstaat treten. Nur mit einem so veränderten
Leitbild – mit einer so veränderten Philosophie, würde
Frau Nahles sagen –

(Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Lesen Sie mal das
Grundgesetz!)

werden wir auch unserer jungen Generation neue Per-
spektiven und Motivation geben.

So bitter das klingen mag – auch Sie werden das in
den nächsten Jahren noch massiv erleben –: Die jungen
Menschen in diesem Lande glauben schon lange nicht
mehr an die Zukunft des Versorgungsstaates. Mit einer
Aufblähung der Sozialsysteme werden nicht nur die
Bürger entmündigt, sondern wir verhindern damit vor
allem auch die Entstehung eines differenzierten Arbeits-
platzangebotes.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der F.D.P.)

Wenn heute jemand in diesem Land als Handwerker, als
Mittelständler oder als Privatmann in seinem Haushalt
Arbeit anbietet, dann sieht er sich einer massiven Bela-
stung durch Sozialabgaben ausgesetzt. Das wird mas-
senhaft umgangen durch Schwarzarbeit oder über den
Bereich der 630-DM-Jobs, was Sie mit dem, was Sie
vorlegen, wieder nicht in den Griff bekommen.

Das Leitbild der Zukunft, so die Zukunftskommission
Bayerns und Sachsens, muß darin bestehen, daß sich der
Mensch als „Unternehmer“ seiner eigenen Arbeitskraft
und Daseinsvorsorge versteht. Das heißt, daß er selbst
eigenverantwortlich entscheiden muß, sich zu qualifizie-

ren, sich weiterzuentwickeln und für Risiken vorzusor-
gen.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Die haben unser Pro-
gramm abgeschrieben! Nicht nur die PDS,
auch die Bayern und die Sachsen schreiben
ab!)

Auf diese Weise erfolgt die Aktivierung aller kreativen
und innovativen Kräfte in einer Gesellschaft und in einer
Volkswirtschaft.

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD])

– Natürlich, Herr Gilges, muß man die Menschen dazu
auch in die Lage versetzen und darf ihnen nicht über So-
zialbeiträge und Steuern das Einkommen wegnehmen.
Deswegen wollten wir in der letzten Wahlperiode eine
massive Steuerentlastung. Was Sie jetzt machen, ist ge-
nau das Gegenteil davon: Steuererhöhungen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Wir wollen den mündigen Bürger und Arbeitneh-
mer. Aus dieser Philosophie, aus diesem Verständnis
heraus muß von einem Arbeitslosen verlangt werden,
daß er sich selbst darum bemüht, einen Arbeitsplatz zu
finden.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Ja, er kann sich wenig-
stens darum bemühen! Man muß doch nicht
darauf warten, bis man alles vorgekaut be-
kommt!)

Es muß von ihm verlangt werden können, daß er Quali-
fizierungsangebote annimmt und daß er selbst als akti-
ves Subjekt am Arbeitsmarkt auftritt.

(Zurufe von der PDS)

– Ich weiß natürlich, daß Ihnen der Begriff „Masse der
Arbeitslosen“ viel lieber ist.

Entscheidend ist, daß in den letzten Jahren die Akti-
vität und die Aktionsmöglichkeit der Arbeitsämter ge-
steigert wurden. Durch elektronische Datenverarbei-
tungssysteme wie SIS oder AIS werden Arbeitgeber und
Arbeitnehmer in die Lage versetzt, wirklich am Ar-
beitsmarkt tätig zu sein.

Die Botschaft an die jungen Menschen in unserem
Land kann nicht sein: Wir sorgen dafür, daß du irgend-
wie versorgt bist. Unsere Botschaft an die jungen Men-
schen in unserem Land muß lauten: Egal, ob du stark
bist oder weniger stark, ob du ein Überflieger bist oder
durchschnittlich intelligent, wenn du dich anstrengst,
wenn du bereit bist, dein Bestes zu geben, dann sorgen
Staat und Gesellschaft dafür, daß du eine Entwicklungs-
perspektive hast und ein materiell gesichertes Leben
führen kannst. – Das ist die Idee der sozialen Marktwirt-
schaft, für die wir stehen.

(Konrad Gilges [SPD]: Das haben wir 16 Jah-
re erlebt!)

Das muß auch für diejenigen gelten, die nicht so
„produktiv“ sind, für diejenigen, die nur einfache Tätig-
keiten ausführen können, die niedriger bezahlt sind. Das
Kombilohnmodell, das wir entwickelt haben, das eine
Ergänzung niedriger Einkommen durch staatliche Lei-

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof)



1362 Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Januar 1999

(B)

(A) (C)

(D)

stungen vorsieht, ist dafür zumindest ein diskussions-
würdiger Ansatzpunkt.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Grehn?

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Bitte
jetzt nicht mehr. – Der Mensch als Unternehmer sei-
ner eigenen Arbeitskraft und Qualifikation – das muß
das Leitbild einer modernen Gesellschaft sein.

Lieber Herr Grehn, eine kommunistische Partei PDS,
die sich gedanklich und ideologisch in den Anfängen der
Industriegesellschaft des letzten Jahrhunderts befindet,
kann diese Sichtweise nicht nachvollziehen. Ich nehme
Ihnen das nicht übel. Sie können es selbstverständlich
nicht. Eine Partei von vorgestern kann die Probleme von
heute und morgen nicht lösen. Das ist keine Frage.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P)

Aber für eine Regierungspartei SPD reicht es nicht,
wenn sie nur ihr Vokabular modernisiert, sich aber bei
den politischen Inhalten keinen Millimeter bewegt. Was
der neue „Wirtschafts- und Finanzminister“ Lafontaine,
der neue Superminister, in der letzten und in dieser Wo-
che hier zur Wirtschaftspolitik gesagt hat, zeigt einen
Tiefpunkt in der Wirtschaftspolitik dieses Landes.

Die Zukunftskommission Bayerns und Sachsens rät,
„einfache, personenbezogene Dienste auszubauen“.
Rotgrün denkt nicht einmal daran, das von der Union
vorgeschlagene Kombilohnmodell zu diskutieren. Die
Zukunftskommission schlägt vor, „die Wirkung arbeits-
rechtlicher Deregulierung abzuwarten“. Rotgrün nimmt
blind möglichst schnell möglichst viele Reformen zu-
rück. Die Zukunftskommission fordert „räumliche Mo-
bilität erhöhen“. Rotgrün stranguliert mit einer Ökosteu-
er die Pendler und all diejenigen, die mit ihrem Auto ih-
ren Arbeitsplatz erreichen müssen.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Un-
sinn!)

Den Interessenausgleich zwischen Arbeitslosen und
Beitragszahlern führt man nicht durch Veränderung des
SGB III herbei, wie die PDS glaubt und wie offensicht-
lich auch Sie glauben, sondern dadurch, daß man aus
möglichst vielen Arbeitslosen möglichst viele Beitrags-
zahler macht.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Kommen Sie all-
mählich zum Schluß, Herr Kollege.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) (CDU/CSU): Die
Regierung Kohl hat die Arbeitslosigkeit im letzten Jahr
massiv gesenkt. Arbeitslosigkeit kann man nur dadurch
erfolgreich bekämpfen, daß man den ökonomischen
Veränderungen ins Auge sieht. Noch hat die neue Bun-
desregierung dazu nicht den Mut. Ich sage Ihnen nur
eins: Die Ratschläge der Kommunisten führen in die fal-
sche Richtung.

(Konrad Gilges [SPD]: Ihre Ratschläge auch!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. –
Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Eine Superrede! Kann
sehr hilfreich sein!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich der
Kollegin Dr. Dückert, Bündnis 90/Die Grünen, das
Wort.

Dr. Thea Dückert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mir
fällt es schon sehr schwer, angesichts der Rede des
Kollegen Friedrich ruhig zu bleiben. Ich will es aber
trotzdem tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Ich halte es schon für ein starkes Stück, angesichts
von Millionen von Arbeitslosen hier den Mißbrauchsbe-
griff rauf und runter zu deklinieren. Nichts anderes tun
Sie.

(Beifall bei der SPD und der PDS)

Sie sprechen von der Arbeitsmoral der Arbeitslo-
sen. Wir sollten hier einmal über die Moral von Politik
sprechen, nämlich über den moralischen Auftrag von
Beschäftigungspolitik, der darin besteht, für die Ar-
beitslosen eine aktive und flexible Beschäftigungspolitik
zu machen, damit sie wieder in Arbeit kommen. Ich sage
Ihnen: Genau diesen Auftrag haben Sie gerade zum
wiederholten Male konterkariert. Sie haben dargestellt,
daß Ihre Politik wie sie beispielsweise im SGB III zum
Ausdruck gekommen ist – eine Politik ist, die sich gegen
Arbeitslose richtet und keine Beschäftigung bringt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der PDS)

Ich bin angesichts Ihres Beitrags wieder einmal froh,
deutlich machen zu können, daß mit dieser Art von Ar-
beitsmarktpolitik in diesem Land endlich Schluß ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Ich wollte mich über Ihren Beitrag nicht aufregen;

(Andrea Nahles [SPD]: Lohnt auch nicht!)

deswegen komme ich jetzt ganz sachlich zu dem vorlie-
genden Antrag. Der ist ganz einfach und klar. Darin heißt
es: Die alte Bundesregierung hat viele Punkte, zum Bei-
spiel im SGB III, dahin geändert, daß sie sich gegen
Arbeitslose richten und keine beschäftigungsfördernde
Wirkung haben. – Die PDS schlägt in ihrem Antrag vor,
einzelne dieser Punkte zurückzunehmen, und greift dabei
zum Beispiel die Zumutbarkeit auf. Das geht in die rich-
tige Richtung, das hat auch Frau Nahles gesagt.

Wir haben bei der Zumutbarkeit gesehen, wohin das
führt. Es führt dazu, daß der Berufsschutz erheblich un-
tergraben, eigentlich ad absurdum geführt wird. Das gilt
auch für die anderen Punkte, die im Antrag der PDS
enthalten sind.

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof)
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Die PDS greift aber nur einzelne Punkte auf. Es geht
im Grunde jedoch darum, hier kein Stückwerk durch
viele Einzelanträge zu betreiben. Es geht darum, ein Ge-
samtkonzept zu machen. Wir brauchen in der Tat – das
hat die CDU uns vorgeführt – eine vollständig neu aus-
gerichtete Arbeitsmarktpolitik, eine Politik, die flexible
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik zuläßt. Diese
müssen wir aus einem Guß machen, und das werden wir
auch tun. Darin werden auch Ihre Punkte vorkommen.
Natürlich wird die unsinnige dreimonatige Meldepflicht
vorkommen, die sich nur dadurch „ausgezeichnet“ hat,
daß die Arbeitsämter, die ohnehin überlastet sind, mit
noch mehr Arbeit zugeschüttet werden. Den Beschäfti-
gungslosen hat sie jedoch nicht geholfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Thea Dückert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich wollte eigentlich an dieser Stelle gern zum Schluß
kommen, aber, Herr Kollege, bitte sehr.

Dirk Niebel (F.D.P.): Vielen Dank, Frau Dückert. –
Frau Kollegin, stimmen Sie mir zu, daß es hilfreich sein
kann, wenn sich ein Arbeitsvermittler, der im Durch-
schnitt 400, 500 Kunden zu betreuen hat, dadurch, daß
er diese Kunden ab und zu zu Gesicht bekommt, tat-
sächlich – im wahrsten Sinne des Wortes – ein Bild von
diesen Menschen machen und im persönlichen Gespräch
klären kann, wie sich die Situation der betroffenen Ar-
beitssuchenden darstellt? Stimmen Sie mir zu, daß das
die Allokation am Arbeitsplatz fördert, weil man die An-
forderungen des Arbeitsplatzes mit der Qualifikation der
zur Verfügung stehenden Bewerber besser in Deckung
bringen kann?

Dr. Thea Dückert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, Sie wissen sicherlich genauso gut wie ich,
wie die Praxis in unseren Arbeitsämtern aussieht.

(Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Das weiß er eben
nicht!)

Deswegen stimme ich Ihnen an der Stelle zu: Natürlich
ist es hilfreich, wenn die Arbeitsvermittler einen sehr
intensiven Kontakt zu den zu Vermittelnden haben.
Aber sie haben ihn auch.

Gehen Sie einmal in die Arbeitsämter und schauen
Sie sich an, wie die Arbeitsvermittler versuchen, sich
umfassend mit ihrer Kundschaft, um es einmal so zu sa-
gen, auseinanderzusetzen. Aber die unsinnige Melde-
pflicht, die Sie eingeführt haben,

(Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Die sollten einmal in
die Arbeitsämter gehen und hören, was ihnen
die Arbeitsamtsdirektoren sagen!)

hat in den Arbeitsämtern, die wirklich wahnsinnig viel zu
tun haben – Sie haben die Fallzahlen gerade genannt –,
letzten Endes zu der Situation geführt, daß eine gute

Betreuung der Arbeitslosen nur noch mit Überstunden
geleistet werden kann. Ich denke, so etwas ist kein pro-
duktiver Beitrag zur Beschäftigungspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der PDS)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Trotzdem hat der
Kollege Niebel noch eine Frage.

Dr. Thea Dückert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, ich möchte jetzt gerne zum Schluß kommen, Herr
Kollege.

(Dirk Niebel [F.D.P.]: Das ist schade!)

– Wir werden im Ausschuß noch weiter darüber disku-
tieren können. Dann bin ich auch für weitere Diskussio-
nen offen, aber nicht mehr zu dieser Zeit.

Meine Damen und Herren, ich wollte Ihnen abschlie-
ßend eigentlich nur sagen: Die Stoßrichtung ist richtig,
wir wollen aber kein Stückwerk, sondern eine umfas-
sende Reform des Arbeitsförderungsgesetzes. In dem
Zusammenhang werden wir allerdings auch ein Vor-
schaltgesetz erlassen, um die schlimmsten bürokrati-
schen Hürden, die unsere Vorgängerregierung aufgebaut
hat, abzubauen.

Ansonsten freuen wir uns auf eine produktive Aus-
einandersetzung mit Ihnen im Ausschuß. Dann können
wir uns über die Praxis der Arbeitsämter noch genauer
unterhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der PDS – Dirk Niebel
[F.D.P.]: Da kenne ich mich aus!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun hat der Kollege
Dr. Kolb, F.D.P.-Fraktion, das Wort.

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist ja ein Dauer-
redner!)

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Das ist wahr, Herr
Gilges. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte
meinen Beitrag mit einer Geschichte beginnen, die zwar
nicht mehr ganz in die Jahreszeit paßt, aber vorher war
keine Gelegenheit, dies hier loszuwerden.

Ich habe mich auf einem handwerklichen Weih-
nachtsmarkt mit einem Korbflechter unterhalten, der auf
dem Markt das Handwerk des Korbflechtens demon-
strierte und seine Produkte verkaufte. Er sagte mir, für
ihn blieben pro Stunde, die er arbeitet, 16 DM brutto
übrig, von denen er sich und seine Familie ernähren,
Steuern zahlen und auch Sozialversicherungsbeiträge
abführen müsse. Gleichzeitig müsse er erleben, wie Ar-
beitslose das Pflücken von Äpfeln oder das Spargelste-
chen – wir alle erinnern uns ja noch an die Diskussion –
ablehnen, da diese Tätigkeit für sie nicht zumutbar sei.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ha-
ben Sie zu Ihrer Regierungszeit gemacht!)

Dr. Thea Dückert
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Diese Menschen finanziert auch dieser Korbflechter
über seine körperlich sicher nicht minder anstrengende
Arbeit. Wer einmal einen Korbflechter bei der Arbeit
beobachtet hat, weiß, wovon ich spreche.

Ich finde es, meine Damen und Herren gerade auch
von der SPD, verständlich, daß dieser Mann, der übri-
gens ein Vertreter der Neuen Mitte ist – deshalb sage ich
das an Ihre Adresse gerichtet –, ein reges Interesse daran
hat, daß sich Arbeitslose aktiv um Arbeit bemühen. Er
möchte, wie viele andere Berufstätige auch, daß diejeni-
gen, deren Interesse mehr dem Kassieren von Soziallei-
stungen, auch von Arbeitslosengeld, und weniger der
Arbeit gilt, von diesen Leistungen ausgeschlossen wer-
den.

(Konrad Gilges [SPD]: Was wollen Sie damit
sagen?)

Wir von der F.D.P. möchten das auch. Unterstützung für
Schwache – ja; Unterstützung für Drückeberger – nein!

(Beifall bei der F.D.P.)

Dies bedingt natürlich eine gewisse Kontrolle, die
zusammen mit anderen Maßnahmen, mit dem Arbeits-
förderungs-Reformgesetz vom März 1997, im Rahmen
des Programms für mehr Wachstum und Beschäftigung
umgesetzt wurde. Dabei waren die einzelnen Maßnah-
men nicht populär. Ich erinnere mich noch genau an die
Diskussionen, die wir innerhalb und außerhalb dieses
Hauses geführt haben. In der Konsequenz aber haben
sich diese Reformen als richtige und wirkungsvolle
Mittel erwiesen: Die Effizienz der Bundesanstalt für Ar-
beit wurde erhöht, Leistungsmißbrauch und illegale Be-
schäftigung wurden feststellbar gemacht, und schließlich
wurden auch die Beitragszahler finanziell entlastet.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Nahles?

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Ja.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr.

Andrea Nahles (SPD): Herr Kollege, ist Ihnen be-
kannt, daß am 4. März des letzten Jahres im Ausschuß
für Arbeit und Sozialordnung keine einzige der betei-
ligten Parteien der Meinung war, daß beispielsweise die
dreimonatige Meldepflicht in der Konsequenz, wie sie
im SGB III steht, durchgehalten werden muß, weil sie
sich in der Praxis als Arbeitsbehinderungsinstrument für
Jobvermittler herausgestellt hatte? Auch Ihre Fraktion
hatte in dieser Ausschußsitzung gesagt, daß sie darauf
nicht bestehen will. Ist Ihnen das bekannt?

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Frau Kollegin Nah-
les, das ist mir nicht bekannt, aber das liegt daran, daß
ich in der letzten Legislaturperiode noch nicht Mitglied
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung gewesen
bin.

(Zurufe von der SPD)

Aber Ihre Darstellung als gegeben hinnehmend, sage
ich folgendes: Ich kann mir vorstellen, daß es bei dieser
Dreimonatsregel eine gewisse Flexibilisierung gibt, in
dem Sinne, daß es im Ermessen des Arbeitsvermittlers
liegt, ob er davon Gebrauch macht oder nicht. Aber
gänzlich auf dieses Instrument zu verzichten, halte ich
für falsch. Ich kann mir nicht vorstellen, daß die Kolle-
gin Babel, die damals die F.D.P. im Ausschuß vertreten
hat, sich in diesem Zusammenhang anders geäußert hat.

(Beifall bei der F.D.P.)

Letztendlich kann man – wir haben es unlängst in den
Zeitungen gelesen – die Dreimonatsmeldepflicht notfalls
sogar mit dem Flugzeug von Südafrika aus erfüllen. Ge-
nau das ist der Punkt: Nicht die Mehrheit der Arbeitslo-
sen betreibt Mißbrauch, schon gar nicht alle. Aber es
gibt diese Fälle, und ich denke, wir müssen darauf rea-
gieren. Deswegen müssen Arbeitsvermittler das not-
wendige Instrumentarium in die Hand bekommen.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Gilges?

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Selbstverständlich.

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr, Herr
Kollege Gilges.

Konrad Gilges (SPD): Herr Kolb, die Kollegin hat
eigentlich schon gesagt, was es Wichtiges dazu zu sagen
gibt. Ich will Ihnen nur sagen: Im Ausschuß gab es – –

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.:
Fragen!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Fragen Sie!

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Ja, genau. Was fra-
gen Sie denn?

Konrad Gilges (SPD): Meine Frage an Sie ist: Sind
Sie nicht der Meinung, daß es notwendig wäre, daß Sie
als aufgeklärter Liberaler sich der Position, die die Kol-
legin vertreten hat und einhellige Meinung des Aus-
schusses war, anschließen, daß der Erlaß in bezug auf
die Dreimonatsregel großer Unsinn war? Die Bundesre-
gierung hat ihn ja geändert, so daß jetzt nur noch im
Einzelfall diese Dreimonatspflicht auferlegt wird. Las-
sen Sie uns doch jetzt nicht über ein Phantom diskutie-
ren! Wir sind doch alle einer Meinung, daß das sinnvoll
ist. Machen Sie einen Schlußstrich unter diesen Punkt
und sagen Sie: Das ist in Ordnung; wir ändern das!

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Herr Kollege Gilges,
wir sind da einer Meinung: Als Pflichtveranstaltung
führt diese dreimonatige Meldepflicht in vielen Fällen
zu einer unnötigen Belastung des Arbeitsvermittlers.
Aber als ein Instrument für den Arbeitsvermittler halte

Dr. Heinrich L. Kolb
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ich sie auch nach Ihrer wiederholten Intervention für
sinnvoll.

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist schon immer so
gewesen!)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Gilges,
wollen Sie eine weitere Frage stellen?

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Herr Kollege Gilges,
ich weiß, daß hier Kollegen sitzen, die zum Zug wollen;
ich übrigens auch. Deswegen werde ich an dieser Stelle
keine weiteren Zwischenfragen mehr zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der
CDU/CSU: Ihr könnt euch am Bahnhof weiter
unterhalten!)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich bin
überzeugt: Wer sich selbst aktiv um Arbeit bemüht –
darum geht es hier letztendlich –, zeigt, daß er oder sie
gewillt ist, den Zustand der Arbeitslosigkeit aus eigenem
Antrieb zu beenden und der Beitragszahlergemeinschaft
so kurz wie möglich auf der Tasche zu liegen. Wenn
eine Arbeitsaufnahme trotz aller Bemühungen nicht ge-
lingt, hat jeder Beitragszahler Verständnis für die ge-
setzlich vorgesehene Leistung, nicht jedoch, wenn die
Leistungsempfänger eine ausgeprägte Anspruchshaltung
an  den  Tag  legen.  Es  geht  genau  um  diese Fälle und

darum, Arbeitsvermittler in die Lage zu versetzen, dar-
auf zu reagieren.

(Beifall bei der F.D.P.)

Insgesamt kann ich feststellen: Die PDS drängt sich
mit diesem Antrag in die Rolle des Heizers auf dem rot-
grünen Zug in die wirtschafts- und sozialpolitische Ver-
gangenheit – Motto: Vorwärts, Genossen, es geht zu-
rück! Die F.D.P. als eine Partei der Leistungsbereiten
und der Eigeninitiative kann diesen Antrag nur ableh-
nen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Damit schließe ich
die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetz-
entwurfes auf Drucksache 14/208 an den Ausschuß für
Arbeit und Sozialordnung vorgeschlagen. – Damit sind
Sie einverstanden.

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Dienstag, den 23. Februar 1999, 11 Uhr ein.
Allen eine fröhliche Karnevalszeit!

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß: 19.38 Uhr)

Dr. Heinrich L. Kolb
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Schenk, Christina
Schur, Gustav-Adolf
Seifert, Dr. Ilja
Wolf, Dr. Winfried

Anlage 3

Liste der Abgeordneten, die an der Wahl der Mitglieder des Wahlausschusses gemäß § 6 Abs. 2 des
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht teilgenommen haben

SPD

Adler, Brigitte
Arnold, Rainer
Bachmaier, Hermann
Bahr, Ernst
Barnett, Doris
Bartels, Dr. Hans-Peter
Barthel (Berlin), Eckhardt
Barthel (Starnberg), Klaus
Becker-Inglau, Ingrid
Berg, Dr. Axel
Bertl, Hans-Werner
Beucher, Friedhelm Julius
Bierwirth, Petra

Bindig, Rudolf
Binding (Heidelberg), Lothar
Bodewig, Kurt
Brandner, Klaus
Brandt-Elsweier, Anni
Brase, Willi
Brecht, Dr. Eberhard
Brinkmann (Hildesheim),

Bernhard
Brinkmann (Detmold),

Rainer
Bruckmann, Hans-Günter
Bürsch, Dr. Michael
Büttner (Ingolstadt), Hans
Bulmahn, Edelgard

Burchardt, Ursula
Bury, Hans Martin
Caspers-Merk, Marion
Catenhusen, Wolf-Michael
Däubler-Gmelin, Dr. Herta
Danckert, Dr. Peter
Deichmann, Christel
Diller, Karl
Dreßen, Peter
Dreßler, Rudolf
Dzembritzki, Detlef
Dzewas, Dieter
Eckardt, Dr. Peter
Edathy, Sebastian
Eich, Ludwig

Elser, Marga
Enders, Peter
Erler, Gernot
Ernstberger, Petra
Faße, Annette
Fischer (Homburg), Lothar
Fograscher, Gabriele
Follak, Iris
Formanski, Norbert
Fornahl, Rainer
Forster, Hans
Freitag, Dagmar
Friedrich (Mettmann), Lilo
Friese, Harald
Fuchs (Köln), Anke
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Fuhrmann, Arne
Ganseforth, Monika
Gilges, Konrad
Gleicke, Iris
Gloser, Günter
Göllner, Uwe
Gradistanac, Renate
Graf (Friesoythe), Günter
Graf (Rosenheim), Angelika
Grasedieck, Dieter
Griefahn, Monika
Großmann, Achim
Grotthaus, Wolfgang
Haack (Extertal),

Karl-Hermann
Hacker, Hans-Joachim
Hagemann, Klaus
Hampel, Manfred
Hanewinckel, Christel
Hartenbach, Alfred
Hartnagel, Anke
Hauer, Nina
Heil, Hubertus
Hemker, Reinhold
Hempel, Frank
Hempelmann, Rolf
Hendricks, Dr. Barbara
Herzog, Gustav
Heubaum, Monika
Hiksch, Uwe
Hiller (Lübeck), Reinhold
Hilsberg, Stephan
Höfer, Gerd
Hoffmann (Wismar), Iris
Hoffmann (Chemnitz),

Jelena
Hoffmann (Darmstadt),

Walter
Hofmann (Volkach), Frank
Holzhüter, Ingrid
Hovermann, Eike
Humme, Christel
Ibrügger, Lothar
Imhof, Barbara
Irber, Brunhilde
Iwersen, Gabriele
Jäger, Renate
Janssen, Jann-Peter
Janz, Ilse
Jens, Dr. Uwe
Jung (Düsseldorf), Volker
Kahrs, Johannes
Kasparick, Ulrich
Kaspereit, Sabine
Kastner, Susanne
Kemper, Hans-Peter
Kirschner, Klaus
Klappert, Marianne
Klemmer, Siegrun
Klose, Hans-Ulrich
Körper, Fritz Rudolf
Kolbow, Walter
Kortmann, Karin

Kramme, Anette
Kressl, Nicolette
Kröning, Volker
Krüger-Leißner, Angelika
Kubatschka, Horst
Küchler, Ernst
Kühn-Mengel, Helga
Küster, Dr. Uwe
Kumpf, Ute
Kunick, Konrad
Labsch, Werner
Lafontaine, Oskar
Lambrecht, Christine
Lange, Brigitte
Lange (Backnang), Christian
Larcher von, Detlev
Lehder, Christine
Lehn, Waltraud
Leidinger, Robert
Lennartz, Klaus
Leonhard, Dr. Elke
Lewering, Eckhart
Lörcher, Christa
Lohmann (Neubrandenburg),

Götz-Peter
Lotz, Erika
Lucyga, Dr. Christine
Maaß (Herne), Dieter
Mante, Winfried
Manzewski, Dirk
Marhold, Tobias
Mark, Lothar
Mascher, Ulrike
Matschie, Christoph
Matthäus-Maier, Ingrid
Mattischeck, Heide
Meckel, Markus
Mehl, Ulrike
Merten, Ulrike
Mertens, Angelika
Meyer (Ulm), Dr. Jürgen
Mogg, Ursula
Moosbauer, Christoph
Mosdorf, Siegmar
Müller (Zittau), Christian
Müller (Völklingen), Jutta
Müller (Düsseldorf), Michael
Müntefering, Franz
Nahles, Andrea
Neumann (Bramsche),

Volker
Neumann (Gotha), Gerhard
Niehuis, Dr. Edith
Niese, Dr. Rolf
Nietan, Dietmar
Oesinghaus, Günter
Ohl, Eckhard
Onur, Leyla
Opel, Manfred
Ortel, Holger
Ostertag, Adolf
Palis, Kurt
Papenroth, Albrecht

Penner, Dr. Willfried
Pfannenstein, Georg
Pflug, Johannes
Pick, Dr. Eckhart
Poß, Joachim
Rehbock-Zureich, Karin
Renesse von, Margot
Rennebach, Renate
Reuter, Bernd
Richter, Dr. Edelbert
Robbe, Reinhold
Röspel, René
Rossmann, Dr. Ernst Dieter
Roth (Speyer), Birgit
Roth (Heringen), Michael
Rübenkönig, Gerhard
Rupprecht, Marlene
Sauer, Thomas
Schäfer, Dr. Hansjörg
Schaich-Walch, Gudrun
Scharping, Rudolf
Scheelen, Bernd
Scheer, Dr. Hermann
Scheffler, Siegfried
Schild, Horst
Schily, Otto
Schloten, Dieter
Schmidbauer (Nürnberg),

Horst
Schmidt (Meschede),

Dagmar
Schmidt (Eisleben), Silvia
Schmidt (Aachen), Ulla
Schmidt (Salzgitter),

Wilhelm
Schmidt-Zadel, Regina
Schmitt (Berg), Heinz
Schneider, Carsten
Schnell, Dr. Emil
Schöler, Walter
Scholz, Olaf
Schönfeld, Karsten
Schösser, Fritz
Schreiner, Ottmar
Schröder, Gerhard
Schröter, Gisela
Schubert, Dr. Mathias
Schütz (Oldenburg), Dietmar
Schuhmann (Delitzsch),

Richard
Schulte (Hameln), Brigitte
Schultz (Everswinkel),

Reinhard
Schultz (Köln), Volkmar
Schumann, Ilse
Schurer, Ewald
Schuster, Dr. R. Werner
Schwall-Düren, Dr. Angelica
Schwanhold, Ernst
Schwanitz, Rolf
Seidenthal, Bodo
Simm, Erika
Skarpelis-Sperk, Dr. Sigrid

Sonntag-Wolgast,
Dr. Cornelie

Sorge, Wieland
Spanier, Wolfgang
Spielmann, Dr. Margrit
Spiller, Jörg-Otto
Staffelt, Dr. Ditmar
Steen, Antje-Marie
Stiegler, Ludwig
Stöckel, Rolf
Streb-Hesse, Rita
Struck, Dr. Peter
Stünker, Joachim
Tappe, Joachim
Tauss, Jörg
Teuchner, Jella
Thalheim, Dr. Gerald
Thierse, Wolfgang
Thönnes, Franz
Titze-Stecher, Uta
Tröscher, Adelheid
Urbaniak, Hans-Eberhard
Veit, Rüdiger
Verheugen, Günter
Violka, Simone
Vogt (Pforzheim), Ute
Wagner, Hans Georg
Wegener, Hedi
Wegner, Dr. Konstanze
Weiermann, Wolfgang
Weis (Stendal), Reinhard
Weisheit, Matthias
Weißgerber, Gunter
Weisskirchen (Wiesloch),

Gert
Weizsäcker von,

Dr. Ernst Ulrich
Welt, Hans-Joachim
Wend, Dr. Rainer
Wester, Hildegard
Westrich, Lydia
Wettig-Danielmeier, Inge
Wetzel, Dr. Margrit
Wieczorek, Dr. Norbert
Wieczorek (Duisburg),

Helmut
Wieczorek (Leipzig), Jürgen
Wieczorek-Zeul,

Heidemarie
Wiefelspütz, Dieter
Wiese (Hannover), Heino
Wiesehügel, Klaus
Wimmer (Karlsruhe),

Brigitte
Wistuba, Engelbert
Wittig, Barbara
Wodarg, Dr. Wolfgang
Wolf (München), Hanna
Wolff (Zielitz), Waltraud
Wright, Heidemarie
Zapf, Uta
Zöpel, Dr. Christoph
Zumkley, Peter
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CDU/CSU

Adam, Ulrich
Aigner, Ilse
Altmaier, Peter
Austermann, Dietrich
Barthle, Norbert
Bauer, Dr. Wolf
Baumann, Günter
Baumeister, Brigitte
Belle, Meinrad
Bergmann-Pohl, Dr. Sabine
Bernhardt, Otto
Bierling, Hans-Dirk
Blank, Dr. Josef-Theodor
Blank, Renate
Blens, Dr. Heribert
Bleser, Peter
Blüm, Dr. Norbert
Böhmer, Dr. Maria
Börnsen (Bönstrup),

Wolfgang
Bötsch, Dr. Wolfgang
Bohl, Friedrich
Bonitz, Sylvia
Borchert, Jochen
Bosbach, Wolfgang
Brähmig, Klaus
Brauksiepe, Dr. Ralf
Breuer, Paul
Brudlewsky, Monika
Brunnhuber, Georg
Bühler (Bruchsal), Klaus
Büttner (Schönebeck),

Hartmut
Buwitt, Dankward
Caesar, Cajus
Carstens (Emstek), Manfred
Carstensen (Nordstrand),

Peter Harry
Dautzenberg, Leo
Dehnel, Wolfgang
Deittert, Hubert
Deß, Albert
Diemers, Renate
Dietzel, Wilhelm
Dörflinger, Thomas
Dött, Marie-Luise
Doss, Hansjürgen
Eichhorn, Maria
Eppelmann, Rainer
Eymer, Anke
Falk, Ilse
Faust, Dr. Hans Georg
Fink, Ulf
Fischbach, Ingrid
Fischer (Karlsruhe), Axel
Fischer (Hamburg), Dirk
Frankenhauser, Herbert
Friedrich (Erlangen),

Dr. Gerhard
Friedrich (Naila),

Dr. Hans-Peter

Fritz, Erich G.
Fromme, Jochen-Konrad
Fuchtel, Hans-Joachim
Gehb, Dr. Jürgen
Geis, Norbert
Geißler, Dr. Heiner
Girisch, Georg
Glos, Michael
Göhner, Dr. Reinhard
Götz, Peter
Götzer, Dr. Wolfgang
Grill, Kurt-Dieter
Gröhe, Hermann
Grund, Manfred
Hammerstein Freiherr von,

Carl-Detlev
Haschke (Großhennersdorf),

Gottfried
Hasselfeldt, Gerda
Hauser (Rednitzhembach),

Hansgeorg
Hauser (Bonn), Norbert
Hedrich, Klaus-Jürgen
Heinen, Ursula
Heise, Manfred
Helias, Siegfried
Henke, Hans Jochen
Hinsken, Ernst
Hintze, Peter
Hörster, Joachim
Hofbauer, Klaus
Hohmann, Martin
Holetschek, Klaus
Hollerith, Josef
Hornhues, Dr. Karl-Heinz
Hornung, Siegfried
Hüppe, Hubert
Jacoby, Peter
Jaffke, Susanne
Janovsky, Georg
Jork, Dr.-Ing. Rainer
Kahl, Dr. Harald
Kalb, Bartholomäus
Kampeter, Steffen
Kansy, Dr. Dietmar
Kanther, Manfred
Karwatzki, Irmgard
Kauder, Volker
Klaeden von, Eckart
Klinkert, Ulrich
Königshofen, Norbert
Kohl, Dr. Helmut
Kolbe, Manfred
Kors, Eva-Maria
Koschyk, Hartmut
Kossendey, Thomas
Krogmann, Dr. Martina
Krüger, Dr. Paul
Kues, Dr. Hermann
Lamers, Karl
Lamers (Heidelberg),

Dr. Karl A.
Lammert, Dr. Norbert

Laufs, Dr. Paul
Laumann, Karl-Josef
Lengsfeld, Vera
Lensing, Werner
Letzgus, Peter
Lietz, Ursula
Link (Diepholz), Walter
Lintner, Eduard
Lippold (Offenbach),

Dr. Klaus
Lischewski, Dr. Manfred
Lohmann (Lüdenscheid),

Wolfgang
Louven, Julius
Luther, Dr. Michael
Maaß (Wilhemshaven), Erich
Marschewski, Erwin
Mayer (Siegertsbrunn),

Dr. Martin
Meckelburg, Wolfgang
Meister, Dr. Michael
Merkel, Dr. Angela
Merz, Friedrich
Michelbach, Hans
Michels, Meinolf
Müller (Jena), Bernward
Müller (Kirchheim), Elmar
Müller, Dr. Gerd
Neumann (Bremen), Bernd
Nolte, Claudia
Nooke, Günter
Obermeier, Franz
Ost, Friedhelm
Oswald, Eduard
Otto (Erfurt), Norbert
Paziorek, Dr. Peter
Pfeifer, Anton
Pflüger, Dr. Friedbert
Philipp, Beatrix
Pofalla, Ronald
Polenz, Ruprecht
Pretzlaff, Marlies
Protzner, Dr. Bernd
Pützhofen, Dieter
Rachel, Thomas
Raidel, Hans
Ramsauer, Dr. Peter
Rauber, Helmut
Rauen, Peter
Reichard (Dresden), Christa
Reiche, Katherina
Reinhardt, Erika
Repnik, Hans-Peter
Riegert, Klaus
Riesenhuber, Dr. Heinz
Rönsch (Wiesbaden),

Hannelore
Röttgen, Norbert
Romer, Franz
Ronsöhr, Heinrich-Wilhelm
Rose, Dr. Klaus
Rossmanith, Kurt
Roth (Gießen), Adolf

Ruck, Dr. Christian
Rühe, Volker
Rüttgers, Dr. Jürgen
Schäfer, Anita
Schäuble, Dr. Wolfgang
Schauerte, Hartmut
Schemken, Heinz
Scherhag, Karl-Heinz
Scheu, Gerhard
Schindler, Norbert
Schlee, Dietmar
Schmidbauer, Bernd
Schmidt (Mühlheim),

Andreas
Schmidt (Fürth), Christian
Schmidt (Halsbrücke),

Dr.-Ing. Joachim
Schmitz (Baesweiler),

Hans Peter
Schmude von, Michael
Schnieber-Jastram, Birgit
Schockenhoff, Dr. Andreas
Scholz, Dr. Rupert
Schorlemer Freiherr von,

Reinhard
Schuchardt, Dr. Erika
Schütze (Berlin),

Diethard W.
Schulhoff, Wolfgang
Schwalbe, Clemens
Sebastian, Wilhelm-Josef
Seehofer, Horst
Seiffert, Heinz
Seiters, Rudolf
Siebert, Bernd
Siemann, Werner
Singhammer, Johannes
Sothmann, Bärbel
Späte, Margarete
Spranger, Carl-Dieter
Steinbach, Erika
Stetten Freiherr von,

Dr. Wolfgang
Störr-Ritter, Dorothea
Storm, Andreas
Straubinger, Max
Strebel, Matthäus
Strobl, Thomas
Stübgen, Michael
Süssmuth, Dr. Rita
Tiemann, Dr. Susanne
Töpfer, Edeltraut
Uhl, Dr. Hans-Peter
Uldall, Gunnar
Vaatz, Arnold
Volquartz, Angelika
Voßhoff, Andrea
Waigel, Dr. Theodor
Weiß (Groß-Gerau), Gerald
Weiß (Emmendingen), Peter
Widmann-Mauz, Annette
Wiese (Ehingen), Heinz
Wilhelm (Mainz), Hans-Otto
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Willner, Gert
Willsch, Klaus-Peter
Wimmer (Neuss), Willy
Wissmann, Matthias
Wittlich, Werner
Wolf, Aribert
Wülfing, Elke
Würzbach, Peter Kurt
Zeitlmann, Wolfgang
Zierer, Benno
Zöller, Wolfgang

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Altmann (Aurich), Gila
Beck (Bremen), Marieluise
Beck (Köln), Volker
Beer, Angelika
Berninger, Matthias
Buntenbach, Annelie
Deligöz, Ekin
Dückert, Dr. Thea
Eichstädt-Bohlig, Franziska
Eid, Dr. Uschi
Fell, Hans-Josef
Fischer (Berlin), Andrea
Fischer (Frankfurt), Joseph
Göring-Eckardt, Katrin
Grießhaber, Rita
Hermann, Winfried
Hermenau, Antje
Heyne, Kristin
Höfken, Uli
Hustedt, Michaele
Knoche, Monika

Köster-Loßack, Dr. Angelika
Lemke, Steffi
Lippelt, Dr. Helmut
Loske, Dr. Reinhard
Metzger, Oswald
Müller (Köln), Kerstin
Müller (Kiel), Klaus Wolfgang
Nachtwei, Winfried
Nickels, Christa
Özdemir, Cem
Probst, Simone
Roth (Augsburg), Claudia
Scheel, Christine
Schewe-Gerigk, Irmingard
Schlauch, Rezzo
Schmidt (Hitzhofen), Albert
Schulz (Leipzig), Werner
Simmert, Christian
Sterzing, Christian
Ströbele, Hans-Christian
Trittin, Jürgen
Vollmer, Dr. Antje
Volmer, Ludger
Voß, Sylvia Ingeborg
Wilhelm (Amberg), Helmut
Wolf (Frankfurt), Margareta

F.D.P.
Braun (Augsburg), Hildebrecht
Brüderle, Rainer
Burgbacher, Ernst
Essen van, Jörg
Flach, Ulrike
Friedhoff, Paul K.
Friedrich (Bayreuth), Horst

Funke, Rainer
Gerhardt, Dr. Wolfgang
Goldmann, Hans-Michael
Günther (Plauen), Joachim
Guttmacher, Dr. Karlheinz
Haupt, Klaus
Haussmann, Dr. Helmut
Heinrich, Ulrich
Hirche, Walter
Homburger, Birgit
Hoyer, Dr. Werner
Irmer, Ulrich
Kinkel, Dr. Klaus
Kolb, Dr. Heinrich L.
Kopp, Gudrun
Koppelin, Jürgen
Lenke, Ina
Leutheusser-

Schnarrenberger, Sabine
Niebel, Dirk
Nolting, Günter Friedrich
Otto (Frankfurt),

Hans-Joachim
Parr, Detlef
Pieper, Cornelia
Rexrodt, Dr. Günter
Schmidt-Jortzig, Dr. Edzard
Schüßler, Gerhard
Schwaetzer, Dr. Irmgard
Sehn, Marita
Solms, Dr. Hermann Otto
Stadler, Dr. Max
Thiele, Carl-Ludwig
Thomae, Dr. Dieter
Türk, Jürgen
Westerwelle, Dr. Guido

PDS
Balt, Monika
Böttcher, Maritta
Bulling-Schröter, Eva
Claus, Roland
Ehlert, Heidemarie
Fink, Dr. Heinrich
Fuchs, Dr. Ruth
Gebhardt, Fred
Gehrcke-Reymann,

Wolfgang
Grehn, Dr. Klaus
Gysi, Dr. Gregor
Höll, Dr. Barbara
Hübner, Carsten
Jelpke, Ulla
Jünger, Sabine
Jüttemann, Gerhard
Kenzler, Dr. Evelyn
Knake-Werner, Dr. Heidi
Kutzmutz, Rolf
Lippmann-Kasten, Heidi
Lötzer, Ursula
Lüth, Heidemarie
Luft, Dr. Christa
Marquardt, Angela
Naumann, Kersten
Neuhäuser, Rosel
Ostrowski, Christine
Rössel, Dr. Uwe-Jens
Schenk, Christina
Schur, Gustav-Adolf
Seifert, Dr. Ilja
Wolf, Dr. Winfried

Anlage 4

Liste der Abgeordneten, die an der Wahl der Mitglieder des Vertrauensgremiums gemäß § 10 a Abs. 2
der Bundeshaushaltsordnung teilgenommen haben

SPD

Adler, Brigitte
Arnold, Rainer
Bachmaier, Hermann
Bahr, Ernst
Barnett, Doris
Bartels, Dr. Hans-Peter
Barthel (Berlin), Eckhardt
Barthel (Starnberg), Klaus
Becker-Inglau, Ingrid
Berg, Dr. Axel
Bertl, Hans-Werner
Beucher, Friedhelm Julius
Bierwirth, Petra
Bindig, Rudolf
Binding (Heidelberg), Lothar

Bodewig, Kurt
Brandner, Klaus
Brandt-Elsweier, Anni
Brase, Willi
Brecht, Dr. Eberhard
Brinkmann (Hildesheim),

Bernhard
Brinkmann (Detmold),

Rainer
Bruckmann, Hans-Günter
Bürsch, Dr. Michael
Büttner (Ingolstadt), Hans
Bulmahn, Edelgard
Burchardt, Ursula
Bury, Hans Martin
Caspers-Merk, Marion
Catenhusen, Wolf-Michael

Däubler-Gmelin, Dr. Herta
Danckert, Dr. Peter
Deichmann, Christel
Diller, Karl
Dreßen, Peter
Dreßler, Rudolf
Dzembritzki, Detlef
Dzewas, Dieter
Eckardt, Dr. Peter
Edathy, Sebastian
Eich, Ludwig
Elser, Marga
Enders, Peter
Erler, Gernot
Ernstberger, Petra
Faße, Annette
Fischer (Homburg), Lothar

Fograscher, Gabriele
Follak, Iris
Formanski, Norbert
Fornahl, Rainer
Forster, Hans
Freitag, Dagmar
Friedrich (Mettmann), Lilo
Friese, Harald
Fuchs (Köln), Anke
Fuhrmann, Arne
Ganseforth, Monika
Gilges, Konrad
Gleicke, Iris
Gloser, Günter
Göllner, Uwe
Gradistanac, Renate
Graf (Friesoythe), Günter
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Graf (Rosenheim), Angelika
Grasedieck, Dieter
Griefahn, Monika
Großmann, Achim
Grotthaus, Wolfgang
Haack (Extertal),

Karl-Hermann
Hacker, Hans-Joachim
Hagemann, Klaus
Hampel, Manfred
Hanewinckel, Christel
Hartenbach, Alfred
Hartnagel, Anke
Hauer, Nina
Heil, Hubertus
Hemker, Reinhold
Hempel, Frank
Hempelmann, Rolf
Hendricks, Dr. Barbara
Herzog, Gustav
Heubaum, Monika
Hiksch, Uwe
Hiller (Lübeck), Reinhold
Hilsberg, Stephan
Höfer, Gerd
Hoffmann (Wismar), Iris
Hoffmann (Chemnitz),

Jelena
Hoffmann (Darmstadt),

Walter
Hofmann (Volkach), Frank
Holzhüter, Ingrid
Hovermann, Eike
Humme, Christel
Ibrügger, Lothar
Imhof, Barbara
Irber, Brunhilde
Iwersen, Gabriele
Jäger, Renate
Janssen, Jann-Peter
Janz, Ilse
Jens, Dr. Uwe
Jung (Düsseldorf), Volker
Kahrs, Johannes
Kasparick, Ulrich
Kaspereit, Sabine
Kastner, Susanne
Kemper, Hans-Peter
Kirschner, Klaus
Klappert, Marianne
Klemmer, Siegrun
Klose, Hans-Ulrich
Körper, Fritz Rudolf
Kolbow, Walter
Kortmann, Karin
Kramme, Anette
Kressl, Nicolette
Kröning, Volker
Krüger-Leißner, Angelika
Kubatschka, Horst
Küchler, Ernst
Kühn-Mengel, Helga
Küster, Dr. Uwe

Kumpf, Ute
Kunick, Konrad
Labsch, Werner
Lafontaine, Oskar
Lambrecht, Christine
Lange, Brigitte
Lange (Backnang), Christian
Larcher von, Detlev
Lehder, Christine
Lehn, Waltraud
Leidinger, Robert
Lennartz, Klaus
Leonhard, Dr. Elke
Lewering, Eckhart
Lörcher, Christa
Lohmann (Neubrandenburg),

Götz-Peter
Lotz, Erika
Lucyga, Dr. Christine
Maaß (Herne), Dieter
Mante, Winfried
Manzewski, Dirk
Marhold, Tobias
Mark, Lothar
Mascher, Ulrike
Matschie, Christoph
Matthäus-Maier, Ingrid
Mattischeck, Heide
Meckel, Markus
Mehl, Ulrike
Merten, Ulrike
Mertens, Angelika
Meyer (Ulm), Dr. Jürgen
Mogg, Ursula
Moosbauer, Christoph
Mosdorf, Siegmar
Müller (Zittau), Christian
Müller (Völklingen), Jutta
Müller (Düsseldorf), Michael
Müntefering, Franz
Nahles, Andrea
Neumann (Bramsche),

Volker
Neumann (Gotha), Gerhard
Niehuis, Dr. Edith
Niese, Dr. Rolf
Nietan, Dietmar
Oesinghaus, Günter
Ohl, Eckhard
Onur, Leyla
Opel, Manfred
Ortel, Holger
Ostertag, Adolf
Palis, Kurt
Papenroth, Albrecht
Penner, Dr. Willfried
Pfannenstein, Georg
Pflug, Johannes
Pick, Dr. Eckhart
Poß, Joachim
Rehbock-Zureich, Karin
Renesse von, Margot
Rennebach, Renate

Reuter, Bernd
Richter, Dr. Edelbert
Robbe, Reinhold
Röspel, René
Rossmann, Dr. Ernst Dieter
Roth (Speyer), Birgit
Roth (Heringen), Michael
Rübenkönig, Gerhard
Rupprecht, Marlene
Sauer, Thomas
Schäfer, Dr. Hansjörg
Schaich-Walch, Gudrun
Scharping, Rudolf
Scheelen, Bernd
Scheer, Dr. Hermann
Scheffler, Siegfried
Schild, Horst
Schily, Otto
Schloten, Dieter
Schmidbauer (Nürnberg),

Horst
Schmidt (Meschede),

Dagmar
Schmidt (Eisleben), Silvia
Schmidt (Aachen), Ulla
Schmidt (Salzgitter),

Wilhelm
Schmidt-Zadel, Regina
Schmitt (Berg), Heinz
Schneider, Carsten
Schnell, Dr. Emil
Schöler, Walter
Scholz, Olaf
Schönfeld, Karsten
Schösser, Fritz
Schreiner, Ottmar
Schröder, Gerhard
Schröter, Gisela
Schubert, Dr. Mathias
Schütz (Oldenburg), Dietmar
Schuhmann (Delitzsch),

Richard
Schulte (Hameln), Brigitte
Schultz (Everswinkel),

Reinhard
Schultz (Köln), Volkmar
Schumann, Ilse
Schurer, Ewald
Schuster, Dr. R. Werner
Schwall-Düren, Dr. Angelica
Schwanhold, Ernst
Schwanitz, Rolf
Seidenthal, Bodo
Simm, Erika
Skarpelis-Sperk, Dr. Sigrid
Sonntag-Wolgast,

Dr. Cornelie
Sorge, Wieland
Spanier, Wolfgang
Spielmann, Dr. Margrit
Spiller, Jörg-Otto
Staffelt, Dr. Ditmar
Steen, Antje-Marie

Stiegler, Ludwig
Stöckel, Rolf
Streb-Hesse, Rita
Struck, Dr. Peter
Stünker, Joachim
Tappe, Joachim
Tauss, Jörg
Teuchner, Jella
Thalheim, Dr. Gerald
Thierse, Wolfgang
Thönnes, Franz
Titze-Stecher, Uta
Tröscher, Adelheid
Urbaniak, Hans-Eberhard
Veit, Rüdiger
Verheugen, Günter
Violka, Simone
Vogt (Pforzheim), Ute
Wagner, Hans Georg
Wegener, Hedi
Wegner, Dr. Konstanze
Weiermann, Wolfgang
Weis (Stendal), Reinhard
Weisheit, Matthias
Weißgerber, Gunter
Weisskirchen (Wiesloch),

Gert
Weizsäcker von,

Dr. Ernst Ulrich
Welt, Hans-Joachim
Wend, Dr. Rainer
Wester, Hildegard
Westrich, Lydia
Wettig-Danielmeier, Inge
Wetzel, Dr. Margrit
Wieczorek, Dr. Norbert
Wieczorek (Duisburg),

Helmut
Wieczorek (Leipzig), Jürgen
Wieczorek-Zeul, Heidemarie
Wiefelspütz, Dieter
Wiese (Hannover), Heino
Wiesehügel, Klaus
Wimmer (Karlsruhe),

Brigitte
Wistuba, Engelbert
Wittig, Barbara
Wodarg, Dr. Wolfgang
Wolf (München), Hanna
Wolff (Zielitz), Waltraud
Wright, Heidemarie
Zapf, Uta
Zöpel, Dr. Christoph
Zumkley, Peter

CDU/CSU
Adam, Ulrich
Aigner, Ilse
Altmaier, Peter
Austermann, Dietrich
Barthle, Norbert
Bauer, Dr. Wolf
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Baumann, Günter
Baumeister, Brigitte
Belle, Meinrad
Bergmann-Pohl, Dr. Sabine
Bernhardt, Otto
Bierling, Hans-Dirk
Blank, Dr. Josef-Theodor
Blank, Renate
Blens, Dr. Heribert
Bleser, Peter
Blüm, Dr. Norbert
Böhmer, Dr. Maria
Börnsen (Bönstrup),

Wolfgang
Bötsch, Dr. Wolfgang
Bohl, Friedrich
Bonitz, Sylvia
Borchert, Jochen
Bosbach, Wolfgang
Brähmig, Klaus
Brauksiepe, Dr. Ralf
Breuer, Paul
Brudlewsky, Monika
Brunnhuber, Georg
Bühler (Bruchsal), Klaus
Büttner (Schönebeck),

Hartmut
Buwitt, Dankward
Caesar, Cajus
Carstens (Emstek), Manfred
Carstensen (Nordstrand),

Peter Harry
Dautzenberg, Leo
Dehnel, Wolfgang
Deittert, Hubert
Deß, Albert
Diemers, Renate
Dietzel, Wilhelm
Dörflinger, Thomas
Dött, Marie-Luise
Doss, Hansjürgen
Eichhorn, Maria
Eppelmann, Rainer
Eymer, Anke
Falk, Ilse
Faust, Dr. Hans Georg
Fink, Ulf
Fischbach, Ingrid
Fischer (Karlsruhe), Axel
Fischer (Hamburg), Dirk
Frankenhauser, Herbert
Friedrich (Erlangen),

Dr. Gerhard
Friedrich (Naila),

Dr. Hans-Peter
Fritz, Erich G.
Fromme, Jochen-Konrad
Fuchtel, Hans-Joachim
Gehb, Dr. Jürgen
Geis, Norbert
Geißler, Dr. Heiner
Girisch, Georg
Glos, Michael

Göhner, Dr. Reinhard
Götz, Peter
Götzer, Dr. Wolfgang
Grill, Kurt-Dieter
Gröhe, Hermann
Grund, Manfred
Hammerstein Freiherr von,

Carl-Detlev
Haschke (Großhennersdorf),

Gottfried
Hasselfeldt, Gerda
Hauser (Rednitzhembach),

Hansgeorg
Hauser (Bonn), Norbert
Hedrich, Klaus-Jürgen
Heinen, Ursula
Heise, Manfred
Helias, Siegfried
Henke, Hans Jochen
Hinsken, Ernst
Hintze, Peter
Hörster, Joachim
Hofbauer, Klaus
Hohmann, Martin
Holetschek, Klaus
Hollerith, Josef
Hornhues, Dr. Karl-Heinz
Hornung, Siegfried
Hüppe, Hubert
Jacoby, Peter
Jaffke, Susanne
Janovsky, Georg
Jork, Dr.-Ing. Rainer
Kahl, Dr. Harald
Kalb, Bartholomäus
Kampeter, Steffen
Kansy, Dr. Dietmar
Kanther, Manfred
Karwatzki, Irmgard
Kauder, Volker
Klaeden von, Eckart
Klinkert, Ulrich
Königshofen, Norbert
Kohl, Dr. Helmut
Kolbe, Manfred
Kors, Eva-Maria
Koschyk, Hartmut
Kossendey, Thomas
Krogmann, Dr. Martina
Krüger, Dr. Paul
Kues, Dr. Hermann
Lamers, Karl
Lamers (Heidelberg),

Dr. Karl A.
Lammert, Dr. Norbert
Laufs, Dr. Paul
Laumann, Karl-Josef
Lengsfeld, Vera
Lensing, Werner
Letzgus, Peter
Lietz, Ursula
Link (Diepholz), Walter
Lintner, Eduard

Lippold (Offenbach),
Dr. Klaus

Lischewski, Dr. Manfred
Lohmann (Lüdenscheid),

Wolfgang
Louven, Julius
Luther, Dr. Michael
Maaß (Wilhelmshaven),

Erich
Marschewski, Erwin
Mayer (Siegertsbrunn),

Dr. Martin
Meckelburg, Wolfgang
Meister, Dr. Michael
Merkel, Dr. Angela
Merz, Friedrich
Michelbach, Hans
Michels, Meinolf
Müller (Jena), Bernward
Müller (Kirchheim), Elmar
Müller, Dr. Gerd
Neumann (Bremen), Bernd
Nolte, Claudia
Nooke, Günter
Obermeier, Franz
Ost, Friedhelm
Oswald, Eduard
Otto (Erfurt), Norbert
Paziorek, Dr. Peter
Pfeifer, Anton
Pflüger, Dr. Friedbert
Philipp, Beatrix
Pofalla, Ronald
Polenz, Ruprecht
Pretzlaff, Marlies
Protzner, Dr. Bernd
Pützhofen, Dieter
Rachel, Thomas
Raidel, Hans
Ramsauer, Dr. Peter
Rauber, Helmut
Rauen, Peter
Reichard (Dresden), Christa
Reiche, Katherina
Reinhardt, Erika
Repnik, Hans-Peter
Riegert, Klaus
Riesenhuber, Dr. Heinz
Rönsch (Wiesbaden),

Hannelore
Röttgen, Norbert
Romer, Franz
Ronsöhr, Heinrich-Wilhelm
Rose, Dr. Klaus
Rossmanith, Kurt
Roth (Gießen), Adolf
Ruck, Dr. Christian
Rühe, Volker
Rüttgers, Dr. Jürgen
Schäfer, Anita
Schäuble, Dr. Wolfgang
Schauerte, Hartmut
Schemken, Heinz

Scherhag, Karl-Heinz
Scheu, Gerhard
Schindler, Norbert
Schlee, Dietmar
Schmidbauer, Bernd
Schmidt (Mühlheim),

Andreas
Schmidt (Fürth), Christian
Schmidt (Halsbrücke),

Dr.-Ing. Joachim
Schmitz (Baesweiler),

Hans Peter
Schmude von, Michael
Schnieber-Jastram, Birgit
Schockenhoff, Dr. Andreas
Scholz, Dr. Rupert
Schorlemer Freiherr von,

Reinhard
Schuchardt, Dr. Erika
Schütze (Berlin),

Diethard W.
Schulhoff, Wolfgang
Schwalbe, Clemens
Sebastian, Wilhelm-Josef
Seehofer, Horst
Seiffert, Heinz
Seiters, Rudolf
Siebert, Bernd
Siemann, Werner
Singhammer, Johannes
Sothmann, Bärbel
Späte, Margarete
Spranger, Carl-Dieter
Steinbach, Erika
Stetten Freiherr von,

Dr. Wolfgang
Störr-Ritter, Dorothea
Storm, Andreas
Straubinger, Max
Strobl, Thomas
Stübgen, Michael
Süssmuth, Dr. Rita
Tiemann, Dr. Susanne
Töpfer, Edeltraut
Uhl, Dr. Hans-Peter
Uldall, Gunnar
Vaatz, Arnold
Volquartz, Angelika
Voßhoff, Andrea
Waigel, Dr. Theodor
Weiß (Groß-Gerau), Gerald
Weiß (Emmendingen), Peter
Widmann-Mauz, Annette
Wiese (Ehingen), Heinz
Wilhelm (Mainz),

Hans-Otto
Willner, Gert
Willsch, Klaus-Peter
Wimmer (Neuss), Willy
Wissmann, Matthias
Wittlich, Werner
Wolf, Aribert
Wülfing, Elke
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Würzbach, Peter Kurt
Zeitlmann, Wolfgang
Zierer, Benno
Zöller, Wolfgang

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Altmann (Aurich), Gila
Beck (Bremen), Marieluise
Beck (Köln), Volker
Beer, Angelika
Berninger, Matthias
Buntenbach, Annelie
Deligöz, Ekin
Dückert, Dr. Thea
Eichstädt-Bohlig, Franziska
Eid, Dr. Uschi
Fell, Hans-Josef
Fischer (Berlin), Andrea
Fischer (Frankfurt), Joseph
Göring-Eckardt, Katrin
Grießhaber, Rita
Hermann, Winfried
Hermenau, Antje
Heyne, Kristin
Höfken, Uli
Hustedt, Michaele
Knoche, Monika
Köster-Loßack,

Dr. Angelika
Lemke, Steffi
Lippelt, Dr. Helmut
Loske, Dr. Reinhard
Metzger, Oswald

Müller (Köln), Kerstin
Müller (Kiel),

Klaus Wolfgang
Nachtwei, Winfried
Nickels, Christa
Özdemir, Cem
Probst, Simone
Roth (Augsburg), Claudia
Scheel, Christine
Schewe-Gerigk, Irmingard
Schlauch, Rezzo
Schmidt (Hitzhofen), Albert
Schulz (Leipzig), Werner
Simmert, Christian
Sterzing, Christian
Ströbele, Hans-Christian
Trittin, Jürgen
Vollmer, Dr. Antje
Volmer, Ludger
Voß, Sylvia Ingeborg
Wilhelm (Amberg), Helmut
Wolf (Frankfurt),

Margareta

F.D.P.
Braun (Augsburg),

Hildebrecht
Brüderle, Rainer
Burgbacher, Ernst
Essen van, Jörg
Flach, Ulrike
Friedhoff, Paul K.
Friedrich (Bayreuth), Horst
Funke, Rainer

Gerhardt, Dr. Wolfgang
Goldmann, Hans-Michael
Günther (Plauen), Joachim
Guttmacher, Dr. Karlheinz
Haupt, Klaus
Haussmann, Dr. Helmut
Heinrich, Ulrich
Hirche, Walter
Homburger, Birgit
Hoyer, Dr. Werner
Irmer, Ulrich
Kinkel, Dr. Klaus
Kolb, Dr. Heinrich L.
Kopp, Gudrun
Koppelin, Jürgen
Lenke, Ina
Leutheusser-

Schnarrenberger, Sabine
Niebel, Dirk
Nolting, Günter Friedrich
Otto (Frankfurt),

Hans-Joachim
Parr, Detlef
Pieper, Cornelia
Rexrodt, Dr. Günter
Schmidt-Jortzig, Dr. Edzard
Schüßler, Gerhard
Schwaetzer, Dr. Irmgard
Sehn, Marita
Solms, Dr. Hermann Otto
Stadler, Dr. Max
Thiele, Carl-Ludwig
Thomae, Dr. Dieter
Türk, Jürgen
Westerwelle, Dr. Guido

PDS

Balt, Monika
Böttcher, Maritta
Bulling-Schröter, Eva-Maria
Claus, Roland
Ehlert, Heidemarie
Fink, Dr. Heinrich
Fuchs, Dr. Ruth
Gebhardt, Fred
Gehrcke-Reymann,

Wolfgang
Grehn, Dr. Klaus
Gysi, Dr. Gregor
Höll, Dr. Barbara
Hübner, Carsten
Jelpke, Ulla
Jünger, Sabine
Jüttemann, Gerhard
Kenzler, Dr. Evelyn
Knake-Werner, Dr. Heidi
Kutzmutz, Rolf
Lippmann-Kasten, Heidi
Lötzer, Ursula
Lüth, Heidemarie
Luft, Dr. Christa
Marquardt, Angela
Naumann, Kersten
Neuhäuser, Rosel
Ostrowski, Christine
Rössel, Dr. Uwe-Jens
Schenk, Christina
Schur, Gustav-Adolf
Seifert, Dr. Ilja
Wolf, Dr. Winfried

Anlage 5

Zu Protokoll gegebene Reden

zum Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (§ 146)

(Tagesordnungspunkt 10)

Adolf Ostertag (SPD): Es sind wirklich neue Zeiten
angebrochen in Bonn nach dem Regierungswechsel.
Nicht nur die Regierungskoalition legt fleißig neue Ge-
setze vor; auch die PDS zeigt in diesen Wochen rege
Papieraktivitäten. Sie hat gleich eine ganze Reihe von
Gesetzentwürfen eingebracht, die darauf abzielen, in
wenigen Wochen die Schäden im Arbeitsförderungs-
recht wiedergutzumachen, für die die Regierung Kohl
16 Jahre gebraucht hat, um sie anzurichten.

Dies kann nicht gutgehen. Einige Korrekturen sind
keine neue Politik.

Der heute im Bundestag zu beratende Gesetzentwurf
soll die Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit bei Ar-
beitskämpfen wiederherstellen. Diese Neutralität ist oh-

ne Not 1986 durch die alte Bundesregierung verletzt
worden. Mit der damaligen Änderung des § 116 Arbeits-
förderungsgesetz ergriffen Kohl und Blüm offen Partei
für die Arbeitgeberseite. Ziel war die Schwächung der
Streikfähigkeit der Gewerkschaften und speziell der IG
Metall.

Entscheidend ist: Mit der Aufhebung der Chancen-
gleichheit der Tarifvertragsparteien bei Arbeitskämpfen
wurde zugleich die Tarifautonomie verletzt und damit
eines der tragenden Prinzipien unserer sozialen Demo-
kratie.

Dagegen hat sich die SPD sofort und mit aller Macht
gewehrt. Es waren die SPD-Bundestagsfraktion und so-
zialdemokratisch regierten Bundesländer, die gegen die
Aushöhlung des Streikrechts vor das Bundesverfas-
sungsgericht gezogen sind. Das Bundesverfassungsge-
richt hat 1995 ein markantes „Noch-Urteil“ gefällt: Der
Eingriff in die Tarifautonomie und die Schwächung der
Gewerkschaften seien nur soeben noch im Rahmen der
Verfassung gewesen, und bei der Ausgestaltung der Ta-
rifautonomie habe der Gesetzgeber einen Handlungs-
spielraum.
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Dies bedeutet dann aber auch, daß ein Eingriff zu-
gunsten der Gewerkschaften zulässig ist. Ich zitiere aus
den Leitsätzen des Urteils:

Treten in der Folge dieser Regelung strukturelle
Ungleichheiten der Tarifvertragsparteien auf, die
ein ausgewogenes Aushandeln der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen nicht mehr zulassen und
durch die Rechtsprechung nicht ausgeglichen wer-
den können, muß der Gesetzgeber Maßnahmen zur
Wahrung der Tarifautonomie treffen.

Es war die SPD, die in langen Oppositionszeiten wie-
derholt Gesetzesinitiativen zu einer Änderung des soge-
nannten Streikparagraphen unternommen hat. Und es
sind SPD und Grüne, die die Sicherung der Chancen-
gleichheit der Tarifvertragsparteien ausdrücklich in den
Koalitionsvertrag aufgenommen haben. Dafür stehen
wir auch gerade.

Die Sicherung der Chancengleichheit von Gewerk-
schaften und Arbeitgebern ist aber kein Selbstzweck, der
isoliert zu sehen ist. Sie gehört eingebettet in ein Ge-
samtkonzept gegen Massenarbeitslosigkeit und für mehr
soziale Gerechtigkeit. Dieses Konzept ist in der Koali-
tionsvereinbarung beschrieben und von Bundeskanzler
Gerhard Schröder in seiner Regierungserklärung von
diesem Rednerpult aus konkretisiert worden.

Unser Konzept ist auf vier Jahre angelegt, nicht auf
vier Monate. Das heißt, wir werden keine Schnellschüs-
se nach dem Motto abgeben: alles und alles sofort! Das
wäre unverantwortlich und würde unserem großen Ziel
schaden: der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen.

Nicht umsonst spricht Gerhard Schröder vom Be-
schäftigungsvorbehalt, unter den jede gesetzgeberische
Maßnahme gestellt ist. Vor jeder Gesetzgebung steht für
uns die Frage: Bringt diese oder jene Maßnahme mehr
Beschäftigung? Kann sie vorhandene Arbeitsplätze si-
chern?

Unter dieser Maßgabe werden wir in dieser Legisla-
turperiode die Koalitionsvereinbarung abarbeiten. Das
haben wir versprochen, und das werden wir einhalten.

Prioritäten und Zeitplanung lassen wir uns dabei nicht
von der Opposition vorgeben. Nicht nur viele Köche
verderben den Brei; er wird auch unbekömmlich, wenn
der Koch sich gleichzeitig an zu vielen Gerichten ver-
sucht.

Die PDS betreibt puren PR-Aktionismus, indem sie
die Schublade öffnet und Vorlagen aus der abgelaufenen
Legislaturperiode gleich im Bündel auf den Tisch des
Parlaments legt.

Die Wahrung der Tarifautonomie und der Schutz der
Arbeitnehmerrechte dürfen aber gerade nicht für die
parteipolitische Profilierung mißbraucht werden. Für
reinen Populismus sind diese Rechtsgüter zu wichtig.

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist übrigens auch
rechtlich zumindest fragwürdig. Die Entscheidung, ob
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit an indirekt von
Arbeitskämpfen betroffene Arbeitnehmer gezahlt wer-
den, soll an die Selbstverwaltung der Bundesanstalt de-

legiert werden. Dies dürfte rechtlich nicht zu machen
sein, weil hier Grundrechte betroffen sind. Wo die Tarif-
autonomie und das Eigentumsrecht berührt sind, da ist
der Gesetzgeber gefordert und nicht die Verwaltung.

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Lande
haben nach dem Regierungswechsel gemerkt: Die neue
Bundesregierung hat Wort gehalten hinsichtlich der
Wahlkampfversprechen beim Kündigungsschutz, bei der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, bei der Rücknahme
der Rentenkürzungen und auch bei den Sofortmaßnah-
men im Steuerrecht und in der Gesundheitspolitik.

Das sogenannte 100-Tage-Programm ist annähernd
abgearbeitet. Wir werden ebenfalls Wort halten, was die
Erledigung der in der Koalitionsvereinbarung aufge-
führten übrigen Vorhaben angeht.

Als nächstes wird der bereits vorliegende Entwurf der
Bundesregierung zur Neuregelung der geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisse hier im Plenum beraten.

Dann werden wir zum 1. April eine erste Änderung
bei der Arbeitsförderung vornehmen. Wir werden die
Anrechnung von Entlassungsabfindungen beim Ar-
beitslosengeld arbeitnehmerfreundlicher neu regeln.
Hier hatte die alte Bundestagsmehrheit gravierende
Nachteile für gekündigte Arbeitnehmer beschlossen, die
ohne unser Eingreifen zum 1. April 1999 in Kraft treten
würden. Ein wahrlich schlechter Aprilscherz, den wir zu
verhindern wissen.

Genau zwei Jahre, nachdem die alte Bundesregierung
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit dem so-
genannten Arbeitsförderungs-Reformgesetz ein faules
Osterei ins Nest gelegt hat, steuert die neue Regierung
wieder auf Gerechtigkeitskurs. Noch in diesem Frühjahr
werden wir ein Vorschaltgesetz zur Novellierung des
Arbeitsförderungsrechts vorlegen. Das bringt eine Reihe
ganz konkreter, wenn auch kleinerer Verbesserungen für
Arbeitslose und Arbeitnehmer.

Im nächsten Jahr steht dann die grundlegende Reform
der Arbeitsförderung an, und in diesem Zusammenhang
wird auch die Frage einer Novellierung des „Streikpara-
graphen“ eine Rolle spielen.

Darüber hinaus – und das wird die Gewerkschaften
besonders interessieren – kommt auch die Frage der Ein-
führung eines Klagerechts für die Tarifvertragsparteien
auf den Tisch. Das gehört zur Sicherung der Chancen-
gleichheit unabdingbar hinzu.

Soviel zur Zeit- und Prioritätsschiene in der Arbeits-
marktpolitik. Daneben dürfen wir nicht vergessen, daß
parallel zu unseren Gesetzgebungsvorhaben die Gesprä-
che zum Bündnis für Arbeit und Ausbildung laufen. So-
bald es in den Bündnisgesprächen zu Einigungen
kommt, werden wir die notwendig werdenden gesetzli-
chen Änderungen vornehmen.

Unser Konzept zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
ist also zweigleisig: Erledigung der Vorhaben in der Ko-
alitionsvereinbarung und Umsetzung der Ergebnisse des
Bündnisses für Arbeit und Ausbildung.

Der Auftakt bei den Bündnisgesprächen hat Mut und
Hoffnung gemacht. Das zugrundeliegende Prinzip ist,
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im Konsens zwischen Tarifvertragsparteien und Staat zu
konkreten Problemlösungen zu finden. Dies ist schwie-
rig, wie das Beispiel Entlassungsabfindungen gezeigt
hat, aber es ist nicht unmöglich.

Bei allem Konsensstreben im Sinne der gemeinsamen
Aufgabe der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit muß aber
auch klar sein: Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts ist kein Freibrief, alles zu lassen, wie es ist, son-
dern es ist ein Auftrag an den Gesetzgeber, sehr genau
zu prüfen, ob die Kräfteparität der Tarifvertragsparteien
gewahrt ist. Wenn die Streikfähigkeit der Gewerkschaf-
ten infolge des „Streikparagraphen“ nicht mehr gegeben
ist, muß der Gesetzgeber eingreifen. Eine Verletzung der
Chancengleichheit im Arbeitskampf werden wir nicht
hinnehmen.

Ich stimme ausdrücklich dem Bundesarbeitsgericht
zu, das festgestellt hat: „Tarifverhandlungen ohne das
Recht zum Streik sind nichts anderes als kollektives
Betteln.“

Das Recht zum Streik macht aber nur Sinn, wenn
auch die Fähigkeit zum Streik besteht.

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben mit
ihrer Wahlentscheidung am 28. September 1998 den
Regierungswechsel entscheidend bewirkt. Ihr Vertrauen
zu rechtfertigen ist unsere Verpflichtung.

Die Interessen der Arbeitnehmerschaft waren schon
immer bei der SPD in den richtigen Händen. Das bleibt
auch in Zukunft so.

Heinz Schemken (CDU/CSU): Die CDU-geführte
Bundesregierung hat mit dem Arbeitsförderungs-
Reformgesetz im § 146 SGB III die alte Regelung des
sogenannten Streikparagraphen § 116 AFG im wesent-
lichen übernommen.

Danach ist die Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeits-
kämpfen zur Neutralität verpflichtet. Durch die Gewäh-
rung von Arbeitslosengeld darf daher nicht in die Ar-
beitskämpfe eingegriffen werden. Gleiches gilt für den
praktisch häufigeren Fall der Gewährung von Kurzar-
beitergeld. Das Arbeitslosengeld ruht deshalb für Ar-
beitnehmer, die infolge eines Arbeitskampfes arbeitslos
werden, wenn sie selbst streiken oder ausgesperrt sind.
Die unmittelbare Betroffenheit am Streik ist maßgeblich.

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht ferner bei
allen mittelbar vom Arbeitskampf betroffenen Arbeit-
nehmern wenn die geforderten der erkämpften Arbeits-
bedingungen nach Abschluß eines entsprechenden Tarif-
vertrages für sie persönlich in Betracht kommen und der
Betrieb, in dem sie zuletzt beschäftigt waren, dem räum-
lichen und fachlichen Geltungsbereich des umkämpften
Tarifvertrages zuzuordnen ist oder allein dem fachlichen
Geltungsbereich des umkämpften Tarifvertrages zuzuord-
nen ist, aber der Arbeitskampf stellvertretend auch für
ihre Arbeitsbedingungen durchgeführt wird.

Das Gesetz geht davon aus, daß dies nur dann der
Fall ist, wenn im Tarifbezirk des mittelbar betroffenen
Arbeitnehmers eine Tarifforderung erhoben worden ist,
diese erhobene Forderung einer Hauptforderung des Ar-

beitskampfes nach Art und Umfang gleich ist, ohne mit
ihr übereinstimmen zu müssen, und das Arbeitskampf-
ergebnis aller Voraussicht nach im Tarifbezirk des mit-
telbar betroffenen Arbeitnehmers im wesentlichen über-
nommen wird. Die Entscheidung hierüber trifft der Neu-
tralitätsausschuß der Bundesanstalt für Arbeit, dem die
Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Vorstand
der Bundesanstalt sowie deren Präsident angehören.

Diese Vorschrift des § 146 SGB III bzw. des § 116
AFG hat insbesondere durch den Arbeitskampf in der
Metallindustrie Aktualität erlangt, beispielsweise in der
Zulieferindustrie für die großen Automobilwerke zu-
nächst 1984, als es um die Einführung der 35-Stunden-
Woche ging, später noch einmal, als 1995 die Klage ge-
gen den § 116 AFG vor dem Bundesverfassungsgericht
scheiterte. Insgesamt ist aber festzustellen, daß sich die
jetzige Regelung des § 146 SGB III bewährt hat.

Nunmehr beabsichtigt die PDS mit ihrem Gesetzent-
wurf, das „Rad der Geschichte zurückzudrehen“ und den
Zustand vor 1986 wiederherzustellen.

Zum einen wird damit argumentiert, daß das ILO-
Abkommen Nr. 102, dem Deutschland 1957 beigetreten
ist, nur einen Leistungsausschluß bei unmittelbarer
Streikteilnahme zulasse. Dem ist entgegenzuhalten, daß
es in den fünfziger Jahren Produktionsverflechtungen
von ganzen Industriezweigen wie in der heutigen Form
noch nicht gegeben hat und es daher abwegig ist, sich
auf eine offensichtlich veraltete und überholte Regelung
des ILO-Abkommens zu berufen.

Zum anderen wird beklagt, daß bei der „technischen
Verflechtung von Produktionslinien“ keine klare Ab-
grenzung darüber bestehe, ob ein Arbeitnehmer bei ei-
nem Streik unmittelbar, mittelbar oder nur durch die
Folgen des Arbeitskampfes arbeitslos würde. Hier eine
eindeutige Trennlinie zu schaffen geht jedoch an der
Wirklichkeit der industriellen Verzahnungen und Ab-
hängigkeiten völlig vorbei. Hier will die PDS eine will-
kürliche Streikerleichterung zugunsten der Gewerk-
schaften erreichen, die dem sozialen Frieden schadet
und zu einem Ungleichgewicht zwischen den Tarifpart-
nern führt.

Auch zuletzt die Kostenfrage ist für den PDS-
Gesetzentwurf entlarvend: Der Haushalt der Bundesan-
stalt für Arbeit würde mit nicht bezifferbaren Mehraus-
gaben für Arbeitslosengeld und Kurzarbeitergeld bela-
stet, und zwar als Verschiebebahnhof von der Sozialhil-
fe zur BfA und dazu noch mit erheblichen Zusatzkosten.

Der Gesetzentwurf ist aus den genannten Gründen
abzulehnen. Wir werden noch Gelegenheit haben, in Be-
ratungen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung
eingehend darüber zu diskutieren.

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Der Antrag, der heute hier eingebracht wird, greift ein
wichtiges gewerkschaftliches Anliegen auf, das wir tei-
len. Wir haben, genau wie die SPD, hierzu in der vori-
gen Legislaturperiode selbst einen Gesetzentwurf vor-
gelegt. Zwischen den Regierungsfraktionen gibt es die
klare Vereinbarung, den Mißstand „kalte Aussperrung“
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zu beseitigen. Das ist einer der konkreten Punkte, die
sich hinter der recht allgemeinen Formulierung des
Koalitionsvertrags verbergen: „die Chancengleichheit
der Tarifvertragsparteien sichern“.

Eben diese Chancengleichheit gibt es im Moment
nämlich nicht. In Arbeitskampfsituationen sind vielmehr
die Gewerkschaften durch die jetzige Fassung des § 146
SGB III, des früheren 116 AFG, strukturell benachtei-
ligt. Angeblich wollte die alte Bundesregierung die
Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit herstellen – eine
Gesetzesänderung, gegen die die Gewerkschaften da-
mals laut und nachdrücklich protestiert haben, zu Recht.
Denn statt vorgeblicher Neutralität war das Ergebnis im
Gegenteil eine strukturelle Schwächung der Gewerk-
schaften und damit eine weitere Störung des empfindli-
chen Gleichgewichts zwischen den Tarifparteien. Genau
dieses Gleichgewicht der „Kampfmittel“ ist aber unab-
dingbare Voraussetzung der Funktionsfähigkeit der Ta-
rifautonomie.

Nun fällt es mir schwer, hier in der Bundesrepublik
von einem „Gleichgewicht“ zwischen den Tarifparteien
zu sprechen, schließlich ist hier – im Unterschied zu den
meisten europäischen Ländern – die Aussperrung leider
nicht verboten, obwohl dies eine demokratische Selbst-
verständlichkeit sein sollte. Damit haben die Gewerk-
schaften sowieso einen gravierenden Nachteil. Es macht
den augenblicklichen Zustand noch absurder, auf dieses
Ungleichgewicht noch eins draufzusetzen, mit der jetzi-
gen Rechtslage die kalte Aussperrung zu ermöglichen
und dann auch noch so zu tun, als würde damit die Pa-
rität im Arbeitskampf wiederhergestellt. Das Gegenteil
ist der Fall.

„Kalte Aussperrung“ ist im Klartext schlichte Erpres-
sung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Mit ihr
können die Arbeitgeber beliebig manipulieren, zum Bei-
spiel durch heiße Aussperrung, oder durch zu knappe
Lagerhaltung, oder sie behaupten einfach, Lieferanten
seien ausgefallen.

Ich will das an einem recherchierten Beispiel aus dem
Jahr 1984 deutlich machen; an dieser Systematik hat
sich leider nichts geändert. Damals teilte BMW seinem
Getriebezulieferer in Ludwigsburg mit, daß er nicht
mehr zu liefern brauche. Dessen Geschäftsführung
schrieb ihrem Betriebsrat, daß BMW nichts mehr ab-
nehme. BMW wiederum informierte seinen Betriebsrat,
der Lieferant sei ausgefallen. Folge: kalte Aussperrung
bei BMW und bei dem Zulieferer.

Für die Gewerkschaften bedeutet diese Praxis eine
enorme Schwächung ihrer Position. Im schon erwähnten
Tarifkonflikt waren 52 500 Metall-Arbeitnehmerinnen
und -Arbeitnehmer im Ausstand: 542 000 Beschäftigte
wurden ausgesperrt. Hätte die IG Metall auch noch an
die damals 372 000 kalt Ausgesperrten unter ihnen ge-
zahlt, hätte sie zusätzlich 850 Millionen DM ausgeben
müssen. Wer will da ernsthaft noch von – ohnehin frag-
würdiger – „Waffengleichheit“ reden?

Die Ausweitung von Lean production und „just in
time“-Produktion erschwert durch die damit zusammen-
hängende Auslagerung von Produktionsstufen und deren
räumliche Entfernung strukturell die Möglichkeiten

kollektiver Interessenwahrnehmung der Arbeitnehme-
rinnen bzw. Arbeitnehmer. Wenn darüber hinaus die in
einer solchen eng verflochtenen Produktionsweise kaum
auszuschließenden Fernwirkungen eines Arbeitskampfes
ausschließlich der Arbeitnehmerinnen- bzw. Arbeitneh-
merseite angelastet werden, ist dies eine doppelte Be-
nachteiligung eines Tarifpartners.

Wir müssen und werden hier aktiv werden, um die
Chancengleichheit der Tarifparteien wieder herzustellen.
Allerdings macht jede Befassung mit einem konkreten
Text für einen Gesetzentwurf deutlich: Hier steckt der
Teufel im Detail, der Rückgriff auf alte Gesetzesformu-
lierungen ist nicht tragfähig, weil auch hier zum Teil un-
eindeutige Formulierungen eindeutig gefaßt werden
müssen. Da dieser Paragraph aber mit Sicherheit zu
einem der gesellschaftlich umstrittensten gehören wird,
sollten wir die Gesetzgebung sehr sorgfältig vorbereiten.
Die Zeit dafür werden wir uns nehmen.

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Wer es mit der Tarif-
autonomie ernst nimmt, muß dafür sorgen, daß sie auch
funktioniert, funktionieren kann. Dazu gehört aus Sicht
des Gesetzgebers, für gesetzliche Rahmenbedingungen
zu sorgen, die weder die eine noch die andere Seite be-
günstigen.

Der Bundestag hat vor diesem Hintergrund 1996 den
§ 146 SGB III – damals noch § 116 AFG –, um den es
hier geht, geändert, um eine tatsächliche Waffengleich-
heit zwischen den Tarifparteien herzustellen, die damals
nicht mehr gegeben war.

Diejenigen, die hierin eine Strategie zur Beeinträchti-
gung der Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaften
sehen, so wie die PDS mit diesem Antrag oder auch die
jetzige Regierungskoalition mit ihren – damals noch ge-
trennten – Anträgen zu dieser Thematik in der vergan-
genen Legislaturperiode, verstehen grundlegende Zu-
sammenhänge in einer arbeitsteilig arbeitenden Volks-
wirtschaft nicht – oder sie wollen sie nicht verstehen.

Deswegen nochmal zum Mitdenken: Bei dem § 146
SGB III geht es darum, daß die Bundesanstalt für Arbeit
nicht durch die Zahlung eines Arbeitslosengeldes in die
Arbeitskämpfe der Tarifparteien eingreifen darf. Und
das ist hier im Haus wohl unstrittig. Zumindest steht es
so auch im Antrag der PDS.

Problematisch und kontrovers wird es dann, wenn die
Frage gestellt wird, wann ein Arbeitnehmer am Arbeits-
kampf beteiligt ist. Hier scheiden sich die Geister.

Ständig reden wir hier im Bundestag davon, daß die
Welt der Wirtschaft immer komplexer wird. Die Globa-
lisierung schreitet unaufhaltsam voran, und die nationale
aber auch die internationale Arbeitsteilung nimmt stän-
dig zu. Bedingt durch moderne Methoden der Produk-
tion – ich nenne ihnen als Beispiel hier nur Just-in-time –
ist es möglich, durch einzelne kleine Streikmaßnahmen
eine große, oft bundesweite und darüber hinausgehende
Wirkung zu erzielen. Somit können auch Arbeitnehmer
außerhalb des Tarifgebietes vom Arbeitskampf mittelbar
betroffen sein. Diese sollen nun, so die PDS, einen An-
spruch auf Arbeitslosengeld haben.
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Wir wollen das nicht, weil gerade dies das Gegenteil
des Neutralitätsgebotes des § 146 Abs. 1 Satz 1 wäre. Es
ist ja aus der Sicht der Gewerkschaften nachvollziehbar,
wenn sie sich mit Blick auf ihre Streikkasse bei einer
Tarifauseinandersetzung etwa im Bereich Metall darauf
beschränken wollen, eine kleine, unter Umständen ver-
hältnismäßig unscheinbare Firma mit, sagen wir: 100
Beschäftigten zu bestreiken, wohl wissend, daß dies
reicht, um einen ganzen Automobilkonzern einschließ-
lich dessen Zulieferer lahmzulegen.

Die dortigen Arbeitnehmer sind am Streik oder an
Aussperrungsmaßnahmen zwar nicht beteiligt, sie profi-
tieren aber nach aller Erfahrung vom Verhandlungser-
gebnis, wenn nach einem Pilotabschluß dann Tarifgebiet
um Tarifgebiet die gefundenen Regelungen übernimmt.
Und weil dies so ist, darf der Gesetzgeber davor nicht
die Augen verschließen. Deswegen ist mit gutem Grund
in Absatz 3 unter den einschlägigen Bedingungen der
Anspruch auf Arbeitslosengeld ausgeschlossen worden.

Wir wollen starke Gewerkschaften, wir brauchen
starke Gewerkschaften. Sie garantieren das Funktionie-
ren der Tarifautonomie. Aber übermächtige Gewerk-
schaften, die – unter Inanspruchnahme der Kassen der
Bundesanstalt für Arbeit – überhöhte Abschlüsse durch-
setzen, schaden auf Sicht letztlich allen: den Unterneh-
men der betroffenen Branche, den dort Beschäftigten
Arbeitnehmern und schließlich denen, die wegen dieser
Abschlüsse keine Perspektive haben, wieder einen neuen
Arbeitsplatz zu finden. Deswegen ist die aktuelle Rege-
lung des § 116 SGB III vernünftig, und deswegen werden
wir einer Änderung dieser Regelung nicht zustimmen.

Heidi Knake-Werner (PDS): Die PDS legt heute ei-
nen Gesetzentwurf vor zur Wiederherstellung des vollen
Streikrechts der Gewerkschaften. Kaum eine arbeits-
rechtliche Verschlechterung der Regierung Kohl hat
die Republik in den vergangenen eineinhalb Jahrzehnten
so stark bewegt, wie die 1986 beschlossene Änderung
des § 116 im damaligen AFG.

Ich erinnere noch mal: Die IG Metall und andere
Gewerkschaften reagierten auf diese Einschränkung des
Streikrechts mit Großdemonstrationen und monatelan-
gen Kampagnen. Mehrfach versuchten SPD, Bündnis-
grüne und PDS in diesem Parlament, die alte Rechtslage
wieder herzustellen. Das gleiche Ziel verfolgten mehrere
Bundesländer mit Anträgen im Bundesrat.

Gleichzeitig gingen 202 SPD-Abgeordnete und vier
von der SPD geführte Bundesländer vor das Bundesver-
fassungsgericht, um die Aushöhlung des Streikrechts
dort prüfen zu lassen.

Es mangelt also nicht an Gründen für unseren Antrag,
die Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit wieder her-
zustellen und die Kampfparität zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften zu sichern. Ja, die anstehende
Tarifauseinandersetzung in der Metall- und Elektroindu-
strie – wahrscheinlich eine der härtesten in diesem Jahr-
zehnt – macht es überaus deutlich, daß ohne eine Wie-
derherstellung des bis 1986 geltenden Arbeitskampf-
rechts die Gewerkschaften nur schwer in der Lage sein
werden, die Lohneinbußen der vergangenen Jahre aus-

zugleichen. Und sie werden auch kaum fähig sein, die
von dieser Regierung für notwendig befundene Steige-
rung der Binnenkaufkraft durchzusetzen.

Die Bundeszentrale darf nicht in Tarifauseinanderset-
zungen eingreifen: Kein Kurzarbeitergeld erhalten da-
nach alle direkt am Streik Beteiligten (und Ausgesperr-
ten). Innerhalb eines Tarifgebietes mittelbar Betroffene
– Fernwirkung – bekommen jetzt auch nichts. Dies soll
sich wieder ändern.

Um so erstaunlicher finde ich es, daß sich die Besei-
tigung des Antistreikparagraphen weder unter den ar-
beitsrechtlichen Korrekturgesetzen dieser Bundesregie-
rung noch in der Koalitionsvereinbarung finden läßt. Ist
es Absicht oder Vergeßlichkeit, wollen Sie es nicht mehr
wissen oder können Sie sich nicht daran erinnern, daß
Sie den Gewerkschaften ein Jahrzehnt lang versprochen
haben, den Antistreikparagraphen zu beseitigen – falls
Sie die Regierung übernehmen?

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Juli
1995 mindert sie nicht, jedenfalls ist es kein Grund, von
diesem Versprechen abzurücken. Im Gegenteil. Das Ge-
richt hatte seinerzeit ausdrücklich festgestellt, daß die
Verwehrung von Kurzarbeitergeld die Handlungsfähig-
keit der Gewerkschaften einschränkt. Das einzige, was
das Gericht davon abgehalten hatte, die Klage der SPD-
Abgeordneten und der vier sozialdemokratischen Bun-
desländer abzuweisen, war die schlichte Feststellung,
daß – ich zitiere aus dem Urteil – sich „eine verfas-
sungswidrige Störung der Funktionsfähigkeit der Tarif-
autonomie noch nicht feststellen“ lasse. Und weiter:
„Sollte dies eintreten, wäre der Gesetzgeber aufgefor-
dert, entsprechende Maßnahmen zur Wahrung der Tarif-
autonomie zu treffen.“

Der Kollege Scharping hatte dies denn auch folge-
richtig als Teilerfolg gefeiert. Von der IG Metall bis zur
SPD-Bundestagsfraktion waren sich damals alle einig,
daß eine von der SPD geführte Bundesregierung im Sin-
ne dieses Urteils handeln und die Einschränkung des
Streikrechts aufheben werde.

Vor fast genau fünf Jahren gab der Kollege Ostertag
in diesem Hause für seine Fraktion folgendes zu Proto-
koll:

Es ist ein Gebot des sozialistischen Anstandes, daß
die Sicherung der Tarifautonomie und die Neutra-
lität der Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeitskämp-
fen per Gesetz wiederhergestellt werden müssen.
Dies haben wir Sozialdemokraten nach 1986 immer
wieder gefordert …

Und weiter:

Die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung
wird nach der Wahl ’94 in einem sozialpolitischen
Sofortprogramm für die ersten 100 Tage den § 116
AFG entsprechend ändern und damit die Chancen-
gleichheit wiederherstellen. Diese Korrektur gehört
zu einer glaubwürdigen sozialdemokratischen Poli-
tik.

Nun denn: 1994 hat es nicht gereicht, jetzt aber reicht
es. Heute haben Sie Gelegenheit, die Glaubwürdigkeit
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sozialdemokratischer Politik unter Beweis zu stellen.
Geben Sie den zahllosen Metallern, die in den nächsten
Tagen mit Warnstreiks in die Tarifauseinandersetzung
gehen werden, die Gewißheit, daß sie am 27. September
nicht nur eine neue Regierung, sondern auch eine neue
Politik gewählt haben. Lösen Sie Ihr Versprechen ein,
sichern Sie die Tarifautonomie und die Neutralität der
Bundesanstalt für Arbeit.

Anlage 6

Amtliche Mitteilungen

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu der
nachstehenden Vorlage absieht:

Auswärtiger Ausschuß

– Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Nordat-
lantischen Versammlung
über die Frühjahrstagung der Nordatlantischen Ver-
sammlung vom 22. bis 26. Mai 1998 in Barcelona
– Drucksachen 13/11431, 14/69 Nr. 1.15 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der West-
europäischen Union für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezem-
ber 1997
– Drucksachen 13/11444, 14/69 Nr. 1.17 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der West-
europäischen Union für die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni
1998
– Drucksachen 13/11463, 14/69 Nr. 1.19 –

– Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union
über die Tagung der Versammlung vom 18. bis 20. Mai
1998 in Paris
– Drucksachen 14/12, 14/69 Nr. 1.22 –

Haushaltsausschuß
– Unterrichtung durch die Präsidentin des Bundesrechnungs-

hofes als Vorsitzende des Bundesschuldenausschusses
Bericht des Bundesschuldenausschusses über seine Tätig-
keit sowie die Verwaltung der Bundesschuld im Jahre 1997
– Drucksachen 13/11223, 14/69 Nr. 1.4 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 10 02 Titel 683 06 –
Zuweisungen nach dem Gesetz über die Verwendung von
Gasöl durch Betriebe der Landwirtschaft –
– Drucksachen 13/11251, 14/69 Nr. 1.23 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 10 04 Titel 682 04
– Von der EU nicht übernommene Marktordnungsausga-
ben – bis zur Höhe von 43 077 TDM
– Drucksachen 13/11298, 14/69 Nr. 1.24 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Überplanmäßige Ausgabe bis zur Höhe von 44 500 000 DM
bei Kapitel 14 04 – Bundeswehrverwaltung und Rechts-
pflege sowie Personalausgaben für das Zivilpersonal bei
den Kommandobehörden, Truppen usw. – Titel 646 01 –
Erstattung an die Versorgungsanstalt des Bundes und der
Länder (VBL) einschließlich Verwaltungskostenzuschlag
und an die Bundesanstalt für Arbeit sowie Abfindungen –
– Drucksachen 13/11327, 14/69 Nr. 1.25 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bundeshaushalt 1998;
Einwilligung in eine üpl. Ausgabe und eine üpl. Verpflich-
tungsermächtigung (VE) bei Kapitel 11 12 Titel 893 01 –
Erstattung der Kosten für Strukturanpassungsmaßnahme
nach den §§ 272 ff. SGB III –
– Drucksachen 13/11340, 14/69 Nr. 1.27 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 12 14 Titel 686 05 –
Beitrag für die Europäische Weltraumagentur (ESA) für
die Technologie-Programme MSG und METOP-1 –
– Drucksachen 13/11465, 14/69 Nr. 1.29 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 25 02 Titel 893 01 –
Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz –
– Drucksachen 13/11467, 14/69 Nr. 1.30 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 25 02 Titel 642 01
– Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz –
– Drucksachen 14/175, 14/187 Nr. 2 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 50 Mio. DM bei
Kapitel 30 02 Titel 683 15 – Indirekte Förderung der For-
schungszusammenarbeit und Unternehmensgründungen –
– Drucksachen 13/11445, 14/69 Nr. 1.28 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Haushaltsführung 1998;
Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 11 13 Titel 656 03
– Beteiligung des Bundes in der knappschaftlichen Renten-
versicherung –
– Drucksachen 14/52, 14/69 Nr. 1.31 –

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Überplanmäßige Ausgaben bei Kapitel 30 04 Titelgrup-
pe 31 – Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)
– Drucksachen 14/93, 14/187 Nr. 1 –


